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L iebe Leserin, lieber Leser,

mit den Worten »Für einen kaum messb aren Nutzen
wurden fund amentale Grund sätze aufgegeb en . D a-
her wäre es ein fataler Fehler, sich ange sichts der
Entscheidung de s Plenums damit zu trö sten, d ass
der B erg gekreißt, ab er nur eine Mau s geb oren hat«
b eendete der Reinhard Gaier sein Minderheitenvo-
tum gegen die erstmals Bunde swehreinsätze im In-
nern erlaub ende Entscheiung de s Bundesverfas-
sungsgerichts vom Sommer. Er ist ab er leider der
einsame Rufer in der Wü ste des ge samten Gerichts .
D enn zum erst Mal gab es eine Plenumsentscheiung,
b eide Senate hab en die Entscheidung zusammen ge-
fällt, alle 1 5 anderen »VerfassungshüterInnen« außer
dem Richter Gaier tragen den B eschlu ss .

Wolfram Wette b ezeichnet ihn sehr zutreffend
als Tabubruch . Ab er er liegt in der Tradition und
Tendenz des Verfassungsgerichts . D enn schon im-
mer, wenn es ums Militär ging, galten die friedlichen
und freiheitlichen Prinzipien der Verfassung nicht
viel . D as war b ei Kriegsdienstverweigerung und
Wehrpflicht so , und so war e s auch b ei der 1 9 9 4 er
Entscheidung, die d as Tor zu weltweiten Bunde s-
wehreinsätzen aufstieß . Nun also nicht nur üb erall
im Au sland , sondern auch hier im Inland . »Natür-
lich« unter ganz strengen Voraussetzungen und nur
im Au snahmefall . Ab er man kann sich schon fragen,
warum eine solche Entscheidung in Zeiten fällt, in
denen die Schere zwischen arm und reich immer
weiter auseinander geht, in denen es zunehmend
mehr Arme b ei uns gibt. Was , wenn die die unge-
rechten Verhältnisse einmal nicht mehr still und lei-
se erdulden wollen . . . ?

Auch üb er ein andere Verfassungsorgan lässt
sich nichts Gute s b erichten . Pfarrer Gauck segnet
die Soldaten und b etreibt Militär- und Kriegsprop a-
gand a − ein Feldprediger im Präsidentenamt. Seine
Antrittsrede b ei der Truppe ist zu sammen mit zwei
darauf reagierenden offenen Briefen in die sem Heft
nachzulesen. Zusammen mit vielen weiteren sp an-
nenden B eiträgen in die sem »gewichtigen« Heft. Ich
bitte herzlich um Entschuldigung, d ass e s auch in
diesem Jahr wieder ein Dreifachheft zum Jahres-
schlu ss gibt. E s kann nur b e sser werden. Und das
wird es wohl auch − im nächstenJahr können wir auf
der verwaltungstechnischen Seite etwas umstellen,
was für mich erhebliche Entlastung b edeutet und
mir mehr Zeit für die Red aktionsarb eit gibt.

In die sem Sinne wünsche ich uns allen ein gute s ,
erfolgreiches und vor allem friedliches Jahr 2 0 1 3 .

Stefan K. Ph ilipp
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arlsruhe erlaubt Bunde swehreinsatz im
Innern« meldete der B erliner »Tagesspie-

gel« am 1 7. Augu st 2 0 1 2 .
1 )

D ie »Frankfurter Allge-
meine Zeitung« titelte no ch genauer: »Karlsruhe
erlaubt Einsatz militärischer Kampfmittel in In-
land« .

2 )

Unter ähnlichen Üb erschriften informier-
ten die üb erregionalen und regionalen Zeitungen
in D eutschland ihre Le ser üb er eine Aufsehen er-
regende Entscheidung de s Bundesverfassungsge-
richts in Karlsruhe . Sie war b ereits am 3 . Juli 2 0 1 2
gefallen, wurde der deutschen Öffentlichkeit j e-
do ch erst durch eine Pre ssemitteilung des Ge-
richts vom 1 7. Augu st b ekannt − mitten im Som-
merlo ch, zur Hauptferienzeit, unter dem D ach der
alle Aufmerksamkeit ab sorbierenden Finanzkri-
se .

3 )

Am 2 4 . Augu st 2 0 1 2 veröffentlichte das Ge-
richt auch den Wortlaut der Entscheidung .

4)

In früheren Phasen der Ge schichte der Bun-
de srepublik lö ste das umstrittene Thema »Militär-
einsatz im Innern« , wenn es aus irgendeinem aktu-
ellen Anlass wieder einmal in die öffentliche D e-
b atte geriet, j eweils einen Aufschrei der Empö-
rung au s .

5 )

Jetzt ab er, im Sommer 2 0 1 2 , blieb es
merkwürdig ruhig . Die meisten Medien b erichte-
ten kurz üb er das Urteil und üb er einige Politiker-
kommentare , um sich dann neuen Themen zuzu-
wenden . Meine Wahrnehmung de s Vorgangs war
deckungsgleich mit j ener der Schriftstellerin und
Juristin Juli Zeh . Sie schrieb : »Ab er der Aufschrei
blieb au s . Ein bisschen pflichtschuldige B ericht-
erstattung und leise s Gemecker. Regierung und
Oppo sition verbuchen das Urteil als Erfolg . Man
geht zur Tage sordnung üb er. Drei Tage sp äter
scheint die Angelegenheit verge ssen . «

6)

Wolfram Wette

Ein Tabubruch: Die Erlaubnis zum
Einsatz der Bundeswehr im Innern
Anmerkungen zu der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 3 . Juli 2 01 2

1 ) Karlsruhe erlaub t Bunde swehreinsatz im Inland [ nach B erichten
von dp a/dapd ] . In : D er Tagesspiegel 1 7. Augu st 2 0 1 2 . Siehe :

http ://www. tage sspiegel . de/p olitik/bunde sverfassungsgericht-
karlsruhe-erlaubt-bundeswehreinsatz-im-inland/70 1 2 3 5 8 . html

2 ) FAZ 1 8 . Augu st 2 0 1 2 , S . 1 .

3) Bundesverfassungsgericht, Presse stelle . Pressemitteilung Nr.
6 3/2 0 1 2 vom 1 7. August 2 0 1 2 . B e schluss vom 3 . Juli 2 0 1 2 2 PBvU
1 / 1 1 : Plenarentscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Einsatz der Streitkräfte im Innern (»Luftsicherheitsgesetz«) .

4) Bundesverfassungsgericht. Entscheidungen − 2 PBvU 1 / 1 1 vom 3 .
Juli 2 0 1 2 . Text in : http ://www. bverfg . de/entscheidun-
gen/up 2 0 1 2 070 3 _2 pbvu0 0 0 1 1 1 .html

5 ) Vgl . den Gastb eitrag : B ei der Trennung von Polizei und Militär soll
es bleib en . Wolfram Wette kritisiert die B e strebungen Schäuble s ,
die Bunde swehr im Innern des Lande s einzusetzen . In: B adische
Zeitung, 1 1 . Janu ar 2 0 07, S . 4 ; ders . , Militarisierung der Innenp oli-
tik. In : O ssietzky. Zweiwo chenschrift für Politik, Kultur, Wirt-
schaft. 1 0 . Jg . , Nr. 2 , 2 7. Januar 2 0 07, S . 4 0-4 2 .

6) Juli Zeh : Die Richter, die S oldaten und die Angst. Karlsruhe hat
den Einsatz der Bundeswehr im Innern erlaubt. D as Urteil bricht

Immerhin gab e s einige wenige kritische Jour-
nalisten, die − das muss zu ihrer Ehrenrettung fe st-
gehalten werden − die Tragweite der hö chstrich-
terlichen Entscheidung sogleich erkannten und
Alarm schlugen . Herib ert Prantl, der Innenpoliti-
ker der » Süddeutschen Zeitung« , kommentierte
mit Aufsehen erregender Schärfe : »Ein Katastro-
phen-B e schluss« .

7)

Mit seiner » selb stherrlichen
Entscheidung« hab e das Bundesverfassungsge-
richt, was ihm üb erhaupt nicht zu stehe , die Ver-
fassung geändert. »D as ist ein einmaliger, ein uner-
hörter Vorgang in der Ge schichte der Bunde sre-
publik und ihre s Verfassungsgerichts . « Karlsruhe
hab e ohne Not mit der bundesrepublikanischen
Tradition gebro chen, die lautete : »Kein Bunde s-
wehreinsatz im Innern ! «

Ähnlich argumentierte Christian B ommariu s
im Leitartikel der »Frankfurter Rundschau« : Mit
seiner Entscheidung zum b ewaffneten Einsatz
der Bundeswehr im Inland widerspreche das Ge-
richt nicht nur dem Wortlaut der Verfassung, es
üb erschreite auch dramatisch seine Kompeten-
zen .

8)

Einer der b e sten demokratischen Traditio-
nen sei der Garau s gemacht worden : »Nach den Er-
fahrungen in der Weimarer Republik und vor al-
lem in der NS-Diktatur war klar, dass nie wieder
b ewaffnete Streitkräfte im Inneren einge setzt
werden dürften, nicht einmal in Fällen des Not-
stand s . D aran hielt die Bunde srepublik selb st b ei
der >Wiederb ewaffnung < und der Einfügung der
Wehrverfassung 1 9 5 6 fest, und daran hielt sie fest,
als die in der B evölkerung ho ch umstrittene Not-
stand sverfassung 1 9 68 ins Grundge setz gelangte .
D amit wurde zwar der Einsatz der Bunde swehr im
Inland erlaubt, ab er in eng b egrenzten, genau b e-
zeichneten Fällen, und − zur B eruhigung der j ah-
relang aufgepeitschten D eb atte − der b ereits zi-
tierte Art. 87 a Ab s . 2 GG eingefügt: >Außer zur Ver-
teidigung dürfen die Streitkräfte nur einge setzt

mit den Prinzipien der Verfassung − und macht das Land trotzdem
nicht sicherer. In : Süddeutsche Zeitung 1 ./2 . 9 . 2 0 1 2 , S . 2 .

7) Kommentar von Herib ert Prantl: Ein Katastrophen-B e schluss .
Bundeswehreinsatz im Innern. In : Süddeutsche Zeitung vom
1 8 ./ 1 9 . 8 . 2 0 1 2 , S . 4 .

8) Christian B ommarius : Goggelmoggel in Karlsruhe . Bunde swehr-
einsatz im Inland . In: Frankfurter Rundschau 1 7. August 2 0 1 2 . Sie-
he auch : http ://www. fr-online . de/meinung/leitartikel-bunde s-

wehreinsatz-im-inland-goggelmoggel-in-karlsruhe , 1 472 60 2 ,
1 69 1 2 2 0 8 .html . Gleichlautender Artikel in : B erliner Zeitung, 1 8 .

August 2 0 1 2 . Siehe auch : www. b erliner-zeitung . de/meinung/
1 0 8 0 8 0 2 0 , 1 0 8 0 8 02 0 . html
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werden, soweit diese s Grundge setz e s au sdrück-
lich zulässt. < D amit war nie zweifelhaft, d ass die
Bunde swehr zwar zur Katastrophenhilfe heran-
gezogen werden kann, ab er nur ohne Verwen-
dung spezifisch militärischer Waffen. « B ommari-
us attackierte die Verfassungsrichter: »Die >aus-
drückliche < Erlaubnis , b ewaffnete Streitkräfte im
Inneren einzu setzen, die j ahrzehntelang niemand
im Grundgesetz finden konnte , weil e s sie nicht
gab , die auch der Erste Senat nicht entdeckte , weil
sie nie ins Grundgesetz hineingeschrieb en wor-
den ist, hat nun der Große Senat ermittelt − ob-
wohl sie no ch immer nicht im Grundgesetz steht. «

D er Kommentator der Wo chenzeitung »Die
Zeit« , Heinrich Wefing, brachte die B edeutung
der Verfassungsgerichtsentscheidung so auf den
Punkt: » Seit vergangenem Freitag leb en wir in ei-
ner anderen Republik. [ . . . ] Die se Bunde srepublik
hat eine ihrer älte sten Grundüb erzeugungen auf-
gegeb en, nicht nach langen D eb atten in Parla-
ment und Öffentlichkeit, sondern durch eine Ent-
scheidung von sechzehn Richtern . Fortan ist es
nicht mehr prinzipiell au sge schlo ssen, dass die
Bunde swehr auf Bunde sbürger schießt. « D as sei
»ein spektakulärer Kurswechsel« , der allerdings
von der Öffentlichkeit kaum b emerkt worden
sei .

9)

Gegenposition nur bei der Linken

Seitens der Politik fielen die B ewertungen des
Karlsruher Urteils unterschiedlich au s . Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich (C SU) und Bun-
desverteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) teilten in einer gemeinsamen Erklärung
mit, die Entscheidung des Gerichts b e stätige die
Rechtsauffassung der Bunde sregierung .

1 0)

Bun-
desju stizministerin S abine Leutheu sser-Schnar-
renb erger (FDP) distanzierte sich von der hö chst-
richterlichen Entscheidung zuminde st indirekt
mit dem S atz : »Nicht alles , was verfassungsrecht-
lich möglich ist, ist politisch richtig. «

1 1 )

D amit woll-
te sie offenb ar au sdrücken, man mü sse j a in der
politischen Praxis nicht anwenden, was das Ge-
richt erlaub e . Für den SPD-Bundestagsabgeordne-
ten und Innenexperten Michael Hartmann b edeu-
tete die Karlsruher Entscheidung »keinen grund-
sätzlichen Wandel« . Er b eklagte , dass das Gericht
die B egriffe »ungewöhnliche Au snahme situ ation
katastrophalen Au smaßes« nicht näher definiert
hab e , so d ass die Politiker in ihrer Entscheidung
letztlich allein gelassen würden .

1 2 )

D er Verteidi-
gungsexperte der Grünen, Omid Nouripour, hob

darauf ab , dass das Gericht die Grenzen für einen
Militäreinsatz im Innern »eng ge steckt« hab e und
die Entscheidung daher » alle s andere als ein Frei-
fahrtschein für einen Bundeswehreinsatz im In-
land« sei .

1 3

) Die Politikerin der Partei Die Linke , Ul-
la Jelpke , wertete die Karlsruher Entscheidung als
»Verfassungsänderung durch die Hintertür« und
als einen »Türöffner zu weiteren Militarisierung
der Innenpolitik und damit zur Au sheb elung de-
mokratischer Rechte« .

14)

Insgesamt b etrachtet,
waren die Politiker-Kommentare − ausgenommen
die Linkspartei − also eher verhalten und b eweg-
ten sich zwischen Zustimmung und vorsichtiger
Kritik, was unter anderem dem Respekt vor dem
Bunde sverfassungsgericht geschuldet sein mo ch-
te , das sowohl in der Politik als auch in der Öffent-
lichkeit hohes Ansehen genießt.

Die Zu stimmung der Repräsentanten von
CDU/C SU konnte nicht verwundern, forderte die-
se Partei do ch schon seit langem, verstärkt seit der
deutschen Einigung, eine Grundge setzänderung,
die den Einsatz der Bunde swehr im Innern ermög-
lichen sollte . D agegen hatte die SPD bislang, auch
aufgrund negativer historischer Erfahrungen seit
den Zeiten des deutschen Kaiserreichs

1 5 )

, auf ei-
ner strikten Aufgab entrennung von Militär und
Polizei b estanden und anderslautenden B e stre-
bungen eine Ab sage erteilt. Die eher verhaltene
Re aktion des SPD-Innenpolitikers Michael Hart-
mann auf die Karlsruher Entscheidung, b eson-
ders seine Einschätzung, »dass das Verfassungsge-
richt auch weiterhin einen b ewaffneten Militär-
einsatz grund sätzlich ausschließt, indem e s die-
sen allenfalls als letzte Mittel zulässt«

1 6)

, stellt den
Versuch dar, das Problem klein zu reden. Tatsäch-
lich üb erlässt e s d as Gericht der D efinitionsmacht
der Bundesregierung, wann ein außergewöhnli-
cher Katastrophenfall vorliegt. Eine gerichtliche
Nachprüfung einer solchen Regierungsentschei-
dung zum Militäreinsatz im Innern dürfte wegen
der Eilb edürftigkeit in Krisensitu ationen ohne-
hin nicht möglich sein .

D as Parlament wird durch den Richterspruch,
anders als b ei Au slandseinsätzen der Bundes-
wehr, vollständig ausgeheb elt. Die Bundesregie-
rung soll als Kollegialorgan alleine entscheiden,
wob ei man sich schwerlich vorzu stellen vermag,
dass in einer Krisensitu ation das ge samte Kabi-
nett üb erhaupt zu sammentreten kann . D aher su-
chen die Innenpolitiker von CDU/C SU auch b e-
reits nach einem kleineren Entscheidungsgremi-
um .

9) Heinrich Wefing : Historisches Urteil . E s ist nun nicht mehr prinzi-
piell au sgeschlo ssen, dass deutsche Soldaten auf Bunde sbürger
schießen. In : D ie Zeit Nr. 3 5 , 2 3 . August 2 0 1 2 , S . 1 .

1 0) Regierung streitet üb er Folgen von Verfassungsgerichtsurteil . In:
Zeit-online 1 7. August 2 0 1 2 .

1 1 ) Eb d a.

1 2 ) Eb d a.

1 3 ) Eb da.

1 4) Eb da.

1 5 ) Hinweise in Wolfram Wette : D er Feind in Innern. Soldaten als Poli-
zisten? Die deutsche Ge schichte zeigt, warum wir auch weiterhin
gut daran tun, die Aufgab en der Polizei von denen des Militärs
strikt zu trennen . In: Die Zeit Nr. 2 4 , 5 . Juni 2 0 0 3 , S . 76 .

1 6) Regierung streitet üb er Folgen von Verfassungsgerichtsurteil . In :
Zeit-online 1 7. August 2 0 1 2 .
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Eine verfassungsrechtliche Zäsur

Im Gegensatz zu der verhaltenen Kritik der Oppo-
sitionsp arteien teile ich die B ewertung der ob en
zitierten Journalisten, dass das Bundesverfas-
sungsgericht mit seiner Entscheidung ein Tabu
brach . B esteht der Kern de s Urteils do ch darin,
dass nunmehr die Tür zum Einsatz der Bundes-
wehr im Innern mit Kriegswaffen und nach mili-
tärspezifischen Einsatzgrundsätzen geöffnet ist.
In einem Katastrophenfall tritt die Bunde swehr
künftig nicht mehr als unb ewaffneter Gehilfe der
Polizei auf, wie e s b ei Flutkatastrophen und Üb er-
schwemmungen schon praktiziert wurde (Artikel
3 5 GG) , sondern auf B efehl der Bunde sregierung
als eigenständiger Akteur.

Mit Recht ist d arauf hingewie sen worden, dass
die Bunde swehr auch bislang schon unter genau
fe stgelegten B edingungen im Innern einge setzt
werden konnte . In dem 1 9 68 neu eingefügten Ar-
tikel 87 a Ab satz 4 GG, heißt e s , dass b ei einem in-
neren Notstand − b ei einer »drohenden Gefahr für
den B e stand o der die freiheitliche demokratische
Grundordnung« − zur Abwehr die ser Gefahr
» Streitkräfte zur Unterstützung der Polizei und
de s Bundesgrenzschutze s b eim Schutze von zivi-
len Obj ekten und b ei der B ekämpfung organisier-
ter und militärisch b ewaffneter Aufständischer«
eingesetzt werden dürfen . D as Bundesverfas-
sungsgericht entschied nun ab er, d ass der Streit-
kräfteeinsatz in b e stimmten Fällen auch nach Arti-
kel 3 5 (Rechts- und Amtshilfe ; Katastrophenhilfe)
erlaubt ist.

B eruhigend auf Politiker und Öffentlichkeit
wirkte es , dass das Gericht die früher getroffene
Entscheidung zum Luftsicherheitsge setz b e stätig-
te , dass ein gekaperte s und als Waffe eingesetztes
Passagierflugzeug nicht abge scho ssen werden
darf, weil der Staat nicht b erechtigt sei, üb er das
Leb en der Menschen zu verfügen . Als weitere Ein-
schränkung legte das Gericht fe st, d as Militär dür-
fe nicht gegen eine »demonstrierende Menschen-
menge« einge setzt werden .

Um den B ruch mit der bisherigen Rechtspre-
chung no ch einmal deutlich zu machen: Im Jahre
2 0 0 6 hatten die sechs Richter de s Ersten Senats
de s Bundesverfassungsgerichts klargestellt, dass
die Bundeswehr in einem Katastrophenfall nach
Artikel 3 5 de s Grundgesetze s zwar zur Unterstüt-
zung der Polizei herangezogen werden dürfe , dass
der Einsatz militärischer Waffen dab ei j edo ch au s-
geschlo ssen bleib e .

1 7)

2 0 1 2 vertraten 1 5 der 1 6
Richter de s Plenums in diesem Punkt eine andere
Rechtsauffassung . Sie machten − unter b e stimm-
ten B edingungen − den Weg frei für einen Militär-
einsatz im Innern mit Kriegswaffen . Ganz unab-
hängig davon, wie wahrscheinlich es ist, dass die
Bunde sregierung in einer außergewöhnlichen

Krisensitu ation dem Militär tatsächlich einen Ein-
satzb efehl erteilen wird o der nicht, handelt es
sich um eine verfassungsrechtliche Zäsur. Die
Trennung von Polizei und Militär, von Innen und
Außen, bis d ahin als eine zivilisatorische Errun-
genschaft gefeiert, wurde preisgegeb en, ohne
d ass d afür eine zwingende Notwendigkeit b e-
stand o der ein messb arer Gewinn an Sicherheit
erkennb ar wäre .

Man fragt sich, welche Szenarien den Verfas-
sungsrichtern vor Augen gestanden hab en mö-
gen, als sie die B edingung für einen Militäreinsatz
im Innern formulierten, es müsse um die Gefah-
renabwehr in einer »ungewöhnlichen Ausnahme-
situ ation katastrophischen Au smaße s« handeln .
Als eine neu artige Krisenerfahrung konnte ei-
gentlich nur der terroristische Angriff auf die
Twin Towers in New York am 1 1 . Septemb er 2 0 0 1
in Frage kommen . Ab er welche Lehren lassen sich
au s die sem umstürzenden Ereignis ziehen? Allen-
falls die , dass Geheimdienste und Polizei , die den
Terrorangriff vielleicht hätten verhindern kön-
nen, versagt hab en; weiterhin, dass die Rache der
US-Regierung in der Form de s »War on Terror« ge-
gen den Irak und gegen Afghanistan zwar Hun-
derttau sende von Toten geko stet, ab er den Terro-
rismus nicht b esiegt und auch keinen stabilen
Frieden gebracht hab en . Man konnte insgesamt
lernen, was man auch schon vorher hätte wissen
können, d ass nämlich militärische Mittel zu B e-
kämpfung de s Terrorismu s nicht geeignet sind .

Nur eine Gegenstimme
aus dem Gericht

Einer der 1 6 Bunde sverfassungsrichter, Professor
Reinhard Gaier, stimmte nicht zu und gab ein um-
fangreiches Sondervotum ab .

1 8)

Sein zentrale s Mo-
nitum lautete , d ass der Plenarb eschlu ss im Ergeb-
nis »die Wirkungen einer Verfassungsänderung«
hab e .

1 9)

Gaier erinnerte an einige Etappen der
bundesrepublikanischen Verfassungsge schichte ,
die für den B ereich des Militärischen von b eson-
derer B edeutung waren : »D as Grundgesetz ist
auch eine Ab sage an den deutschen Militarismus ,
der Ursache für die unvorstellb aren Schrecken
und das millionenfache Sterb en in zwei Weltkrie-
gen war. « Die Bunde srepublik D eutschland sei
1 9 49 als » Staat ohne Armee« entstanden . Eine

Wende hab e im Jahre 1 9 5 6 die Einfügung der
Wehrverfassung in das Grundgesetz gebracht. Ei-
ne zweite Zäsur sei die Einfügung der Notstands-
verfassung in das Grundge setz im Jahre 1 9 68 ge-
wesen . D amals sei der Einsatz des Militärs b eim
Katastrophennotstand und b eim Inneren Not-
stand sehr restriktiv geregelt worden. B ei b eiden

1 7) Urteil de s Ersten Senats vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6 . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 .

1 8) D as Sondervotum wurde veröffentlicht als B e standteil der Bun-
desverfassungsb erichtsentscheidung . Siehe :

http ://www. bverfg . de/entscheidungen/up 2 0 1 2 070 3 _2 pb-
vu0 0 0 1 1 1 .html : Abweichende Meinung de s Richters Gaier zum
Plenumsb e schluss vom 3 . Juli 2 0 1 2 − 2 PBvU 1 / 1 1 , 60-89 .

I I -I V/ 2 01 2
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Verfassungsänderungen hab e der Ge setzgeb er
»nicht au s dem Blick verloren, dass der Einsatz von
Streitkräften im Innern mit b esonderen Gefahren
für D emokratie und Freiheit verbunden ist und
daher eb enso strikter wie klarer B egrenzung b e-
darf« .

2 0)

Die Verfassung ziehe , so Gaier, »au s histo-
rischen Erfahrungen die geb otenen Konsequen-
zen« und mache »den grundsätzlichen Au sschlu ss
der Streitkräfte von b ewaffneten Einsätzen im In-
land zu einem fundamentalen Prinzip de s Staats-
we sens« . Die 2 0 0 6 vom Bunde sverfassungsge-
richt getroffene Feststellung, dass auch im Kata-
strophennotstand der Einsatz militärischer Mittel
ausgeschlo ssen sei, gelte für ihn bis heute . Wer
die s ändern wolle , mü sse sich die politischen
Mehrheiten für eine Verfassungsänderung b e-
schaffen .

Sind die Verfassungsrichter
dem Militär in besonderers Weise
verpflichtet ?

D amit ist zugleich die Frage ange spro chen, ob
und gegeb enenfalls wie die hö chstrichterliche
Entscheidung, in b e sonderen Au snahmefällen
den Einsatz der Bunde swehr im Innern rechtlich
zu ermöglichen, üb erhaupt no ch geändert wer-
den kann . Erforderlich wäre eine Zweidrittel-
mehrheit im Bunde stag und im Bundesrat. D a j e-
do ch vorau ssichtlich weder die B efürworter ei-
ner solchen Grundge setzänderung no ch ihre
Gegner eine Zweidrittelmehrheit organisieren
können, wird der Gerichtsentscheid vom 3 . Juli
2 0 1 2 vermutlich no ch sehr lange B e stand hab en.

Reinhard Gaier hatte schon an der Entschei-
dung von 2 0 0 6 mitgewirkt. Von den damals b etei-
ligten sechs Verfassungsrichtern war er der Einzi-
ge , der auch no ch im Jahre 2 0 1 2 amtierte . Die an-
deren waren au sge schieden und hatten jüngeren
Kollegen Platz gemacht. D as wirft die Frage auf:
Gibt es eine neue Generation von Richterinnen
und Richtern, für die der Zweite Weltkrieg und
das 1 9 49 ge schaffene Grundge setz mit seinem
Friedensgeb ot eine weit zurückliegende Vergan-
genheit d arstellen, die auch von der Friedensb e-
wegung und den Massenprote sten gegen die Golf-
kriege wenig geprägt wurden und die sich, ähn-
lich den juristischen Eliten in der Zeit des ersten

deutschen Nationalstaats , dem Staat und seinem
Militär in b e sonderer Weise verpflichtet fühlen
nach dem Motto : »Recht ist, was den Waffen
nützt«

2 1 )

?

» . . . wir müssen uns
auf einiges gefasst machen. «

Mit der Entscheidung von 1 9 9 4 hat das Bundes-
verfassungsgericht den Einsatz der deutschen
Streitkräfte außerhalb der Lande s- und Bündnis-
grenzen rechtlich abgesichert, und zwar mit der
äußerst knappen »Mehrheit« von vier zu vier Stim-
men . Mit ihrem » Out of Area-Urteil« machten die
Richter seinerzeit der Weg frei für eine Militarisie-
rung der deutschen Außenpolitik.

2 2)

Durch ihren
Spruch wurde der Verteidigungsb egriff territori-
al entgrenzt und bis zur Unkenntlichkeit aufge-
weicht. Nun konnte die Politik sogar unge straft sa-
gen, d ass die Sicherheit D eutschlands » auch am
Hinduku sch« verteidigt werde (Verteidigungsmi-
nister Peter Struck, SPD , im Jahre 2 0 02 ) .

2 3 )

Die Fol-
gen de s Afghanistan-Kriege s sind b ekannt.

2 4)

1 9 9 4
also machten die Bunde sverfassungsrichter den
Weg frei für den Einsatz der Bundeswehr im Aus-
land , 2 0 1 2 öffneten sie die Tür für den Militärein-
satz im Innern . Wenn die Wirkungen de s neuen
Urteils so stark sein sollten wie die von 1 9 9 4 , dann
können wir uns auf einige s gefasst machen .

Prof. Dr. Wolfram Wette ist Historiker und DFG-

VK-Mitglied.

1 9) Ziff. 6 1 .

2 0) Ziff. 62 .

2 1 ) Vgl . Helmut Kramer/Wolfram Wette (Hrsg .) : Recht ist, was den
Waffen nützt. Justiz und Pazifismus im 2 0 . Jahrhundert. Mit einem
Geleitwort von H ans-Jo chen Vogel . B erlin 2 0 0 4 .

2 2 ) D a der B egriff Militarisierung gelegentlich kritisiert wird und ei-
ne Abwehrhaltung provoziert, sei hier angemerkt: Militarisierung
meint keine Rückkehr zum historischen Militarismus der Zeit vor
1 9 45 , sondern den lapidaren S achverhalt, dass die Bundeswehr als
ein Instrument deutscher Außenpolitik angesehen und einge-
setzt wird .

2 3) Unter Bundesverteidigungsminister Peter Struck (SPD) erhielt
die Bundeswehr im M ai 2 0 0 3 neue Verteidigungspolitische Richt-
linien (VPR) . Die Kernaussage dieser Richtlinien hatte Struck b e-
reits am 4 . D ezemb er 2 0 0 2 am B eispiel de s Afghanistan-Einsatzes
erläutert: »D ie Sicherheit der Bunde srepublik D eutschland wird
auch am Hindukusch verteidigt. « Siehe : http ://de .wikipe-
dia. org/wiki/Peter_Struck.

2 4) Vgl . die kritische Bilanz nach neun Jahren in : Friedensgutachten
2 0 1 0 . Hrsg . von Christiane Fröhlich , Margret Johannsen, B runo
Scho ch, Andreas Heinemann-Grüder, Jo chen Hippler. Münster
2 0 1 0 .
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Bunde sverfassungsgericht
B eschlu ss vom 0 3 . 0 8 . 2 0 1 2 ; Az : − 2 PBvU 1 / 1 1 −

In dem Verfahren üb er die Vorlage de s Zweiten Se-
nats vom 1 9 . Mai 2 0 1 0 − 2 BvF 1 /0 5 − hat das Ple-
num des Bunde sverfassungsgerichts gemäß § 1 6
Ab s . 1 BVerfGG (. . .) am 3 . Juli 2 0 1 2 b e schlo ssen:

1 . Die Ge setzgebungszu ständigkeit für die § § 1 3
bis 1 5 des Luftsicherheitsgesetze s (LuftSiG) in der
Fassung de s Artikels 1 de s Gesetze s zur Neurege-
lung von Luftsicherheitsaufgab en vom 1 1 . Janu ar
2 0 0 5 (Bunde sgesetzblatt I Seite 78) ergibt sich au s
Artikel 73 Nummer 6 de s Grundge setzes in der bis
zum Inkrafttreten des Ge setzes zur Änderung des
Grundgesetze s (Artikel 2 2 , 2 3 , 3 3 , 5 2 , 72 , 73 , 74 ,
74 a, 75 , 84 , 8 5 , 87c, 9 1 a, 9 1 b , 9 3 , 9 8 , 1 04 a, 1 04b ,
1 0 5 , 1 07, 1 09 , 1 2 5 a, 1 2 5 b , 1 2 5 c , 14 3 c) vom 2 8 . Au-
gu st 2 0 0 6 (Bunde sge setzblatt I Seite 2 0 3 4) gelten-
den Fassung .

2 . Artikel 3 5 Ab satz 2 S atz 2 und Ab satz 3 des
Grundgesetze s schließen eine Verwendung spezi-
fisch militärischer Waffen b ei einem Einsatz der
Streitkräfte nach die sen Vorschriften nicht grund-
sätzlich au s , lassen sie ab er nur unter engen Vo-
rau ssetzungen zu , die sicherstellen, dass nicht die
strikten B egrenzungen unterlaufen werden, die
einem b ewaffneten Einsatz der Streitkräfte im In-
neren durch Artikel 87 a Ab satz 4 GG gesetzt sind .

3 . D er Einsatz der Streitkräfte nach Artikel 3 5 Ab-
satz 3 S atz 1 de s Grundgesetze s ist, auch in Eilfäl-
len, allein aufgrund eine s B e schlusse s der Bundes-
regierung als Kollegialorgan zulässig.

Gründe :

A.
I .

1 . D er Zweite Senat hat mit B e schluss vom 1 9 . Mai
2 0 1 0 (2 BvF 1 /0 5 ) gemäß § 4 8 Ab s . 2 der Ge-
schäftsordnung de s Bunde sverfassungsgerichts
b eim Ersten Senat angefragt, ob die ser an den
Rechtsauffassungen festhält, wonach

1 . die Gesetzgebungszu ständigkeit für § 1 3 , § 14
Ab s . 1 , 2 und 4 und § 1 5 de s Luftsicherheitsge set-
zes (LuftSiG) in der Fassung de s Artikels 1 de s Ge-
setzes zur Neuregelung von Luftsicherheitsaufga-
b en vom 1 1 . Janu ar 2 0 0 5 (B GBl I S . 78) sich nicht

auf Art. 7 3 Nr. 1 o der Art. 73 Nr. 6 GG, sondern al-
lein auf Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 und Ab s . 3 GG stützen
lässt (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 4 0 f. >) ,

2 . Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 und Ab s . 3 GG einen Einsatz
der Streitkräfte mit spezifisch militärischen Waf-
fen nicht zulässt (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 14 6 ff. , 1 5 0
f. >) , und

3 . § 1 3 Ab s . 3 S atz 2 und 3 LuftSiG mit Art. 3 5 Ab s . 3
S atz 1 GG unvereinb ar sind , soweit sie eine Eil-
kompetenz de s Bunde sministers der Verteidi-
gung auch für die Fälle des Art. 3 5 Ab s . 3 GG vorse-
hen (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 149 f. >) .

2 . D er Anfrage liegt zugrunde , dass der Zweite Se-
nat in einem Verfahren der ab strakten Normen-
kontrolle (2 BvF 1 /0 5 ) auf Antrag der B ayerischen
Staatsregierung und der He ssischen Lande sregie-
rung darüb er zu entscheiden hat, ob § 1 3 , § 14 Ab s .
1 , 2 und 4 und § 1 5 LuftSiG, die die Vorau ssetzun-
gen und Mo d alitäten eines Einsatzes der Streit-
kräfte zur Abwehr b e sonders schwerer von Luft-
fahrzeugen ausgehender Unglücksfälle regeln,
mit dem Grundge setz vereinb ar sind . D er Nor-
menkontrollantrag b etraf ursprünglich die § § 1 3
bis 1 5 LuftSiG . Nachdem § 14 Ab s . 3 LuftSiG, der
zum Ab schuss eine s gegen d as Leb en von Men-
schen eingesetzten Luftfahrzeugs ermächtigte ,
durch Urteil des Ersten Senats vom 1 5 . Febru ar
2 0 0 6 für nichtig erklärt wurde (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8
< 1 1 9 >) , hab en die Antragstellerinnen ihren An-
trag insoweit für erledigt erklärt. D amit stehen in
dem Au sgangsverfahren nur no ch § 1 3 , § 14 Ab s . 1 ,
2 und 4 und § 1 5 LuftSiG zur Prüfung . D er Zweite
Senat mö chte in die sem Verfahren abweichend
von den genannten Rechtsauffassungen entschei-
den ( § 1 6 BVerfGG, § 4 8 Ab s . 2 GOBVerfG) .

3 . D er Erste Senat hat mit B e schlu ss vom 1 2 . Okto-
b er 2 0 1 0 erklärt, dass er an seinen Rechtsauffas-
sungen festhält.

4 . Mit B e schlu ss vom 3 . Mai 2 0 1 1 hat der Zweite Se-
nat das Plenum angerufen .

5 . Die Antragstellerinnen de s Au sgangsverfah-
rens , der Bundestag, der Bundesrat, die Bunde sre-
gierung, das Bunde sministerium des Innern und
die (weiteren) Lande sregierungen erhielten
Kenntnis von der Vorlage . Stellungnahmen sind
nicht eingegangen .

Bundesverfassungsgericht

Ja zum Bundeswehr-Einsatz im Innern
Beschluss des Plenums vom 3 . Juli 2 01 2 und das Mindervotum

I I -I V/ 2 01 2
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II .
D as Plenum ist zur Entscheidung üb er die Vorlage
b erufen . (. . .)

B .
I .

Zur ersten Vorlagefrage : (. . .)

II .
Zur zweiten Vorlagefrage :
Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 und Ab s . 3 GG schließen eine
Verwendung spezifisch militärischer Waffen b ei
Einsätzen der Streitkräfte nach die sen B e stim-
mungen nicht grundsätzlich aus , lassen Einsätze
ab er nur unter engen Vorau ssetzungen zu , die ins-
b e sondere sicherstellen, dass nicht die strikten
B egrenzungen unterlaufen werden, die nach Art.
8 7 a Ab s . 4 GG einem Einsatz der Streitkräfte zum
Kampf in inneren Au seinandersetzungen ge setzt
sind .
1 . Außer zur Verteidigung dürfen nach Art. 87 a
Ab s . 2 GG die Streitkräfte nur eingesetzt werden,
soweit d as Grundge setz e s au sdrücklich zulässt.
Die b egrenzende Funktion die ser Regelung ist
durch strikte Texttreue b ei der Au slegung der
grundge setzlichen B e stimmungen üb er den Ein-
satz der Streitkräfte im Innern zu wahren (vgl .
BVerfGE 9 0 , 2 8 6 < 3 5 6 f. > ; 1 1 5 , 1 1 8 < 14 2 > ; BVerw-
GE 1 2 7, 1 < 1 2 f. >) .
Die Verfassung b egrenzt einen Streitkräfteeinsatz
im Inneren in b ewu sster Entscheidung auf äu-
ßerste Ausnahmefälle . Soweit e s um den Schutz
vor Straftätern und Gegnern der freiheitlichen
Ordnung geht, stellt de shalb Art. 87 a Ab s . 4 GG für
einen Einsatz der Streitkräfte strenge Anforderun-
gen, die selb st im Fall des inneren Notstands ge-
mäß Art. 9 1 GG no ch nicht automatisch erreicht
sind . Im Unterschied dazu erlaub en Art. 3 5 Ab s . 2
S atz 2 und Ab s . 3 GG einen Streitkräfteeinsatz zur
Unterstützung der Polizeikräfte b ei einer Natur-
katastrophe o der einem b e sonders schweren Un-
glücksfall . Auch damit bindet die Verfassung den
Einsatz der Streitkräfte an Anforderungen, die
nicht immer schon dann erfüllt sind , wenn die Po-
lizei durch d as allgemeine Ziel der Aufrechterhal-
tung und Wiederherstellung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung üb erfordert ist; die s zeigt
sich b ereits darin, dass in Fällen von b e sonderer
B edeutung gemäß Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 1 GG grund-
sätzlich nur Unterstützung durch Kräfte und Ein-
richtungen des Bundesgrenzschutze s angefor-
dert werden kann .
Nicht zuletzt um diesen differenzierten und rest-
riktiven Regelungen der Verfassung Rechnung zu
tragen, sah der Erste Senat den Streitkräfteeinsatz
im Rahmen de s Art. 3 5 GG auf Mittel b egrenzt, die
nach dem Gefahrenabwehrrecht des Einsatzlan-
des der Polizei zur Verfügung stehen o der verfüg-
b ar gemacht werden dürfen . Hieran hält das Ple-
num nicht fest (2 .) . Die von der Verfassung gewoll-

ten engen Grenzen für einen Streitkräfteeinsatz
im Inneren ergeb en sich au s anderen Kriterien
(3 .) .
2 . Eine B e schränkung de s Streitkräfteeinsatzes
auf diej enigen Mittel, die nach dem Gefahrenab-
wehrrecht des Einsatzlande s der Polizei zur Verfü-
gung stehen o der verfügb ar gemacht werden
dürften, ist durch den Wortlaut de s Art. 3 5 Ab s . 2
S atz 2 und Ab s . 3 GG und die Systematik des
Grundge setzes nicht zwingend vorgegeb en; der
Regelungszweck spricht eher gegen eine solche
B e schränkung (a) . Auch eine Ge samtb etrachtung
der Ge setzesmaterialien zwingt nicht zu der An-
nahme , d ass der verfassungsändernde Ge setzge-
b er eine derartige B e schränkung b eab sichtigt hat
(b) .
a) Nach Art. 3 5 GG kann unter den j eweils näher
b ezeichneten Vorau ssetzungen im regionalen Ka-
tastrophennotstand ein Land »Kräfte und Einrich-
tungen . . . der Streitkräfte« anfordern (Ab s . 2 S atz
2 ) und im üb erregionalen Katastrophennotstand
die Bunde sregierung »Einheiten . . . der Streitkräf-
te« einsetzen (Ab s . 3 S atz 1 ) . Eine B e schränkung
der d amit zugelassenen Einsätze auf die Verwen-
dung polizeilicher Einsatzmittel mu ss dem Wort-
laut der B estimmungen nicht entnommen wer-
den . Sie ergibt sich insb esondere nicht zwingend
darau s , d ass Art. 3 5 GG den Einsatz der Streitkräfte
nur zur »Unterstützung der Polizeikräfte« (Ab s . 3
S atz 1 ) b eziehungsweise zur polizeiunterstützen-
den »Hilfe« (Ab s . 2 S atz 2 i .V. m . S atz 1 ) vorsieht. Mit
welchen Mitteln die Hilfe o der Unterstützung ge-
leistet werden darf, ist damit no ch nicht festge-
legt.
Systematische Erwägungen sprechen dafür, d ass
aus der von Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG vorgegeb enen
unterstützenden Funktion der Streitkräfte keine
B e schränkung auf die aktuell o der potentiell poli-
zeirechtlich zulässigen Einsatzmittel folgt. D enn
auch Art. 87 a Ab s . 4 Satz 1 GG lässt für den dort
umschrieb enen Fall de s inneren Notstande s ei-
nen Einsatz der Streitkräfte nur »zur Unterstüt-
zung« der Landes- und der Bundespolizei zu , b e-
schränkt damit ab er anerkanntermaßen den dort
geregelten Einsatz, j edenfalls soweit es um die B e-
kämpfung organisierter und militärisch b ewaff-
neter Aufständischer geht, nicht von vornherein
auf die Mittel, die den unterstützten Polizeien zur
Verfügung stehen (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 4 8 > ;
BTDrucks V/2 873 , S . 2 , 14 ; Hase , in : AK-GG, B d . 3 ,
3 . Aufl . 2 0 0 1 , Art. 87 a Ab s . 4 Rn . 5 ; D epenheuer, in:
Maunz/Dürig, GG, Art. 87 a Rn . 1 69 , 1 7 7 (Stand
1 0/2 0 0 8) ; B aldu s , in: v. Mangoldt/Klein/Starck,
GG, B d . 3 , 6 . Aufl . 2 0 1 0 , Art. 87 a Ab s . 4 Rn. 1 65 ; Ko-
kott, in : S achs , GG, 6 . Aufl . 2 0 1 1 , Art. 87 a Rn . 68 ;
Keidel , Polizei und Polizeigewalt im Notstands-
fall, 1 97 1 , S . 1 9 5 f. , 1 97; Karpinski, Öffentlich-
rechtliche Grundsätze für den Einsatz der Streit-
kräfte im Staatsnotstand , 1 974 , S . 76 ; B aldu s ,
NVwZ 2 0 04 , S . 1 2 78 < 1 2 8 0> ; Linke , Aö R 1 2 9



< 2 0 04 > , S . 4 89 >) . Die Identität der Formulierun-
gen deutet trotz der unterschiedlichen Zusam-
menhänge , in denen sie verwendet werden, da-
rauf hin, dass ihnen keine unterschiedliche B e-
deutung zukommen sollte , zumal die B e stimmun-
gen im Ge setzgebungsverfahren durch Aufspal-
tung einer ursprünglich einheitlichen Regelung
entstanden sind und daher nicht davon au szuge-
hen ist, dass dem Ge setzgeb er die Üb ereinstim-
mung des Wortlauts nicht vor Augen stand .
Zu b erücksichtigen ist zudem, dass die Zulassung
de s Streitkräfteeinsatzes in den erfassten Kata-
strophenfällen eine wirksame Gefahrenabwehr
ermöglichen soll . Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG unter-
streicht die s mit der B ezugnahme auf d as zur
»wirksamen B ekämpfung« Erforderliche . D aher
sprechen nach Auffassung de s Plenums die b esse-
ren Gründe für eine Auslegung, die unter den en-
gen Vorau ssetzungen, unter denen ein Einsatz der
Streitkräfte nach Art. 3 5 GG üb erhaupt in B etracht
kommt (s .u . 3 .) , die Verwendung ihrer spezifi-
schen Mittel nicht generell au sschließt.
b) Die Entstehungsgeschichte steht dem nicht
entgegen . D em verfassungsändernden Gesetzge-
b er stand allerdings als typischer Anwendungsfall
der Verfassungsb estimmungen zum Katastro-
phennotstand nicht ein Einsatzfall wie der in § 1 3
Ab s . 1 in Verbindung mit § 14 Ab s . 1 LuftSiG gere-
gelte , sondern vor allem die Erfahrung der nord-
deutschen Flutkatastrophe de s Jahres 1 9 62 vor
Augen (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 4 8 , m .w. N . >) .
Auch wenn dieses Ereignis die Vorstellung der am
Gesetzgebungsprozess B eteiligten von den Erfor-
dernissen eine s Streitkräfteeinsatzes in einer b e-
grenzenden Weise geprägt hab en mag, schließt
das nicht au s , Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG auch auf an-
dersartige von Wortlaut und Systematik der Vor-
schrift erfasste B edrohungslagen anzuwenden,
und zwingt nicht zu einer ange sichts heutiger B e-
drohungslagen nicht mehr zweckgerechten Au s-
legung de s Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG .
Die Ge setzesmaterialien geb en zur Frage der zu-
lässigen Einsatzmittel keine eindeutigen Auf-
schlü sse . Zwar ist der Ge setzgebungsge schichte
zu entnehmen, dass der verfassungsändernde Ge-
setzgeb er die Regelung de s Katastrophennotstan-
de s b ewu sst au s der Regelung de s inneren Not-
stande s herau sgelö st hat, um die B ekämpfung des
Katastrophennotstandes von der des inneren Not-
stands deutlicher abzuheb en . Auch finden sich
Anhaltspunkte dafür, dass einzelnen am Gesetzge-
bungsverfahren B eteiligten für den Einsatz der
Streitkräfte nach Art. 3 5 GG, sei es generell o der
für den Fall des regionalen Katastrophennotstan-
de s nach Ab satz 2 , eine B e schränkung der zulässi-
gen Einsatzmittel durch d as Polizeirecht des Ein-
satzlandes vorschwebte . Insgesamt ergibt sich j e-
do ch kein klares B ild , das die Annahme eine s inso-
weit b estimmten Willens de s verfassungsändern-
den Ge setzgeb ers stützen könnte .

aa) Nach dem B ericht des Rechtsau sschu sse s , auf
den die Ge setz gewordene Fassung der hier zu b e-
trachtenden Grundge setzb estimmungen zurück-
geht, sollte mit de ssen Vorschlägen zur Regelung
de s inneren Notstandes »die Schwelle für den Ein-
satz der Streitkräfte als b ewaffnete Macht angeho-
b en« und der b ewaffnete Einsatz der Bunde swehr
nur zugelassen werden, »wenn die s zur B ekämp-
fung militärisch b ewaffneter Aufständischer er-
forderlich« sei (BTDrucks V/2 873 , S . 2 <Allgemei-
ne s , Ab schnitt B . , »Innerer Notstand« > , 14 <Ein-
zelerläuterungen zu Art. 87 a Ab s . 4 > ; vgl . auch
Kurzprotokoll der 7 1 . Sitzung des Rechtsausschu s-
se s vom 1 5 . Febru ar 1 9 68 , S . 1 0 ; Lenz, Notstands-
verfassung de s Grundgesetze s , 1 97 1 , Art. 3 5 Rn .
2 ) . Diese Äußerung mu ss nicht dahin verstanden
werden, d ass sie üb er die Konstellation de s inne-
ren Notstande s hinau s auch auf die de s Katastro-
phennotstandes zielt, und zwingt d aher nicht zu
der Annahme , dass für den Fall des Katastrophen-
notstande s ein b ewaffneter Einsatz der Streitkräf-
te prinzipiell au sgeschlo ssen werden sollte .
Die Erläuterungen zum vorge schlagenen Art. 3 5
GG b ehandeln die Frage der einsetzb aren Mittel
nicht. Zu Art. 3 5 Ab s . 2 GG wird zwar unter ande-
rem au sgeführt, dass die zur Verfügung gestellten
Kräfte anderer Länder und de s Bundes den Nor-
men des im Einsatzland geltenden Landespolizei-
rechts unterstehen sollen (vgl . BTDrucks V/2 873 ,
S . 1 0) ; zu Art. 3 5 Ab s . 3 GG findet sich dagegen kei-
ne entsprechende Erläuterung . Au s der B erichts-
b egründung zu Art. 87 a Ab s . 4 GG geht hervor,
d ass der Ausschu ss nach dem Ergebnis der durch-
geführten Anhörungen die im Regierungsent-
wurf vorgesehene Formulierung, wonach die
Streitkräfte »als Polizeikräfte« einsetzb ar sein soll-
ten, für zu eng b efunden hatte , da eine B e schrän-
kung etwa auf den Einsatz nichtmilitärischer Waf-
fen nicht sachgerecht sei . D er Au sschu ss schlug
d aher stattde ssen vor, dass die Streitkräfte nur
»zur Unterstützung der Polizei« einge setzt werden
dürften (a. a. O . , S . 1 4) . D em folgte der verfas-
sungsändernde Ge setzgeb er. Die gleiche Abkehr
von der ursprünglich vorgesehenen Formulie-
rung ist ab er auch in Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG er-
folgt. Dieser gesetzgeb erischen Entscheidung
mu ss eine B edeutung für die Au slegung des Art.
3 5 GG nicht deshalb abge spro chen werden, weil
erst der Rechtsausschu ss des Bundestage s (vgl .
BTDrucks V/2 873 ) vorge schlagen hat, die nach
dem Ge setzentwurf der Bunde sregierung (BT-
Drucks V/ 1 879) in Art. 9 1 GG ange siedelte Rege-
lung des Streitkräfteeinsatze s b ei Naturkatastro-
phen und b e sonders schweren Unglücksfällen
au s dem Zu sammenhang der B e stimmungen zum
inneren Notstand zu lö sen und in Art. 3 5 Ab s . 2
und 3 GG zu regeln. Umgekehrt lässt sich auch ar-
gumentieren, dass gerade die se Herauslö sung au s
dem ursprünglich vorge sehenen einheitlichen
Regelungszu sammenhang e s nahegelegt hätte ,
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für den Fall de s nunmehr gesondert in Art. 3 5 GG
geregelten Katastrophennotstande s einem etwai-
gen Willen, die Art und Weise de s zulässigen Ein-
satze s enger zu b e stimmen als für den Fall de s in-
neren Notstandes , durch entsprechend unter-
schiedliche Formulierung der j eweiligen Rege-
lungen Au sdruck zu geb en .
D as Protokoll der Anhörung zum Thema »D er in-
nere Notstand und der Katastrophennotstand« ,
auf die ausweislich des B erichts de s Rechtsaus-
schu sses (vgl . BTDrucks V/2 873 , S . 14) dessen Vor-
schlag zurückgeht, die Worte » als Polizeikräfte«
durch die Gesetz gewordenen Formulierungen zu
ersetzen, zeigt zudem, dass sowohl b ei den ange-
hörten S achverständigen als auch auf Seiten der
Abgeordneten, die sich an der Au ssprache b etei-
ligten, in der Frage der Zulässigkeit des Einsatzes
militärischer Waffen unterschiedliche und häufig
− unter anderem hinsichtlich de s Zu sammen-
hangs mit der Frage der maßgeb enden einfach-
rechtlichen Eingriffsgrundlagen − auch unklare
Auffassungen b e standen (vgl . Protokoll der 3 . öf-
fentlichen Informationssitzung de s Rechtsaus-
schu sse s und de s Innenausschu sses am 3 0 . No-
vemb er 1 9 67, Nr. 5 9 , Nr. 75 ) .
So wiesen etwa der schle swig-holsteinische In-
nenminister Dr. Schlegelb erger und der hambur-
gische Innensenator Ruhnau unwiderspro chen
auf die Funktion des Streitkräfteeinsatze s hin, Ein-
satzmittel b ereitzu stellen, üb er die die Polizei
nicht verfüge (a. a. O . , S . 3 , 6 , 1 2 ) , vertraten ab er −
im Zusammenhang mit Einsätzen im Fall des inne-
ren Notstande s − zugleich die Auffassung, d ass
Einsätze sich auf der Grundlage »des Polizeirechts
mit polizeilichen Mitteln« b eziehungsweise »nach
den Einsatzprinzipien und mit den Einsatzmitteln
der Polizei« vollziehen mü ssten (a. a. O . , S . 4 , 6 , 1 2 ) .
D ab ei wurde zudem nicht deutlich, ob allein an
das Landespolizeirecht (vgl . Ruhnau , a. a. O . , S . 14)
als Rechtsgrundlage gedacht war o der auch an
Bunde srecht, d as in verschiedenen Diskussions-
b eiträgen als anwendb ar vorausgesetzt wurde
(vgl . zum UZwG des Bunde s Ruhnau u . a. , a. a. O . , S .
7, 5 8 ; für den Fall üb erregionaler Einsätze auch S .
1 4) . Verschiedene Äußerungen deuten darauf hin,
dass man sich einen Einsatz der Streitkräfte im Ka-
tastrophennotstand vor allem in der Form des Ob-
j ektschutzes und der Abwehr von Plünderungen
vorstellte (a. a. O . , S . 5 , 2 7, 2 8 , 5 7 f. , 7 1 ) . Zur Sprache
kam anderseits ab er auch der Fall der Sprengung
eine s Hau se s o der einer B rücke (a. a. O . , S . 6 3 ) .
In der Zweiten B eratung de s Ge setzentwurfs , der
neb en dem Ge setzentwurf der Bundesregierung
der B ericht de s Rechtsau sschu sses (BTDrucks
V/2 873 ) zugrunde lag, fielen nur vereinzelt Äuße-
rungen, die einen B ezug zum Inhalt der b eschlo s-
senen Regelungen in der Frage de s b ei Einsätzen
der Streitkräfte anwendb aren Rechts o der unmit-
telb ar in der Frage der b ei solchen Einsätzen an-
wendb aren Mittel aufweisen . Auch die se Äuße-

rungen sind nicht eindeutig und weisen, sofern
sie üb erhaupt b e stimmte Vorstellungen vom In-
halt der b e schlo ssenen Regelungen zum Aus-
druck bringen sollten, in unterschiedliche Rich-
tungen (BTPlProt 5/ 1 74 , S . 9 3 1 3 f. ; 5/ 1 75 , S . 9 4 37,
9 45 2 ) .
bb) Au s der Ge setzgebungsgeschichte wird da-
nach weder ein eindeutiger Wille de s verfas-
sungsändernden Ge setzgeb ers hinsichtlich der in
den Fällen des Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG einsetzb a-
ren Mittel no ch eine klare Konzeption in der Frage
des anwendb aren Rechts erkennb ar. Angesichts
die se s B efunde s ist es nicht zwingend , im Rahmen
des Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG einen nach textlicher,
systematischer und teleologischer Au slegung
nicht au sge schlo ssenen Einsatz der Streitkräfte
mit spezifisch militärischen Mitteln − der, soweit
es um die Abwehr von Gefahren durch ein als An-
griffsmittel genutzte s Luftfahrzeug geht, nur auf
bunde srechtlicher Eingriffsgrundlage in B e-
tracht kommt − allein de shalb für unzulässig zu
halten, weil die konkreten Gefahrenfälle , die ihn
erforderlich machen könnten, dem historischen
verfassungsändernden Ge setzgeb er no ch nicht
gegenwärtig waren .
3 . D er Einsatz der Streitkräfte als solcher wie auch
der Einsatz spezifisch militärischer Kampfmittel
kommt allerdings nur unter engen Voraussetzun-
gen in B etracht.
B ei der Au slegung und Anwendung der Vorausset-
zungen, unter denen Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG einen
Einsatz der Streitkräfte erlaubt, sind der Zweck
des Art. 87 a Ab s . 2 GG und d as Verhältnis der den
Katastrophennotstand b etreffenden B estimmun-
gen zu den verfassungsrechtlichen Vorgab en für
den Einsatz der Streitkräfte im inneren Notstand
(Art. 87 a Ab s . 4 GG) zu b erücksichtigen . Art. 87 a
Ab s . 2 GG zielt darauf, die Möglichkeiten für einen
Einsatz der Streitkräfte im Innern zu b egrenzen
(vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 4 2 >) . Art. 8 7 a Ab s . 4 GG
unterwirft auf dem Hintergrund historischer Er-
fahrungen (vgl . Wieland , in: Fleck, Rechtsfragen
der Terrorismu sb ekämpfung durch Streitkräfte ,
2 0 0 4 , S . 1 67 < 1 69 ff. > , m.w. N .) den Einsatz der
Streitkräfte zur B ewältigung innerer Auseinan-
dersetzungen b e sonders strengen B e schränkun-
gen. Die se B eschränkungen dürfen nicht dadurch
umgangen werden, dass der Einsatz statt auf der
Grundlage des Art. 87 a Ab s . 4 GG auf der des Art.
3 5 Ab s . 2 o der 3 GG erfolgt. D as gilt erst recht für
die Verwendung spezifisch militärischer Kampf-
mittel im Rahmen eine s solchen Einsatzes .
a) Enge Grenzen sind dem Einsatz der Streitkräfte
im Katastrophennotstand auf diesem Hinter-
grund durch das in Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 GG aus-
drücklich genannte und von Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1
GG in B ezug genommene Tatb estandsmerkmal
des b e sonders schweren Unglücksfalls gesetzt.
aa) Die genannten B estimmungen unterscheiden
Naturkatastrophen und b esonders schwere Un-
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glücksfälle . B eide Ereignisarten wurden b ereits
im Ge setzgebungsverfahren unter dem B egriff
der Katastrophe zu sammengefasst (vgl . die Anhö-
rung de s Rechts- und de s Innenau sschu sse s zum
Thema »D er innere Notstand und der Katastro-
phennotstand« , Protokoll der 3 . öffentlichen In-
formationssitzung des Rechtsau sschu sses und des
Innenau sschusses am 3 0 . Novemb er 1 9 67, Nr. 5 9 ,
Nr. 75 ) . Hieraus wie auch au s der normativen Par-
allelisierung von Naturkatastrophen und b eson-
ders schweren Unglücksfällen in Art. 3 5 Ab s . 2
und 3 GG wird deutlich, d ass der hier verwendete
B egriff de s b esonders schweren Unglücksfalls
nur Ereignisse von katastrophischen Dimensio-
nen erfasst (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 14 3 >) . Insb e-
sondere stellt nicht j ede Gefahrensitu ation, die
ein Land mittels seiner Polizei nicht zu b eherr-
schen imstande ist, allein schon aus diesem Grund
einen b esonders schweren Unglücksfall im Sinne
de s Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 , Ab s . 3 S atz 1 GG dar, der
den Streitkräfteeinsatz erlaubte (vgl . Krings/Bur-
kiczak, NWVBl 2 0 04 , S . 2 49 < 2 5 2 >) . B e sonders
schwere Unglücksfälle sind vielmehr ungewöhn-
liche Ausnahme situ ationen . Eine B etrauung der
Streitkräfte mit Aufgab en der Gefahrenabwehr,
die üb er die B ewältigung solcher Sondersitu atio-
nen hinau sgehen, kann daher nicht auf Art. 3 5
Ab s . 2 S atz 2 und Ab s . 3 S atz 1 GG gestützt werden .
bb) Die Vorau ssetzungen de s b esonders schwe-
ren Unglücksfalls gemäß Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG
b estimmen sich zugleich in Abgrenzung zu den
verfassungsrechtlichen Vorgab en für den Einsatz
der Streitkräfte im inneren Notstand (Art. 87 a
Ab s . 4 GG i .V. m . Art. 9 1 Ab s . 2 S atz 1 GG) .
( 1 ) Art. 87 a Ab s . 4 in Verbindung mit Art. 9 1 Ab s . 2

S atz 1 GG regelt den Einsatz der Streitkräfte zur
Abwehr von Gefahren für den B e stand o der die
freiheitliche demokratische Grundordnung des
Bunde s o der eine s Landes , die das Land , in dem
die Gefahr droht, zu b ekämpfen selb st nicht in der
Lage o der nicht b ereit ist. D ab ei erlaubt Art. 87 a
Ab s . 4 GG den Einsatz der Streitkräfte insb esonde-
re zur Unterstützung der Polizei b ei der B ekämp-
fung organisierter und militärisch b ewaffneter
Aufständischer. Die Regelung der Abwehr innerer
Unruhen, die von nichtstaatlichen Angreifern au s-
gehen, hat damit ihren Platz in Art. 87 a Ab s . 4 in
Verbindung mit Art. 9 1 GG gefunden (vgl . Maunz,
in : Maunz/Dürig, Art. 3 5 Rn . 1 5 ; Wolff, ThürVBl
2 0 0 3 , S . 1 76 < 1 7 7>) . Insoweit entfaltet d aher die se
Vorschrift grundsätzlich eine Sperrwirkung für
den Einsatz der Streitkräfte nach anderen B e stim-
mungen (vgl . auch Fiebig, D er Einsatz der Bundes-
wehr im Innern, 2 0 04 , S . 3 2 6 ; Fischer, JZ 2 0 04 , S .
376 < 3 8 1 > ; S attler, NVwZ 2 0 04 , S . 1 2 8 6 < 1 2 9 0>) .
(2 ) D er Annahme eine s b e sonders schweren
Unglücksfalls steht b ei einem Ereignis von kata-
strophischem Au smaß nicht entgegen, d ass e s ab-
sichtlich herb eigeführt ist (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8
< 1 4 3 f. >) . Angesichts der in Art. 87 a Ab s . 4 in Ver-

bindung mit Art. 9 1 GG getroffenen Regelung der
militärischen B ekämpfung nichtstaatlicher Geg-
ner können die Streitkräfte auf der Grundlage von
Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG j edo ch zur B ekämpfung ei-
ne s Angreifers nur in Au snahmesitu ationen einge-
setzt werden, die nicht von der in Art. 87 a Ab s . 4
GG geregelten Art sind . So stellen namentlich Ge-
fahren für Menschen und Sachen, die au s o der von
einer demonstrierenden Menschenmenge dro-
hen, keinen b esonders schweren Unglücksfall im
Sinne de s Art. 3 5 GG dar, der e s rechtfertigen
könnte , Streitkräfte auf der Grundlage die ser B e-
stimmung einzusetzen . D enn nach Art. 87 a Ab s . 4
S atz 1 GG dürfen selb st zur B ekämpfung organi-
sierter und militärisch b ewaffneter Aufständi-
scher Streitkräfte auch dann, wenn das b etreffen-
de Land zur B ekämpfung der Gefahr nicht b ereit
o der in der Lage ist (Art. 87 a Ab s . 4 S atz 1 GG i .V. m .
Art. 9 1 Ab s . 2 S atz 1 GG) , nur unter der Vorau sset-
zung einge setzt werden, dass Gefahr für den B e-
stand o der die freiheitliche demokratische
Grundordnung de s Bunde s o der eines Lande s b e-
steht (vgl . Arndt, DVBl 1 9 68 , S . 72 9 < 7 3 1 f. >) .
cc) D er Unglücksfall mu ss , wie im Wortlaut des
Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 und Ab s . 3 S atz 1 deutlich zum
Au sdruck kommt, b ereits vorliegen, damit zu sei-
ner B ekämpfung o der zur B ekämpfung seiner
Schadensfolgen Streitkräfte einge setzt werden
dürfen . D as b edeutet nicht, d ass auch Schäden
notwendigerweise b ereits eingetreten sein mü s-
sen (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 4 4 f. >) . Von einem Un-
glücksfall kann auch dann gespro chen werden,
wenn zwar die zu erwartenden Schäden no ch
nicht eingetreten sind , der Unglücksverlauf ab er
b ereits b egonnen hat und der Eintritt katastro-
phaler Schäden unmittelb ar droht. Ist die Kata-
strophe b ereits in Gang ge setzt und kann sie nur
no ch durch den Einsatz der Streitkräfte unterbro-
chen werden, muss nicht abgewartet werden, bis
der Schaden sich realisiert hat. D er Schadensein-
tritt mu ss j edo ch unmittelb ar b evorstehen. Dies
ist der Fall, wenn der katastrophale Schaden, so-
fern ihm nicht rechtzeitig entgegengewirkt wird ,
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
in Kürze eintreten wird (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8
< 1 45 >) . Ein ins Vorfeld de s Katastrophengesche-
hens verlagerter Einsatz der Streitkräfte ist unzu-
lässig .
b) D er Einsatz der Streitkräfte wie der Einsatz spe-
zifisch militärischer Abwehrmittel ist zudem auch
in einer solchen Gefahrenlage nur als ultima ratio
zulässig. Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG sieht für den Fall
de s üb erregionalen Katastrophennotstandes au s-
drücklich vor, dass die Streitkräfte nur einge setzt
werden dürfen, soweit es zur wirksamen B ekämp-
fung der durch eine Naturkatastrophe o der einen
b esonders schweren Unglücksfall veranlassten
Gefahr erforderlich ist. Die Erforderlichkeitsklau-
sel des Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG zielt auf die Sub si-
diarität der Bundesintervention im Verhältnis zu
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den Ländern (vgl . Magen, in : Umb ach/Clemens ,
GG, B d . I , 1 . Aufl . 2 0 02 , Art. 3 5 Rn . 37; B auer, in:
Dreier, GG, B d . II , 2 . Aufl . 2 0 0 6 , Art. 3 5 Rn . 3 2 ; v.
D anwitz, in : v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 6 . Aufl .
2 0 1 0 , B d . 2 , Art. 3 5 Rn. 79 ; S annwald , in : Schmidt-
Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, GG, 1 2 . Aufl . 2 0 1 1 ,
Art. 3 5 Rn . 5 3 ; Gub elt, in : v. Münch/Kunig, GG, B d .
1 , 6 . Aufl . 2 0 1 2 , Art. 3 5 Rn. 2 9) . Im Übrigen ent-
spricht die strenge B e schränkung auf das Erfor-
derliche − sowohl was das Ob als auch was d as
Wie , einschließlich der konkreten Einsatzmittel,
angeht − für Einsätze nach Ab satz 2 Satz 2 wie für
Einsätze nach Ab satz 3 S atz 1 de s Art. 3 5 GG dem in
Art. 87 a Ab s . 2 GG zum Au sdruck gebrachten Wil-
len de s Verfassungsgeb ers zur engen B egrenzung
des zulässigen Streitkräfteeinsatze s im Innern
(vgl . Knö dler, B ayVBl 2 0 02 , S . 1 07 < 1 0 8>) .
c) Im Ergebnis sieht Art. 3 5 GG differenzierte
Möglichkeiten einer Verwendung der Streitkräfte
zur Gewährleistung der Luftsicherheit vor.
aa) Au s Art. 87 a Ab s . 2 GG ergeb en sich Grenzen
hinsichtlich der Abwehr von Gefahren, die von ei-
nem als Angriffsmittel genutzten Flugzeug ausge-
hen, nur, soweit e s sich um einen Einsatz handelt.
D eshalb sind Maßnahmen der Streitkräfte in einer
den Verursachern gegenüb er rein unterstützen-
den und solche Unterstützung vorb ereitenden
Funktion − etwa zur Hilfe b ei technisch o der
durch ge sundheitliche Probleme eines Piloten b e-
dingten Orientierungsschwierigkeiten und zur
Aufklärung, ob solche Hilfe b enötigt wird − nicht
ausgeschlo ssen . Art. 87 a Ab s . 2 GG bindet nicht j e-
de Nutzung personeller und sächlicher Re ssour-
cen der Streitkräfte an eine au sdrückliche grund-
ge setzliche Zulassung, sondern nur ihre Verwen-
dung als Mittel der vollziehenden Gewalt in einem
Eingriffszu sammenhang (vgl . BTDrucks V/2 873 ,
S . 1 3 ; BVerwGE 1 3 2 , 1 1 0 < 1 1 9 > ; B renneisen, in:
ders ./Staack/Kischewski, 60 Jahre Grundge setz,
2 0 1 0 , S . 4 8 5 <4 8 8> ; Wolff, in : Weingärtner, Die
Bunde swehr als Armee im Einsatz, 2 0 1 0 , S . 1 7 1
< 1 7 7>) . D ementsprechend kann auf Luftzwi-
schenfälle in rein technisch-unterstützender
Funktion re agiert werden . Dies verbleibt im Rah-
men de s Art. 3 5 Ab s . 1 GG und ist daher von den
B e schränkungen, die für einen Einsatz der Streit-
kräfte nach Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG gelten, nicht
b etroffen. Allerdings liegt eine Verwendung in ei-
nem Eingriffszu sammenhang nicht erst b ei einem
konkreten Vorgehen mit Zwang, sondern b ereits
dann vor, wenn personelle o der sachliche Mittel
der Streitkräfte in ihrem Droh- o der Einschüchte-
rungspotential genutzt werden (vgl . BVerwGE
1 3 2 , 1 1 0 < 1 1 9 f. > ; Fehn/Brauns , Bunde swehr und
innere Sicherheit, 2 0 0 3 , S . 3 8 f. ; Senger, Streitkräf-
te und materielles Polizeirecht, 2 0 1 1 , S . 79 ff.
<8 0>) .
bb) Eine umfassende Gefahrenabwehr für den
Luftraum mittels der Streitkräfte kann auf Art. 3 5
Ab s . 2 und 3 GG nicht ge stützt werden . Insb e son-

dere b erechtigt nicht j eder Luftzwischenfall, zu
dessen B ewältigung eine technische Unterstüt-
zung nicht au sreicht, automatisch zum Einsatz der
Streitkräfte . D e constitutione lata ist der Einsatz
der Streitkräfte nur b ei b esonders gravierenden
Luftzwischenfällen zulässig, die den qualifizier-
ten Anforderungen des Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG ge-
nügen .

III .
Zur dritten Vorlagefrage :
D er Einsatz der Streitkräfte nach Art. 3 5 Ab s . 3 S atz
1 GG ist, auch in Eilfällen, allein aufgrund eines
B e schlu sses der Bundesregierung als Kollegialor-
gan zulässig .
1 . D as Grundge setz unterscheidet systematisch
zwischen B efugnissen und Zu ständigkeiten der
Bunde sregierung und solchen einzelner Bundes-
minister (s . etwa einerseits Art. 84 Ab s . 2 , Art. 87 a
Ab s . 4 S atz 1 , Art. 9 1 Ab s . 2 S atz 3 , Art. 1 0 8 Ab s . 7
GG, andererseits Art. 65 S atz 2 , Art. 65 a, Art. 9 5
Ab s . 2 , Art. 1 1 2 S atz 1 GG) . Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG
weist die B efugnis , im Fall des üb erregionalen Ka-
tastrophennotstande s Einheiten der Streitkräfte
einzu setzen, der Bundesregierung zu . Die Bun-
desregierung b esteht nach Art. 62 GG au s dem
Bunde skanzler und den Bunde sministern . D er
Einsatz der Streitkräfte im üb erregionalen Kata-
strophennotstand setzt d anach einen B e schlu ss
der Bundesregierung als Kollegium (vgl . BVerfGE
2 6 , 3 3 8 < 39 6> ; 9 1 , 1 4 8 < 1 6 6> ; 1 1 5 , 1 1 8 < 1 49 >) vo-
rau s . E s gilt nichts andere s als für den Einsatz der
Streitkräfte im Fall des inneren Notstande s , für
den Art. 87 a Ab s . 4 S atz 1 GG eb enfalls die Ent-
scheidungszu ständigkeit der Bunde sregierung
vorsieht und der unstreitig nur aufgrund eines Ka-
binettsb eschlu sse s zulässig ist (s . statt vieler
Heun, in: Dreier, GG, B d . III , 2 . Aufl . 2 0 0 8 , Art. 87 a
Rn . 3 3 ; B aldu s , in : v. Mangoldt/Klein/Starck, GG,
B d . 3 , 6 . Aufl . 2 0 1 0 , Art. 87 a Rn . 1 60 ; Ruge , in:
Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, GG, 1 2 .
Aufl . 2 0 1 1 , Art. 87 a Rn . 8 ; Hernekamp , in : v.
Münch/Kunig, GG, B d . 2 , 6 . Aufl . 2 0 1 2 , Art. 87 a Rn.
37; D enninger, in : B enda/Maihofer/Vogel, HdVer-
fR, 2 . Aufl . 1 9 9 4 , § 1 6 Rn. 60) .
Zu einer D elegation der zugewiesenen B e schlu ss-
zuständigkeit auf ein einzelnes Mitglied (vgl . Rob-
b ers , in : Öffentliche Anhörung des Innenaus-
schu sse s de s D eutschen Bunde stage s vom 2 6 . Ap-
ril 2 0 04 , Protokoll Nr. 1 5/3 5 , S . 5 4) ist die Bundes-
regierung nicht b efugt. Staatsorganisationsrecht-
liche Kompetenzen stehen im Grundsatz nicht
zur freien Dispo sition ihrer Träger (vgl . zum Ver-
hältnis von Bundes- und Länderkompetenzen
BVerfGE 1 , 14 < 3 5 > ; 39 , 9 6 < 1 09 > ; 4 1 , 2 9 1 < 3 1 1 > ; 6 3 ,
1 < 39 >) . Sie sind daher grundsätzlich weder ver-
zichtb ar no ch b eliebig delegierb ar. D arin unter-
scheiden sie sich von subj ektiven Rechten, üb er
die der Inhab er im Prinzip verfügen kann .
2 . Eine Eilkompetenz für ein andere s als das regu-
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lär vorge sehene Organ, wie sie in verschiedenen
Grundgesetzb e stimmungen für den Fall der Ge-
fahr im Verzug vorge sehen ist (Art. 1 3 Ab s . 2 , Ab s .
3 S atz 4 , Ab s . 4 S atz 2 , Ab s . 5 S atz 2 , 2 . Halb satz GG;
vgl . auch Art. 1 1 9 S atz 3 GG : Au swechselung des
Weisungsadre ssaten b ei Gefahr im Verzug) , sieht
Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG nicht vor; ermächtigt wird
allein die Bunde sregierung. D anach b esteht eine
D elegationsb efugnis der Bunde sregierung o der
eine B efugnis des Ge setzgeb ers zu abweichender
Zuständigkeitsb estimmung auch für Eilfälle nicht
(vgl . B auer, in: Dreier, GG, 2 . Aufl . 2 0 0 6 , Art. 3 5 Rn .
3 2 ; v. D anwitz, in : v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 6 .
Aufl . 2 0 1 0 , B d . 2 , Art. 3 5 Rn . 79 ; Hömig, in : ders . ,
GG, 9 . Aufl . 2 0 1 0 , Art. 3 5 Rn . 1 0 ; Erbguth, in : S achs ,
GG, 6 . Aufl . 2 0 1 1 , Art. 3 5 Rn . 4 1 ; Pieroth, in : Ja-
rass/Pieroth, GG, 1 1 . Aufl . 2 0 1 1 , Art. 3 5 Rn . 8 ; Sann-
wald , in : Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf,
GG, 1 2 . Aufl . 2 0 1 1 , Art. 3 5 Rn. 49 ; Gub elt, in : v.
Münch/Kunig, GG, B d . 1 , 6 . Aufl . 2 0 1 2 , Art. 3 5 Rn .
2 9 ; Martínez Soria, DVBl 2 0 04 , S . 5 97 <60 3 > ; v. D an-
witz, Rechtsfragen terroristischer Angriffe auf
Kernkraftwerke , 2 0 02 , S . 5 6 ; Arndt, DVBl 1 9 68 , S .
72 9 < 73 2 > ; S attler, NVwZ 2 0 04 , S . 1 2 8 6 < 1 2 89 > ;
Lep siu s , in : Festgab e für Dr. Burkhard Hirsch,
2 0 0 6 , S . 47 < 5 7>) .
Die Re ssortzuständigkeit der Bunde sminister
(Art. 65 S atz 2 GG) und die Zuweisung der B efehls-
und Kommandogewalt üb er die Streitkräfte an
den Bundesminister der Verteidigung (Art. 65 a
GG) können eine abweichende Auslegung (vgl .
Epping, Schriftliche Stellungnahme im Rahmen
der öffentlichen S achverständigenanhörung des
Innenau sschusses de s D eutschen Bunde stages
vom 2 6 . April 2 0 04 , ADrs 1 5 (4) 1 02 B , S . 8) nicht b e-
gründen, weil Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG für die B e-
fugnis , üb er den Einsatz der Streitkräfte im üb er-
regionalen Katastrophennotstand zu entschei-
den, eine demgegenüb er speziellere Regelung
trifft.
Etwas andere s folgt auch nicht darau s , dass das
Bunde sverfassungsgericht in einzelnen B erei-
chen Eilzu ständigkeiten in Abweichung von einer
grundsätzlich gegeb enen Parlamentszu ständig-
keit anerkannt hat (vgl . BVerfGE 9 0 , 2 8 6 < 3 8 8>
und BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 2 8 .
Febru ar 2 0 1 2 − 2 BvE 8/ 1 1 -, juris , Rn . 1 0 9 ff. , 1 1 3 ,
1 5 0) . Dies b etraf B ereiche , für die die Entschei-
dungszu ständigkeit im Grundge setz gerade nicht
au sdrücklich geregelt ist. Die Frage , ob und inwie-
weit Sonderkompetenzen für Eilfälle auch entge-
gen au sdrücklich − und ohne Ausnahme für den
Eilfall − im Grundgesetz getroffenen Zu ständig-
keitsregelungen anerkennungsfähig sein könn-
ten, ist damit nicht b e antwortet.
Ange sichts der nach Wortlaut und Systematik ein-
deutigen ausschließlichen Kompetenzzuweisung
an die Bundesregierung kann eine abweichende
Zuständigkeit nicht au s einem auf wirksame Ge-
fahrenabwehr gerichteten Zweck de s Art. 3 5 Ab s .
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3 GG (vgl . Franz, D er Staat 45 < 2 0 0 6> , S . 5 0 1 < 5 3 0 > ;
Franz/Günther, VBlBW 2 0 0 6 , S . 3 4 0 < 3 4 3 > ; Schen-
ke , NJW 2 0 0 6 , S . 73 6 < 737 f. > ; Palm , Aö R 1 3 2
< 2 0 07> , S . 9 5 < 1 04 > ; Ladige s , Die B ekämpfung
nicht-staatlicher Angreifer im Luftraum, 2 0 07, S .
2 5 2 ) o der aus staatlichen Schutzpflichten (Ep-
ping, a. a. O . , S . 8) abgeleitet werden . D er Verfas-
sungsge setzgeb er hat Einsätze der Streitkräfte b e-
wu sst nur unter engen Vorau ssetzungen zugelas-
sen. Für die Au slegung der b etreffenden Vor-
schriften, die in einer politisch ho chumstrittenen
Materie als Ergebnis au sführlicher, kontroverser
Diskussionen zu standegekommen sind , gilt das
Geb ot strikter Texttreue (s . o . unter II .) . Jedenfalls
de shalb verbietet sich eine auf die Vermeidung
von Schutzlücken gerichtete teleologische Verfas-
sungsinterpretation, die vom b ewu sst und in
Üb ereinstimmung mit der Systematik gewählten
au sdrücklichen Wortlaut abweicht. Aus demsel-
b en Grund kann − unabhängig von der allgemei-
neren Frage de s möglichen Stellenwerts von Not-
stand sge sichtspunkten, die in po sitiven Verfas-
sungsb e stimmungen gerade nicht aufgegriffen
sind − auch auf unge schrieb ene Sonderkompe-
tenzen für Eil- und Notfälle (vgl . Wieland , in :
Fleck, Rechtsfragen der Terrorismu sb ekämpfung
durch Streitkräfte , 2 0 04 , S . 1 67 < 1 79 > ; Epping,
Schriftliche Stellungnahme , a. a. O . , S . 8) j edenfalls
b ei Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG nicht zurückgegriffen
werden .

Abweichende Meinung des Richters Gaier
zum Plenumsbeschluss vom 3 . Juli 2 01 2

Die Entscheidung de s Plenums trage ich zur ers-
ten und dritten Vorlagefrage mit, der B e antwor-
tung der zweiten Vorlagefrage stimme ich hinge-
gen nicht zu .
D as Bundesverfassungsgericht wird gerne als Er-
satzgesetzgeb er b ezeichnet; mit der nun getroffe-
nen Entscheidung de s Plenums läuft das Gericht
Gefahr, künftig mit der Rollenzu schreibung als
verfassungsändernder Ersatzgesetzgeb er kon-
frontiert zu werden . D enn mit seiner Antwort auf
die zweite Vorlagefrage schenkt das Plenum den
Vorgab en de s eigenen Gerichts zur Verfas-
sungsinterpretation keine au sreichende B each-
tung. E s wird weder der Wortlaut der einschlägi-
gen Verfassungsnormen unter B erücksichtigung
der Entstehungsgeschichte hinreichend gewür-
digt (dazu BVerfGE 8 8 , 4 0 < 5 6>) , no ch erfolgt eine
systematische Au slegung mit Blick auf die Einheit
der Verfassung (dazu BVerfGE 5 5 , 2 74 < 3 0 0>) als
»vornehmstes Interpretationsprinzip« (so ab er
BVerfGE 1 9 , 2 0 6 < 2 2 0>) . Im Ergebnis hat die Ausle-
gung der Regelungen zum Katastrophennot-
stand , die der Plenarb eschlu ss b ei seiner Antwort
auf die zweite Vorlagefrage zugrunde legt, die
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Wirkungen einer Verfassungsänderung . D e shalb
folge ich dem Plenarb eschlu ss insoweit nicht.

I .
D as Grundgesetz ist auch eine Ab sage an den deut-
schen Militarismu s , der Ursache für die unvor-
stellb aren Schrecken und das millionenfache Ster-
b en in zwei Weltkriegen war. 1 9 49 ist die Bundes-
republik D eutschland als Staat ohne Armee ent-
standen; schon die Einfügung der Wehrverfas-
sung in das Grundgesetz im Jahr 1 9 5 6 wird zu
Recht »eine Wende in der Entwicklung der Bun-
desrepublik« genannt (Hofmann, in: Isen-
see/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts , 3 . Aufl . ,
2 0 0 3 , B d . I , § 9 Rn. 5 1 ) . D ab ei wurde durch Art. 14 3
GG in der Fassung von 1 9 5 6 klargestellt, dass im
Zuge der »Wiederb ewaffnung« eine B efugnis zum
Einsatz der Streitkräfte im Inneren selb st in Fällen
des Notstandes nicht gegeb en war (vgl . Meixner,
in : D olzer/Kahl/Waldhoff/Graßhof, B K, Art. 14 3
Rn . 4 < Stand : Juli 2 0 04 >) . Nach die sem ersten folg-
te 1 9 68 ein zweiter Schritt im Zuge der Implemen-
tierung der Notstandsverfassung in das Grundge-
setz . Nun wurde der Einsatz der Streitkräfte auch
im Inland zugelassen, allerdings nur in wenigen
eng b egrenzten Fällen, die zudem in der Verfas-
sung ausdrücklich geregelt sein mü ssen (Art. 87 a
Ab s . 2 GG) . Dies sind der regionale und der üb er-
regionale Katastrophennotstand (Art. 3 5 Ab s . 2
und 3 GG) , der äußere Notstand (Art. 87 a Ab s . 3
GG) und der Staatsnotstand als qu alifizierter Fall
des inneren Notstandes (Art. 87 a Ab s . 4 GG) . D a-
b ei ist mit der Zulässigkeit de s Einsatzes der Streit-
kräfte im Inneren no ch keine Au ssage üb er die
Mittel getroffen, die hierb ei zum Einsatz gelangen
können . Vielmehr bleibt − wie vom Ersten Senat
im Urteil vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6 (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8
< 14 6 ff. , 1 5 0 f. >) erkannt − ein Einsatz spezifisch
militärischer Waffen in Fällen de s Katastrophen-
notstandes auch dann au sge schlo ssen, wenn ge-
mäß Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 o der Ab s . 3 S atz 1 GG die
Streitkräfte herangezogen werden dürfen . B ei b ei-
den Verfassungsänderungen hat der Ge setzgeb er
also nicht au s dem Blick verloren, dass der Einsatz
von Streitkräften im Inneren mit b esonderen Ge-
fahren für D emokratie und Freiheit verbunden ist
und daher eb enso strikter wie klarer B egrenzung
b edarf.
Auch und gerade seitdem nach der Notstandsge-
setzgebung der Einsatz des Militärs im Inneren
nicht mehr schlechthin unzulässig ist, bleibt
strenge Re striktion geb oten . E s ist sicherzu stel-
len, dass die Streitkräfte niemals als innenpoliti-
sche s Machtinstrument eingesetzt werden . Abge-
sehen von dem extremen Au snahmefall de s Staats-
notstandes , in dem nur zur B ekämpfung organi-
sierter und militärisch b ewaffneter Aufständi-
scher als letzte s Mittel auch Kampfeinsätze der
Streitkräfte im Inland zulässig sind (Art. 87 a Ab s . 4
GG) , ist die Aufrechterhaltung der inneren Sicher-

heit Aufgab e allein der Polizei . Ihre Funktion ist
die der Gefahrenabwehr und nur üb er hierfür ge-
eignete und erforderliche Waffen darf die Polizei
verfügen; hingegen sind Kampfeinsätze der Streit-
kräfte auf die Vernichtung des Gegners gerichtet,
was spezifisch militärische B ewaffnung notwen-
dig macht. B eide Aufgab en sind strikt zu trennen.
Hiermit zieht unsere Verfassung au s historischen
Erfahrungen die geb otenen Konsequenzen und
macht den grundsätzlichen Ausschlu ss der Streit-
kräfte von b ewaffneten Einsätzen im Inland zu ei-
nem fundamentalen Prinzip de s Staatswesens . Mit
anderen Worten : Die Trennung von Militär und
Polizei gehört zum genetischen Co de dieses Lan-
des (so Heinrich Wefing, in: Zeit-Online vom 14 .
Janu ar 2 0 09 , http ://www. zeit. de/2 0 0 8/4 2/Bun-
deswehr) .
Wer hieran etwas ändern will, mu ss sich nicht nur
der öffentlichen politischen D eb atte stellen, son-
dern auch die zu einer Verfassungsänderung er-
forderlichen parlamentarischen Mehrheiten (Art.
79 Ab s . 2 GG) für sich gewinnen . Im Anschlu ss an
das Urteil des Ersten Senats war demgemäß eine
Änderung des Grundge setzes b e ab sichtigt, um
den am 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 deutlich gewordenen
Gefahren des internationalen Terrorismus effek-
tiv b egegnen zu können . D as Vorhab en scheiterte ,
weil sich − trotz der damaligen »großen« Regie-
rungsko alition - für die von der Bunde sregierung
b e ab sichtigte Zulassung »militärischer Mittel« ge-
nerell in »b e sonders schweren Unglücksfällen« im
Bunde stag nicht die erforderliche Mehrheit fand
und allenfalls eine B egrenzung militärischer
Kampfeinsätze zur Abwehr von Angriffen au s der
Luft o der von See au s hätte erreicht werden kön-
nen (vgl . Zeit-Online vom 14 . Januar 2 0 09 ,

http ://www. zeit. de/online/2 0 0 8/4 2/bunde s-
wehr-grundge setz) . D er Plenarb eschlu ss gibt nun
das , was für die Bunde sregierung vor drei Jahren
gegen einen der Ko alitionsp artner − und auch ge-
gen die Stimmverhältnisse im Bunde srat − nicht
durchsetzb ar war. Selb st wenn man e s unerträg-
lich empfindet, dass die Streitkräfte hiernach b ei
terroristischen Angriffen untätig in der Rolle des
Zu schauers verharren mü ssen, ist es nicht Aufga-
b e und nicht B efugnis de s Bunde sverfassungsge-
richts korrigierend einzu schreiten .

II .
Nach meiner Ansicht schließt das Grundge setz in
seiner gegenwärtigen Fassung den Kampfeinsatz
der Streitkräfte mit spezifisch militärischen Waf-
fen sowohl in Fällen de s regionalen (Art. 3 5 Ab s . 2
S atz 2 GG) wie in Fällen de s üb erregionalen (Art.
3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG) Katastrophennotstande s au s ;
insoweit ist also an der Auffassung de s Ersten Se-
nats im Urteil vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6 (BVerfGE 1 1 5 ,
1 1 8 < 14 6 ff. , 1 5 0 f. >) fe stzuhalten . Hierb ei kann da-
hinstehen, ob die Wortlautargumente , die im Ur-
teil des Ersten Senats in den Vordergrund gestellt
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wurden, den Argumenten des Plenarb e schlusses
Stand halten und die ihnen b eigelegte tragende
B edeutung weiterhin b e anspruchen können .
D enn es lässt sich auch mit einer historischen Ver-
fassungsinterpretation, vor allem ab er mit einer
systematischen Au slegung de s Grundgesetze s b e-
gründen, dass ein Einsatz der Streitkräfte mit mili-
tärischer B ewaffnung in b eiden Fällen des Kata-
strophennotstandes nicht erlaubt und damit auf-
grund de s Art. 87 a Ab s . 2 GG von Verfassungs we-
gen untersagt ist.
1 . D er Plenarb eschlu ss will zwar davon ausgehen,
dass sich au s den Ge setzgebungsmaterialien »ins-
gesamt kein klares B ild« für einen b estimmten
Willen des verfassungsändernden Ge setzgeb ers
ergeb e . B ei vollständiger Au sschöpfung der ver-
fügb aren Quellen und b ei Würdigung der dort do-
kumentierten Erklärungen im Zu sammenhang
vermag ich diese Einschätzung allerdings nicht zu
teilen .
a) Unklarheiten können, anders als der Plenarb e-
schlu ss ausführt, nicht au s dem Protokoll üb er die
gemeinsame Informationssitzung des Rechtsau s-
schu sses und de s Innenau sschusse s des Bundesta-
ges am 3 0 . Novemb er 1 9 67 (BTDrucks V/ 1 879
und V/2 1 3 0) hergeleitet werden . Zwar trifft e s zu ,
dass die dort fe stgehaltenen Äußerungen der ver-
schiedenen angehörten S achverständigen unter-
schiedliche Meinungen zur Zulässigkeit de s Ein-
satzes militärischer Waffen wiedergeb en; ferner
ist auch zutreffend , dass die se Anhörung Grundla-
ge für den B ericht de s Rechtsau sschu sses wurde ,
der wiederum Grundlage für den Gesetze sb e-
schlu ss des Bunde stages zur Verfassungsände-
rung geworden ist. E s gibt j edo ch keinen Anhalts-
punkt dafür, sondern ist schon im Ansatz fernlie-
gend , dass das uneinheitliche Meinungsbild einer
Anhörung unverändert in die B eschlu ssfassung
de s Rechtsau sschusse s eingeflo ssen ist. D as Ge-
genteil ist richtig . D er Rechtsau sschuss musste −
j edenfalls mit der Mehrheit der Stimmen seiner
Mitglieder − eine klare Entscheidung treffen und
hat dies auch getan.
Die Auffassung de s Rechtsau sschu sses steht aller-
dings der Einschätzung des Plenums entgegen
und findet in de ssen Argumentation keine hinrei-
chende B e achtung : Nachdem die S achverständi-
gen Kluncker und Kuhlmann in der gemeinsamen
Informationssitzung de s Innen- und des Rechts-
au sschu sses angeregt hatten, den waffenlo sen
Einsatz der Bunde swehreinheiten im Katastro-
phen- und Unglücksfall zum Au sdruck zu bringen
(vgl . Protokoll der 3 . öffentlichen Informationssit-
zung de s Rechtsau sschu sses und des Innenau s-
schu sses vom 3 0 . Novemb er 1 9 67, a. a. O . , S . 4 2 , 5 0) ,
nimmt der schriftliche B ericht de s Rechtsau s-
schu sses diese Hinweise auf, zieht daher den Ein-
satz militärisch b ewaffneter Streitkräfte üb er-
haupt nur für den Fall des Art. 87 a Ab s . 4 GG in B e-
tracht und b eschränkt ihn zugleich auf den Staats-

notstand als eine b e sonders gefährdende Situ ati-
on de s inneren Notstandes . Im B ericht des Rechts-
au sschusses heißt es unmissverständlich (BT-
Drucks V/2 873 , S . 2 ) :
»D er Hauptunterschied zur Regierungsvorlage
liegt darin, dass die Schwelle für den Einsatz der
Streitkräfte als b ewaffnete Macht angehob en wor-
den ist. D er Rechtsau sschu ss schlägt vor, den b e-
waffneten Einsatz der Bunde swehr nur d ann zu-
zulassen, wenn die s zur B ekämpfung von Grup-
pen militärisch b ewaffneter Aufständischer erfor-
derlich ist (Artikel 87 a Ab s . 4) . «
Entgegen der Ansicht de s Plenums , das die B edeu-
tung die ser Äußerung ins Ungewisse stellt (» . . .
mu ss nicht d ahin verstanden werden . . . «) , wird da-
mit ein b ewaffneter Einsatz auch in den Fällen des
Katastrophennotstandes ausgeschlo ssen; denn
diese Passage findet sich unter der Üb erschrift
»Innerer Notstand« in dem Ab schnitt de s B erichts ,
der sich eingehend d azu verhält, dass die zuvor in
der Regierungsvorlage zu sammenfassend gere-
gelten »Fälle des Inneren Notstande s« nunmehr
nach ihrem »sachlichen Inhalt« getrennt in eige-
nen Vorschriften normiert werden sollen. D a an-
gesichts der Zu sammenfassung im Regierungs-
entwurf seinerzeit in den B egriff de s »Inneren
Notstande s« auch die Fälle de s Katastrophennot-
stande s einb ezogen wurden (vgl . Lenz, Not-
stand sverfassung de s Grundgesetze s − Kommen-
tar, 1 97 1 , Art. 3 5 Rn . 2 ) , war der Au sschlu ss spezi-
fisch militärischer Waffen ersichtlich auch und
gerade für die nun in Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG ge-
sondert zu regelnden Einsätze b ei Naturkatastro-
phen und Unglücksfällen gewollt.
b) Die s wird − entgegen der Ansicht de s Plenums
− durch weitere Quellen b e stätigt. Ein anderes
Verständnis trifft nicht die historischen Gegeb en-
heiten im Umfeld der Verfassungsänderung des
Jahre s 1 9 68 . D as Plenum lässt völlig außer Acht,
d ass zur Zeit der Notstandsge setzgebung eine
weitergehende Zulassung des Einsatzes militä-
risch b ewaffneter Einheiten der Streitkräfte im In-
neren politisch nicht durchsetzb ar gewesen wäre .
Seit dem Bundestag im Jahre 1 9 60 ein erster Ent-
wurf vorgelegt worden war, kam es üb er Jahre
hinweg zu grundlegenden politischen Diskussio-
nen in der − ange sichts der Erfahrungen mit der
deutschen Geschichte − sensibilisierten Öffent-
lichkeit, die sich im Zuge der ab schließenden B e-
ratungen no ch erheblich verschärften (vgl . etwa
Scheuner, in: Lenz, a. a. O . , Einleitung, S . 1 3 ) . So
richtete sich der vor allem von den Gewerkschaf-
ten getragene Widerstand gegen die Notstands-
verfassung in Sonderheit gegen die zutreffend er-
kannte Gefahr eine s Einsatzes der Streitkräfte als
innenpolitische s Machtinstrument gegen die B e-
völkerung namentlich b ei Arb eitskämpfen (vgl .
Hoffmann, in : Sterzel, Kritik der Notstandsge set-
ze , 1 9 68 , S . 87 f.) . Als B eispiel für die mit der Not-
stand sge setzgebung verknüpften B efürchtungen
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mag das von Ekkehart Stein und Helmut Ridder
schon 1 9 6 3 verfasste Memorandum der Vereini-
gung D eutscher Wissenschaftler »D er permanen-
te Notstand« (abgedruckt in Ridder, Ge sammelte
Schriften, 2 0 1 0 , S . 5 6 3 < 5 66>) dienen, in dem es
heißt :
»D as Friedensrecht darf nicht vom Kriegsrecht
material unterwandert werden, d .h . im Frieden
dürfen keine Maßnahmen zugelassen werden, die
in einem Krieg zur B ewältigung die ser extremen
Gefahrenlage entwickelt wurden und nur im
Kriegsfall zu rechtfertigen sind . «
Vor die sem Hintergrund stellte der Abgeordnete
Dr. Lenz (CDU/C SU) als B erichterstatter des
Rechtsau sschusses b ei den ab schließenden B era-
tungen im Bundestag die restriktiven Ziele b eim
Einsatz b ewaffneter Streitkräfte klar (PlProt
5/ 1 74 , S . 9 3 1 1 <9 3 1 3 >) :
»E s ist nicht wahr, d ass durch die se Vorlage der
Bürgerkrieg vorb ereitet wird . Sowohl b ei der For-
mulierung de s staatsbürgerlichen Widerstands-
rechts als auch b ei der Möglichkeit der Bunde sre-
gierung, im äußersten Notfall Truppen gegen mi-
litärisch b ewaffnete Aufständische einzusetzen,
hat der Rechtsau sschuss sich b emüht, klarzu stel-
len, dass dies nur die Ultima ratio , d as letzte Mittel
sein dürfte , wenn alle anderen Mittel versagt ha-
b en. «
2 . Die se historisch fundierte Ausgangsprämisse
des verfassungsändernden Ge setzgeb ers findet
deutlichen Niederschlag in der Systematik, die
das Grundge setz mit der Implementierung der
»Notstandsverfassung« durch das 1 7. Ge setz zur
Ergänzung des Grundgesetze s vom 2 4 . Juni 1 9 68
(B GBl I S . 709) erfahren hat. D er Plenarb e schlu ss
geht hierauf nicht ein .
Gerade wegen der starken öffentlichen Kritik, die
sich an dem Streitkräfteeinsatz im Fall de s inneren
Notstandes entzündet hatte , wandte sich der
Rechtsau sschuss gegen eine zu sammenfassende
Regelung, wie sie in dem vorangegangenen Regie-
rungsentwurf vorgeschlagen worden war. Die
Trennung der − als unproblematisch angesehe-
nen − Regelung des Katastrophennotstandes ei-
nerseits von der des inneren Notstandes anderer-
seits erfolgte , um die entstandene D eb atte zu ent-
politisieren und den Verdacht au szuräumen, d ass
mit dem Katastrophennotstand auch der innere
Notstand b ekämpft werden solle (vgl . Kurzproto-
koll der 7 1 . Sitzung des Rechtsausschu sses vom 1 5 .
Febru ar 1 9 68 , dort S . 1 0) . Die s b elegt einmal mehr,
dass diese b eiden Fälle de s Streitkräfteeinsatzes
im Inneren völlig unterschiedliche , sich nicht
üb erschneidende Anwendungsb ereiche hab en
und de shalb nicht durch die Zulassung spezifisch
militärischer B ewaffnung auch in Fällen des Kata-
strophennotstande s vermengt werden dürfen.
D emgemäß führt der B erichterstatter de s Rechts-
ausschu sse s , der Abgeordnete Dr. Lenz, in dem
von ihm 1 97 1 verfassten Kommentar zur Not-

standsverfassung b ei Art. 3 5 Ab s . 2 GG (a. a. O . , Art.
3 5 Rn. 9) au s :
»Die Anforderung ge schieht , zur Hilfe ' . D amit ist
ein unb ewaffneter − dies ist vor allem im Hinblick
auf die Streitkräfte von B edeutung − technischer
Hilfseinsatz gemeint. «
In Einklang damit steht der Hinweis in dem ab-
schließenden B ericht des Rechtsausschu sse s ,
dass die im Fall de s Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 GG zur Ver-
fügung gestellten Kräfte anderer Länder und des
Bunde s »den Rechtsnormen des im Einsatzland
geltenden Lande spolizeirechts« unterstehen (BT-
Drucks V/2 873 , S . 1 0) . Zu Art. 3 5 Ab s . 3 GG ver-
weist der B ericht au sdrücklich auf die Au sführun-
gen zu Art. 3 5 Ab s . 2 S atz 2 GG (BTDrucks V/2 873 ,
S . 1 0) . Für b eide Fälle de s Katastrophennotstan-
des wurden also mit der Maßgeblichkeit de s Lan-
despolizeirechts die Vorau ssetzungen für die Ein-
bindung der Streitkräfte in den zivilen Katastro-
phenschutz geschaffen und d amit nur polizeili-
che Maßnahmen, nicht ab er militärische Kampf-
maßeinsätze ermöglicht (vgl . auch Cl . Arndt, DVBl
1 9 68 , S . 72 9 f.) . Auch die im B ericht de s Rechtsaus-
schu sse s im Einzelnen angeführten B eispiele für
den Einsatz der Streitkräfte in den Fällen von Art.
3 5 Ab s . 2 S atz 2 GG, nämlich »Ab sperrungen von
gefährdeten Grund stücken und Verkehrsregelun-
gen« (BTDrucks V/2 873 , S . 1 0) , sprechen deutlich
für einen Einsatz der Streitkräfte , der hinsichtlich
der einsetzb aren Mittel nicht üb er die im j eweili-
gen Landespolizeirecht der Länder vorge sehenen
hinau sgehen darf. In der B egründung des Rechts-
ausschu sse s zu Art. 8 7 a Ab s . 4 GG findet sich dem-
gegenüb er die Au ssage , dass für den dort geregel-
ten Einsatzfall militärische Mittel nicht von vorn-
herein au sge schlo ssen werden sollten, wob ei kon-
sequenterweise nicht auf die Anwendb arkeit des
j eweiligen Lande spolizeirechts verwie sen wird
(BTDrucks V/2 873 , S . 14) .
3 . Weiteres kommt hinzu . Im Rahmen der syste-
matischen Au slegung ist auch zu b e achten, d ass
im Fall de s Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG allein der Bun-
desregierung eine Initiativb efugnis zu steht, sie
demnach − wie auch der Plenarb eschlu ss in B e stä-
tigung der Rechtsauffassung des Ersten Senats
(BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 149 f. >) zur dritten Vorlagefra-
ge zutreffend erkennt − nur als Kollegialorgan
üb er den Einsatz der Streitkräfte in üb erregiona-
len Katastrophen- o der Unglücksfällen zu b efin-
den vermag . Diese Entscheidung de s verfas-
sungsändernden Ge setzgeb ers für das Initiativ-
recht nur der Bundesregierung als Kollegialorgan
ist auch für die Zulässigkeit eine s b ewaffneten
Einsatze s der Streitkräfte im Inneren von B elang;
denn sie gibt auch Aufschlu ss üb er den als zulässig
ange sehenen und der Regelung d aher zugrunde
gelegten Mitteleinsatz .
Entscheidungen eines Gremiums erfordern na-
turgemäß einen größeren zeitlichen Vorlauf; das
Verfahren ist schwerfälliger als das einer ministe-
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riellen Einzelentscheidung und bringt daher
schwerwiegende Effektivitätsnachteile mit sich .
Die se können bis zur Erfolglo sigkeit einer Maß-
nahme infolge Zeitablaufs reichen, wenn es sich
um eine Gefahrenlage handelt, die ein sofortiges
Eingreifen zwingend erfordert. Hingegen zeich-
nen sich die Naturkatastrophen und Unglücksfäl-
le , für die in Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG ein Einsatz der
Streitkräfte vorge sehen wurde , typischerweise
dadurch au s , dass sie einen gewissen, wenn auch
eng b egrenzten zeitlichen Spielraum lassen . Un-
glücksfälle treten generell, Naturkatastrophen
bisweilen so plötzlich ein, dass nur no ch eine B e-
kämpfung hinsichtlich der Folgen möglich ist,
was aufgrund der Notwendigkeit, Einsatzkräfte
und Material heranzuführen, ohnehin geraume
Zeit in Anspruch nehmen muss . Ansonsten wei-
sen Naturkatastrophen in ihrer Entstehung o der
Folgeentwicklung eine zeitliche Streckung zu-
minde st üb er Stundenzeiträume auf. All die se Um-
stände erlaub en die B efassung eines Kollegialor-
gans wie der Bundesregierung, ohne hierdurch
die Wirksamkeit des Streitkräfteeinsatzes ernst-
haft zu gefährden .
Hingegen ist ein unau sweichlicher Druck zur Ent-
scheidung innerhalb kürzester Frist gerade für
solche Gefahren typisch, denen effektiv nur mit
dem Einsatz solcher Waffen b egegnet werden
kann, die in ihrer zerstörenden Wirkung üb er die
polizeirechtlich zulässige B ewaffnung hinau sge-
hen . Spezifische Militärwaffen sind mit ihrer zer-
störerischen Kraft auf die Vernichtung des Geg-
ners angelegt. Ist außerhalb einer kriegerischen
Au seinandersetzung zur Gefahrenabwehr der
Einsatz solcher Vernichtungskraft im Sinne der
Verhältnismäßigkeitsmaxime angeme ssen und
insb e sondere auch erforderlich, so wird typi-
scherweise − wie eb en b ei der Entführung von
Flugzeugen zum Einsatz als Anschlagswaffe (»Re-
negade«-Fälle) − ein Verlauf b ereits eingeleitet
sein, der b ei ungehindertem Fortgang in kürzes-
ter Zeit den Verlu st zahlreicher Menschenleb en
o der ungeheuere Schäden erwarten lässt und da-
her nur durch den Einsatz massivster Mittel end-
gültig gestoppt werden kann . Solche Gefähr-
dungslagen sind also dadurch gekennzeichnet,
dass ihrer B eseitigung j ede zeitliche Verzögerung
abträglich ist. D ann wäre ab er die B etrauung ei-
ne s in der Entscheidungsfindung vergleichsweise
schwerfälligen Kollegialorgans mit der Initiativ-
b efugnis zum Einschreiten geradezu dysfunktio-
nal und als Zu ständigkeitsentscheidung mit Blick
auf die vom verfassungsändernden Gesetzgeb er
ange strebte »wirksame B ekämpfung« fernlie-
gend . Wenn daher − wie in Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG
geschehen − der verfassungsändernde Gesetzge-
b er mit der Bunde sregierung einem Kollegialor-
gan die Zu ständigkeit für die Einsatzentschei-
dung zuweist, kann hieraus nur der Schlu ss gezo-
gen werden, dass er von vornherein den Einsatz

spezifisch militärischer Waffen nicht für erforder-
lich hielt und damit auch nicht legitimieren woll-
te .

III .
D em geschilderten Ergebnis einer historischen
und systematischen Auslegung de s Grundge set-
zes entspricht die Rechtsauffassung de s Ersten Se-
nats im Urteil vom 1 5 . Februar 2 0 0 6 , wonach
» auch im Fall des üb erregionalen Katastrophen-
notstands ein Einsatz der Streitkräfte mit typisch
militärischen Waffen von Verfassungs wegen
nicht erlaubt ist« (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 5 0>) . Ihm
ließe sich ab er auch no ch d adurch Rechnung tra-
gen, dass die im Plenarb eschlu ss dargestellte
» Sp errwirkung« de s Art. 87 a Ab s . 4 GG als unüb er-
windliche Schranke des Einsatze s militärischer
Waffen im Inland strikt eingehalten wird . D amit
wäre der Einsatz militärspezifischer Waffen in Ka-
tastrophenfällen namentlich gegen S achen − wie
etwa b ei dem gängigen B eispiel des B omb ardie-
rens von D eichen zur Herb eiführung einer kon-
trollierten Üb erflutung − zu rechtfertigen . D as
Plenum will diesen Weg zwar b eschreiten und
bringt dies scheinb ar auch im B e schlu sstenor mit
der Antwort auf die zweite Vorlagefrage zum Au s-
druck. Allerdings erfährt der Tenor durch die an-
schließenden Gründe de s B e schlu sse s eine ent-
scheidende Au sdehnung, die als tragende B egrün-
dung letztlich für das Verständnis und die Wirkun-
gen der Entscheidung de s Plenums maßgeblich
ist (vgl . BVerfGE 3 , 2 61 < 2 64 > ; 3 6 , 3 4 2 < 3 5 9 f. > j e-
weils zu Art. 1 0 0 Ab s . 3 GG) . D amit macht d as Ple-
num den Ansatz einer » strikten B egrenzung«
durch Art. 87 a Ab s . 4 GG selb st zur Makulatur;
denn der » Sperrwirkung« wird nur »grundsätz-
lich« Geltung b eigelegt, was es ermöglicht, In-
landseinsätze der Streitkräfte mit militärischer
B ewaffnung auch dann zuzulassen, wenn e s gilt,
einem »mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit in Kürze« eintretenden »katastrophalen
Schaden« entgegenzuwirken, der auch durch ab-
sichtliche s Handeln verursacht sein kann .
1 . Viele s spricht d afür, dass die Vorstellungen des

verfassungsändernden Gesetzgeb ers b ei Rege-
lung de s Katastrophennotstandes in Art. 3 5 Ab s . 2
und 3 GG neb en Naturkatastrophen − wie der
Hamburger Sturmflut 1 9 62 − nur auf b esonders
schwere Unglücksfälle im Sinne schicksalhafter,
zufälliger Verläufe gerichtet waren (vgl . etwa die
B eispiele b ei Lenz, a. a. O . , Art. 3 5 Rn . 6 »Explo sion-
sunglück« o der »Kollision von Öltankern in Kü s-
tennähe«) . D er Erste Senat hat den B egriff des
Unglücksfalls j edo ch auch für solche Schadenser-
eignisse geöffnet, die »von Dritten ab sichtlich her-
b eigeführt werden« (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 14 4 >) .
Erst d amit konnte es zu Üb erschneidungen mit
der Regelung des (inneren) Staatsnotstandes in
Art. 87 a Ab s . 4 GG kommen, der unter engen Vo-
rau ssetzungen einen Waffeneinsatz der Streitkräf-
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te nur gegen organisierte und militärisch b ewaff-
nete Aufständische erlaubt.
Will man daher mit dem Ersten Senat den Einsatz
militärischer Waffen in den Fällen de s Art. 3 5 Ab s .
2 und 3 GG nicht schon generell untersagen, so ist
zur Wahrung der in der Verfassung angelegten
strikten Trennung zwischen Katastrophennot-
stand einerseits und innerem Notstand anderer-
seits ein geeignetes Kriterium zu finden, das Um-
gehungen der streng re striktiven Regelung für
Kampfeinsätze in Art. 87 a Ab s . 4 GG zwingend
und effektiv vermeidet. D azu ist es notwendig,
den Zweck der verfassungsrechtlichen Trennung
b eider Einsätze ernst zu nehmen . E s ging darum,
den Katastrophenschutz durch Unterstützung
der Streitkräfte zu verb essern, gleichzeitig ab er
die damit faktisch auch eröffnete Möglichkeit zu
verschließen, das Militär als innenpolitisches
Machtinstrument zu nutzen (vgl . Kurzprotokoll
der 7 1 . Sitzung de s Rechtsau sschusses vom 1 5 .
Febru ar 1 9 68 , dort S . 1 0) . Selb st wenn Gewalttä-
tigkeiten o der Unruhen drohen sollten, die in ih-
ren Folgen das Ausmaß b e sonders schwerer Un-
glücksfälle erreichen, dürfen b ewaffnete Streit-
kräfte im Inneren nicht etwa d azu einge setzt wer-
den, um allein schon durch ihre Präsenz die B evöl-
kerung etwa b ei D emonstrationen einzu schüch-
tern . Um die ses Ziel zu erreichen, muss Art. 87 a
Ab s . 4 GG eine Sperrwirkung b eigelegt werden,
die e s verhindert, dass b ewaffnete Streitkräfte ge-
gen Menschen zum Einsatz kommen, die vorsätz-
lich die öffentliche Sicherheit gefährden, selb st
wenn sie sich ab sichtlich und in aggressiver Weise
gegen den Staat wenden und sich hierb ei strafb ar
machen sollten . Die B ekämpfung solcher Gefähr-
dungen ist selb stverständlich zulässig und geb o-
ten, ab er sie ist nach dem geltenden Verfassungs-
recht in D eutschland eine ausschließlich polizeili-
che , nicht j edo ch eine militärische Aufgab e . Dies
b e stätigt die Verfassung selb st durch Art. 9 1 GG .
D enn sogar wenn e s zu einer Gefahr für den B e-
stand o der die freiheitliche demokratische
Grundordnung des Bundes o der eine s Landes
kommt, sieht Art. 9 1 GG für die sen Fall des inne-
ren Notstande s nur den Einsatz von Polizeikräften
anderer Länder o der der Bundespolizei vor, nicht
ab er den Einsatz der Streitkräfte . D eren Heranzie-
hung macht Art. 87 a Ab s . 4 GG schon für den blo-
ßen Obj ektschutz vielmehr von weiteren Voraus-
setzungen abhängig, wob ei der Einsatz von Waf-
fen in j edem Fall nur gegen organisierte und mili-
tärisch b ewaffnete Aufständische zulässig ist (vgl .
Lenz, a. a. O . , Art. 87 a Rn . 1 8) . Mit den Waffen des
Militärs dürfen also nur Personengruppen b e-
kämpft werden, die selb st militärisch b ewaffnet
sind , sich gegen den Staat erhob en hab en und
üb er ein System der Einsatzleitung verfügen (vgl .
Lenz, a. a. O . , Art. 87 a Rn . 1 9) .

2 . D er Plenarb eschlu ss geht darüb er hinau s . Er ist
zwar von der redlichen und anerkennenswerten
Ab sicht getragen, den b ewaffneten Einsatz der
Streitkräfte im Inneren restriktiv zu halten, setzt
sich ab er üb er die selb st erkannte Sperrwirkung
hinweg und kann d aher mit den von ihm entwi-
ckelten Kriterien eine Umgehung der engen Vo-
rau ssetzungen des inneren Notstandes nach Art.
8 7 a Ab s . 4 GG durch die weniger strengen Voraus-
setzungen de s Katastrophennotstande s nicht ver-
hindern . Durch den Versuch der weiteren Einhe-
gung des Art. 3 5 Ab s . 2 und 3 GG durch das Erfor-
dernis eines zwar nicht das »Vorfeld« eines
Unglücksfalls erfassenden, gleichwohl ab er »un-
mittelb ar b evorstehenden« Schadenseintritts
»von katastrophischen Dimensionen« wird die
Rechtsanwendung zwar um neue B egrifflichkei-
ten b ereichert, nicht ab er um die nötige Klarheit
und B erechenb arkeit. E s handelt sich um gänzlich
unb estimmte , gerichtlich kaum effektiv kontrol-
lierb are Kategorien, die in der täglichen Anwen-
dungspraxis viel Spielraum für subj ektive Ein-
schätzungen, persönliche B ewertungspräferen-
zen und unsichere , wenn nicht gar voreilige Prog-
no sen lassen . Jedenfalls b ei Inlandseinsätzen mili-
tärisch b ewaffneter Streitkräfte ist d as nicht hin-
nehmb ar. Im Schatten eine s Arsenals militäri-
scher Waffen kann freie Meinungsäußerung
schwerlich gedeihen . Wie ist b eispielsweise zu
verhindern, dass im Zu sammenhang mit regie-
rungskritischen Großdemonstrationen − wie et-
wa im Juni 2 0 07 au s Anlass de s »G8-Gipfels« in Hei-
ligendamm − schon wegen b efürchteter Aggre ssi-
vität einzelner teilnehmender Gruppen »mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in Kür-
ze« eintretende massive Gewalttätigkeiten mit »ka-
tastrophalen Schadensfolgen« angenommen wer-
den und de swegen b ewaffnete Einheiten der Bun-
deswehr aufziehen? D er bloße Hinweis des Plen-
ums , dass Gefahren, die » aus o der von einer de-
monstrierenden Menschenmenge drohen« , nicht
genügen sollen, kann in diesen Fällen die selb st
definierten Einsatzvoraussetzungen kaum wirk-
sam su spendieren .
3 . D ass die vom Plenarb e schlu ss entwickelte Lö-
sung einer üb erzeugenden dogmatischen Grund-
lage entb ehrt, kommt hinzu . Wie es ange sichts der
auch im Plenarb e schlu ss anerkannten Sperrwir-
kung zulässig sein kann, die se gleichwohl − und
sei e s auch nur in b e sonders qu alifizierten Un-
glücksfällen − b ei Seite zu schieb en und den Ein-
satz b ewaffneter Streitkräfte auch dann zuzulas-
sen, wenn die Vorau ssetzungen des Art. 87 a Ab s . 4
GG nicht vorliegen, erschließt sich nicht und wird
in der Entscheidung nicht b egründet. Eine B e-
gründung lässt sich auch schwerlich finden; denn
wenn − bildlich gespro chen − d as Öffnen einer
Tür verb oten ist, dann kann es nicht erlaubt sein,
sie auch nur einen Spalt weit zu öffnen .
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IV.
Letztlich wirft der Plenarb e schluss auch die Frage
auf, was durch den nun erweiterten Einsatz b e-
waffneter Streitkräfte im Inneren an Vorteilen für
den Schutz der B evölkerung namentlich vor terro-
ristischen Angriffen erreicht werden kann. Die
Antwort lautet: wenig bis nichts .
1 . Ange sichts des b eim Zweiten Senat anhängigen
Normenkontrollverfahrens wird darüb er zu b e-
finden sein, welche Vorschriften de s Luftsicher-
heitsge setze s zur Abwehr b esonders schwerer
Unglücksfälle durch den Einsatz b ewaffneter Ein-
heiten der Streitkräfte verfassungsrechtlichen B e-
stand hab en können. Auf der Grundlage des Plen-
arb e schlu sses mag e s de lege lata zulässig sein,
dass Kampfflugzeuge unter den Vorau ssetzungen
de s § 14 Ab s . 1 LuftSiG »Luftfahrzeuge ab drängen,
zur Landung zwingen, den Einsatz von Waffenge-
walt androhen o der Warnschü sse abgeb en« . Die
erfolgreiche Gefahrenabwehr durch solche Maß-
nahmen wird allerdings insb esondere in »Renega-
de«-Fällen deshalb wenig wahrscheinlich sein,
weil Konsequenzen in Form eines Ab schu sse s un-
zulässig sind , nachdem die − eine »unmittelb are
Einwirkung mit Waffengewalt« ge stattende − Vor-
schrift de s § 14 Ab s . 3 LuftSiG durch das Urteil des
Ersten Senats für verfassungswidrig und nichtig
erklärt worden ist (BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8) . D e lege fe-
rend a mag ohne Verfassungsänderung eine ge-
setzliche Neuregelung möglich sein, die se könnte
j edo ch eine unmittelb are Einwirkung mit militäri-
scher Waffengewalt nur gegen ein unb emanntes
Luftfahrzeug erlaub en o der au sschließlich gegen
die Personen gerichtet sein, die d as Luftfahrzeug
als Tatwaffe gegen das Leb en von Menschen ein-
setzen wollen (vgl . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 < 1 60>) . Hin-
gegen kann der deutsche Gesetzgeb er den Ab-
schu ss solcher Flugzeuge nicht erlaub en, in de-
nen sich − wie b ei den terroristischen Angriffen
am 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 − Passagiere und B e sat-
zungsmitglieder b efinden, die selb st Opfer der
Luftpiraten geworden sind . Insoweit hat auch der

Plenarb eschlu ss nichts daran ge ändert, dass die
den Umständen nach wahrscheinliche Tötung
dieser Menschen mit dem Grundrecht auf Leb en
(Art. 2 Ab s . 2 S atz 1 GG) in Verbindung mit der Ga-
rantie der Menschenwürde (Art. 1 Ab s . 1 GG) un-
vereinb ar ist. E s kommt hinzu , dass − auch nach
der Auffassung des Plenums − ohne Verfassungs-
änderung allein die Bundesregierung nach Maß-
gab e des Art. 3 5 Ab s . 3 S atz 1 GG üb er den Einsatz
militärischer Waffen gegen Luftfahrzeuge b efin-
den kann, was angesichts de s vergleichsweise
kleinen deutschen Luftraums kaum j emals recht-
zeitig zu einer Maßnahme nach § 1 4 Ab s . 1 LuftSiG
o der − nach gesetzlicher Neuregelung − zu einem
eingeschränkt zulässigen Ab schu ss eine s Luft-
fahrzeugs führen wird . Soll danach der Rahmen,
den d as materielle Verfassungsrecht für eine ef-
fektive Abwehr von Gefahren aus dem Luftraum
lässt, genutzt werden, so ist trotz der erweiterten
Zulässigkeit von Kampfeinsätzen nach der Ent-
scheidung de s Plenums eine Verfassungsände-
rung gleichwohl unvermeidlich .
2 . E s lässt sich nicht leugnen und ist po sitiv zu b e-
werten, dass die Antwort de s Plenums deutlich
hinter dem au s der Vorlagefrage ersichtlichen An-
liegen des Zweiten Senats zurückbleibt, das auf ei-
ne Umge staltung der Regelungen de s Katastro-
phennotstandes hin zu einer sub sidiären allge-
meinen Gefahrenabwehr mit militärischen Waf-
fen zielte . Gleichwohl hat das Plenum ab er zu-
gunsten eines geringen, praktisch kaum realisier-
b aren Gewinns an Sicherheit die Zulässigkeit des
Einsatzes der Streitkräfte im Inneren mit Hilfe der-
art unb e stimmter Rechtsb egriffe erweitert, dass
militärische Einsätze zu innenpolitischen Zwe-
cken nicht au sgeschlo ssen werden können. Für ei-
nen kaum messb aren Nutzen wurden fundamen-
tale Grundsätze aufgegeb en . D aher wäre es ein fa-
taler Fehler, sich angesichts der Entscheidung des
Plenums damit zu trö sten, dass der B erg gekreißt,
ab er nur eine Mau s geb oren hat.
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ei allem Re spekt vor der persönlichen
Meinungsfreiheit j ede s Einzelnen bin ich

sehr verwundert, j a entsetzt, dass eine angesehe-
ne lib eral-konservative Tage szeitung wie der B er-
liner Tagesspiegel einem Text zu öffentlicher Ver-
breitung verhilft, in dem der S ache nach zur Miss-
achtung und zum Bruch des geltenden Verfas-
sungs- und Völkerrechts aufgerufen wird . Sein Au-
tor ist der Historiker und promovierte Jurist Ale-
xander Gauland , der seit 1 9 87 als b eamteter
Staatssekretär Chef der He ssischen Staatskanzlei
von Ministerpräsident Walter Wallmann (CDU)
war. Dr. Gaulands Wirken im Wiesb adener Regie-
rungsapp arat gab übrigens die Vorlage für Martin
Walsers Roman Finks Krieg .

Dr. Gauland ist b ekanntermaßen ein sehr b ele-
sener Theoretiker des Konservatismu s mit zahl-
reichen, von mir ge schätzten einschlägigen Publi-
kationen : z . B . D as Legitimitätsprinzip in der Staa-
tenpraxis seit dem Wiener Kongre ss ( 1 97 1 ) , Was
ist Konservativismu s ? ( 1 9 9 1 ) und Anleitung zum
Konservativsein (2 0 02 ) . Er sieht sich in der Tradi-
tion von Edmund Burke , der − selb st aktiver Politi-
ker im England de s ausgehenden 1 8 . Jahrhunderts
− weltweit zu Recht als theoretischer Stammvater
der gehaltvollen konservativen Kritik an der fran-
zö sischen Revolution von 1 789 gerühmt wird . Für
Alexander Gauland enthält das D enken Edmund
Burke s »Elemente , die für eine heutige politische
Orientierung brauchb ar sind« . E s geht ihm um ein
spezifische s Menschen- und Ge sellschaftsbild ,
das »in einer skeptischen Anthropologie , in der
Gegnerschaft gegen den lib eralen Individualis-
mu s wie einem autoritären Kollektivismu s und in
einer grund sätzlichen Skep sis gegenüb er der
Fortschritttsdynamik der Mo derne« wurzelt.

Alexander Gauland neigt nicht zu Tarnung
und Mimikry. Seit mehr als vier Jahrzehnten Mit-
glied der CDU, wirft er seiner Parteivorsitzenden
Angela Merkel öffentlich vor, sie hab e »e s ge-
schafft, aus einer Partei mit konservativen, lib era-
len und sozialen Inhalten ein ideologisches Nichts
zu zaub ern, eine Organisation zum Machterhalt,
ohne dass man no ch wü sste , wofür und woge-
gen. « (in : Welt-Online vom 2 3 . 6 . 2 0 1 1 )

Seit er nicht mehr Herau sgeb er und Geschäfts-
führer der Märkischen Allgemeinen Zeitung in
Potsdam ist, publiziert Dr. Gauland auf der »Mei-
nungs«-Seite des Tage sspiegel eine regelmäßige
Kolumne .

D as Skandalö se seine s am 2 3 . Juli 2 0 1 2 veröf-
fentlichten B eitrags (Diffu ser Pazifismu s . Warum
sich die D eutschen mit Gewalt so schwer tun)
liegt für mich darin, dass er dafür wirbt, b ei der
Entscheidung üb er die militärische Durchset-
zung außen- und sicherheitspolitischer Interes-
sen D eutschlands künftig allein politische Nütz-
lichkeitserwägungen anzu stellen . Gauland wört-
lich : »Die D eutschen hab en ein ge störte s Verhält-
nis zur militärischen Gewalt. Sie b etrachten sie
nicht als die Fortsetzung der Politik mit anderen
Mitteln im Sinne von Clau sewitz, sondern als das
schlechthin B ö se und Falsche , als ein Mittel, aus
dem nie und unter keinen Umständen Brauchb a-
res entstehen könne . «

Er weiß e s b esser: » Statt also immer von Neu-
em die p azifistische Melo die zu singen, wäre es
klug, eine politische zu intonieren, weil eb en mili-
tärische Gewalt . . . nicht an sich schlecht, sondern
nur als falsche Politik schlecht ist. D as ab er setzt
vorau s , dass die D eutschen wieder eine Tatsache
der Weltge schichte akzeptieren lernen, die B is-
marck in seiner ersten Regierungserklärung als
preußischer Ministerpräsident 1 8 62 in die b e-
rühmten Worte fasste : »Nicht durch Reden und
Maj oritätsb e schlü sse werden die großen Fragen
der Zeit entschieden − das ist der große Fehler von
1 84 8 und 1 849 gewe sen − sondern durch Eisen
und Blut. «

Dr. Gauland negiert damit insb esondere das
nach den Verbrechen de s Zweiten Weltkrieges als
historische Errungenschaft der Menschheit in der
UN-Charta verankerte Verb ot j eder Anwendung
militärischer Gewalt in den zwischenstaatlichen
B eziehungen . Die UN-Charta lässt von diesem Ver-
b ot nur zwei enge Au snahmen zu : zum einen die
Gewaltanwendung mit vorheriger ausdrückli-
cher Autorisierung durch den UN-Sicherheitsrat
(Art. 4 2 UN-Charta) und zum anderen die einst-
weilige Selb stverteidigung eines Staate s und sei-
ner Verbündeten gegen einen gegenwärtigen
o der unmittelb ar drohenden militärischen An-
griff (Art. 5 1 UN-Charta) .

D as völkerrechtliche Gewaltverb ot der UN-
Charta gehört zum sogenannten zwingenden Völ-
kerrecht (»jus cogens«) und damit auch zu den » all-
gemeinen Regeln des Völkerrechts« im Sinne von
Art. 2 5 des Grundgesetze s (GG) . Sie sind in
D eutschland kraft au sdrücklicher verfassungs-
rechtlicher Normierung »B e standteil des Bundes-
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rechts« , gehen nach Art. 2 5 S atz 2 GG »den Ge set-
zen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmit-
telb ar für die B ewohner des Bundesgebietes« .
Wer als Staat o der als Staatenbündnis militärische
Gewalt einsetzt, die gegen das völkerrechtliche
Gewaltverb ot verstößt und völkerrechtlich nicht
gerechtfertigt ist, b egeht eine völkerrechtliche
Aggre ssion . Nach Art. 2 5 GG sind b ereits die Vor-
b ereitung eine s Angriffskrieges und damit erst
de ssen Führung verfassungswidrig und unter
Strafe zu stellen .

Um die se verfassungs- und völkerrechtlichen
Grenzen militärischer Einsätze schert sich Kolum-
nist Dr. Gauland − in der selb st gewählten Po se ei-
ne s Niccolò Machiavelli und eines C arl von Clau-
sewitz − nicht. Ja er plädiert sogar unter au sdrück-
licher Anrufung des preußischen »Blut-und-Eisen-
Ministerpräsidenten« für ihre Nichtb eachtung.
B ekanntlich hatte Otto von Bismarck wenig Skru-
pel , im Konflikt um die »preußische Heere sre-
form« , b ei der e s um die Au sdehnung der Wehr-
pflicht auf drei Jahre und um Aufrüstung ging, ge-
gen den erbitterten Widerstand der lib eralen Par-
teien im preußischen Abgeordnetenhau s die Ver-
fassung zu brechen. Eb enso hatte Bismarck wenig
Hemmungen, Präventiv- und Angriffskriege zur
Herb eiführung der »deutschen Einheit« 1 8 64 ge-
gen D änemark, 1 8 66 gegen Ö sterreich und
1 870/7 1 gegen Frankreich zu führen .

In die se Tradition stellt sich Alexander Gau-
land ganz ausdrücklich . Und mit ganz aktuellem
B ezug formuliert er: Schlimmer no ch als die »ma-
terielle Vernachlässigung« der »immer wieder ver-
kleinerten Bunde swehr« , die »kaum no ch die drin-
gendsten Aufgab en von Landesverteidigung und
terroristischer Gefahrenabwehr erfüllen« könne ,
erscheint »die Weigerung, Notwendigkeit und
Folgen militärischer Gewalt üb erhaupt zu denken
und sie in ein politische s Weltbild einzuordnen .
Und so lö st eine Selb stverständlichkeit wie der mi-
litärische Schutz von Handelswegen fast eine
Staatskrise au s« .

D as ist in der S ache ganz nahe b ei den Äuße-
rungen de s anschließend demissionierten Ex-
Bunde spräsidenten Dr. Horst Köhler in einem In-
terview mit dem D eutschlandradio am 2 2 . Mai
2 0 1 0 . Köhler hatte nach seinem B esuch b ei den
Einsatztruppen der Bundeswehr in Afghanistan
erklärt :

»Meine Einschätzung ist ab er, d ass insge samt
wir auf dem Wege sind , do ch auch in der B reite
der Gesellschaft zu verstehen, dass ein Land unse-
rer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung
und d amit auch Außenhandelsabhängigkeit auch
wissen muss , dass im Zweifel, im Notfall auch mili-
tärischer Einsatz notwendig ist, um unsere Inte-
ressen zu wahren, zum B eispiel freie Handelswe-
ge , zum B eispiel ganze regionale Instabilitäten zu
verhindern, die mit Sicherheit dann auch auf unse-
re Chancen zurückschlagen negativ, b ei uns

durch Handel Arb eitsplätze und Einkommen zu si-
chern . Alles das soll diskutiert werden, und ich
glaub e , wir sind auf einem nicht so schlechten
Weg. . . . Ab er e s wird wieder To de sfälle geb en,
nicht nur b ei Soldaten, möglicherweise auch
durch Unfall mal b ei zivilen Aufb auhelfern . D as ist
die Realität unseres Leb ens heute , wo wir einfach
zur Kenntnis nehmen mü ssen: E s gibt Konflikte .
Man muss auch um die sen Preis sozu sagen seine
am Ende Intere ssen wahren . « (Quelle : http ://
www. dradio . de/aktuell/ 1 1 9 1 1 3 8/) .

Dr. Gauland schreibt diese Köhler-Linie in sei-
ner Tagesspiegel-Kolumne fort. Er b eklagt dab ei
nicht nur die deutsche Enthaltung im UN-Sicher-
heitsrat b ei der B e schlu ssfassung üb er die Ein-
richtung einer Flugsicherheitszone ; die se wurde
b ekanntlich anschließend von den involvierten
Regierungen de s We stens − unter Üb erschreitung
der UN-Ermächtigung und d amit letztlich völker-
rechtswidrig − zu ausgedehnten B omb eneinsät-
zen von Zielen in ganz Libyen zur Herb eiführung
eines Regimewechsels genutzt. Nicht hinnehm-
b ar ist für Alexander Gauland auch die gegenwär-
tige D eb atte in D eutschland und der deutsche
Umgang mit dem aktuellen Bürgerkrieg in Syrien :
»D as syrische Dilemma de s Westens führt wieder
eindrücklich vor Augen, wie gering das Verständ-
nis für Gewaltanwendung in diesem Lande ist. «

Pikant ist, dass Alexander Gauland als früherer
b eamteter Staatssekretär den B indungen de s B e-
amtenrechts und natürlich auch den verfassungs-
rechtlichen Vorgab en unterliegt, für deren B ruch
er sich der S ache nach öffentlich einsetzt. D as ist
auch disziplinarrechtlich relevant. Auch für Ruhe-
stand sb e amte und frühere B eamte mit Versor-
gungsb ezügen gilt nach den B eamtenge setzen
(vgl . § 47 B eamtStG) , dass sie sich nicht »gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung im
Sinne des Grundge setzes« b etätigen dürfen .

D as umfasst − unge achtet aller Missdeutungen
dieser B egrifflichkeit − j edenfalls die uneinge-
schränkte Achtung des für eine D emokratie un-
verzichtb aren rechtsstaatlichen Geb ots der strik-
ten und au snahmslo sen Bindung aller öffentli-
chen Gewalt an »Recht und Ge setz« (Art. 2 0 Ab s . 3
GG) .

Zu »Recht und Ge setz« gehört auch das gelten-
de Völkerrecht.

Ein Ruhe standsb e amter, der öffentlich unter
au sdrücklicher affirmativer B ezugnahme auf die
Regierungserklärung Otto von B ismarcks als
preußischer Ministerpräsident au s dem Jahre
1 8 62 und de ssen d arin verkündete »Blut und Ei-
sen«-Maximen, die sich um geltende s Recht und
»Maj oritätsb eschlü sse« nicht scherten, au s Grün-
den politischer Opportunität für die grundsätzli-
che Missachtung von Art. 2 0 Ab s . 3 GG b ei der An-
wendung militärischer Gewalt plädiert, ruft da-
mit zum permanenten Verfassungs- und Völker-
rechtsbruch auf.
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ie Atomkatastrophe vom März 2 0 1 1 in Fu-
ku shima veranlasste die einstigen B efür-

worterInnen der deutschen Atomenergie die we-
nige Monate zuvor b eschlo ssene Laufzeitverlän-
gerung zurück zu nehmen, die problematischsten
acht Meiler sofort abzu schalten und für die re stli-
chen die Laufzeit bis maximal 2 02 2 zu b egren-
zen.

1 )

Diese Entscheidung zum Atomau sstieg er-

folgte einseitig auf nationaler Eb ene , ohne Rück-
sicht auf andere , die Kernkraft weiter forcierende
EU- o der sonstige Staaten. Ob die ser Sinne swan-
del b ei den maßgeblichen PolitikerInnen in Uni-
on und FDP nun au s neu gewonnener Einsicht in
die Gefahren der atomaren Energiegewinnung
o der eher au s wahltaktischen Üb erlegungen er-
folgte , sei dahingestellt und spielt für den einge-
schlagenen Weg keine entscheidende Rolle .

Eine no ch größere B edrohung für die Mensch-
heit geht von der weltweiten militärischen Rüs-

1 ) http ://de .wikipedia. org/wiki/Atomausstieg − Zugriff am
2 3 . 0 3 . 2 02 2
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Unverständlich ist mir, offen gesagt, auch, d ass
der Tage sspiegel einen B eitrag mit augenschein-
lich gravierenden j ournalistischen Schwächen
zum Ab druck gebracht hat. Woher weiß eigent-
lich Herr Dr. Gauland , dass »die D eutschen« , also
üb er 8 0 Millionen Menschen, »ein ge störte s Ver-
hältnis zur militärischen Gewalt« hab en und d ass
»die D eutschen« allein in »der Welt« mit ihrer » ab-
soluten Verwerfung militärischer Gewalt« ste-
hen? Wie definiert Herr Dr. Gauland »die Welt« ?
Spricht er von allen Menschen/Bürgern dieser Er-
de ? Meint er die Regierungen? O der nur die Mehr-
heit der kriegsb ereiten westlichen Regierungen,
die ab er nicht für »die Welt« stehen? E s handelt
sich b ei solchen Parolen um augenscheinliche
Simplifizierungen, die die Komplexität der realen
Gegeb enheiten und diffizilen Probleme gleich-
sam auf Stammtischnive au ignorieren . Für einen
wissenschaftlich ausgebildeten Historiker und Ju-
risten ist das b eschämend und , zurückhaltend aus-
gedrückt, nahe an der Grenze zur Peinlichkeit !

D as Skandalon eine s solchen Plädoyers eines
hohen (Ruhestands-) B e amten für den Verfas-
sungs- und Völkerrechtsbruch weist üb er den ak-
tuellen Vorgang hinaus . E s gilt einer Entwicklung
Einhalt zu gebieten, die den vom geltenden Recht
unb ehinderten Einsatz des Militärs zu politischen

Zwecken für D eutschland wieder zur Normalität
machen will und die Öffentlichkeit auf diese Un-
geheuerlichkeit einzu stimmen versucht. In Dr.
Gauland s Tage sspiegel-Kolumne wird die s zu-
gleich strategisch mit der unterschwelligen mora-
lischen Diskreditierung derj enigen als politikun-
fähige und weltfremde Träumer verbunden, die
die Anwendung militärischer Gewalt angesichts
der schrecklichen Erfahrungen mit Kriegen und
den damit untrennb ar einhergehenden Gewalt-
E skalationen insb e sondere auch gegenüb er
Nicht-Komb attanten (»Kollateralschäden«) ableh-
nen o der j edenfalls auf der strikten Einhaltung
der völker- und verfassungsrechtlichen Grenzen
b eharren .

Dr. Dieter Deisero th ist Rich ter am Bundesver-

waltungsgerich t. Neben seiner rich terlichen Tä-

tigkeitpubliziert er vor allem zu Fragen des Ver-

fassungs- und Völkerrech ts so wie der Verfas-

sungsrech tsgesch ich te vor und während des Na-

tio nalsozialism us. Der h ier veröffentlich te Text

ist erstmals am 23. Juli 2012 bei »Hin tergrund. o n-

line« ersch ienen (h ttp://www. h in tergrund. de/

201208062188/h intergrund/medien/einstim-

m ung-a uf-verfassungs-und-voelkerrech tsbruch.

h tml)
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Ausstieg 2 .0
Nach dem Atomausstieg auch der Ausstieg aus dem Militär?
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4) http ://www. ippnw. de/commonFiles/p dfs/Frieden/B o dy_
Count_Opferzahlen2 0 1 2 . pdf − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2 , S . 2 1 (Im Ir-
akkrieg zwischen mehreren Hunderttau senden und einer knap-
pen Million Menschen) S . 60 (Im Afghanistankrieg von 2 0 0 1 bis
2 0 1 1 zwischen 70 . 60 4 und 1 0 0 . 479 direkt getötete Menschen)

5 ) http ://www. zeit. de/online/2 0 0 8/0 9/stiglitz-irakkrieg-ko sten −
Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

6) http ://www. tagesanzeiger. ch/ausland/amerika/D ie-wahren-Ko s-
ten-de s-Kriegs/story/2 0 4 0 3 89 6 − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

7) http ://www. manager-magazin . de/unternehmen/arti-
kel/0 , 2 8 2 8 , 69 5 4 1 9 , 0 0 . html − Zugriff am 3 0 . 0 5 . 2 0 1 2

8) D er Priester und frühere Misereor-ChefJo sef S ayer: „Ab ermilliar-
den wurden vergeudet für einen sinnlo sen Krieg . Wenn der We s-
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tung au s . Während b ei der Atomenergie die damit
verbundenen Gefahren und Risiken ein uner-
wünschter Neb eneffekt sind , ist b eim Militär gera-
de die Vernichtungskap azität der entscheidende
Faktor. Obwohl kein vernünftiger Mensch einen
Krieg wollen kann, erhoffen sich die üb er Militär-
potentiale verfügenden PolitikerInnen von der
Zerstörungskraft der ihnen zu Geb ote stehenden
(Massen)Vernichtungswaffen Schutz gegen die
Zerstörungspotentiale möglicher Gegner sowie
politische Handlungsfreiheit und Nachdruck für
ihre j eweiligen politischen Ziele .

Im Klartext heißt dies für die sich zur we stli-
chen Wertegemeinschaft zählenden die Politike-
rInnen : Um Frieden, Freiheit, D emokratie , Men-
schenrechte o der wirtschaftliche Interessen zu si-
chern, ist man im äußersten Fall zum Krieg b ereit
− wenn es sein mu ss , auch mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln . D enn die alleinige Drohung
mit militärischen Mitteln ohne die B ereitschaft
zur Anwendung wäre wirkungslo s , die Drohung
mit der B ereitschaft zur Anwendung j edo ch un-
verantwortb ar. Somit b eginnt d as unverantwortli-
che Tun schon − wie auch im strafrechtlichen B e-
reich − mit der Vorb ereitung . Die se Fähigkeit und
B ereitschaft bis zum Vergeltungsgenozid

2 )

, ist
nach den Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges
und vieler weiterer folgender Kriege unb egreif-
lich .

D o ch nicht erst ein weiterer großer Krieg wä-
re das Problem . Schon die heutigen Aufwendun-
gen für die Militärapp arate weltweit verschlingen
Unsummen dringend b enötigter Gelder (2 0 1 1 b e-
trugen die weltweiten Rüstungsausgab en 1 , 6 B il-
lionen US-D ollar, d .h . b ei 7 Mrd . Erdenb ewohnern
sind es pro Kopf 2 2 8 , 5 7 US-D ollar)

3 )

, vergeuden
Rohstoffe , b elasten die Umwelt unnötigerweise
und tragen somit auch ohne einen Krieg zum To d
vieler Menschen b ei .

D ab ei zeigt allein die Ge schichte der vergan-
genen hundertJahre , dass der Versuch, mit kriege-
rischen Mitteln den Frieden erringen o der si-
chern zu wollen, zum Scheitern verurteilt ist.
Selb st wenn die Großmächte meinen, sich gegen-
seitig ab schrecken zu können, so b e steht ständig
die Gefahr eine s Kriege s au s einem technischen
Versehen herau s o der die Gefahr einer E skalation
regionaler Konfliktherde wie z . B . im Nahen O sten
zu einem glob alen Krieg, in dem längst üb erwun-
den geglaubte Systemgrenzen wie die zwischen
We st und O st wiederb elebt werden können .

Auch die letzten b eiden von den USA ange-
führten (Angriffs) Kriege im Irak und in Afghanis-
tan waren bislang weder verhältnismäßig no ch

zielführend in B ezug auf die ange strebte B e seiti-
gung der Terrorgefahr, ge schweige denn frie-
densfördernd , sondern brachten Hundertausen-
den von Menschen den To d

4)

, Verstümmelungen,
psychische Leiden und verschlangen Unsummen
von Geld . D amit wird ständig neuer Hass gesät,
der sich b ei nächster Gelegenheit in Terror wan-
delt. Gegenwärtig versuchen die kriegführenden
au sländischen Regierungen ihre Truppen mit
möglichst wenig Gesichtsverlu st au s dem nicht
gewinnb aren Krieg wieder nach Hause zu b ekom-
men.

E s fragt sich, warum die j etzt ange strebten Ver-
handlungen mit gemäßigten Talib an-Führern
nicht schon vor dem Kriegsb eginn 2 0 0 1 versucht
worden sind . D amals dürfte es sicher leichter ge-
wesen sein . Hätten die USA und die sie militärisch
unterstützenden Staaten nur einen Bruchteil der
inzwischen für den Krieg fraglo s ausgegeb enen
Mittel (im Irak nach B erechnungen de s Wirt-
schafts-Nob elpreisträgers Jo seph Stiglitz 3 Billio-
nen US-D ollar

5 )

, in Afghanistan 4 B illionen US-D ol-
lar

6)

, davon entfallen laut DIW allein auf D eutsch-
land 3 6 Mrd . Euro

7)

) verwandt, durch wirtschaftli-
che Ko operation an der B e seitigung der Sp annun-
gen zwischen islamischen und we stlichen Staaten
zu arb eiten, wären Hunderttausende Menschen −
afghanische und irakische wie auch amerikani-
sche und europ äische no ch am Leb en .

8)

Seit dem Vietnamkrieg und den Kriegen in Af-
ghanistan hat sich der unsymmetrische Krieg he-
rau sgebildet. Militärische Supermächte sind nicht
mehr im Stande , zu allem entschlo ssene , guerilla-
mäßig operierende Gegner mit konventioneller
Kriegsführung zu b e siegen. Andererseits wäre
der Einsatz von atomaren, biologischen o der che-
mischen Massenvernichtungswaffen nach den
schrecklichen Erfahrungen von Hiro shima und
Nagasaki durch nichts zu rechtfertigen.

Eb enso hab en die Terroranschläge von Al Qai-
d a u . a. vor Augen geführt, dass militärisch ho chge-
rüstete Staaten dagegen machtlo s sind . Allenfalls
verstärkte polizeiliche Maßnahmen können ver-
hindernd wirken.

2 . Die Notwendigkeit und Benennung
eines klaren Zieles

D as Vorgenannte ist Grund genug, üb er einen
Au sstieg au s der untauglichen und gefährlichen

2 ) Schell, Jonathan : Die Politik de s Friedens , München 2 0 0 6 , S . 379

3) (http ://de . ib times . com/article s/2 4 2 2 6/2 0 1 1 0 60 8/weltweite-mi -
lit-rau sgab en-u sa-unangefo chten-vorne-weg . htm − Zugriff am
8 . 4 . 2 0 1 2 ) ; der bundesdeutsche Verteidigungshau shalt für 2 0 1 2
b eläuft sich auf 3 1 , 7 Mrd . Euro (http ://de .wikipedia. org/wiki/Ver-
teidigungsetat# 2 0 1 2 − Zugriff am 8 . 4 . 2 0 1 2 ) , d .h . b ei 8 2 Mio . Ein-
wohner pro Kopf 3 8 6 , 5 8 Euro .
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Form der militärischen Friedenssicherung nach-
zudenken . Im Vergleich zum Atomau sstieg dürfte
die s j edo ch wesentlich schwieriger werden.
Hängt doch am Militär eine Jahrtausende alte Tra-
dition der Machtsicherung und Männlichkeitsvor-
stellungen und kein Staatsempfang scheint ohne
»militärische Ehren« möglich zu sein. Kriege bil-
den die Eckdaten der Ge schichtsschreibung. Die
selb stverständliche D aseinsb erechtigung de s mi-
litärisch-indu striellen Komplexes sowie die Sinn-
haftigkeit militärischer Bündnissysteme gelten
bis auf den heutigen Tag als sakro sankt. Interes-
santerweise macht es dab ei keinen Unterschied ,
ob es sich um Diktaturen o der D emokratien han-
delt. Auch in Letzteren können sich viele , viel-
leicht sogar die meisten Menschen ein Leb en
ohne den vermeintlichen militärischen Schutz
nicht vorstellen. Und wenn e s wie in D eutschland
aus politischen

9)

und ökonomischen Gründen zu
p artiellen Standortschließungen kommt, fällt es
nicht nur konservativen Lande spolitikern schwer,
sich von Militär und Rü stung zu trennen .

1 0)

Selb st in weiten B ereichen von Friedensb ewe-
gung

1 1 )

und Friedensforschung wird nicht in glei-
cher Weise , wie in der Anti-AKW-B ewegung der
Au sstieg au s der Kernenergie ange strebt wurde ,
die Forderung nach dem Ausstieg aus dem Ge-
samtsystem Militär erhob en, gewissermaßen
nach einem Au sstieg 2 . 0 . Man b eschränkte und b e-
schränkt die Kritik auf b esonders brisante Symp-
tome der Militärpolitik wie z . B . AB C-Waffen, Neut-
ronenb omb e , Nato-Nachrü stung, Rü stungsex-
porte , Streub omb en, Antipersonenminen, Uran-
munition, Wehrpflicht − ohne j edo ch das Militär
grund sätzlich in Frage zu stellen. Wäre denn eine
Bunde swehr mit nur konventioneller B ewaff-
nung für Pazifisten akzeptab el und für sogenann-
te Re alpolitiker au sreichend ? Liegt es nicht in der
Logik de s militärischen Üb erlegenheitsstreb ens ,
sich fortlaufend um die effiziente sten Waffensys-
teme zu b emühen − mit der Folge , nicht mehr ge-
brauchte s Material gewinnbringend zu veräu-
ßern bzw. neue s Material au s Wirtschaftlichkeits-
gründen in größeren Stückzahlen zu pro duzie-
ren, wo durch j eweils der Rüstungsexport genährt

wird ? Sicherlich ist e s sinnvoll, die Militärkritik zu
konkretisieren und die Gipfel der Inhumanität zu
brandmarken . Ohne j edo ch das entscheidende
Ziel , die Ab schaffung de s Kriegs und de shalb die
des Militärs im Auge zu hab en und auch im Munde
zu führen, bleib en die se Aktionen ohne entmilita-
risierende Wirkung . Erst eine klare Forderung
nach vollständiger Entmilitarisierung lässt d as In-
tere sse an Alternativen wachsen . Ab er auch das
Umgekehrte gilt : Erst die Vorstellung von klaren
Alternativen zur militärischen Sicherheitspolitik
b efähigt und motiviert die Menschen, sich für die
Entmilitarisierung zu engagieren .

1 2)

Immer wieder ist von ehemals führenden Köp-
fen der Friedensb ewegung zu hören und zu le-
sen

1 3 )

, sie seien keine Pazifisten bzw. auf die Bun-
deswehr könne selb stverständlich nicht verzich-
tet werden . Offenb ar b esteht die Sorge , mit einer
klaren Entmilitarisierungsforderung als welt-
fremde Visionäre zu gelten . Nach ihren sicher-
heitspolitischen Vorstellungen gefragt, b eziehen
sie sich auf p artielle Abrü stungsschritte hin zu mi-
litärischen D efensivstrukturen

1 4)

. D o ch hätten wir
heute eine D emokratie , wenn deren Vorkämpfer
sich nicht als D emokraten verstanden und trotz al-
ler Widrigkeiten an der Re alisierung dieses Zieles
festgehalten hätten? Wären Rassentrennung und
Ap artheid j e abge schafft worden, wenn deren Kri-
tiker nicht d as erklärte Ziel einer integrierten Ge-
sellschaft verschiedener Hautfarb en bzw. die For-
derung »one man one vote« ganz klar erhob en hät-
ten?

Wenn Krieg das größte Verbrechen an der
Menschheit b edeutet, muss er genau so wie die
Sklaverei, Ap artheid und Diktatur geächtet wer-
den . Wenn Krieg unter keinen Umständen mehr
sein darf, dann darf er auch nicht vorb ereitet wer-
den, auch nicht durch die Vorhaltung von Arme-
en . Wer wirklich keinen Krieg mehr will, mu ss −
wenn nötig auch einseitig − die Entmilitarisierung
anstreb en .

3 . Und wo sind
die Alternativen zum Militär?

Ähnlich wie b eim Atomausstieg stellt sich nun die
Frage nach Alternativen : Wie können B edrohun-
gen durch feindliche Staaten abgewendet, Frei-
heit, D emokratie und Menschenrechte geschützt

ten d amals versucht hätte , aus christlicher Tradition , das B ö se
durch das Tun des Guten zu üb erwinden‘ , wie es im Römerbrief
heißt, und auch nur mit einem Teil des Gelde s Friedens- und Ent-
wicklungsarb eit gefördert hätte , wären die Sp annungen zwi-
schen muslimischen Ländern und dem We sten nicht eskaliert.
D as hätte zu echter Sicherheit geführt, während die Kriege nur
no ch mehr Unsicherheit gebracht hab en . “ (Publik-Forum 7/2 0 1 2 ,
S . 9)

9) So stimmten die alliierten Siegermächte in den 2 + 4-Verhandlun-
gen nur unter der M aßgab e einer H alb ierung der gesamtdeut-
schen Streitkräfte der Wiedervereinigung D eutschlands zu .

1 0) http ://www. rhein-zeitung . de/regionales_artikel,-B eck-Schlie s-
sung-von-Bundeswehr-Standorten-falsch-_arid , 9 2 49 8 . html − Zu-
griff am 1 0 . 4 . 2 0 1 2 http ://www.welt. de/regionales/stuttgart/ar-

ticle 1 3 4 8 3 1 2 5/Kretschmann-will-sich-fuer-Standorte-einsetzen.
html − Zugriff am 8 . 4 . 2 0 1 2

1 1 ) Eine rühmliche Ausnahme bildet das schon j ahrzehntelange En-
gagement der Kieler DFG-VK-Gruppe unter Federführung von
Gottfried Müller mit der B ro schüre „ Bunde swehr ab schaffen“
und neuerdings via homep age : www. bunde swehrab schaffen. de

1 2 ) Auch hier ist die Parallele zur Anti-AKW-B ewegung hilfreich : H ät-
ten sich nicht seit den 1 970 er Jahren umweltb ewu sste Menschen
daran gemacht, durch Energieeinsp arung und Eigenb auten rege-
nerativer Energiesysteme Alternativen zu entwickeln − zwischen-
zeitlich in indu striellen Dimensionen, wäre der Atomausstieg ge-
nau so wenig vorstellb ar wie es gegenwärtig in Frankreich der Fall
ist.

1 3 ) z . B . Erhard Eppler, Ulrich Frey, Margot Käßmann

1 4) In den 1 9 8 0 erJahren schlugen Autoren wie Horst Afheldt u . a. vor,
die militärische Landesverteidigung so zu gestalten, dass sie offen-
kundig ungeeignet ist für Angriffskriege , j edo ch ho cheffizient, ei-
nen ins Land eingedrungenen Aggre ssor durch sogenannte Tech-
no-Kommando s aufzureib en. siehe B iehle , Alfred (Hg .) Alternati-
ve Strategien, Koblenz 1 9 8 6 , S . 62 1 ff.
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und der Schutzverantwortung gegenüb er ande-
ren b edrohten Staaten o der Volksgruppen nach-
gekommen werden? Wie können die wirtschaftli-
chen Intere ssen der Bundesrepublik D eutsch-
land , die Rohstoff- und H andelswege ge sichert
werden?

Vermutlich ist die Unkenntnis von Alternati-
ven ein ganz entscheidender Grund für die
scheinb are Alternativlo sigkeit einer militärischen
Landesverteidigung − getreu einer von Helmut
Schmidt während der Nachrüstungsdeb atte zi-
tierten alten Hamburger Kaufmannsregel : Man
schüttet das alte Wasser nicht weg, b evor man kein
neues hat. Ab er gibt es wirklich nichts Neues ?

D er Suche nach alternativen Sicherheitsstrate-
gien sollte j edo ch eine B edrohungsanalyse

1 5 )

vo-
rangestellt werden :
• Was sind die zu schützenden Werte und Güter?
• Durch wen o der was werden diese b edroht?
• Wie groß sind der Schadensumfang der B edro-
hung und ihre Eintrittswahrscheinlichkeit?

D arau s und im Abgleich mit den universellen
Menschenrechten sowie den j e eigenen religiö-
sen o der weltanschaulichen Üb erzeugungen
kann dann eine nichtmilitärische Friedens- und Si-
cherheitspolitik entworfen werden . D ass auch ei-
ne solche Konzeption mit Risiken verbunden ist
und dass offene Fragen zur B e arb eitung bleib en,
liegt in der Natur der Dinge . Diese sollten j edo ch
immer im Vergleich zu den Risiken und ungeklär-
ten Fragen der militärischen Friedenssicherung
gesehen werden .

B eispiele für die Wirkungsweise gewaltfreier
Aufstände und Widerstände als Alternative zu ge-
waltsamen Revolutionen und Bürgerkriegen gibt
es seit 9 0 Jahren zuhauf: Ruhrkampf 1 9 2 3 , Unab-
hängigkeitskampf in Indien ab 1 9 2 4 (Gandhi) , ge-
waltfreie Widerstand saktionen während des
Zweiten Weltkrieges in Norwegen, D änemark
und D eutschland , Bürgerrechtsb ewegung in den
USA (Martin-Luther King) gegen die Rassentren-
nung ab 1 9 5 5 , Widerstand der Tschecho slowaken
gegen der Okkup ation durch die Warschauer-
Pakt-Staaten 1 9 68 , Sturz de s Marco-Regime s auf
den Philippinen 1 9 8 6 , B efreiung o steurop äischer
Länder durch Bürgerb ewegungen (z . B . Solidar-
no sc in Polen ab 1 9 8 0) , Wende in der DDR 1 9 89
(die se geradezu epo chalen Ereignisse auf deut-
schem B o den geraten leider immer mehr in Ver-
gessenheit) , Sturz des Diktators Charle s Taylor
durch die christlichen und mu slimischen »Frauen
für Frieden« in Lib eria 2 0 0 3 , Faceb o ok-Revolution
in Tune sien und Ägypten 2 0 1 1 und viele andere .
In die sem Zusammenhang ist auch auf die Studie
»Why civil resistance works : the strategic logic of
nonviolent conflict« von Maria J . Stephan/Erica
Chenoweth

1 6)

zu verweisen, die durch die Au swer-

tung von 3 2 3 Aufständen von 1 9 0 0 bis 2 0 0 6 empi-
risch b elegt, dass gewaltfreie s Konfliktverhalten
eine doppelt so hohe Erfolgsquote und eine um
zwei Drittel geringere Misserfolgsquote hat wie
der b ewaffnete Kampf. Eb enso ist die Nachhaltig-
keit gewaltfrei erzielter Konfliktlö sungen wesent-
lich höher.

Diese Erfahrungen mit mehr o der weniger
strukturiertem gewaltfreiem Handeln, die dab ei
zutage getretenen Wirkungsweisen und Proble-
me wurden und werden politikwissenschaftlich
aufge arb eitet.

1 7)

Auf der B asis die ser Erkenntnisse
gilt es für eine Indu strienation wie die Bunde sre-
publik D eutschland eine Konzeption gewaltfreier
Friedens- und Sicherheitspolitik zu entwickeln .
Folgende Punkte dürften dab ei eine b e sondere
Rolle spielen:
• Qu alifizierung der BürgerInnen und Politike-
rInnen im Allgemeinen und spezieller Friedens-
fachkräfte im B e sonderen für gewaltfreie Kon-
fliktb e arb eitung − (Weiter) Entwicklung einer ge-
waltfreien Konfliktkultur auf allen Eb enen
• (infra) strukturelle Voraussetzungen für die

Wahrung der politischen und wirtschaftlichen
Unabhängigkeit des Lande s − im Zu sammenspiel
mit ökologischen und solid arischen Zielen
• Rü stungskonversion und alternative B eschäfti-
gungen für bisherige Bunde swehrangehörige
• internationale Ko operationen zur gewaltfreien
Konfliktregelung
• internationale polizeiliche Ko operation zur Ver-
brechensb ekämpfung
• Ko operation von Katastrophenschutzkräften
b ei Natur- und technischen Großkatastrophen

4. D as Novum eines Militärausstieges

Die Entscheidung zum Atomau sstieg traf
D eutschland einseitig für sich, ohne auf eine ge-
meinsame europ äische Entscheidung zu warten
und b efindet sich d amit in Gesellschaft vieler an-
derer Industrienationen wie Italien und Ö ster-
reich, die ohne Atomenergie au skommen.

In S achen Entmilitarisierung sieht e s etwas an-
ders au s : Außer Co sta Rica und no ch viel kleineren
Ländern gibt es keinen mittleren o der großen
Staat, der j e auf sein Militär verzichtet hätte . Inso-
fern wäre ein Ausstieg 2 . 0 ein Novum .

Die b e sondere historische Verantwortung
D eutschlands prädestiniert j edo ch die Bunde sre-
publik zu dieser Vorreiterrolle . D adurch ist eine
nicht zu unterschätzende Signalwirkung auf an-
dere Länder vorstellb ar nach dem Motto : Wenn
die D eutschen kein Militär mehr brauchen, wa-
rum sollen d ann wir so viel Geld für die Rüstung

1 5 ) siehe auch Hedtj ärn u . a. : Verteidigung ohne Krieg − die skandina-
vische Alternative , Wupp ertal 1 974

1 6) Stephan, M aria J . and Chenoweth , Erica (2 0 0 8) „Why civilian resi-

stance works : the strategic logic of nonviolent conflict“ , Interna-
tional Security 3 3 ( 1 ) , New York 2 0 1 1

1 7) Seit den 1 9 60 er Jahren entwickelte insb esondere der B erliner Po-
litologe Theo dor Eb ert das Konzept der Sozialen Verteidigung als
Alternative zur militärischen Friedenssicherung im O st-West-Ge-
gensatz .
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verschwenden. Auch könnte durch ein im Ver-
gleich zu bisher wesentlich gesteigerte s Engage-
ment der Ersten Hilfe b ei weltweiten Großkata-
strophen, ab er auch b ei der strukturellen Ent-
wicklungszu sammenarb eit mit armen Ländern
das internationale Ansehen D eutschland s nur ge-
winnen .

Mit einer solchen Vorreiterrolle würde sich
D eutschland nicht, wie vielfach b efürchtet, um
seine internationale Verantwortung drücken − im
Gegenteil, es würde sie in b esonderer und vor-
bildlicher Weise wahrnehmen .

5 . Die möglichen Träger
eines Militärausstiegs

Welche ge sellschaftlichen Gruppen können eine
solche Entwicklung herb eiführen? B ei den politi-
schen Parteien waren nach dem kurzen Intermez-
zo der Ge samtdeutschen Volksp artei in den
1 9 5 0er Jahren erstmals die 1 9 8 0 gegründeten
Grünen mit pazifistischen Forderungen angetre-
ten, hab en die se j edo ch seit dem Jugo slawien-
krieg mehrheitlich aufgegeb en . D erzeit vertritt in
der Bundesrepublik lediglich Die Linke als Partei
eine konsequent antimilitaristische Po sition

1 8)

mit
der Folge , von den anderen Bunde stagsp arteien
der »Politikunfähigkeit« geziehen zu werden .

Von d aher reicht e s nicht au s , au sschließlich
auf eine Partei zu setzen, sondern e s gilt, in allen
Parteien die militärkritischen PolitikerInnen für
die sen Weg zu gewinnen . In allen politischen La-
gern sind Abgeordnete , die in ihrer Vita die Zivil-
dienstableistung angeb en und deshalb erfolg-
reich ihre Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerer au s Gewissensgründen b eantragt hab en.
Rechtlich war die s nur möglich mit B egründun-
gen, die j egliche Form militärischer Gewaltan-
wendung und Gewaltandrohung als nicht verant-
wortb ar verworfen hab en . Die se Volksvertreter
werden j edo ch nur dann gegen ihre bisherige Par-
teilinie und den Fraktionszwang aktiv werden,
wenn sie merken, dass eine breite B ewegung vie-
ler gesellschaftlicher Gruppen in Politik, Kirchen,
Gewerkschaften, Bürgerinitiativen für Frieden,
Ökologie , Menschen- und Bürgerrechte , weltwei-
te Solidarität u sw. üb er ihre j e eigenen Anliegen
hinau s eine Entmilitarisierung fordert.

D amit dieses Ziel üb erhaupt in den Blick
kommt und wünschenswert wird , b edarf es Sze-
narien üb er eine Welt ohne Militär, ab er auch Mo-
delle , wie einzelne Länder einseitig einen Anfang
machen können .

Von den ob en genannten ge sellschaftlichen
Gruppen hab en die Kirchen eine ganz b esondere
Affinität zur Gewaltfreiheit. Hat do ch die christli-

che Religion die Üb erwindung des B ö sen durch
Tun de s Guten in ihrem Leitbild . D as Kriegshand-
werk war in der frühen Christenheit unvereinb ar
mit der Zugehörigkeit zur Kirche . D ass dieser An-
satz durch die Konstantinische Wende im vierten

Jahrhundert bis in die Gegenwart in ihr Gegenteil
verkehrt wurde , ist eine traurige Verdrehung des
Vorbilds Je su mit im wahrsten Sinne verheeren-
den Folgen

1 9)

.
Umso erfreulicher ist e s nun, dass in vielen

christlichen Konfe ssionen Menschen für eine
friedensethische Reformation eintreten und ihre
Kirchen auffordern, die bisherige B ej ahung des
Militärs kritisch zu üb erdenken und aufzugeb en .

B ei kirchlichen Disku ssionen ist intere ssan-
terweise nicht der theologische S achverhalt strit-
tig, sondern seine Umsetzung in die verteidi-
gungspolitische Praxis : Wie kann man sich o der
andere denn ohne militärische Waffen gegen An-
griffe schützen?

Die s unterstreicht einmal mehr die Notwen-
digkeit, gewaltfreie Konfliktlö sungsmo delle ,
auch im internationalen B ereich, zu vermitteln
und Szenarien eine s Wege s dorthin zu entwerfen
und in die Disku ssion einzubringen .

6. Weg zur Entmilitarisierung

D er erste Schritt auf dem Weg zur Entmilitarisie-
rung muss eine kritische Selb streflexion sein.

Die Ursachen für internationale Konfliktsitu a-
tionen und für die Terrorgefahr sollten nicht aus-
schließlich b ei den j eweiligen Gegnern, Gefähr-
dern bzw. Feinden ge sehen werden . Allein die Tat-
sache , dass der deutsche Leb ensstil b ei einer welt-
weiten Verallgemeinerung mehrere Erden vo-
rau ssetzte , zeigt unseren problematischen Anteil
am Verteilungskampf und ist gleichzeitig ein we-
sentlicher Grund für die weltweiten Bundeswehr-
einsätze . Im selb en Grad sind wir üb erproportio-
nal Verursacher de s Klimawandels und dessen
auch gewaltförmigen Auswirkungen . Die in der
Nato unter Führung der USA gemeinsam Krieg ge-
gen den Terror führenden Staaten sind somit ein
Bündnis der reichen Länder gegen ärmere Teile
der Welt. Hinzu kommen die deutsche Kriegswaf-
fenpro duktion und der Rüstungsexport (Rang 3
weltweit) selb st in Spannungsgebiete wie Türkei,
Saudi-Arabien, Israel u .v. a.

Die se kritische B e stand saufnahme unserer ei-
genen Verwob enheit in die Strukturen von Unge-
rechtigkeit und Zerstörung ist Vorau ssetzung für
den Abb au von Kriegsursachen. D er Entwurf für
eine gewaltfreie Friedenspolitik muss de shalb
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1 9) Auch die Evangelische Kirche hat seit dem B auernkrieg 1 5 2 5 kei-
nem deutschen Militäreinsatz, weder in den b eiden Weltkriegen
im letzten Jahrhundert no ch im Ko sovo- o der Afghanistankrieg
widerspro chen . Wie hätte Hitler den 1 9 39 den Zweiten Weltkrieg
b eginnen können, wenn die christlichen Kirchen, wie von D iet-
rich B onho effer 1 9 3 4 auf Fanö gefordert, ihren Söhnen im Geiste

Je su den Waffendienst verb oten hätten?

1 8) Siehe Flugblatt zur Landtagswahl am 1 3 . 5 . 2 0 1 2 in NRW http :
//www. dielinke-nrw. de/file admin/kvweb site s . material/Flyer.

pdf/linkenrw_ltw2 0 1 2-flyer-frieden_Kopiervorlage- 1 c . pdf − Zu-
griff am 2 5 . 0 5 . 2 0 1 2



Hand in Hand gehen mit den B emühungen um ei-
ne solidarische , faire und nachhaltige Leb enspra-
xis .

Zur Anregung hier nun skizzenhaft ein Szenario
für den Au sstieg 2 . 0 − die Entmilitarisierung
D eutschlands

Phase I (ab 2 0 1 3 )
• Konstruktion : Entwicklung von Konzepten der
Entmilitarisierung und de s Aufb au s einer gewalt-
freien Friedenssicherung durch Friedensorgani-
sationen und Friedensforschungsinstitute
• Militärkritik: Wissenschaftliche Evalu ation der
militärischen Friedenssicherung in B ezug auf
Wirksamkeit, Folgen, Ko sten und die Vereinb ar-
keit mit den Menschenrechten
• Disku ssion: B reite ge sellschaftliche B ewu sst-
seinsbildung durch Disku ssionen in Friedensor-
ganisationen, Kirchen, Bürgerinitiativen für Eine-
Welt, Umweltschutz, Kunst, Medien, Gewerk-
schaften, Unternehmerverb änden, Parteien u sw.
üb er die Entmilitarisierung D eutschlands und
Umstellung auf gewaltfreie Formen der Konflikt-
lö sung
• Ko operation : Au stau sch und Zusammenarb eit
mit Friedensorganisationen in anderen europ ä-
ischen Ländern (z . B . in Ö sterreich und Schweiz)

Phase II (ca. ab 2 0 1 5 )
• Politische Entscheidungsfindung für einen Mili-
tärau sstieg (Au sstiegsge setz, das eine schrittweise
Reduktion des Verteidigungshau shalte s und des
personalen und waffenmäßigen Umfangs der
Bunde swehr innerhalb von fünf Jahren vorsieht
und eine zivile Verwendung der Soldaten sowie
die Förderung der Rüstungskonversion regelt)
• Ko operation mit anderen entmilitarisierungs-

willigen Ländern in der Europ äischen Union und
darüb er hinaus

Phase III (ca. ab 2 02 0)
• Änderung der Verteidigungsge setze , insb eson-
dere :
− Streichung de s Art. 1 2 a GG (Wehrpflicht) und
Art. 1 7 a (Grundrechteeinschränkung b ei Solda-
ten)
− Änderung de s Art 2 0 , 4 (anstelle »Recht auf Wi-
derstand« »Recht auf gewaltfreien Widerstand«)
− Änderung de s Art. 2 6 (nicht nur der »Angriffs-
krieg« sondern auch der »Verteidigungskrieg« ist

verfassungswidrig; Rü stungspro duktion − mit
Au snahme von Polizei-, Jagd- und (Luft-
druck) Sportwaffen − und der entsprechende
H andel und Export sind verb oten)

− Änderung de s Art. 87 a (anstelle von »D er Bund
stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. « »D er Bund
fördert und ko ordiniert den Aufb au gewaltfreier
Verteidigungsstrukturen«)
• (j e nach dem Entwicklungsstand der Europ ä-
ischen Union) entsprechende Änderung der eu-
ropäischen Verteidigungspolitik

7. Die Realität in Blick behalten

• Während der Atomau sstieg lediglich die soge-
nannte Atomlobby und die B e schäftigten tan-
giert, ist b eim Militärau sstieg mit Vorb ehalten
und Widerstand auf breiter Eb ene zu rechnen: An-
gefangen b ei vielen BürgerInnen mit militäri-
schem Schutzb edürfnis , üb er MilitärpolitikerIn-
nen, Sold atInnen und sonstigen BW-B e schäftig-
ten, die Rüstungs(export)lobby, die Re servisten-
kameradschaften und militärischen Traditions-
vereine , Standortkommunen, möglicherweise
auch die Militärseelsorge und die Gewerkschaf-
ten mit existenziellen Intere ssen, bis hin zu
den(Kriegs) Spielzeugherstellern, Medien u sw.
Um auch die bisher auf militärische Lö sungen set-
zenden Menschen zu gewinnen, sind B emühun-
gen um zivile Weiterb eschäftigungen und Rü s-
tungskonversion b e sonders wichtig .
• Während der Aufb au einer Armee nicht unb e-
dingt einer demokratischen Willensbildung ent-
springen mu ss , ist eine Entmilitarisierung und vor
allem eine gewaltfreie Landesverteidigung nur
möglich, wenn die B evölkerungsmehrheit dafür
o der zuminde st nicht dagegen steht und eine gro-
ße Zahl von Menschen sie zu praktizieren b ereit
ist. Sie mu ss vom Bunde stag b e schlo ssen werden .
Die se s Ziel zu erreichen erscheint sehr schwer, es
ist j edo ch nicht unmöglich und auf j eden Fall not-
wendig . Wenn es gelingt, eine Ko alition au s kriti-
scher Vernunft, wie auch immer b egründeter Hu-
manität, Nächsten- und Feindeslieb e und Schöp-
fungsverantwortung zu bilden, könnte die erfor-
derliche Mehrheit zu sammenkommen . D en Ver-
such wäre e s wert − ihn nicht zu wagen, wäre un-
verzeihlich .

Theodor Ziegler ist Reliogio nspädagoge und Mit-

glied der DFG-VK.
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ls ich aufgefordert wurde , zum 1 2 0j ähri-
gen Jubiläum der D eutschen Friedensge-

sellschaft eine Art Festvortrag zu halten, hab e ich
als Titel vorgeschlagen : »Wie politikfähig ist der
Pazifismu s ? D as Potential der gewaltfreien Akti-
on . « Frohgemut hab en die Veranstalter d araus
festlich-affirmativ gemacht »Die Politikfähigkeit
des Pazifismu s« . Anscheinend ist die se Politikfä-
higkeit für die Veranstalter keine Frage , sondern
eine Tatsache . Die s kann ich verstehen . E s ent-
spricht dem Selb stverständnis der Kriegsdienst-
gegner. Sie wollen nicht nur Zeugnis ablegen von
ihrer p azifistischen Gesinnung, sondern auch un-
terstreichen, d ass sie verantwortungsb ewu sste
Bürger unserer Republik sind und auf die Politik
des Gemeinwesens Einfluss nehmen wollen − und
hoffentlich auch können . Als Politikwissenschaft-
ler kann ich ab er nicht umhin, auf der Frage zu b e-
harren : Sind die Pazifisten in der Lage , die Politik
so zu b eeinflu ssen, dass ihre Konzepte nicht nur
proklamiert werden, sondern auch tatsächlich die
Richtlinien der Politik zu b e stimmen und konkur-
rierende Vorstellungen zu üb erwinden vermö-
gen?

Wer wagt da sogleich in den S aal zu rufen : Ye s ,
we can ! Nicht nur B arack Ob ama konnte nicht al-
les , was er wollte .

Wir Pazifisten sind in unseren Ansprüchen
auch gar nicht b escheiden . Wir sind sogar an-
spruchsvoller als der Friedensnob elpreisträger
B arack Ob ama. E s geht j etzt nicht darum, ob und
wie Pazifisten militärge stützte Politik in einigen
ihrer Erscheinungsformen zu kritisieren vermö-
gen. E s geht also nicht d arum, wie die Pazifisten
Waffenexporte einschätzen und wie sie sich zu In-
terventionen im Ko sovo , in Afghanistan o der Mali
verhalten, sondern es geht um die Frage , ob die Pa-
zifisten in der Lage sind , nach ihren Vorstellungen
die Sicherheitspolitik eine s Staate s o der eines
Bündnisse s in seiner Gesamtheit zu gestalten.

Vielleicht erinnern sich einige no ch daran,
dass die Grünen b ei ihrer Gründung angekündigt
hatten, dass sie gewaltfreie Politik treib en wollen.
Einige der ersten Bunde stagsabgeordneten der
Grünen hab en die s auch ernst gemeint und sich
wie Roland Vogt

1 )

und Petra Kelly d arum b emüht,
die gewaltfreie Aktion zu einem Instrument der
Innen- und Außenpolitik zu entwickeln − und in

die sem B e streb en waren sie 1 9 89 auch an der
Gründung de s Bundes für Soziale Verteidigung
b eteiligt.

Zu den Trägerorganisationen dieses Bunde s ,
der sich die gewaltfreie Verteidigung der demo-
kratischen Errungenschaften vorgenommen hat-
te und daran immer no ch festhält, gehörte auch
die DFG-VK. Sp äte stens seit der B eteiligung der
Grünen am militärischen Eingreifen in den Gue-
rillakrieg um d as Ko sovo war ab er deutlich, d ass
die Grünen ihr Vorhab en, sich au sschließlich ge-
waltfreier Mittel zu b edienen, aufgegeb en hab en.
D as ist hier zunächst einmal eine Fe ststellung −
keine moralische B ewertung.

D o ch b ei der B eob achtung die ser Entwick-
lung einer Partei , von der man als Wähler o der
Redner im Wahlkampf, wie ich einer war, zu-
nächst annehmen durfte , dass sie allen Ernstes ge-
waltfreie Politik machen wolle , mu ss man sich die
Frage vorlegen : Hab en die Grünen sich etwas vor-
genommen, d as gar nicht menschenmöglich ist?
Ist die kategorische Ablehnung von b ewaffneter
Gewalt als Mittel der Politik üb erhaupt mit dem
verantwortlichen Handeln einer Regierung ver-
einb ar? O der gilt das Diktum einiger ange sehener
deutscher Politiker wie Otto von B ismarck und
Helmut Schmidt, d ass man mit der B ergpredigt
nun mal nicht regieren könne . D as b ezog sich b ei
die sen Politikern nicht auf alle Seligpreisungen
des B ergpredigers Jesu , sondern in erster Linie auf
die dort formulierte kategorische Ablehnung der
militärischen Gewalt als Mittel der Politik.

Nun wissen wir au s der Ge schichte des Pazifis-
mu s , dass diej enigen, welche sich auf die B ergpre-
digt b ezogen hab en, die s nicht mit dem Anspruch
getan hab en, damit politisch erfolgreich zu sein.
Wurden sie ob ihres B ekenntnisse s verfolgt, so b e-
deutete dies in ihren Augen keine Widerlegung,
sondern galt als Etappe auf dem Weg zum Heil . » Se-
lig sind die da Verfolgung leiden . « Wer kennt nicht
die se Arie aus Wilhelm Kienzls »Evangelimann« .
»Selig sind , die Verfolgung leiden, ,Ä § denn ihrer
ist das Himmelreich . « Auch Menschen mit die ser
Grundhaltung können − mehr indirekt als direkt −
politischen Einflu ss au süb en, ab er die B enen-
nung der B ergpredigt als Grundlage de s politi-
schen Handelns , ist keine ausreichender B eweis
für die Politikfähigkeit de s Pazifismus .

D as gilt erst recht in einer säkularisierten Ge-
sellschaft wie der deutschen, in der man das Zitie-
ren Je su kaum no ch mit dem Anspruch verbinden
kann, dass hier der Heiland der Welt ge spro chen
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hab e und wir punktum seine Nachfolge anzutre-
ten hätten − ohne weiter üb er seine Worte zu klü-
geln und deren B efolgen von den j eweiligen Er-
folgsau ssichten abhängig zu machen .

Solche Nachfolger Jesu hat es gegeb en und es
gibt sie vielleicht no ch, ab er sie sind in der Gegen-
wart sicher nicht mehr die Tonangeb enden . Ich
verzichte darum auch auf eine theologische Dis-
ku ssion des p azifistischen Anspruchs − zumal es
die staatstragenden Kirchen mit dem Pazifismu s
nicht so genau nehmen, sondern fragwürdige We-
ge b eschreiten, wenn es um die Rechtfertigung
militärischer Gewalt geht.

Zum B eispiel will e s mir nicht einleuchten,
dass man − und ich denke hier an B ischof Wolf-
gang Hub er, den ehemaligen Ratsvorsitzenden
der E KD − die militärische Gewalt als ultima ratio
rechtfertigt − mit der Maßgab e , dass sie eb en nur
no ch als letztes , als allerletzte s Mittel in Frage kom-
me . Die Tücke dieser angeblichen ultima ratio ist
do ch, dass man sie als letztes Mittel nur d ann ein-
setzen kann, wenn man auf diesen Einsatz j eweils
auf dem jüngsten Stand der Militärtechnik und
der sold atischen Au sbildung vorb ereitet ist. Und
diese Vorb ereitungen auf das letzte Mittel sind ge-
eignet, die Anstrengungen zur Entwicklung alter-
nativer Fähigkeiten aufzufressen . Man vergleiche
nur die Aufwendungen für das Militär mit den Auf-
wendungen für den zivilen Friedensdienst. Wer
diese Diskrep anz ignoriert und die Existenz der
Bunde swehr als ultima ratio rechtfertigt, ist − mit
Verlaub − ein Ideologe , ein Wortkünstler de s fal-
schen B ewusstseins .

D o ch wenn wir dies als Pazifisten sagen, sind
wir damit no ch nicht au s dem Schneider. Wer Waf-
fengewalt als ultima ratio o der auch als das vor-
herrschende Mittel der Politik au sschließt, muss
eine Antwort suchen auf die Frage , wie er sich Po-
litik vorstellt, wenn die politischen Gegner −
knallhart und ohne Rücksicht auf Verträge und in-
ternationale Institutionen − unter Androhung von
Gewalt ihren Willen durchzu setzen suchen .
Bleibt dann den Pazifisten im äußersten Falle nur
die Kapitulation bzw. der Verzicht auf die Hilfe-
leistung für an Leib und Leb en B edrohte ?

E s genügt j edenfalls nicht, dass wir auf Verträ-
ge und Institutionen hoffen . Wie sollen wir diej e-
nigen, welche die Verträge und die Frieden stif-
tenden Institutionen missachten, in die Schran-
ken weisen? Sind diej enigen, die sich nicht weh-
ren können, nicht b eliebig erpre ssb ar?

Was man nach aller Erfahrung nicht anneh-
men darf, ist das grundsätzlich friedliche Verhal-
ten aller. E s wird sehr wahrscheinlich immer Ein-
zelne o der Gruppen geb en, welche Gewalt an-
wenden, um ihre Interessen durchzu setzen .

Die Versuche , die Gewalt als Mittel der Politik
einzudämmen, hat eine lange Ge schichte . Um
dem Fau strecht zu steuern, erhielten b estimmte
staatliche Organe das Gewaltmonopol − in der Re-

gel innenpolitisch die Polizei und außenpolitisch
d as Militär. Die meisten D eutschen glaub en heute :
D as geht grundsätzlich nicht anders − und do ch
sind sie skeptisch : Sie glaub en nicht, dass e s lange
gut geht. Und so gibt e s in D eutschland eine ho ch
entwickelte Militärkritik − auch ausgeweitet auf
die Polizei und andere staatliche Sicherheitsorga-
ne , wie den Verfassungsschutz .

D o ch auch die Skeptiker meinen nicht umhin
zu können, Folgende s zuzuge stehen : Wer die b e-
waffnete Aktion als letztes , als allerletzte s Mittel
ins Auge fasst, muss diese s äußerste Mittel effizi-
ent ge stalten . Man mu ss sich von vornherein auf
d as Schlimmste − also den worst case − einstellen
und sich dafür au srüsten .

Wäre ich ein Jugendoffizier, würde ich b eim
Auftritt in einer Schule folgendermaßen argu-
mentieren : Alle B ergtouristen hoffen auf schönes
Wetter, do ch wenn b ei einer längeren Tour ein
Wetterumschwung möglich ist, mu ss man sich
um die passende Regenkleidung kümmern − in
der Hoffnung, d ass sie auch entwickelt wurde −
und man mu ss die Regenkleidung schon in der
Talstation einp acken, auch wenn die Sonne
scheint. Diese Au srüstung ist dann die ultima ratio
für den Schlechtwetterfall .

Was soll man dazu sagen? E s gibt eine gemäßig-
te , sozusagen sozialdemokratische und eine radi-
kale Variante .

Zunächst zur gemäßigten Version . Die Militär-
kritik warnt hier − no ch im Rahmen de s ultima-ra-
tio-Argumentation − vor Fehleinschätzungen .
Man weist hin auf hypertrophe Entwicklungen .
Um im B ilde zu bleib en : Man kann sich eine B erg-
au srüstung zulegen, die so schwer o der so teuer
ist, dass sie ihrer Funktion, das B ergwandern zu er-
möglichen, nicht mehr gerecht wird und an ihr
nur no ch die Au srü ster der Mö chte-gern-Glob e-
trotter verdienen .

Auf die se Weise kann man b e stimmte Waffen-
systeme , b estimmte Waffenexporte und auch Mi-
litärmissionen kritisieren . D o ch Pazifismu s im
strengen Wortsinn ist das nicht.

Gibt e s einen Ausweg au s die sem Dilemma?
Was ist die radikale Alternative ? Ich hab e die sen
Au sweg im Untertitel meines Vortrags angetippt:
»D as Potential der gewaltfreien Aktion« .

Die Forschungen
Professor Gene Sharps

D ahinter steckt meinerseits nicht nur die Hypo-
these , sondern die grundlegende B ehauptung,
d ass Macht nicht allein au s Gewehrläufen kommt,
sondern auch dadurch entsteht, dass Menschen
sich − trotz b ewaffneter B edrohung − zu konstruk-
tiven Aktionen o der auch zu Verweigerungshand-
lungen zu sammenschließen können.

D er Amerikaner Gene Sharp , der kürzlich den
alternativen Friedensnob elpreis , den Right Liveli-
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ho o d Award , erhielt, spricht hier von acts of omis-
sion und von acts of commission . Acts of ommissi-
on sind Unterlassungshandlungen − also z . B .
Streiks o der B oykottaktionen . Acts of commission
sind Einsatzhandlungen, also z . B . Aufmärsche und
sit-ins . Die Unterlassungs- und die Eingriffshand-
lungen sind b eide s Formen der gewaltfreien Akti-
on, wenn sichergestellt ist, dass auf S anktionen
nicht mit Gewalt ge antwortet wird , sondern mit
der B ereitschaft, die S anktionen zu ertragen und
den Widerstand nach Möglichkeit in der einen
o der anderen Form fortzu setzen . Mit diesen ge-
waltfreien Aktionen verbindet sich die Erwar-
tung : Die Gegenseite wird auf kurz o der lang ein-
sehen mü ssen, d ass sie ihren Willen nicht durch-
setzen kann und dass e s in ihrem Interesse ist, mit
den Trägern der gewaltfreien Aktion zu einem Ar-
rangement zu kommen .

D as Arsenal der gewaltfreien Aktion

Die Möglichkeiten, mit gewaltfreien Aktionen
Macht von unten au szuüb en und den S anktionen
Stand zu halten, werden unterschiedlich einge-
schätzt. D a gibt e s keine ab schließenden Au skünf-
te .

Wenn man die Disku ssion üb erblickt, lässt
sich fe ststellen, dass das theoretischen Wissen
und die praktische Erfahrung auf dem Felde der
gewaltfreien Aktion in den letzten 5 0 Jahren − und
die s ist der Zeitraum, den ich persönlich üb erbli-
cke − exponentiell gewachsen sind . Ein Au sdruck
die ser Entwicklung ist wie gesagt, d ass der heute
8 5 j ährige Amerikaner Gene Sharp vor ein p aar
Wo chen den Right Liveliho o d Award erhalten hat.
D er Preis ist in seinem Falle mit 5 0 . 0 0 0 Euro do-
tiert. Sharp , der nur no ch eine einzige Mitarb eite-
rin hat und der üb er viele Jahrzehnte knapp b ei
Kasse war, kann d as Geld wirklich gut gebrau-
chen . Ab er er hat mir sogleich gemailt, dass er da-
b ei ist, eine neue B ro schüre zur Wirkungsweise
der gewaltfreien Aktionen herau szubringen .

Ich bin glücklich, d ass sein Leb enswerk diese
Anerkennung gefunden hat und dass auf diese
Weise auch die Metho de der gewaltfreien Aktion
weitere internationale Aufmerksamkeit findet.

Wenn ich an unsere b eider erste B egegnung in
Oxford im Oktob er 1 9 62 zurückdenke , d ann ist
die se Entwicklung der gewaltfreien Aktion und
die weltweite Aufmerksamkeit für diese Alternati-
ve zur militärischen Gewalt so erstaunlich wie er-
freulich .

Wir b eide , er war 3 5 , ich 2 5 Jahre alt, hatten da-
mals b ei unserem ersten, volle zwei Tage d auern-
den Forschungsgespräch unter vier Augen − un-
terbro chen durch gemeinsame s vegetarisches
Ko chen − zwar das sichere Gefühl, dass wir zu sam-
men auf der richtigen Spur sind und d ass wir
durch unsere Forschungen und unsere Mitwir-
kung in gewaltfreien B ewegungen soweit kom-

men könnten, dass in Zukunft die Waffengewalt
durch gewaltfreie Aktionen ersetzt werden kann,
ab er wir konnten 1 9 62 auf weit weniger Er-
folgsb eispiele verweisen als heutzutage . Wir hat-
ten als Vorbild in erster Linie Gandhi, dessen
Schriften wir studierten . Martin Luther King war
in D eutschland no ch wenig b ekannt. E s gab no ch
nicht den gewaltlo sen Widerstand gegen den Ein-
marsch der Warschauer Paktstaaten in Prag im
Sommer 1 9 68 . Und die ser Widerstand , so sehr er
viele üb errascht hatte , schien dann do ch der ge-
b allten Militärmacht nicht standhalten zu kön-
nen .

Mein Münchener Kollege Kurt Sontheimer
nahm d as Ende de s Prager Frühlings zum B eweis
für die letztendliche Ohnmacht der gewaltfreien
Aktion . Zwanzig Jahre sp äter erwiesen sich die ge-
waltfreien Aufstände in ganz O steurop a den Pan-
zern gewachsen . Die militärische Gewalt hatte da-
mit ab er no ch nicht ausgedient.

D er Zerfall Jugo slawiens , die ethnischen Kon-
flikte und das Massaker von Srebrenica signalisier-
ten, dass no ch keine ganz neue Zeit angebro chen
war. Immerhin mussten auch nach dem Ende des
Sowj etregime s no ch einige autoritäre Regime
mehr o der weniger gewaltfreien Aufständen wei-
chen − in Serbien, in der Ukraine , in Georgien und
neuerdings in Tune sien und Ägypten. Die se Erfol-
ge waren wohl au sschlaggeb end für die Anerken-
nung Gene Sharp s als Theoretiker des gewaltfrei-
en Widerstands . Die Bro schüre »From Dictator-
ship to D emo cracy« hat eine weltweite Verbrei-
tung erreicht. Jeder kann sie im Internet herunter-
laden .

D as ist gut. B ei solch anregenden B ro schüren
sollte man j edo ch b edenken, dass sie ein sorgfälti-
ge s Studium die ser Metho de der gewaltfreien Ak-
tion und ihr Einüb en in Trainingsgruppen nicht
ersetzen können . Die Anwendung und die Hin-
nahme von Gewalt verbindet sich mit autoritären
Charakterstrukturen . Diese zu üb erwinden ist
nicht die Sache weniger Aufstandswo chen, son-
dern kann Jahrzehnte der nichtautoritären Erzie-
hung und der demokratischen Graswurzelarb eit
in Bürgerinitiativen erfordern .

Ich freue mich üb er die Popularität von Gene
Sharp s Bro schüre »From Dictatorship to D e-
mo cracy« , ab er als Wissenschaftler, der 5 0 Jahre
lang die Wirkungsweise gewaltfreier Aktionen er-
forscht − und die s immer wieder auch mit der Me-
tho de der teilnehmenden B eob achtung unter-
nommen hat − mu ss ich j edo ch darauf hinweisen,
dass d as Hauptwerk Gene Sharps »The Politics of
Nonviolent Action« drei B ände umfasst und stu-
diert sein will . D arin hat Sharp 1 9 8 Metho den der
gewaltfreien Aktion b eschrieb en und mit B eispie-
len b elegt.

Viele s lässt sich schnell lernen und trainieren,
und manchmal genügt schon die Nachahmung
des im Fernsehen Vorgeführten . D o ch ein Crash-
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kurs in gewaltfreier Aktion ist do ch nur eine
Schnellbleiche , die eine j ahrelange B eteiligung in
einem grass ro ot movement, also in einem Netz-
werk von Bürgerinitiativen, Prote stgruppen und
Selb sthilfeorganisationen, nicht wirklich erset-
zen kann . D arum wundert e s mich nicht, dass e s in
der Ukraine und anderswo Rückschläge gab und
an der D emokratisierung de s Lande s weiter gear-
b eitet werden muss . Mit dem Prädikat »gewalt-
freie Revolution« sollte man vorsichtig sein . Eine
grass ro ot revolution dauert länger, ab er sie ist
dann auch nachhaltiger.

Natürlich hätte ich j etzt Lu st, von der gemein-
samen Arb eit mit Gene Sharp zu b erichten, und
solche Ermunterung täte uns wohl allen gut, ab er
dazu ist heute Ab end keine Zeit. Ich halte mich an
die vernünftige Vorgab e : Nicht länger als 4 0 Minu-
ten !

Wer sich für die Entwicklung der gewaltfreien
Aktion in D eutschland interessiert, kann viele s in
den 4 2 Jahrgängen der Zeitschrift » Gewaltfreie
Aktion . Viertelj ahre shefte für Frieden und Ge-
rechtigkeit« nachle sen . Die se Zeitschrift ist für die
deutschsprachige Friedensforschung das Ge-
dächtnis der gewaltfreien Aktion, und ich bin dem
Versöhnungsbund und dem Hamburger Archiv
Aktiv dankb ar, dass sie üb er so viele Jahrzehnte
diese Zeitschrift am Leb en erhalten hab en . E s gab
nur ehrenamtliche Mitarb eit und nie ein Honorar
auch für ganz ho chkarätige B eiträge . Im engli-
schen Sprachraum gibt es leider nichts direkt Ver-
gleichb ares und viele unserer Erkenntnisse sind
unter denj enigen, welche die deutsche Sprache
nicht verstehen, no ch wenig b ekannt. Früher
mu sste man deutsch verstehen, um Philo sophie
studieren zu können . Ähnliches gilt meines Erach-
tens heute für das Studieren der gewaltfreien Akti-
on .

Wie weit sind die Deutschen beim Ein-
satz der gewaltfreien Aktion?

Man kann sich nun allerdings fragen, woran es
denn liegt, dass au s diesen Erfahrungen und Er-
kenntnissen in D eutschland selb st so wenig ge-
macht worden ist. Ich schieb e nicht alles auf die
äußeren Umstände . Ich sehe d a auch persönliches
Versagen. Auch die Friedensforscher und die B a-
sisaktivisten hab en sich mit dem System arran-
giert und sich daran gewöhnt, d ass es zu keinen
Katastrophen kam und dass schon ein maßvoller
Einsatz in den sozialen B ewegungen passable Er-
gebnisse zeitigte . Zugegeb en, man kann nicht im-
mer ho chtourig in sozialen B ewegungen aktiv
sein − sonst endet man wie Petra Kelly, ab er im
Rückblick hab e ich do ch das Gefühl : Wir − auch
gerade ich selb er − hätten mehr Druck machen
können . Wir Pazifisten hab en mit unserem Pfund
der gewaltfreien Aktion nicht genügend gewu-
chert.

E s gab immer wieder hoffnungsvolle Ansätze .
Au s der Friedensb ewegung ist 1 9 8 8/89 als D ach-
organisation der p azifistischen Gruppen, die auf
die gewaltfreie Aktion als letztes Mittel setzten,
der Bund für Soziale Verteidigung hervorgegan-
gen . Auch die D eutsche Friedensgesellschaft, der
Versöhnungsbund und Pax Christi waren mit von
der Partie . Wir wollten auf den Moment vorb erei-
tet sein, d ass deutsche Parteien sich entschließen
sollten, in der Regierungsverantwortung gewalt-
freie Politik zu machen. Unser Problem war, dass
e s zwar b ei den Grünen und in der SPD einige Poli-
tiker gab , welche e s damit ernst meinten, dass
ab er die Parteien als Ganze wenig unternahmen,
um sich und ihre Wählerb asis auf die gewaltfreie
Politik als Regierende vorzub ereiten. Und in der
Friedensb ewegung hat man sich eingebildet,
nach der Auflö sung des Warschauer Pakte s könne
man die »Bundesrepublik ohne Armee« prokla-
mieren − ohne eine effiziente gewaltfreie Alterna-
tive p arat zu hab en . Die Schwierigkeiten, sich im
Rahmen der Nato amerikanischen Pre ssionen zu
widersetzen, wurden unterschätzt.

Die B eteiligung der rot-grünen Regierung
Schrö der-Fischer am Krieg gegen Jugo slawien
war d ann das Ende der angeblich gewaltfreien Po-
litik der Grünen . D avon ist fast nichts mehr übrig
geblieb en .

D o ch was wäre die Alternative gewesen?
Wichtig wäre gewesen, dass man sich der Dimen-
sion des Problems vergewissert hätte . Wer in Kri-
sen Politik machen will, b edarf eine s Instrumenta-
riums , mit dem sich diese Krisen b e arb eiten las-
sen. Stalin hat b ei Verhandlungen mit seinen we st-
lichen Verbündeten auf deren Versuch, den Pap st
ins Spiel zu bringen, süffisant mit der Frage re a-
giert : Wie viele Divisionen hat der Pap st?

Die analoge Frage eine s Bunde skanzler Schrö-
der o der gar eine s George W. Bu sh hätte lauten
können: Wie viele Divisionen hat die Friedensb e-
wegung bzw. welche politischen Kräfte kann die
Friedensb ewegung ins Feld führen?

S age keiner, die Friedensb ewegung wäre zur
Zeit der Regierung Schrö der-Fischer eine qu an-
tit‰ n‰gligeable gewesen . Die Weigerung Schrö-
ders , sich am Irakkrieg zu b eteiligen, hatte einen
starken Rückhalt im Potential der deutschen Frie-
densb ewegung. E s gab die Erfahrung mit Großde-
monstrationen und es gab eine weit verzweigte
gewaltfreie Graswurzelarb eit − deutlich abzule-
sen an der Verbreitung der Friedenswo chen bzw.
der Friedensdekaden in der DDR und e s gab die
E skalation der Zahl der Kriegsdienstverweigerer.

D o ch e s gab Konflikte , denen die Friedensb e-
wegung ziemlich hilflo s gegenüb erstand . Was
tun, wenn im ehemaligen Jugo slawien ethnische
Au seinandersetzungen e skalieren? Was tun, wenn
im Ko sovo aus der gewaltlo sen Non-Ko operation
mit dem Regime von Milo sevic ein Guerillakrieg
zu werden droht? O der was tun, wenn in den neu-

31

I I -I V/ 2 01 2

3 4/35/36



en Bunde sländern die Rechtsextremisten »natio-
nal b efreite Gebiete« schaffen?
E s ist nicht so , dass die Pazifisten ganz und gar rat-
lo s gewe sen wären . E s gab viele konstruktive Ini-
tiativen, ab er sie vermo chten sich gegen die herr-
schende Politik der polizeilichen, geheimdienstli-
chen und militärischen ultima ratio nicht durch-
zusetzen . Alles in allem war die pazifistische ge-
waltfreie Graswurzelarb eit zu klein dimensio-
niert.

Der Zivile Friedensdienst

D as galt auch für das Konzept de s Zivilen Frie-
densdienste s , der b ei den rot-grünen Ko alitions-
verhandlungen im Ansatz initiiert werden konnte .
Als Mitglied der Kirchenleitung der Evangeli-
schen Kirche in B erlin-B randenburg war ich an
der Entwicklung de s Konzeptes maßgeblich b e-
teiligt gewesen . Wir hatten den Zivilen Friedens-
dienst perspektivisch als eine vollwertige Alterna-
tive zum Militär − und nicht als de ssen Ergänzung
− verstanden. Die Wehrpflichtigen sollten wählen
können zwischen der militärischen Au sbildung
und der Au sbildung für die gewaltfreie Konflikt-
b e arb eitung im In- und Au sland .

Die Kopplung des Zivilen Friedensdienstes
mit der allgemeinen Wehrpflicht war keine ganz
glückliche Lö sung de s Problems , d ass eine große
Zahl von Menschen für den Dienst ausgebildet
werden sollten. Was ab er dann darau s gemacht
wurde , war erst recht unzulänglich . Mit dem Zivi-
len Friedensdienst in seiner gegenwärtigen Form
hat man ein viel zu kleines Brötchen geb acken.
Übrig geblieb en ist von der ursprünglichen Alter-
native zum Militär und zu Großeinsätzen der Poli-
zei ein ganz klein dimensionierter Auslandsein-
satz weniger Fachleute für gewaltfreie Konfliktb e-
arb eitung . D as Militär entsendet Tau sende und er-
hält Milliarden, der ZFD entsendet nur Dutzende
und erhält nur einen winzigen Bruchteil der Mit-
tel für d as Militär. So kann die neue Qu alität des ge-
waltfreien Einsatze s sich gegen die schiere Qu an-
tität des Militärischen nicht durchsetzen .

Dürfen wir denn hoffen, d ass sich dies ändert,
wenn e s im kommenden Jahr zu einem Regie-
rungswechsel kommen sollte ? Wenn wir nicht
Druck machen, bleibt alles b eim Alten und es wird
schlimmer, weil dem Militär und Großeinsätzen
der Polizei immer neue Aufgab en zuwachsen.

Die Pazifisten hab en das Problem nicht er-
kannt bzw. sie re signieren ange sichts der Stim-
mung in der B evölkerung . Die allgemeine Wehr-
pflicht wurde (ersatzlo s) abgeschafft bzw. ausge-
setzt. E s ist ziemlich b equem, B erufssoldaten mit
Sondervergünstigungen auf Au slandseinsätze zu
entsenden. Und der Bundespräsident lobt sie als
die neuen Mutbürger. Herrgott no chmal : D as ist
Kriegsprop aganda vom Feinsten − au s dem Mun-
de eine s Pfarrers . Hin und wieder ein bisschen

Talk b ei Anne Will, ein bisschen Mitgefühl für
Traumatisierte und im Übrigen kann die Bundes-
regierung es sich leisten, die Einmischung in ei-
nen weiteren Bürgerkrieg in Mali anzukündigen
und auf deutschen Truppenübungsplätzen den
Häuserkampf im Stile von Aleppo zu trainieren.
Millionen werden dafür au sgegeb en, Straßen-
kampfgelände zu b auen. D a geht e s natürlich
nicht um Straßenkampf in Erlangen, sondern man
will deutsche Sold aten ausbilden, in Städten des
mittleren O stens o der in Afrika zu kämpfen bzw.
die Einheimischen für solche Kämpfe zu schulen .

E s könnte sein, d ass Wehrpflichtige sich ge-
weigert hätten, diesen Unfug mitzumachen, ab er
wenn der Sold stimmt und das Einsatzrisiko dank
Drohnen etc . üb erschaub ar ist, dann werden die
neuen Mutbürger uns no ch mores lehren .

Was sollen wir tun? Jedenfalls mü ssen wir als
Pazifisten sehr viel mehr tun als bisher. Die gewalt-
freie Aktion als letztes Mittel de s Volke s ist keine
love p arade , sondern ein Trainingscamp , in dem
man den gewaltfreien Umgang mit gewalttätigen
Provokationen lernt.

In der Erwartung der Einrichtung eines Zivi-
len Friedensdienste s für Wehrpflichtige hatte ich
am Fachb ereich Politische Wissenschaft der Frei-
en Universität B erlin in den Jahren 1 9 9 2 und 1 9 9 3
und dann no ch einmal in den Jahren 1 9 9 5 und
1 9 9 6 mit einer zweiseme strigen, j eweils vierstün-
digen Grundau sbildung in gewaltfreier Konflikt-
b e arb eitung experimentiert. D er Proj ektkurs b e-
stand aus einer Kombination von gruppendyna-
mischen Übungen und einer zu sätzlichen Vorle-
sung üb er die Strategie und Taktik der gewaltfrei-
en Konfliktau stragung. In diesem Pilotproj ekt
war das praktische Training b egrenzt auf 1 2 Teil-
nehmer − 6 Frauen − 6 Männer. Geleitet wurde der
Kurs von einer Trainerin und einem Trainer. Alle
hatten die Aufgab e , die Übungen und die dab ei ge-
machten Erfahrungen in einem Werkstattbuch
von Wo che zu Wo che so zu notieren, dass sie von
anderen, die no ch nicht b eteiligt werden konn-
ten, nachzu ahmen waren . Ich selb st hab e mich am
Schreib en dieses Werkstattbuchs auf derselb en
Augenhöhe mit den Studenten b eteiligt und ich
hab e mein Werkstattbuch d ann auch veröffent-
licht. E s gibt meine s Wissens nichts Vergleichb a-
res . Trotz der erzählenden Elemente wurde aus
»Ziviler Friedensdienst − Alternative zum Militär« ,
erschienen 1 9 97 im Agenda Verlag in Münster
kein B e stseller. D as 3 3 2 Seiten umfassende Buch
ist in keiner Zeitung o der Zeitschrift b e spro chen
worden . Sharp ist e s übrigens mit seinen Buch-
Veröffentlichungen kaum anders ergangen .

Für d as wissenschaftliche Arb eiten von Polito-
logen war es ungewöhnlich, dass in das Werkstatt-
buch auch Tagebuchnotizen eingefügt wurden.
Sie sollten die Akteure in ihrem Alltag und in ihren
außeruniversitären B eziehungen zeigen . So wur-
de von Zwischenfällen in der U-B ahn und von har-
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schen Streitigkeiten in Wohngemeinschaften b e-
richtet, und ein Taxi fahrender Student rekonstru-
ierte eine gefährliche Situ ationen b ei nächtlicher
Fahrt.

Die B eteiligten waren üb errascht von der Fül-
le der möglichen gewaltfreien Re aktionen, mu ss-
ten ab er auch erkennen, dass das Training no ch
nicht zu der angestrebten Verhaltenssicherheit in
b edrohlichen Situ ationen geführt hat.

Einige hatten das Training skeptisch b egon-
nen und waren nach zwei Seme stern auch no ch
nicht üb erzeugt, ganz und gar auf dem richtigen
Wege zu sein. Einig waren wir uns ab er darin, dass
in der gewaltfreien Aktion ein Rie senpotential
steckt, man ab er auch Zeit und Geld investierten
mu ss , um zu ge samtge sellschaftlich relevanten Er-
gebnissen zu gelangen .

Ich mö chte unsere Situ ation am Ende de s Kur-
se s mit dem eines Kaiserstühler Winzers verglei-
chen, der in der Nachb arschaft des in Wyhl ge-
planten AKW einen Sonnenkollektor auf sein
Scheunend ach montierte , um anzudeuten, wel-
che Alternative zur Atomenergie er sich wünscht.
Unser Kurs war ein Pilotproj ekt, so wie der Son-
nenkollektor ein Hinweis auf das Potential der
Sonnenenergie war. D o ch wenn e s auf dem Felde
der gewaltfreien Aktion zu einer Energiewende
kommen soll, b edarf e s Investitionen in ganz an-
deren Dimensionen als bislang.

Ich muss gestehen: Ich bin ein wenig ratlo s .
Ich weiß nicht, wie es weitergehen soll . An die
Universität mit ihren verschulten Studiengängen
und diesem Trara um ein paar Plagiate passen Trai-
ningskurse nicht mehr. Training ist Nachahmung,
ist Ab schreib en . D er Nachweis der Originalität
b esteht darin, dass man seine Haut o der gar seinen
Kopf riskiert für das , was man gelernt o der abge-
kupfert hat. In gewaltfreien Aktionsgruppen wur-
den alle Erkenntnisse schon vor der Veröffentli-
chung ausgetau scht. Wer etwas zuerst gesagt und
geschrieb en hat, war nicht wichtig . Hauptsache
es funktionierte und brachte uns dem politischen
Erfolg näher. Natürlich hab en wir auch auf weiter-
führende Literatur hingewie sen, ab er wenn ande-
re meine Vorstellungen aufgriffen, ohne mich in
einer Fußnote zu würdigen, war mir die s nicht
bloß egal, es freute mich : Wundervoll, die gewalt-
freie Aktion breitet sich au s . Je mehr sich damit
identifizieren, de sto b esser !

Beispiele für den Einsatz
gewaltfreier Aktivisten

Unser Problem ist ein ganz anderes : Wer soll die
Ab solventen einer Ausbildung in gewaltfreier
Konfliktb earb eitung einsetzen? Sie wollen eine
Leistung für die Gemeinschaft erbringen, ab er ist
die Gesellschaft auch b ereit, sie für diese Leistung
zu alimentieren? Sie sollen und wollen j a nicht
reich werden, ab er sie wollen kultiviert leb en und

eine Familie ernähren können . Und j etzt die Frage :
Wo sind die Politiker, die eine Antenne hab en für
den Aufb au einer gewaltfreien Alternative ? Einzel-
ne können als B asisaktivisten durchs Leb en kom-
men, weil Ehep artner o der Verwandte und gleich
gesinnte und gut verdienende Freunde für das
Einkommen sorgen. Auch dafür gab und gibt es Pi-
lotproj ekte .

Ich hab e die exemplarische Untersuchung ei-
ne s solchen Leb enslaufes als Dissertation verge-
b en können. Ich zitiere : Ulrich Philipp : Politik von
unten . Wolfgang Sternstein . Erfahrungen eines
Graswurzelpolitikers und Aktionsforschers , er-
schienen 2 0 0 6 im Nora-Verlag. E s mü sste viele
Sternsteins geb en, ab er sein Weg, sich und seine
Familie zu finanzieren, ist keine Lö sung für die In-
stitutionalisierung eine s Zivilen Friedensdiens-
tes . D a brauchen wir meines Erachtens ein staatli-
che s Programm − wie wir eb en für die Schulbil-
dung auch ein staatliche s Programm brauchten
und die Volksbildung nicht den Klo sterschulen
üb erlassen konnten .

Ich mö chte Ihnen zum Ab schlu ss an einem
B eispiel zeigen, welche s Potential in der gewalt-
freien Aktion steckt und wie wichtig eine größere
Zahl von au sgebildeten, staatlich finanzierten Mit-
gliedern eines Zivilen Friedensdienste s wäre .

2 0 07 hab e ich an einer Reise ins frühere Jugo s-
lawien teilgenommen, um die Arb eit de s Zivilen
Friedensdienstes vor Ort kennen zu lernen. Mein
Reiseb ericht ist als Sonderheft 1 5 2 in der Zeit-
schrift »Gewaltfreie Aktion« erschienen .

Wir b esuchten auch das Ko sovo und machten
Station in Prizren . D as ist der Ort, an dem die
KFOR-Soldaten der Bundeswehr stationiert wa-
ren und no ch sind . Unabhängig davon hatten
auch zwei Mitarb eiter des Zivilen Friedensdiens-
tes dort ihre Arb eit aufgenommen. Ein Ziel war,
serbische Flüchtlinge b ei der Rückkehr nach Priz-
ren zu unterstützen.

Wir sprachen in Prizren neb en anderen mit Sil-
ke Maier-Witt. Sie hatte sich eine Zeitlang b ei der
Roten Armee Fraktion engagiert, war ausgestie-
gen, hatte sich in die DDR abge setzt und nach der
Wende eine fünfj ährige Gefängnisstrafe verbüßt
und dann eine Au sbildung für den Zivilen Frie-
densdienst ab solviert. In Prizren arb eitete sie mit
alb anischen Frauen zu sammen . Ihr B e streb en
war, das friedliche Zu sammenleb en von alb ani-
schen und serbischen Familien zu fördern. Sie war
d amit auf gutem Wege , als ein Zwischenfall in Mi-
trovica im März 2 0 0 3 die Emotionen aufwühlte .
Auch in Prizren schwenkten Alb aner rote Adler-
Fahnen und fackelten serbisch-ortho doxe Kir-
chen und die Privathäu ser serbischer Familien ab .
Die KFOR-Soldaten griffen nicht ein . Sie waren für
einen polizeiähnlichen Einsatz nicht au sgebildet.
Sie hätten nur schießen o der sich unb ewaffnet da-
zwischen werfen können . D as wollten o der konn-
ten sie nicht.
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Nach Au skunft von Silke Maier-Witt wäre dies
die Stunde der Frauen gewe sen . Sie hätten die
männlichen Fanatiker wahrscheinlich aufhalten
können . Ab er sie waren no ch nicht so weit. Die
Frauen missbilligten zwar die Au sschreitungen,
ab er sie wagten nicht einzugreifen und die Stim-
me zu erheb en . Eine einzelne Mitarb eiterin vom
Zivilen Friedensdienst kann d a auch keine Wun-
der vollbringen . Wäre ein Dutzend au sgebildete
Mitarb eiterinnen des Zivilen Friedensdienstes
vor Ort gewesen, hätten sie zu sammen mit den al-
b anischen Frauen einen gewaltfreien Einsatz wa-
gen o der − b e sser no ch − im Vorfeld die Au sschrei-
tungen verhindern können .

Man braucht Erfahrung im Organisieren von
Nachb arschaften. D er Einsatz darf nicht zu kurz
b efristet sein, und man braucht mehr als ein p aar
Einzelkämpfer. Silke Maier-Witt hat das Vertrauen
der armen alb anischen Frauen unter anderem da-
durch gewonnen, indem sie ihnen b ei Krankheits-
fällen half und auch mal die erforderlichen Medi-
kamente aus eigener Tasche zahlte . D as ist Gras-
wurzelarb eit. D as ist etwas ganz anderes als im
Jeep Patrouille fahren o der gar − wie b ald in Mali −
einheimische Soldaten au szubilden .

E s gibt seit Gandhis Zeiten Erfahrungen, wie
man mit ethnischen und religiö sen Konflikten ge-
waltfrei umgehen kann. Als ich 1 9 97 sechs Wo-
chen auf den Spuren Gandhis durch indische D ör-
fer und Kleinstädte reiste , wurde mir von den Ein-
sätzen der Shanti S ainiks , also diesen gewaltfreien
B asisaktivisten, b erichtet. Die Konfliktlagen äh-
neln sich . Mit Gerüchten werden Emotionen auf-
gewühlt, ein Mob bildet sich und schlägt angeb-
lich Schuldige tot o der zündet B ehau sungen an.
Und dann kommt e s leicht vor, dass die Presse die-
se Gerüchte auch no ch verstärkt, indem sie aus
den Gerüchten − ohne sorgfältig zu recherchie-
ren − Tatsachen macht. In einer Kleinstadt im Staa-
te Bihar wurde b erichtet, dass die Mo slems den
Hindu-Frauen die Brü ste ab schneiden. Was tun?
Hingehen und den Redakteuren an den Kopf wer-
fen, d ass sie Lügen verbreiten? Die Shanti-Sainiks
gingen schon zur örtlichen Zeitung, b etonten j e-
do ch ihre B etroffenheit und Hilfsb ereitschaft. In
ihren Reihen seien Ärztinnen und Kranken-
schwe stern. Wo denn die verletzten Frauen seien?
Sie würden gerne helfen .

Wenn man Soldaten in Krisengebiete schickt,
sind die se in der Regel nicht in der Lage , in persön-
lichen Ge sprächen zu vermitteln . Ein schwer b e-
waffneter Soldat, der durch ein D orf in Afghanis-
tan patrouilliert, vermag an der Grundkonstellati-
on de s Konflikte s wenig zu ändern . Man mu ss die
Sprache und die örtlichen B räuche kennen . Silke
Maier-Witt hat alb anisch gelernt, sonst hätte sie
mit den Frauen von Prizren do ch gar nicht spre-
chen können .

Ich hab e kein Rezept, was in Mali der Zivile
Friedensdienst anstelle der Bunde swehr zu leis-

ten vermö chte , ab er ich bin ziemlich sicher, d ass
die Au sbildung einheimischer Soldaten ein ko st-
spieliges und wenig Erfolg versprechende s Mittel
ist, um islamischen Fundamentalisten Grenzen zu
setzen. D er B erliner Tagesspiegel hat heute [ am 2 .
Novemb er ] einen grimmigen Kommentar zu ei-
nem möglichen Engagement deutscher Militärs
ge schrieb en unter der Üb erschrift »Die Bundes-
wehr in Mali . Unterricht auf B amb ara« .

D er Kommentator schildert zunächst in gro-
ßen Zügen die Lage und kommt dann zu folgen-
dem Schlu ss : »Die Bunde sregierung erweist sich
erneut als völlig plan- und sprachlo s . Niemand er-
klärt, was das Ziel ist und wann die Mission als er-
füllt gelten darf, wann sie startet, welchen Umfang
sie hat und wer die Truppensteller sind . Vor allem
weiß keiner zu sagen, wie man verhindern will,
dass deutsche Soldaten wieder in einen Konflikt
hineingezogen werden wie der Ärmel in eine Ma-
schine b ei einem Arb eitsunfall − immer tiefer und
tiefer. Nach den Erfahrungen am Hinduku sch hät-
te man denken können, dass solch ab enteuerliche
Politik keine Zukunft mehr hat. D a hat man sich
verd acht. « So der Kommentar von Michael
Schmidt im Tagesspiegel vom 2 . Novemb er.

E s wäre wirklich an der Zeit, dass die Regie-
rung − bzw. die Oppo sition, die sie ablö sen will −
sich intensiv mit den Alternativen zum Militär b e-
fasst. Wir Pazifisten können nicht einfach b ehaup-
ten, wir hätten für alle Probleme die gewaltfreie
Lö sung, ab er e s gibt hinlängliche Gründe , auf
dem Wege der gewaltfreien Aktion die p assenden
Lö sungen zu suchen. Die Orientierung ist d a. Wir
agieren nicht so perspektivlo s wie der Fro sch, der
in die Milch gefallen ist. Wir wissen, dass b ei anhal-
tendem Strampeln Butter entstehen wird , auf die
wir dann klettern können, um zu üb erleb en . Wir
wissen nicht, wie lange es dauern wird und wel-
che Rückschläge wir einstecken müssen . D o ch
ich denke , die D eutsche Friedensgesellschaft hat
in 1 2 0 Jahren b ewiesen, d ass sie einen langen
Atem hat − und ich schließe nicht au s , dass wir
dann auch mal schneller Erfolg hab en werden, als
wir zunächst gedacht hab en.

E s hat sich in D eutschland ein gewisse s Know-
how der gewaltfreien Aktion ange sammelt. Mei-
ne s Erachtens könnte dieses Know-how schon rei-
chen, sich auf das Wagnis einer gewaltfreien Poli-
tik einzulassen . Wann die Zeit so richtig reif ist für
einen Durchbruch, weiß man im Vorau s nie . E s ist
den Wissenschaftlern no ch nie gelungen, soziale
B ewegungen vorherzu sagen. Hinterher war man
dann immer schlauer und hat gezeigt, welche Vor-
läufer e s gab und wie sich die Kraft zum politi-
schen Durchbruch aufgeb aut hat. Was wir ab er
j etzt schon tun können, ist, uns auf die sen neuen
Aufbruch zu einer gewaltfreien Politik vorzub e-
reiten − und dieser Aufgab e dienen morgen früh
die Arb eitsgruppen, die von erfahrenen Trainern
geleitet werden . Also morgen früh frisch an die Ar-
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b eit ! Einstweilen d anke ich für die Aufmerksam-
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Stefan Maaß

Warum und wie gewaltfreie Kampagnen
funktionieren
Die erstaunlichen Erkenntnisse einer Studie
von Erica Chenoweth und Maria J. Stephan

er »Arabische Frühling« und b e sonders
die gewaltfreien Regimewechsel in Tune-

sien und Ägypten waren für viele eine Üb erra-
schung . War e s Zufall, d ass sie gewaltfrei waren
o der gab es eine effektive Strategie , die zu die sen
Umbrüchen führte ?

Die Hoffnung auf eine gewaltfreie Kettenre ak-
tion erhielt mit dem b ewaffneten Kampf einen
deutlichen D ämpfer. Aus Libyen erreichten uns
täglich neue B erichte üb er Menschenrechtsver-
letzungen durch den Regimeführer Mu ammar al-
Gadd afi . D er Ruf nach einem militärischen Ein-
greifen wurde lauter, in de ssen Zu sammenhang
von » Schutzverantwortung« und der »Ultima ra-
tio« gespro chen wurde . D amit ist ein militärisches
Eingreifen zum Schutz der Zivilb evölkerung ge-
meint. Schließlich b e schlo ss die Nato , die einhei-
mischen Reb ellen militärisch zu unterstützen .
Auch wenn sich D eutschland der Stimme enthielt,
wäre ein deutscher Militäreinsatz vermutlich von
vielen Bürgern gebilligt worden .

D ass militärische s Eingreifen b ei schweren
Menschenrechtsverletzungen manchmal not-
wendig sei, dieser Ansicht war bis vor einigen Jah-
ren auch Erica Chenoweth, eine anerkannte Ex-
pertin den Terrorismu s b etreffenden Fragen an
der Wesleyan University in Middleton, USA. Mit
dem Thema » Gewaltfreiheit« b efasste sie sich zum
ersten Mal in einem Workshop des International
Center on Nonviolent Conflict. D ort wurde sie
mit dem Forschungsstand üb er gewaltfreien Wi-
derstand konfrontiert, nach dem gewaltfreie Ak-
tionen nicht nur erfolgreich, sondern auch erfolg-
reicher als gewalttätiger Widerstand sein können .

Ihre gemeinsam mit der Wissenschaftlerin Ma-
riaJ . Stephan 2 0 1 1 in den USA (New York) erschie-
nene Studie »Why civil resistance works . The stra-
tegic logic of conflict« b elegt, dass gewaltfreie
Aufstände effektiver sind , dass sie von einem grö-
ßeren Teil der B evölkerung getragen werden und

durch sie weniger Tote und Verletzte zu b eklagen
sind und weniger Zerstörungen zur Folge hab en .

Hier sollen die Ergebnisse der no ch nicht auf
D eutsch erschienenen Studie vorgestellt werden.

Warum gewaltfreie Kamp agnen erfolg-
reicher sind als bewaffnete Kämpfe

Die b eiden Autorinnen untersuchten Aufstände
und Revolutionen zwischen 1 9 0 0 und 2 0 0 6 − ins-
gesamt 3 2 3 Fälle , davon waren 1 0 5 gewaltfrei und
2 1 8 b ewaffnet. D ab ei zeigte es sich, dass die Wahr-
scheinlichkeit eines Erfolgs o der Teilerfolgs b ei
gewaltfreien Widerstandskamp agnen nahezu
zweimal so groß ist wie b ei einem gewaltsamen,
b ewaffneten Aufstand .

Wann kann man von einem Erfolg sprechen?
Erfolgreich ist eine Kampagne , wenn sie ihre Ziele
zu 1 0 0 Prozent innerhalb eines Jahres erreicht hat,
nachdem ihre Aktivitäten den Höhepunkt er-
reicht hatten . Erreicht die Kampagne nicht alle
Ziele , ab er gibt e s z . B . Reformen, so wird sie als
Teilerfolg gewertet.

Zwischen 2 0 0 0 und 2 0 0 6 war der Unterschied
zwischen gewaltfreier Kamp agne und b ewaffne-
tem Kampf no ch größer. Die Erfolgsquote von ge-
waltfreien Revolutionen lag in diesem Zeitraum
b ei 70 Prozent und war im Vergleich zu b ewaffne-
ten Kampagnen (ca. 1 5 Prozent) fast fünf mal
größer. Im Untersuchungszeitraum zwischen
2 0 0 0 und 2 0 0 6 hat die Häufigkeit von gewaltfrei-
en Aufständen sogar zugenommen und auch ihre
Erfolgsquote hat sich erhöht. Die Zahl b ewaffne-
ter Revolutionen blieb konstant, ab er ihre Erfolgs-
quote sank.

Die Autorinnen wählten für ihre Untersu-
chung den B egriff »Kamp agne« . Sie verstehen da-
runter eine Reihe von b eob achtb aren, fortwäh-
renden und zielgerichteten Massentaktiken o der
Veranstaltungen mit der Ab sicht, ein politisches
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Ziel zu erreichen . Eine Kampagne kann mehrere
Tage bis zu mehreren Jahren dauern . E s geht also
nicht um eine einzelne gewaltfreie o der b ewaff-
nete Aktion, sondern um eine Abfolge von aufei-
nander abgestimmten Aktionen mit einem klar
definierten Ziel . Wenn eine Kamp agne sich haupt-
sächlich auf den b ewaffneten Kampf verließ,
dann wurde sie als b ewaffnet eingeordnet, wenn
sie sich hauptsächlich auf gewaltfreie Metho den
verließ, als gewaltfrei .

Die Wissenschaftlerinnen unterscheiden drei
Ziele von Kampagnen :
1 . Aufstand gegen ein Regime : D as Ziel ist ein Regi-
mewechsel .
2 . B e satzungs- o der Unabhängigkeitskampf: D as
Ziel ist die Vertreibung der B e satzer bzw. die Un-
abhängigkeit.
3 . Sezessionskämpfe : D as Ziel ist die Ab sp altung
eine s Teilgebiets von einem Land .

B ei 1 . und 2 . erweisen sich die gewaltfreien
Aufstände erfolgreicher als die b ewaffneten
Kämpfe . B ei 3 . waren weder die gewaltfreien
Kamp agnen no ch die gewalttätigen erfolgreich .

» Gewaltfreie Kamp agnen hab en die Tendenz
in allen Regionen der Welt erfolgreicher zu sein
als b ewaffnete Kämpfe . « Am erfolgreichsten wa-
ren sie in der früheren Sowj etunion und Amerika,
do ch auch im Nahen O sten, Afrika und Europ a
sind die Unterschiede deutlich . Lediglich in Asien
ist der Unterschied zwischen den erfolgreichen
gewaltfreien und den erfolgreichen b ewaffneten
Kämpfen nicht sehr groß . Gewaltfreie Kamp ag-
nen sind nicht nur erfolgreicher, sondern ihr Er-
folg ist auch unabhängig davon, ob das Regime au-
toritär, mächtig o der schwach ist.

Gründe und Bedingungen für
erfolgreiche gewaltfreie Kamp agnen

Chenoweth und Stephan hab en nicht nur festge-
stellt, dass gewaltfreie Kamp agnen erfolgreicher
sind , sie hab en auch entscheidende Gründe und
B edingungen für einen Erfolg analysiert. Sie ver-
anschaulichen die se B edingungen an vier Fallb ei-
spielen : Iran ( 1 97 7- 1 979) , die erste p alästinensi-
sche Intifad a ( 1 9 87- 1 9 9 2 ) , das Philippine People
Power Movement ( 1 9 8 3- 1 9 8 6) und der Aufstand
in Burma ( 1 9 8 8- 1 9 9 0) .

Gewaltfreie Kamp agnen sind erfolgreich,
wenn e s ihnen gelingt eine große Anzahl von Men-
schen in der B evölkerung anzusprechen . Diese
sollten au s sehr unterschiedlichen B evölkerungs-
gruppen b estehen und in der Lage sein, mit unter-
schiedlichen Metho den Widerstand zu leisten
und mögliche Repressionen des Systems auszu-
halten . Gewalt und insb e sondere ein b ewaffneter
Kampf b ehindern vielmehr den Erfolg, d a die Teil-
nehmenden auf Distanz zu den Kamp agnenfüh-
renden gehen und auch Repressionen zunehmen
und massiver werden .

Die Fäh igkeit,

die Massen zu mo bilisieren

Die Autorinnen sehen in der massenhaften B etei-
ligung den entscheidenden Faktor für das Ergeb-
nis der Kamp agne . Eine große Zahl von Mitwir-
kenden verstärkt die Widerstand skraft und er-
höht die Wahrscheinlichkeit von Neuerungen.
B reit angelegte Aktionen können die Ko sten für
das Regime erhöhen, den Statu s Quo zu erhalten.
Außerdem können auch Unterstützer des Regi-
me s wie z . B . Sicherheitskräfte b e sser erreicht und
üb erzeugt werden . Im Durchschnitt werden
2 0 0 . 0 0 0 Teilnehmende b ei gewaltfreien Kamp ag-
nen gezählt. D as sind ungefähr 1 5 0 . 0 0 0 mehr als
b ei b ewaffneten Kamp agnen . Ein Regime kann
laut Chenoweth b ei einer B evölkerungsb eteili-
gung von 1 0 Prozent seine Macht kaum no ch hal-
ten. Selb st b ei fünf Prozent der B evölkerung wird
es das Regime schwer hab en .

Chenoweth und Stephan konnten die B eteili-
gung b ei immerhin 2 5 9 der 3 2 3 Kampagnen aus-
werten . D ass 2 0 von den 2 5 größten Kamp agnen
gewaltfrei waren, scheint ihre The se zu b e stäti-
gen. Von die sen 2 0 gewaltfreien Kamp agnen wa-
ren 1 4 erfolgreich (70 Prozent) , von den fünf b e-
waffneten waren e s lediglich zwei (4 0 Prozent) . Je
mehr Menschen sich am Protest am Widerstand
b eteiligen, umso größer also ist die Wahrschein-
lichkeit de s Erfolgs . D o ch we shalb hab en gewalt-
freie Kamp agnen mehr Teilnehmende ?

Physische Hindern isse

Gewaltfreie Kamp agnen bieten mehr Möglichkei-
ten als gewalttätige Kampagnen, sich zu b eteili-
gen, und sie bieten neb en ho chriskanten Aktivitä-
ten (z . B . D emonstrationen, da es hier zu einer
Konfrontation mit der Staatsmacht kommt) auch
andere B eteiligungsmöglichkeiten mit geringe-
rem Risiko (z . B . Streik o der B oykott) . Gewaltfreie
Kamp agnen sind darüb er hinaus offener für Frau-
en und für ältere Menschen . Die se b eiden Grup-
pen können sich dort stärker einbringen als in b e-
waffnete Kamp agnen.

Die aktive B eteiligung an einer b ewaffneten
Kamp agne erfordert b e stimmte physische Fähig-
keiten wie B eweglichkeit und Au sdauer, die B e-
reitschaft zur praktischen Übung und die Fähig-
keit, mit Waffen umzugehen und die se zu b enut-
zen. Zu sätzlich wird eine p sychische Stabilität ver-
langt, da eine solche Kamp agnenaktivität oftmals
mit ge sellschaftlicher Isolierung einhergeht.
Während b estimmte Fähigkeiten einschließlich
der Au sdauer, der B ereitschaft, Opfer zu bringen
und Zeit für Übungen zu investieren, eb enso auf
die Teilnehmenden an gewaltfreien Widerstand
üb ertragen werden können, spricht die typische
Guerillaherrschaft nur einen kleinen Teil der B e-
völkerung an.
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Pro bleme der Verbindlichkeit/

moralische Hindern isse

Gewaltfreie Kamp agnen bieten den Menschen
verschiedene Möglichkeiten zur B eteiligung, die
sich in ihrer Verbindlichkeit und Risiken unter-
scheiden. B ewaffnete Kamp agnen müssen sich
viel stärker auf ihre Teilnehmenden verlassen . B ei
b ewaffneten Kamp agnen kommt die Hürde des
Tötens hinzu . Studien mit Soldaten zeigen, dass
viele Menschen eine Tötungshemmung hab en .
D eshalb mü ssten Menschen trainiert werden, die-
se Hürde zu üb erwinden . In einem b ewaffneten
Kampf mü ssen sich die Anführer darauf verlassen
können, dass ihre Milizen zum Töten b ereit sind .
D a die Aktivitäten ein sehr hohes Risiko mit sich
bringen, werden die Teilnehmenden automatisch
geprüft, ob sie verlässlich sind . In gewaltfreien
Kamp agnen entfällt eine solche Art von Prüfung,
da es weniger riskante Aktionsmöglichkeiten
gibt.

Informa torische Hindern isse

Frühere Untersuchungen hab en gezeigt, d ass sich
die meisten Menschen eher an Protesten b eteili-
gen, wenn sie erwarten, dass viele andere daran
teilnehmen . Für b ewaffnete Kampagnen stellt
dies ein Problem dar, da sie in der Regel im Unter-
grund aktiv sind . Gewaltfreie Kampagnen arb ei-
ten weniger im Untergrund , sie sind daher b esser
wahrzunehmen . Ein weiterer Faktor für die Teil-
nahme ist der der »Fe stival-Atmo sphäre« . So kann
es b ei D emonstrationsveranstaltungen Konzerte ,
Straßentheater, Kab arett und S atire geb en . Die se
Angeb ote sprechen b e sonders auch junge Men-
schen an . B ei einem b ewaffneten Kampf sind sol-
che Veranstaltungen unmöglich .

Heterogen itä t

Die Zahl der Teilnehmenden ist nicht allein au s-
schlaggeb end für den Erfolg . Die Akteure mü ssen
sich au s vielen unterschiedlichen B evölkerungs-
gruppen zusammensetzen, damit eine gewalt-
freie Kamp agne erfolgreich ist. Wie b ereits er-
wähnt sind die Schranken zur B eteiligung an ge-
waltfreien Kamp agnen niedriger als an b ewaffne-
ten Kämpfen. D adurch kann ein breitere s B evöl-
kerungsspektrum ange spro chen und mobilisiert
werden . D a e s sich dab ei um Gruppen handelt, die
vorher nicht unb edingt Kontakt miteinander hat-
ten, liegt hierin b ereits eine b e sondere Herau sfor-
derung . »Je verschiedenartiger die Teilnahme am
Widerstand ist − im Hinblick auf Ge schlecht, Al-
ter, Religion, Volkszugehörigkeit, Ideologie , B e-
ruf und sozio ökonomischen Status − , de sto
schwieriger ist es für den Gegner, Teilnehmende
zu isolieren. « E s fällt einem Regime in solch einer
Situ ation schwerer, Repressionen anzuwenden
und durchzusetzen .

Regierungstreuen Sicherheitstruppen fällt es
im Allgemeinen auch schwerer, auf eine gewalt-

freie Widerstand sb ewegung b estehend au s der ei-
genen Zivilb evölkerung zu schießen. Dies war
wohl auch ein Grund , we shalb es am 9 . Oktob er
1 9 89 , als sich in Leipzig 70 . 0 0 0 Menschen den b e-

waffneten Sicherheitskräften entgegenge stellt
hatten, nicht zu einem Blutvergießen kam . Dieser
Tag wird von vielen als wichtiger Tag der friedli-
chen Revolution gewertet.

Flexibilitä t

Die gewaltfreie Kamp agne wird effektiver, wenn
sie zwischen verschiedenen Taktiken und Metho-
den variiert. Die Autorinnen b etonen b e sonders
die Metho den der Konzentration und der Disper-
sion . B ei Metho den der Konzentration engagie-
ren sich viele Menschen an einem zentralen Ort
für ein gemeinsames politisches Ziel (z . B . D e-
monstrationen) . Die Metho den der Dispersion
finden an verschiedenen Orten statt und folgen
eher dem Prinzip der Nichtko operation (z . B . B oy-
kott, Streik) .

D er Wechsel zwischen den Metho den macht
e s einem b e stehenden Regime schwerer, ein Sys-
tem von Repressionen aufrechtzuerhalten . Die
iranische Revolution gegen die Schah-Regierung
verdeutlicht b eispielsweise die Wirkung insb e-
sondere der dispersiven Metho den . Iranische Ar-
b eiter in den Ölraffinerien traten in einen Streik,
der die Regierung unter Druck setzte . Die
Streikenden wurden daraufhin von Sold aten ge-
zwungen zu arb eiten . Die Arb eiter verrichteten
ihren Dienst allerdings viel langsamer als gewöhn-
lich . D as wirtschaftlich von der Ölpro duktion ab-
hängige Regime wurde ge schwächt, und gleich-
zeitig stiegen die Ko sten zur Machtkonsolidie-
rung .

Hilfreich ist die Fähigkeit zur Innovation .
Wenn sich das b estehende System auf eine Taktik
eingestellt hat, kann e s von Vorteil sein, wenn die
Kamp agne schnell eine neue Taktik entwickelt.
Die s trifft sowohl auf gewaltfreie als auch auf b e-
waffnete Kamp agnen zu . Allerdings hab en ge-
waltfreie Kamp agnen aufgrund ihrer vielfältige-
ren und größeren Teilnehmendenzahl mehr Mög-
lichkeiten, eine solche Veränderung zu vollziehen
und somit den Druck auf d as Regime aufrecht zu
erhalten .

Vorteile
von gewaltfreien Kampagnen

Ein Hauptargument au s der vorliegenden Studie
für gewaltfreie Kamp agnen ist die größere Wahr-
scheinlichkeit auf einen Erfolg. E s lassen sich ab er
no ch einige weitere Vorteile nennen .

B ei gewaltfreien Kamp agnen gibt es weniger
Tote , Verletzte und traumatisierte Menschen . D er
Vergleich zwischen einigen Ländern, in denen es
imJahr 2 0 1 1 zu einem Regimewechsel gekommen
ist, stützt diese The se : D er gewalttätige Aufstand
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in Libyen (3 0 . 0 0 0 bis 5 0 . 0 0 0 Tote) , der gewalt-
freie Aufstand in Tunesien (2 2 1 Tote) und der ge-
waltfreie Aufstand in Ägypten (875 Tote) .

Höhere Wahrscheinlichkeitfür

eine Dem okra tie nach dem Ko nflikt

In ihrer Studie fanden die Wissenschaftlerinnen
herau s , dass b ei erfolgreichen Kamp agnen die
Wahrscheinlichkeit für die Durchsetzung einer
D emokratie innerhalb von fünf Jahren nach der
Revolution b ei gewaltfreien Kamp agnen wesent-
lich größer ist, als b ei b ewaffneten Aufständen .

Ein Grund dafür ist die stärkere Einbindung
der B evölkerung durch eine gewaltfreie Revoluti-
on, außerdem pro duziert diese weniger Zerstö-
rungen und schafft weniger Anlässe für Traumati-
sierungen . D o ch selb st gescheiterte gewaltfreie
Kamp agnen tragen nach Chenoweth und Stephan
anders als b ewaffnete Aufstände zu demokrati-
schen Veränderungen b ei .

Geringere Wahrscheinlichkeitfür

einen anschließenden Bürgerkrieg

Auch b ei einer no ch längeren zeitlichen Perspek-
tive erweisen sich gewaltfreie Kamp agnen als
nachhaltiger im Vergleich zu b ewaffneten Auf-
ständen . Die Wahrscheinlichkeit, dass es erneut
zu einer kriegerischen Au seinandersetzung
kommt, ist b ei b ewaffneten Kämpfen we sentlich
höher als b ei gewaltfreien . Fast j eder zweite er-
folgreiche b ewaffnete Kampf ruft innerhalb von
1 0 Jahren einen erneuten b ewaffneten Kampf
hervor.

Schließlich soll no ch ein letzter Vorzug von ge-
waltfreien Kamp agnen genannt werden, der im
Widerspruch zu gängigen Vorstellungen üb er ge-
waltfreie Aktivitäten steht : Die durchschnittliche
D auer eines b ewaffneten Aufstandes b eträgt
neunJahre . Im Gegensatz dazu dauert eine gewalt-
freie Kamp agne durchschnittlich drei Jahre .

Schluss

Die Studie hat auch die Frage nach dem Sinn von
ausländischer Unterstützung ge stellt und ist dab ei
zu folgendem Ergebnis gekommen : B ei b ewaffne-
ten Kämpfen kann externe Hilfe in Form von Waf-
fenlieferungen und Geld die Erfolgswahrschein-
lichkeit steigern. In einigen Fällen kam es d arauf-
hin zu einer verstärkten B eteiligung von verschie-
denen B evölkerungsgruppen am Widerstand . Al-
lerdings gab e s in keinem dieser Länder zum Un-
tersuchungszeitpunkt (2 0 0 6) zu demokratischen
Verhältnissen. Nach den Kämpfen herrschte so-
gar eine Situ ation im Land , die no ch repre ssiver
war als vorher. Selb st wenn e s nach einem b ewaff-
neten Kampf mit Hilfe einer Massenb eteiligung
der B evölkerung zu einer D emokratie kam, ver-
suchte die neue Regierung sehr schnell, ihre

Macht auf undemokratischem Weg zu konsolidie-
ren und die Möglichkeit der Massenmobilisierung
zu unterbinden .

D a die b ewaffneten Kämpfer einheimische
Unterstützer nicht gut mobilisieren können, sind
sie auf externe Unterstützer angewie sen. D amit
wird auch versucht, den Mangel an Teilnehmen-
den zu kompensieren . Gewaltfreie Revolutionen
b auen auf die B evölkerung und die Institutionen,
die sie versuchen zu üb erzeugen, d .h . sie b ereiten
auf die se Weise der D emokratie den Weg.

Externen Akteuren (UNO , EU u sw.) wird da-
her empfohlen, gewaltfreie lokale Gruppen zu un-
terstützen und ihnen die Ko ordination von Aktio-
nen vor Ort zu üb erlassen . Eine externe Unterstüt-
zung kann auf der anderen Seite die Entschlo ssen-
heit der Oppo sitionsb ewegung mindern, wenn
die Frage nach dem Intere sse der eingreifenden
Länder auftaucht. Gewaltfreie B ewegungen könn-
ten b esser unterstützt werden, indem Trainings
von gewaltfreien Aktionen angeb oten werden
o der Teilnehmende der gewaltfreien Kamp agne
die Möglichkeit hab en, sich mit gleichge sinnten
Akteuren au s anderen Ländern auszutau schen.

Die s sollte am b e sten von NGO s organisiert
werden. Selb stverständlich wirkt eine internatio-
nale Wahrnehmung der Situ ation von offizieller
politischer Seite und ein formulierter Zu spruch
für die b eteiligte Oppo sition eb enfalls ermuti-
gend .

E s gibt keine 1 0 0-Prozent-Strategie , wie ein
diktatorische s Regime ge stürzt werden kann . E s
wird immer wieder Fälle geb en, in denen gewalt-
freie Revolutionen scheitern . D o ch die Ergebnis-
se der Studie ermutigt, alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen, in denen Gewalt ohne Anwendung von
Gewalt b eendet werden kann .

Ab schließend mö chte ich ein Zitat von Cheno-
weth und Stephan anführen, das an Zweifel an-
knüpft: »Aufständische , die b ehaupten, d ass b e-
waffneter Widerstand notwendig ist, liegen wahr-
scheinlich immer falsch . In der Tat vermuten wir,
dass viele Gruppen, die die Gewalt als letzte Zu-
flucht b eanspruchen, möglicherweise niemals
strategische gewaltfreie Aktionen angewendet
hab en, weil sie sie von vornherein, als zu schwie-
rig b eurteilten . « Auch wenn gewaltfreie Kamp ag-
nen nicht einfach umzu setzen sind , sollten uns
die se Schwierigkeiten nicht daran hindern, die-
sen Weg zu gehen .

Stefan Maaß istReligio nspädagoge undMitarbei-

ter der A rbeitstelle Frieden der Evang. Landeskir-

che in Baden. Die h ier vorgestellte Studie von Eri-

ca Chenoweth und Maria J. Stephan ist 201 1 un-

ter dem Titel Why civil resistance works. The stra-

tegic logic of no n violen t co nflict an der Colum-

bia- Un iversitä t in New York veröffen tlich t wor-

den.
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ände weg vom Krieg, das sagen wir heute
vereint b eim O stermarsch in Stuttgart.

Hände weg vom Krieg in Afghanistan, in Syrien
und Hände weg von einem Krieg gegen den Iran !
Und : Stoppt die Rüstungsexporte , die den To d in
freihau s au s D eutschland in alle Welt liefern !

Der christliche Pazifismus

Hände weg vom Krieg, d as sagte auch der, de ssen
To d und Auferstehung die Christen unter uns in
diesen Tagen feiern . Jesu s von Nazareth sagte es
nicht genau in diesen Worten, ab er er meinte es
so : Als ein üb ereifriger Jünger ihn b ei seiner Ge-
fangennahme mit seinem Kurzschwert verteidi-
gen wollte und einem römischen Soldaten das
Ohr ab schnitt, fiel Jesu s ihm in den Arm und sagte :
» Stecke dein Schwert weg, denn wer zum Schwert
greift, der soll durch das Schwert umkommen. «
Hände weg vom Krieg !

In den ersten Jahrhunderten der Kirche hat
man diese Worte Je su sehr gut verstanden . Die ers-
ten Christen nahmen die Anweisungen Je su wört-
lich, wenn er sagte : »Liebt eure Feinde , tut Gutes
denen, die euch hassen« . Sie wussten sich von Je-
sus dazu b erufen, B ö se s mit Gutem zu üb erwin-
den.

D ass Christen auf Gewalt verzichten und statt-
de ssen mit geistigen Waffen gegen d as B ö se in der
Welt kämpfen, das war in der Urchristenheit
selb stverständlich . Und natürlich lehnten die
Christen es ab , in der römischen Armee als Solda-
ten zu dienen. D er Pazifismus war damals nicht
die große Au snahme , sondern die Regel . Machen
Sie sich mal die Freude und lesen sie die Texte der
alten Kirchenväter zum Krieg . D a kann man wun-
derb ar den antiken Antimilitarismus studieren .
Origene s sagt sehr treffend : »Wir Christen ziehen
das Schwert gegen keine Nation, wir lernen keine
Kriegskunst mehr, denn wir sind Söhne de s Frie-
dens geworden durch Christus . «

Und der Kirchenvater Cyprian von Karthago
bringt e s mit feiner Ironie auf den Punkt: »Sieh
nur, wie Kriege mit dem blutigen Gräuel de s La-
gerleb ens üb er alle Länder verbreitet sind ! E s
trieft die ganze Erde von gegenseitigem Blutver-
gießen; und b egeht der einzelne einen Mord , so ist
es ein Verbrechen; Tapferkeit ab er nennt man es ,
wenn das Morden im Namen de s Staate s ge-
schieht. « Tucholsky hätte das auch nicht b esser
formulieren können. Solche zündenden Worte ge-
gen den Krieg würde ich mir auch heute von den

»Kirchenvätern und − müttern« in unseren Kir-
chenleitungen wünschen .

Die Lehre vom gerechten Krieg

Nach der konstantinischen Wende ab er wurde
d as Christentum zur Staats-religion . Statt die ab-
lehnende Haltung zum Krieg b eizub ehalten, ent-
wickelte man b ald die sogenannte »Lehre vom ge-
rechten Krieg« , die das Kriegführen unter b e-
stimmten B edingungen für Christen erlaubte . D a-
mit brachen die D ämme . Von Augustin an, der die
Lehre vom gerechten Krieg entwickelte zieht sich
eine lange blutige Spur üb er Martin Luther durch
die Geschichte bis hin zu den furchtb aren
Kriegspredigten im 1 . Weltkrieg . Mit der Auf-
schrift » Gott mit uns« zogen d amals deutsche ,
franzö sische und englische Soldaten gegeneinan-
der in den Krieg . Erst nach dem 2 . Weltkrieg gab es
ein langsame s sp ätes Erwachen innerhalb der Kir-
chen .

Lieb e Friedensfreundinnen und Freunde , wir
erleb en heute nach einer Perio de von Jahrzehn-
ten ohne Krieg von deutschem B o den aus wieder
eine Remilitarisierung in unserem Land . D aran
sind die großen Kirchen nicht unschuldig . Sie ha-
b en sich in ihrer Theologie und Ethik immer no ch
nicht von dem Sündenfall au s der konstantini-
schen Zeit erholt. Sie vertreten immer no ch in Va-
riationen eine Lehre vom gerechten Krieg. D er Pa-
zifismus hat einen schweren Stand . In den Frie-
denserklärungen unserer großen Kirchen wird
bis heute der Einsatz militärischer Gewalt unter
b estimmten Umständen für notwendig gehalten .
Man spricht zwar nicht mehr offiziell vom gerech-
ten Krieg, sondern von »rechtserhaltender Ge-
walt« . Ab er im konkreten Fall wird damit z . B . der
Krieg in Afghanistan legitimiert.

Der Ratsvorsitzende der EKD
besucht Afghanistan

D enn die Kirchen sagen d as nicht nur, sie handeln
auch danach . Vor einem Jahr hat der Ratsvorsit-
zende der EKD Präse s Nikolau s Schneider die
deutschen Truppen in Afghanistan b esucht, zu-
sammen mit dem Militärbischof und dem Frie-
densb eauftragten der EKD . D er Ratsvorsitzende
b ekundete dab ei allen, die in Afghanistan für den
Frieden arb eiten, seinen Respekt und seine D ank-
b arkeit. Er meinte d amit die deutschen Soldaten
und ihre Verbündeten . Eine B egegnung mit Op-
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fern de s Kriege s , etwa den Familien der Getöteten
von Kundu s fand nicht statt. Nach der Reise sagte
Präse s Schneider, das konkrete Vorgehen der Sol-
daten in Afghanistan halte er für ethisch hinnehm-
b ar. Elf Jahre dauert die ser Krieg schon. Er ist im-
mer mehr e skaliert. US und ISAF Soldaten, ein-
schließlich der Bunde swehr, bringen b ei ihren
rücksichtslo sen B omb ardements , verpfu schten
Stoßtruppunternehmen, b ei Durchsuchungen
von Häusern und Ortschaften sowie b ei Gefech-
ten mit Aufständischen no ch viel mehr Zivilisten
um , als bisher gelegentlich gemeldet wird . Und
die s alle s soll ethisch hinnehmb ar sein? Mindes-
tens 3 0 . 0 0 0 tote Zivilisten Afghanistan − ethisch
hinnehmb ar? D as erlaubt nicht einmal die Lehre
vom gerechten Krieg ! ! ! Wie weit ist der Weg von
der klaren Ab sage an die Jesu gegen die Gewalt bis
zu diesen ge stelzten Rechtfertigungen de s Krie-
ge s !

Orwellsche Sprachspiele

Natürlich tritt die Evangelische Kirche in
D eutschland nicht offen für einen Krieg ein. Auch
unsere regierenden Politikerinnen und Politiker
b enutzen andere Vokab eln : Sie sagen : »D eutsch-
land mu ss helfen« , »die deutschen Soldaten enga-
gieren sich in Afghanistan« . » Sie üb ernehmen Ver-
antwortung« . »D eutschland mu ss humanitär inter-
venieren, um Schlimmere s zu verhüten« . »Die in-
ternationale Öffentlichkeit muss ihrer Schutzver-
antwortung gerecht werden« .

Lieb e O stermarschierende ! E s ist eine sprach-
liche Verwirrung Orwellschen Au smasse s , die in
unserem Lande herrscht, wenn e s darum geht, da-
rum herum zu reden, d ass deutsche Sold aten
schlicht und einfach Krieg führen . Sie führen
Krieg und sie töten . Soldaten sind keine Entwick-
lungshelfer und auch keine Aufb autrupp s , dafür
hab en sie den falschen B eruf gewählt. Unsere Ent-
wicklungshelfer distanzieren sich mittlerweile
von militärischem Schutz und sagen : Wenn Solda-
ten in der Nähe sind , gefährdet das unsere Sicher-
heit.

In den Kriegen unserer Tage mit und ohne
deutsche B eteiligung geht es auch nicht darum,
Menschenrechte zu b ewahren und humanitär ein-
zugreifen . E s geht um Rohstoffe und Ressourcen,
um geo strategische Einflu sszonen und Groß-
machtpolitik. Alle s andere ist eine Augenwische-
rei und eine Verharmlo sung der Situ ation . Wir
sollten uns die se Sprachverdrehung nicht mehr
gefallen lassen, sondern dagegen Einspruch erhe-
b en ! Hände weg vom Krieg, der in den Köpfen b e-
ginnt und d as b ö se Handeln gut nennt ! E s gibt kei-
ne gute Gewalt !

Die humanitäre Bemäntelung
von Kriegen entlarven.

Jeder Krieg, in dem e s um die Au sweitung des
Machtb ereiches und den Zugang zu Rohstoffen
und Re ssourcen geht, wird zuerst mit humanitä-
ren Motiven b egründet. Niemand sagte vor einem
Jahr offen in Frankreich o der Großbritannien: wir
hab en Intere sse am lybischen Öl . Wir wollen, d ass
die afrikanischen Länder sich keine eigene Leit-
währung zulegen . Nein, man entdeckt Menschen-
rechte , die verletzt werden . Und dann gilt e s mili-
tärisch einzugreifen, weil wir j a sonst schuldig
würden, wenn wir nichts tun. Und ich sage ganz
selb stkritisch, ich glaub e , dass die Christen unter
uns , und üb erhaupt Menschen mit hohen ethi-
schen Motiven, b esonders anfällig sind für die hu-
manitären B egründungen der Kriege unserer
Zeit.

Wann durchschauen wir endlich dieses Spiel,
das sich in j eder neuen Krise von neuem entwi-
ckelt? Warum entlarven wir nicht die scheinb ar
humanitären Gründe für den Krieg und sagen wie
es wirklich ist? Internationale Schutzverantwor-
tung, Re sponsibility to protect, so heisst das neue
Zaub erwort, d as militärische Interventionen auf
der ganzen Welt in Zukunft b egründen soll .

Libyen und die internationale
Schutzverantwortung

Ist denn die Nato in Libyen ihrer Schutzverant-
wortung gerecht geworden, als sie in die sem Bür-
gerkrieg Partei für eine Seite ergriffen hat?

Was sagen die Leitartikelschreib er der großen
Zeitungen, die die Bundes-regierung gescholten
und die Nato gefeiert hab en, was sagen sie heute
dazu , dass der Bürgerkrieg in Libyen 5 0 . 0 0 0 Men-
schen das Leb en geko stet hat? 5 0 . 0 0 0 Menschen,
die nicht ge schützt wurden? Was sagen sie zu den
Vergewaltigungen, zu den Folterungen und Mas-
sakern, die die von der Nato unterstützten Reb el-
len verübt hab en? Was sagen sie dazu , d ass wir
j etzt als Folge diese s »erfolgreichsten Kriege s aller
Zeiten in der Ge schichte der Nato« (so Nato Gene-
ralsekretär Rasmu ssen) einen Bürgerkrieg in Mali
hab en? Und in Libyen selb st herrscht j a auch no ch
kein Friede . Ab er d arüb er wird kaum no ch b erich-
tet. Ist das die die praktische Umsetzung der
Schutz-verantwortung, von der die UNO spricht
und die auch im Ökumenischen Rat der Kirchen
diskutiert wird ? Nein, lieb e Freundinnen und
Freunde , der Libyenkrieg ist gerade kein B eispiel
für eine erfolgreiche militärische Intervention . Je-
denfalls nicht, wenn man den Schutz von Men-
schenleb en zum Maßstab de s Erfolges macht.

Der Ruf nach einer Bewaffnung
der Opposition in Syrien ist
verantwortungslos

Und erlaub en sie mir auch ein Wort zur Lage in Sy-
rien . Natürlich ist e s unendlich schwer, mit anzu-
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sehen zu mü ssen, wenn der Diktator in Syrien auf
friedliche D emonstranten schiessen lässt. Ab er
wenn diese d ann selb st zu den Waffen greifen,
dann machen sie die S ache nur no ch schlimmer.
Sie geb en do ch dem Diktator j ede Rechtfertigung
dazu , j etzt erst Recht seine Panzer rollen zu lassen.

Die D emonstranten in Ägypten hab en genau
gewu sst, warum sie die Gewalt in den eigenen Rei-
hen strikt unterbunden hab en . Mub arak hätte ein
leichte s Spiel gehabt, wenn die Aufständischen in
Ägypten zu den Waffen gegriffen hätten und er
wäre heute immer no ch an der Macht. Nur das stu-
re Festhalten an der Gewaltfreiheit hat den Sieg in
Ägypten gebracht. D er Ruf nach Waffen in Syrien
ist darum in hohem Masse leichtfertig und verant-
wortungslo s . E s ist der b equeme Ruf nach Waffen
vom Schreibtisch der B e sserwisser au s , der mit
hoher Moral d aherkommt, ab er die Folgen der Mi-
litarisierung des Konfliktes nicht mitb edenkt. Üb-
rigens ein typischer Fall von Ge sinnungsethik, die
Gutes will, ab er die Folgen des eigenen Handelns
nicht mit einkalkuliert.

D er Journalist Eric Chauvistre nennt darum all
diej enigen, die in den Krisen unserer Tage nach
Waffen rufen, ab er die Folgen ihres Handelns
nicht mitb edenken Gutkrieger.

Lieb e Freundinnen und Freunde des Friedens !
Wir brauchen weniger Gutkrieger und mehr ra-
tional denkende und dem Frieden verpflichtete
Politikerinnen und Politiker ! Und wir brauchen
weniger Gutkrieger unter den Verantwortlichen
in unseren Kirchen und mehr Christen, die die po-
litische Vernunft der B ergpredigt erkennen !

Die politische Vernunft
der Bergpredigt

D enn die B ergpredigt hat die Vernunft auf ihrer
Seite ! Was Jesu s vorschlägt, ist we sentlich ver-
nünftiger, als wir gemeinhin annehmen . Norma-
lerweise verweist man j a die B ergpredigt in den
B ereich der Moral, nach dem Motto : »mit der B erg-
predigt kann man die Welt nicht regieren« . Heute
wird immer klarer, d ass sich ohne den scharfen
Verstand de s B ergpredigers die Welt üb erhaupt
nicht gut regieren lässt. E s ist we sentlich rationa-
ler und vernünftiger, in einem Konflikt auch nach
den Intere ssen der Gegenseite zu fragen − und das
verstehe ich unter intelligenter Feinde slieb e −
statt den Gegner zu dämonisieren, wie die s regel-
mässig in den Krisen der letzten Jahre ge schieht.
E s ist we sentlich rationaler und vernünftiger,
nach Wegen zu suchen, einen Konflikt zu dee ska-
lieren, als blind zuzuschlagen nach dem Motto
»Auge um Auge , Zahn um Zahn« . D a bleib en am En-
de nur Blinde und Zahnlo se übrig. Wer in einem
internationalen Konflikt auf Gegengewalt ver-
zichtet, ab er sich auch nicht alle s gefallen lässt,
sondern den dritten WegJesu einschlägt, den Weg
der aktiven Gewaltfreiheit, der handelt in hö chs-

tem Maße rational und vernünftig . Er hat übrigens
auch die grö ssere Au ssicht, seine politischen Ziele
zu erreichen .

Gewaltfreier Aufstand ist das erfolgrei-
chere Mittel − historisch betrachtet

Die Wahrscheinlichkeit, d ass man einen Konflikt
mit gewaltfreien Mitteln zu einem po sitiven Au s-
gang b ewegen kann, ist nämlich we sentlich hö-
her, als man annimmt. Die Informationsstelle Mili-
tarisierung au s Tübingen spricht in einem aktuel-
len Artikel zu der Militarisierung der Proteste in
Syrien von der » strategischen Unvernunft der Ge-
walt« . Sie weist auf eine Studie amerikanischer
Wissenschaftlerinnen hin. Die se hab en in einer
breit angelegten Untersuchung sämtliche Auf-
stände und Bürgerkriege zwischen 1 9 0 0 und
2 0 0 6 untersucht: 3 2 3 an der Zahl . D as Ergebnis :
Gewaltfreie Widerstandskamp agnen sind we-
sentlich effektiver, sie erreichen ihre politischen
Ziele häufiger als Bürgerkriege , in denn Gewalt
eingesetzt wird . D er Ruf nach Waffen ist also nicht
nur moralisch verwerflich, sondern er ist auch po-
litisch unklug und führt in den meisten Fällen am
Ende nicht zu dem gewollten Ergebnis .

D arum : Hände weg vom Krieg in Syrien und
anderswo ! Hände weg auch von einem Krieg ge-
gen den Iran !

Kein Krieg gegen den Iran

Erlaub en Sie mir d azu zum Schluss meiner Rede ei-
nen Hinweis zum drohenden Krieg gegen den
Iran . Ich glaub e b eide Seiten hab en b erechtigte Si-
cherheitsintere ssen, und es würde den Konflikt
wesentlich entschärfen, wenn die USA endlich ei-
nen Nichtangriffsp akt mit dem Iran schließen
würden. Die s würde auch den Iran zu Gegenleis-
tungen seinerseits b ewegen .

Auch in diesem Konflikt ist es hilfreich auf D ä-
monisierungen zu verzichten, und zwar gegen-
üb er b eiden Seiten. Verhandlungen zwischen
Machtpolitikern sind immer möglich, wenn der
Wille d azu da ist.

Viel aufregender übrigens als das Gedicht von
Günter Grass finde ich, was sich zur Zeit zwischen
jungen Israelis und jungen Leuten aus dem Iran
ab spielt. "Wir lieb en euch" − mit die ser simplen
und do ch so klaren B otschaft setzen iranische und
israelische Faceb o ok-Nutzer ein Zeichen gegen
die Kriegsrhetorik ihrer Regierungen . Ein 4 1 Jah-
re alter Israeli hat am 2 3 . März die Initiative üb er-
nommen . Auf seiner Faceb o okseite macht er dem
iranischen Volk ein Lieb e skompliment. Die B ot-
schaft lautet: »Iranians , we will never b omb your
country, we love you ! « D as Netz au s Lieb esb ot-
schaften wächst täglich . Hunderttau sende welt-
weit unterstützen die Kamp agne mit Foto s und
dem gegenseitigen Versprechen: "Wir werden eu-
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er Land niemals b omb ardieren . " Schnell wurde ei-
ne Web seite kreiert: Israellove sIran. com . Und die
B otschaft ist im Iran angekommen . Junge Männer
und Frauen au s dem Iran antworten darauf mit
der B otschaft: iranlove sIsrael . com »We love you is-
raeli people , Iranians do not want any war with
any people . « Schauen sie mal im Internet diese Fa-
ceb o ok Seiten an. Vielleicht mag der eine o der an-
dere die se Friedensaktion b elächeln. Ich finde sie
pfiffig und phantasievoll . Sie macht deutlich, d ass
die Stimmung an der B asis der b etroffenen Länder
gegen einen Krieg ist. Wir sollten solche Initita-
ven unterstützen und kre ative Wege suchen, da-
mit die Stimmen der b etroffenen Menschen in der
Welt Gehör finden . Lasst uns also gemeinsam
nach Wegen suchen, einen Krieg gegen den Iran
no ch zu verhindern.

Rüstungsexporte stoppen

Und Hände weg vom Geschäft mit dem Krieg ! E s
ist eine Schande , dass die Bunde srepublik
D eutschland mittlerweile wieder einen Spitzen-
rang unter den Rü stungsexporteuren der Welt
einnimmt. Wir sind weltweit die drittgrö ssten
Waffenhändler und in Europ a sogar in der Spitze .
Waffen gerade auch au s B aden-Württemb erg brin-
gen in aller Welt den To d . Wir liefern den To d frei
Haus in alle Welt. Allein durch Gewehre der Firma
Heckler und Ko ch im schwäbischen Ob erndorf
wurden in den letzten Jahrzehnten 1 , 5 Millionen
Menschen getötet und täglich kommen 1 0 0 dazu .
Ob die Menschen, die in den Rüstungsfabriken ar-
b eiten spüren, dass an ihren Händen Blut klebt?

Und dab ei wäre e s ein Einfaches mit techni-
schem Sachverstand und einem Schu ss schwäbi-
schen Tüftlerhirns andere , nützliche Pro dukte zu
ersinnen, die der Welt Leb en bringen würden . Rü-
stungskonversion ist möglich !

D arum, lieb e Friedensfreundinnen und freun-
de , H ände weg vom Krieg !

Lasst uns gemeinsam Wege finden, unsere Soli-
darität mit den Menschen in Israel und Palästina
und mit dem iranischen Volk Ausdruck zu verlei-
hen. Kein Krieg gegen den Iran !

Lasst uns in den Kirchen endlich Ab schied
nehmen von der alten Lehre vom gerechten
Krieg ! Sie gehört in die Mottenkiste !

Lasst uns die humanitären Sprachspiele der
Politiker entlarven und der angeblichen guten Ge-
walt eine Ab sage erteilen !

Lasst uns die politische Vernunft der gewalt-
freien Konfliktb e arb eitung entdecken !

Und Hände weg vom to dbringenden Ge schäft
mit Rü stungsexporten in alle Welt !

Hände weg vom Krieg − Vernunft mu ss her, statt
Militär !

Dietrich Becker-Hinrichs ist evangelischer Ge-

meindepfarrer in Bretten/Baden und Mitbegrün-

der und Vorsitzender der Werksta tt für Gewalt-

freie Aktio n, Baden. Der Text ist das Man uskript

seiner Rede beim Ostermarsch der Friedensnet-

zes Baden- Württemberg am 7. April 2012 in Stutt-

gart.
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Frieder Schöbel

Ist Frieden »out« ?
Zum 2 5j ährigen Jubiläum des Friedenszentrums Braunschweig

m die Frage , ob Frieden out ist, b eantwor-
ten zu können, müssen wir kurz auf die

Ge schichte de s Friedenszentrums zurückblicken.
Ich werde ab er auch einige der aktuellen Arb eiten
und Ziele der Friedensb ewegung vorstellen .

D as Friedenszentrum wurde vor 2 5 Jahren am
2 0 . März im St.-Pauli-Gemeindesaal no ch während
des Kalten Kriegs gegründet. Ein Ende des O st-
We st-Konflikts war damals nicht abzu sehen, ob-

wohl es erste vorsichtige Kontakte zwischen den
Blö cken gab . Die Mauern in den Köpfen abzub au-
en gehörte zu den erklärten Zielen unserer Grün-
derInnen. D eshalb b eteiligten wir uns 1 9 8 8 auf
Einladung des rot-grünen Rats mit anderen Braun-
schweiger Friedensgruppen am ersten Friedens-
Sympo sion Magdeburg-B raunschweig und konn-
ten dort unsere Arb eit vorstellen . So wirkten wir
mit für die sp ätere Städtepartnerschaft.
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Kriegsdienstverweigerung, Rü stungspro duk-
tion, Friedens-D emo s , Entlarvung von Krieg, Mili-
tarismus und herkömmlichem Gewaltdenken,
Friedensforschung, Friedensliteratur, Friedenser-
ziehung, Theorie und Praxis der Gewaltfreiheit,
kurz : Friedensaktivitäten hatten in den 8 0er Jah-
ren so stark zugenommen, dass e s kaum möglich
war, als einzelner Bürger o der Bürgerin auf allen
Gebieten auf dem Laufenden zu bleib en .

E s drohte zu sätzlich − wie das b ei vielen B ewe-
gungen der Fall ist − nach dem Abzug der Mittel-
streckenraketen in We st und O st ein Abflauen der
staatlichen und der BürgerInnen-B emühungen
um Frieden. Wegen der Abrü stungsverträge und
der zunehmenden Entspannung meinten viele ,
der Frieden sei j a nun ge sichert. Selb st Helmut
Kohl sprach von »Frieden schaffen mit weniger
Waffen« .

D ab ei war uns klar, dass Vertrauen und Frie-
den ständig neu errungen werden mü ssen. Vor al-
lem ab er wollten wir die sem Ziel von unten durch
B asisaktivitäten nachhelfen . Wir rechneten uns
damals und rechnen uns heute zur wachsenden
B ewegung der Bürgerinitiativen . D er von For-
scherInnen, LehrerInnen und PolitikerInnen er-
arb eitete Friedens-B egriff b edeutete eine un-
glaublich breite Au sdehnung unserer Reflexion
und unsere s Handelns auf viele ge sellschaftliche
B ereiche . B e standen die Aktivitäten der Friedens-
b ewegung vorher au s nach außen wirkenden D e-
monstrationen, Gedenkveranstaltungen, Blo cka-
den und Seminaren, so war die Forschung zu der
Einsicht gelangt, d ass praktisch alle Leb ensb erei-
che im Sinne von »Frieden und Gerechtigkeit
Schaffen« reformiert werden mü ssten. Wir stell-
ten fest, dass eine bloße »B ewegung« o der kurz-
fristige Bündnisse dafür nicht au sreichten . Jähr-
lich gab e s zwar Friedenswo chen und Friedensta-
ge (Arb eitsgemeinschaft B raunschweiger Frie-
denstage !) , ab er eine ganzj ährige Arb eit gab es
nicht. Also mu sste die Friedensarb eit verstetigt
werden . Sie sollte nachhaltig sein .

Hierzu gehörte , die vielfältigen Entwicklun-
gen in Wissenschaft, Politik und Gesellschaft
gründlich aufzu arb eiten und selb st zu versuchen,
po sitiven Einflu ss zu nehmen . Andererseits b e-
fand sich die Antikriegsb ewegung no ch in einer
häufig diskriminierten und von den Medien kaum
b eachteten Ecke . D as ist teilweise heute no ch der
Fall .

Günstig war zu B eginn unserer Arb eit, dass
der Staat wegen der grassierenden Arb eitslo sig-
keit AB M-Stellen für gemeinnützige Vereine zur
Verfügung stellte und die rot-grüne Ratsmehrheit
uns Zu schü sse gewährte . Zudem gab es üb erall
Leerstände von Räumen, die man nur zu entde-
cken brauchte . So b ezogen wir b ereits 1 9 8 8 vier
Räume in der Go slarschen Straße 9 3 und stellten
drei ABM-Kräfte ein . Wir konnten die erste Frie-
densausstellung im »eigenen Hau s« selb st zusam-

menstellen . Sie hatte zum Thema »Kinder spielen
und erleb en Krieg« . Sie machte unseren Wider-
stand gegen Kriegsspielzeug eb enso deutlich wie
die b e sonders schweren Folgen von Krieg für Kin-
der. D azu gab es eine Menge literarischer und
künstlerischer Au ssagen, die wir gut verwenden
konnten . Sp äter zeigten wir mehrere Ausstellun-
gen im Rathau s , z . B . üb er »Tschernobyl und die
Folgen« und üb er »Feindbilder-Freundbilder« .

Zwei Irak- und mehrere B alkankriege trieb en
uns in den neunzigerJahren wieder auf die Straße .
Wegen unserer guten personellen Au sstattung
und dem starken Intere sse der Öffentlichkeit b au-
ten wir mit Hilfe der Falken auf dem Kohlmarkt
üb er mehrere Wo chen sogar ein Disku ssionszelt
auf, in dem üb er Kriegsursachen, Kriegsdienst-
verweigerung und den Islam referiert wurde . Ein
nächstes große s Proj ekt waren die drei B ro schü-
ren zum B omb enkrieg in Braunschweig, die wir
1 9 9 3 bis 1 9 9 5 mit vielen ZeitzeugInnen-B efragun-
gen, Tagebüchern und Vorträgen ge stalten konn-
ten . Zu die sem Erinnerungsthema pro duzierten
wir zwei große , selb st gefertigte Ausstellungen im
Altstadtrathau s und im Landesmu seum . Wir woll-
ten zeigen, wie der von D eutschland b egonnene
und totale Krieg schließlich nach D eutschland zu-
rückkam . Die Stadt half uns b ei der Finanzierung .

Au sstellungen waren sowieso ein ständiges
Element unserer Arb eit. D a e s in B raunschweig
kaum geeignete Au sstellungsräume gab und gibt,
mu ssten wir in Bibliotheken, Kirchen und Schu-
len au sweichen . Leider liegt auch unser Büro mit
seinen Au sstellungsmöglichkeiten weit vom
Stadtzentrum entfernt. Die Zahl der Ausstellun-
gen hat sich auf 4 4 summiert. Die aktuellste b e-
schäftigt sich mit dem neuen Zivilen Friedens-
dienst und kann b ei uns entliehen werden. Hier-
von sind einige Tafeln hier im Raum aufgehängt.
So wie unsere Ausstellung für ein Ständiges
Kriegsverbrecher-Tribunal o der üb er Landminen
von Unterschriftensammlungen b egleitet waren,
so war es auch b eim Zivilen Friedensdienst. Alle
drei Proj ekte führten später zu Erfolgen .

Für die Stadt hab en wir einen ausführlichen
Katalog erarb eitet, der Forderungen für ein wirk-
liches friedenspolitische s Engagement B raun-
schweigs enthält. Die s ist in vielen Ländern inzwi-
schen für Kommunen rechtlich anerkannt. Zum
B eispiel die Wiederaufnahme der kontinuierli-
chen finanziellen Förderung der Arb eit von Frie-
densgruppen, die in den neunziger Jahren ein-
fach weggespart wurde . Die se Unterstützung sei-
tens der Stadt ist nun, d ank der Wende im Rat zu
mehr Sensibilität auf dem Gebiet der BürgerIn-
neninitiativen, erstmalig wieder b eschlo ssen wor-
den. Immerhin hab en wir es durch nachhaltiges
Drängen auch ge schafft, dem Ob erbürgermeister
endlich zum B ewu sstsein zu bringen, dass unsere
Stadt eine Verpflichtung hat, an den Treffen der
Mayors for Pe ace teilzunehmen . Hierzu mu ssten
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wir die monatelangen haltlo sen Au sreden des OB
erst einmal dokumentieren. Inzwischen ist auch
Wolfenbüttel auf unsere Anregung hin den
Mayors for Peace b eigetreten. Auf Wolfsburg, Go s-
lar, Helmstedt und Gifhorn warten wir no ch .

Die Au sstellungen und Recherchen zum
Kriegsge schehen veranlassten uns , eine eigene
Arb eitsgruppe zur Schaffung von Gedenkpunk-
ten an die Nazizeit zu installieren . Sie erarb eitete
einen Katalog von 2 2 Orten, an denen uns eine Er-
innerung an das unmenschliche Ge schehen auf
D auer sinnvoll und dringlich erscheint. Obwohl
wir auch im Gedenkstättenau sschu ss der Stadt
mitarb eiteten, wurden unsere Vorschläge nur als
Anhang zum Gedenkstättenkonzept veröffent-
licht; die Stadt selb st hat sich in zehn Jahren nicht
in der Lage gesehen, nach dem B eschlu ss de s Kon-
zepts 2 0 0 1 irgendwelche zusammenhängenden
o der kre ativen Ideen d azu zu verwirklichen,
wenn man vom Internetauftritt »Vernetzte s Ge-
dächtnis« , den im wesentlichen die Ho chschule
für Bildende Künste B raunschweig voranbrachte ,
o der der Bücherverbrennungs-Gedenkplatte auf
dem Schlo ssplatz einmal ab sieht.

D aher war das Friedenszentrum gefordert,
hier au s eigenen Kräften Gedenkorte zu re alisie-
ren . D as taten wir imJuli 2 0 0 3 zuerst mit der Platte
im Fußweg vor der AOK zum Gedenken an die vor
70 Jahren ( ! ) dort b egangenen Verbrechen, dann
mit der Schaffung des Gedenkorts Buchhorst
2 0 0 5 zum Gedenken an die dort erscho ssenen
Kriegsdienstverweigerer, Widerständler und
Kriegsgefangenen, im gleichen Jahr mit der Tafel
am Volksfreundhau s zur Erinnerung an den bruta-
len Üb erfall am 9 . März 1 9 3 3 und 2 0 1 0 mit der Ta-
fel am ehemaligen sogenannten Judenhau s Ferdi-
nandstraße 9 .

Die aufwändigste Arb eit ab er leisten wir seit
1 9 9 9 mit unserer inzwischen zwölfj ährigen Vor-
tragsreihe in der VH S Alte Waage »Wege zu einer
Kultur des Friedens« , die wir gemeinsam mit dem
B raunschweiger Friedensbündnis inzwischen auf
1 0 5 Ab ende gebracht hab en . Eine Liste die ser Ver-
anstaltungen liegt am Infotisch au s . An Themen
mangelt e s nicht; wir können kaum alle Vorschlä-
ge umsetzen. D as Friedenszentrum hat j etzt 9 5
Mitglieder und bisher acht PraktikantInnen. Die
PraktikantInnen sind unsere Hoffnung auf Ver-
jüngung unserer Aktiven . Au s diesem Grund ge-
hen wir auch in Schulen und bieten dort unsere
Themen an. Unser 2 5 j ährige s B e stehen hab en wir
vorge stern mit einem Vortrag von Prof. Roland
Roth üb er das Thema »Mutbürger, Bürgerinitiati-
ven« gewürdigt. Seine The se war, dass nur der Dia-
log zwischen Staat/Parlament einerseits und Bür-
gerinitiativen andererseits zu tragfähigen Lö sun-
gen unserer Probleme führen können .

Womit b eschäftigen wir uns nun augenblick-
lich? D a sind zuerst die unsäglichen deutschen
Waffenexporte − wir tun etwas dagegen und un-

terstützen die »Aktion Aufschrei -Stoppt den Waf-
fenhandel« . Afghanistan bleibt ständige s Thema.

D er Konflikt Israel-Palästina schwelt und
macht uns sogar hier in B raunschweig konkrete
Probleme , weil die selb sternannten »Antifaschisti-
schen« Israel-Freunde (Gruppe Braunschweig)
sich häufig undemokratisch verhalten und Veran-
staltungen stören . Mit Hilfe de s D GB , b ei dem sie
po sitiv tätig sind , versuchen wir eine Ge sprächs-
vermittlung. Wir mö chten b eide Seiten an einen
Tisch bringen, im Nahen O sten − ab er auch hier.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der b edrohli-
cher werdende Hunger in der Welt und seine B e-
züge zu unserer Leb ensweise , Friedensethik und
Moral .

Die offenb ar in Mo dernisierung b efindlichen
2 0 Atomwaffen in Büchel, für die deutsche Pilo-
ten leider weiter den Abwurf üb en sollen .

In B ezug auf das S äb elgerassel einiger Länder
wegen Syrien und Iran mahnt die Friedensb ewe-
gung zu Vorsicht und Diplomatie .

E s droht die Gefahr der B eschneidung Ziviler
Konfliktb earb eitung (ZKB) zugunsten des alten
Gewaltdenkens b ei internationalen Einsätzen.
Die Regierung gibt immer no ch dem militäri-
schen D enken das Hauptgewicht und riesige Fi-
nanzmittel, während zivile Alternativen wie die
»Akademie für ZKB « in diesem Jahr um 9 0 . 0 0 0 Eu-
ro gekürzt werden . Die s b eklagt auch die »Platt-
form ZKB « in ihrem neu sten Papier.

E s gibt immer no ch keine UN-Kommission für
Frieden und Konfliktprävention, wie es der Unco-
p ac-Vorschlag vorsieht, an dem ich mitge arb eitet
hab e . Sind die UN unfähig, auf sich anb ahnende
Konflikte präventiv zu re agieren? Die UN mü ssen
reformiert und gestärkt werden . D azu verweise
ich auf das au sliegende Papier unseres ehem .
Praktikanten B enj amin Rab e . Auch D aniel Gott-
schalk, unser Teilzeitmitarb eiter, hielt dazu einen
Vortrag .

Andere Felder sind die Entwicklung der D e-
mokratie und der sozialen Gerechtigkeit (von O c-
cupy! bis zum Fairen Handel, Oiko credit und B rot
für die Welt) .

E s muss ab er auch Frieden unter uns immer
wieder ge schaffen werden − d as ist normal . In der
Friedensb ewegung finden sich b e sonders viele
kre ative , ab er eigenwillige Köpfe , die zu konstruk-
tiver Kritik und nachhaltiger Mitarb eit motiviert
werden können . Wir hab en unter uns b esonders
sensible Menschen, die auf das Unrecht in der
Welt empfindsam und spontan re agieren !

D azu gehört, b ei uns und draußen ein B e-
wu sstsein der Erfolge der Friedensb ewegung zu
entwickeln. Drei Punkte hab ich dafür schon ge-
nannt.

Personelle Verengungen ergeb en sich au s der
zu b eob achtenden Au slagerung einiger Ziele der
Friedensb ewegung in andere Gruppen, z . B . in die
B Is (ai, Atomenergie , Asse , Schacht Konrad , Um-
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weltschutz, Mehr D emokratie , Lobbycontrol ,
C amp act und die vielen anderen, nicht zu verges-
sen die Internet-Petitionen) . In unseren Rund-
briefen fordern wir immer wieder zur Unterstüt-
zung von ausgewählten Internet-Aktionen auf, die
oft erfolgreich sind .

Wir müssen den B oykott von B anken, die die
Rü stung fördern, endlich ernst nehmen . D azu ge-
hören DB , Commerzb ank, LB B ayern, West-LB ,
Po stb ank und andere .

Und schließlich fordern wir zum Kauf von Fai-
ren Pro dukten auf!

Ab schließend no ch eine B emerkung zur ZKB .
Ich war zurJahre stagung der Plattform Zivile Kon-
fliktb e arb eitung vor 14 Tagen in Lo ccum . D as ist
ein großer Zu sammenschlu ss von 62 Organisatio-
nen und 1 1 9 Einzelmitgliedern aus der Zivilge sell-
schaft. Sie stellte fe st:

- Die Einsicht wächst, d ass ge sellschaftliche
Umbruchproze sse ho ch komplex und von außen
nur b e schränkt b eeinflu ssb ar sind . Politische B e-
vormundung b egleitet zwar nach wie vor ent-
wicklungspolitische Vorhab en aller Art, ab er ein
Nachdenken hat eingesetzt.

- b esteht die Gefahr, dass auf das Scheitern der
derzeitigen Interventionspolitik ein re signativer
Rückzug ins »Nichtstun« folgt, was im Zuge der
Wirtschaftskrisen in Europ a und der Verschie-

bung der glob alen Machtverhältnisse zu einem
no ch stärkeren Eurozentrismus o der Nationalis-
mu s führen kann .

- Ohne eine stärkere Öffentlichkeit bleib en
Friedensarb eit eine »private« Angelegenheit und
Friedenspolitik ein Spielb all diverser politischen
Intere ssen . Vordringlich ist e s , Sicherheitsängste
abzub auen und aktives Friedenshandeln öffent-
lich hervorzuheb en .

- Zu sammenhängende Friedens- und Entwick-
lungspolitik b eginnt b eim eigenen Handeln, d . h .
e s b edarf einer ernsthaften Disku ssion d arüb er,
welche heimischen Partikularinteressen zukünf-
tig hintange stellt werden müssen, damit wo an-
ders Friedensproze sse möglich werden .

- Die Authentizität von Friedenspolitik b emisst
sich auch d aran, wie im eigenen Land mit Konflik-
ten umgegangen wird . D er Fremdenhass , d as Ar-
mutsgefälle und die mannigfache Intere ssens-
durchsetzung durch Macht gehören zu den Phä-
nomenen, die d arauf verweisen, d ass in unserem
Land Friedensarb eit notwendig ist.

Frieder Sch öbel ist Vorstandsm itglied des Frie-

denszen trums Bra unsch weig und Mitglied in der

DFG-VK. Der Text ist das Man uskript seiner Rede

bei der Feier zum 25järh igen Bestehens des Frie-

denszen trums am 1 7. März 2012.
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ie Idee für die Aktionswo che entstand in
einer Kleingruppe auf der »Paxx-Aktions-

konferenz« − einem offenen Treffen von Antimili-
taristInnen − im März 2 0 1 2 in Mannheim und war
ursprünglich auf den B ereich »Bunde swehr an
Schulen« b ezogen . Aufgrund hohen Interesses
wurde das Thema j edo ch kurz darauf auf Wunsch
von Initiativen der Zivilklau sel-B ewegung um den
B ereich »Militär und Rü stungsforschung an Ho ch-
schulen« ergänzt. Alle Vorschläge wurden aufge-
griffen und vom 2 4 . bis 2 9 . Septemb er 2 0 1 2 die Ak-
tionswo che »Für militärfreie B ildung und For-
schung« organisiert. Die Ko ordination der Akti-
onswo che , also Organisation und Versendung ei-
ne s bunde sweiten Flugblatts und B etreuung der
Aktions-Homepage konzentrierte sich im Bundes-
land B aden-Württemb erg und wurde von der

Kamp agne »Schulfrei für die Bunde swehr B aden-
Württemb erg« üb ernommen .

Schon kurz nach Start der Mobilisierung mel-
deten sich zahlreiche Gruppen au s dem ge samten
Bundesgebiet, um die dezentrale Aktionswo che
zu unterstützen . Getragen wurde die Wo che von
üb er einhundert Gruppen und Organisationen,
d arunter neb en Friedensgruppen, Studierenden-
Vertretungen und Partei-Jugenden auch die größ-
te deutsche B ildungsgewerkschaft GEW und die
Kinderrechtsorganisation terre des hommes .

Aktionen

Für die Aktionen vor Ort waren die einzelnen
Gruppen verantwortlich − sie wurden lediglich
durch Materialien und Aktionsideen auf der zent-

Lena Sache und Michael Schulze von Glaßer

Antimilitarismus in Aktion
Eine Auswertung der antimilitaristischen Aktionswoche »Für militär-
freie Bildung und Forschung« im September 2 01 2
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ralen Vernetzungs-Web site zur Aktionswo che
(www. antimilaktionswo che .wordpre ss . com) un-
terstützt. So fanden neb en zahlreichen Informati-
ons-Vorträgen und Po diumsdisku ssionen in vie-
len Städten auch unterschiedlichste kre ative Ak-
tionen statt. Einige d avon sollen hier kurz vorge-
stellt werden :

In Sinsheim b esuchten Aktivisten den Stand
der Bundeswehr auf einer Jobmesse . D ort mach-
ten sie mit Flugblättern, einem Transp arent und
einem »die in« , b ei dem sich einige Aktivisten b e-
deckt von einem mit Kunstblut verschmiertem La-
ken »tot« gestellt hab en, auf die Gefahren de s Sol-
daten-B erufs aufmerksam .

In Heilbronn informierten Antimilitaristen
mit einem Informationsstand und Stellwänden in
der Innenstadt üb er die Werb e-Offensive der
deutschen Armee . Zudem wurden zuvor mit Krei-
de auf den B o den geschrieb ene »Bundes-
wehr«-Schriftzüge symb olisch wieder wegge-
putzt.

In Köln wurden vor einer Schule Flugblätter
mit dem fiktiven Arzneimittel »Antimilitarin« −
Schokoladen-Kugeln − an die Schüler verteilt, um
sie gegen Militärprop aganda immun zu machen.
Zudem gab es in der Stadt eine antimilitaristische
Fahrrad-Tour.

In Stuttgart wurde das Geb äude des Schulmi-
nisteriums mit Plakaten mit der Aufschrift »Bun-
deswehr rau s au s B ildungseinrichtungen« b e-
klebt. Die Aktion richtete sich vor allem gegen ei-
nen in dem Bunde sland − wie auch in sieb en wei-
teren Bunde sländern − b e stehenden Ko operati-
onsvertrag zwischen Armee und Schulministeri-
um , mit dem sich die Bunde swehr den Zugang an
die Schulen sichert.

In Kaiserslautern verteilten Antimilitaristen
auf einer Werb everanstaltung von Bundeswehr-
Re servisten Flugblätter.

In B erlin wurden während der Aktionswo che
vor 1 9 Schulen knapp 4 . 0 0 0 Flugblätter an Schüle-
rinnen und Schüler verteilt. Zudem gab es eine
kleine Kundgebung .

In Hamburg flo ss schon zwei Tage vor B eginn
der Aktionswo che Kunstblut eine Treppe vor ei-
ner Jobmesse , auf der die Bunde swehr für sich
warb , hinab . Zudem breiteten Friedensaktivisten
ihre Forderung auf militärfreie Jobme ssen auf ei-
nem Transp arent au s .

In B o chum nahmen Aktivisten b ereits zwei
Wo chen vor der eigentlichen Aktionswo che ei-
nen Armee-Messe stand auf einer B erufsbildungs-
me sse zum Anlass für umfangreiche Prote ste . Mit
einem Informationsstand vor der Messe , Transp a-
renten und einem S arg wurden die jungen Me sse-
b e sucher auf die negativen Seiten des Soldaten-
B erufs aufmerksam gemacht.

Zufälligerweise fiel auch ein medialer Skandal
um Armee-Werbung in die Zeit der Aktionswo-
che : Die Bunde swehr veranstaltet seit Jahren Feri-

encamp s für Jugendliche und ko operiert dab ei
mit dem größten deutschen Jugendmagazin, der
»B ravo« , die ihre Leserschaft ab einem Alter von 1 0

Jahren angibt. Die prop agandistische Bundes-
wehr-Werbung für die C amps auf den Internetsei-
ten der »B ravo« führte zu einer Online-Prote stakti-
on von terre de s homme s , welche großen media-
len Anklang fand − bis hin zu den Ab endnachrich-
ten im Fernsehen . Zudem richteten einige Antimi-
litaristen reaktionsschnell eine Faceb o ok-Gruppe
ein, auf der man weitere Informationen üb er die
»B ravo«-Bunde swehr-Ko operation b ekam, disku-
tieren und Prote st-E-Mails an das Verteidigungs-
ministerium und das Jugendmagazin verschick-
ten konnte .

Fazit

Au s InitiatorInnen-Sicht hat die Aktionswo che ,
welche zunächst als Experiment für die bundes-
weite Vernetzung und Zusammenarb eit ge sehen
wurde , alle Erwartungen erfüllt. Sowohl die lange
Liste an UnterstützerInnen als auch die Menge ,
Vielfältigkeit und Kre ativität der stattgefundenen
Aktionen zeugen von Erfolg − auch wenn es no ch
mehr Aktionen hätten sein können . D enno ch hat
die Wo che der B ewegung neuen Schwung verlie-
hen und gerade kleinere Friedensgruppen dazu
ermutigt, aktiv zu werden. Zwar ließ die bundes-
weite Pre sse arb eit durchaus zu wünschen übrig,
denno ch gab e s von Seiten der Medien einige Re-
sonanz zu der Aktionswo che − gerade auch in B e-
zug um den Skandal um die »Bravo« . Von Seiten
der B eteiligten b e steht der Wunsch, eine derarti-
ge Aktionswo che für militärfreie B ildung und For-
schung zu wiederholen o der sogar regelmäßig
durchzuführen, um den Druck auf die Politik zu
erhöhen und d as Thema weiter in der Öffentlich-
keit zu Problematisieren und zu diskutieren . D azu
sollte e s allerdings eine no ch längere Vorlaufzeit
und eine no ch b essere Unterstützung der Grup-
pen vor Ort − etwa durch Materialien und einen
ReferentInnen-Po ol − geb en. B ei einer nächsten
Aktionswo che mü sste der Termin zudem so ge-
legt werden, d ass er sowohl für die Schulen als
auch für Ho chschulen günstig, also weder in
Schul- no ch in Seme sterferien, liegt. Außerdem
wäre ein Ko ordinationskreis mit Menschen aus
verschiedenen E cken des Bundesgebiets sinnvoll .

Die bunde sweite antimilitaristische Aktions-
wo che vom 2 4 . bis 2 9 . Septemb er 2 0 1 2 war ein Er-
folg, kann ab er nur ein weiterer Schritt auf dem
Weg zu militärfreier B ildung und Forschung ge-
we sen sein − weitere mü ssen unb edingt folgen !

Lena Sachs ist Ko ordina torin der Kampagne

»Sch ulfrei für die Bundewehr«. Michael Sch ulze

vo n Glaßer ist DFG- VK-Mitglied und A utor des

Buches »Solda ten im Klassenzimmer« (Köln

2012).

46



ei Diskussionen und Aktionen gegen den
Export von Kriegswaffen und deren Pro-

duktion wird innerhalb der b eteiligten Friedens-
gruppen oft die Frage aufgeworfen, wie denn die
Pro duktion von Waffen in zivile Güter üb erführt
werden könnte , d . h . welche Alternativen insb e-
sondere auch den b etroffenen B e schäftigten an-
geb oten werden könnten .

D ahinter steht oft die Annahme , eine Kritik an
dieser Waffenpro duktion sei nur erlaubt, wenn
für die b etroffenen Arb eitsplätze eine Alternative
angeb oten werden könnte .

Solche Sorgen sind allerdings unb egründet :

• Die Rü stungsindu strie folgt zunächst den glei-
chen Marktge setzen wie andere B etrieb e : Solange
eine Nachfrage nach Kriegswaffen b esteht und
mit deren Pro duktion auf legale Weise Gewinn er-
zielt werden kann, wird es eine entsprechende
Pro duktion weiterhin geb en.
• Soweit die Nachfrage nach Kriegswaffen zu-
rückgeht, unterliegt die Rüstungsindu strie den
gleichen Anp assungsproblemen an den Markt
wie j eder andere Wirtschaftszweig auch .

In den Jahren nach 1 9 9 0 ist in D eutschland ein
Großteil der Rü stungsarb eitsplätze weggefallen
durch Einschränkung der Pro duktion (wegen
Verkleinerung und Umrüstung der Bunde swehr) ,
Rationalisierung, Verlagerung der Pro duktion ins
Au sland etc . , also durch Vorgänge , wie sie in der
übrigen Wirtschaft auch stattgefunden hab en
und stattfinden, ohne dass es b e sonderer Konver-
sionsprogramme des Staate s b edurft hätte (mit
Au snahme b e sonderer Pläne für die frei geworde-
nen und z .T. verseuchten Liegenschaften de s Mili-
tärs , Truppenübungsplätze , Kasernen etc .) .
• Für die Rüstungsindu strie b e stehen dab ei no ch
günstige Voraussetzungen für Anpassungsprozes-
se an den Markt: B ei der Entwicklung von Waffen-
systemen handelt es sich in der Regel um eine
ho chentwickelte Technologie , die auch für den
Einstieg in andere Pro duktionsb ereiche gute
Startb edingungen bietet. D eutlich wird die s ins-
b esondere durch den immer größeren Anteil von
IT-Komponenten in allen Waffensystemen, die
auch als »dual-u se« Pro dukte im zivilen B ereich
eingesetzt werden.

• Entsprechend sind die im Rü stungsb ereich b e-
schäftigten Arb eitnehmer zum größten Teil ho ch-
qualifizierte Arb eiter und Ingenieure , die b eim ge-
genwärtigen B ed arf an solchen Fachkräften selb st
b ei Schließung von Rü stungsb etrieb en nicht von
längerer Arb eitslo sigkeit b edroht wären .
• Sollte im Fall einer vollständigen Abrü stung der
Bundeswehr die Inlandsnachfrage nach Kriegs-
waffen ganz wegfallen, würden die bisherigen für
d as Militär b enötigten Milliarden des Bunde shau s-
halts für die B e stellung anderer ziviler Pro dukte
o der Dienstleistungen frei werden und wegen der
unterschiedlichen Pro duktivität der Arb eitsplät-
ze möglicherweise sogar mehr Menschen b e-
schäftigen können, als dies durch die derzeitige
Rü stungspro duktion der Fall ist.
• E s ist außerdem nicht nachzuvollziehen, warum
au sgerechnet die bisher schon durch hohe Ge-
winne und hohe Löhne privilegierte Rü stungsin-
dustrie eine b esondere Fürsorge im Fall einer an-
stehenden Konversion ihrer Pro dukte erhalten
sollte , wie sie in anderen B ereichen der Wirt-
schaft nicht üblich ist, wo die Schließung von B e-
trieb en, Entlassung von Arb eitnehmern o der die
Umwandlung von Festarb eitsplätzen in Zeit- und
Leiharb eit an der Tagesordnung ist.
• Die Frage nach Alternativen für die Arb eitsplät-
ze in der Waffenindustrie ist schließlich nicht von
den Menschen außerhalb die ser Firmen zu b e ant-
worten . Die Geschäftsleitungen und Entwick-
lungsingenieure solcher B etrieb e wissen b esser
als wir, welche Pro dukte sie alternativ auf dem
Markt anbieten könnten. Ohne den politischen
Willen, die Nachfrage nach Kriegswaffen durch
den eigenen Staat zu b eenden und deren Liefe-
rung an auswärtige Staaten zu verbieten, gibt es
für die Rüstungsb etrieb e ab er gar keinen Anlass ,
selb st darüb er nachzudenken . Unsere S ache ist,
d afür zu sorgen, dass sie möglichst b ald nicht
mehr umhin können, sich darüb er Ged anken zu
machen .

Rech tsanwalt Ullrich Hah n istPräsiden t des deut-

schen Zweigs des Interna tionalen Versöh n ungs-

bundes.
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ehr geehrte D amen und Herren, lieb e Frie-
densfreundinnen und Friedensfreunde ,

wir hab en uns heute vor der Motoren- und Tur-
binen-Union in Friedrichshafen versammelt. Die
MTU blickt auf eine b ewegte und äußerst au ssage-
kräftige Firmengeschichte zurück: von der Unter-
nehmensgründung 1 9 09 in B issingen/Enz, dem
Umzug 1 9 1 1 / 1 2 nach Friedrichshafen bis hin zur
Umstellung der Pro duktion auf Militärfahrzeuge
1 9 3 3 . B is 1 9 45 lieferte das Vorläuferunternehmen
Mayb ach Motorenb au rund 1 4 0 . 0 0 0 Motoren für
den Vernichtungskrieg der Nationalsozialisten
aus . 1 9 69 wurde die MTU Friedrichshafen Gmb H
gegründet, 2 0 0 6 wurde die Tognum Unterneh-
mensgruppe mit MTU als Kernmarke . Im Jahr da-
rauf folgte der B örsengang als Aktiengesellschaft.

Im Jahr 2 0 0 8 erzielte das Unternehmen einen
Jahre sumsatz von 3 , 1 Milliarden Euro . 2 0 1 0 b e-
gann die Montage von Motoren mit Norinco . Die-
ser chine sische Staatskonzern zählt zu den führen-
den Waffenpro duzenten im Reich der Mitte . Die
Norinco-Pro duktpalette reicht von Handfeuer-
waffen und Sprengstoffen bis hin zu Panzern und
Antrieb skomponenten für strategische Atomwaf-
fen .

1 )

Im 3 . Qu artal 2 0 1 1 meldete die D aimler AG, die
Üb ernahme von Tognum sei »erfolgreich abge-
schlo ssen« . Die D aimler AG und Rolls-Royce Hol-
dings plc sichern sich rund 9 9 Prozent der
Tognum-Aktien.

2 )

MTU − der unterschätzte Rüstungsriese

Längst zählt MTU, genauer gesagt die D aim-
ler/Rolls-Royce-B eteiligungsge sellschaft Tognum,
zu den weltweit führenden Herstellern von Die-
selmotoren und Antrieb ssystemen für zivile und
militärische Schiffe , schwere Land- und Schienen-
fahrzeuge und Indu strie antrieb e .

Vielsagend ist die aktuelle Werbung von MTU.
Im »Handbuch der Bundeswehr und der Verteidi-
gungsindu strie 2 0 1 1 /2 0 1 2 « wirbt d as Unterneh-
men : »Unter extremen B edingungen b enötigen
Sie ein Antrieb ssystem , auf d as Sie sich verlassen
können . Mit mehr als 60 Jahren Erfahrung in mili-
tärischen Anwendungen ist MTU die erste Wahl,

wenn es um den Antrieb gep anzerter Fahrzeuge
geht. « D ab ei erfüllt MTU »individuellste Antrieb s-
wünsche« .

3 )

»Mehr als 60 Jahre« ist auch der versteckte Hin-
weis darauf, d ass sich die nationalsozialistische
Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg auf die MTU
und deren Motoren verlassen konnte . »Individu-
ellste Antrieb swünsche« hegen Militärs men-
schenrechtsverletzender und diktatorischer Regi-
me heute in aller Welt. Auch sie werden von
MTU/Tognum b estens b edient.

Wer so schamlo s für Waffenb e standteile
wirbt, zeigt wessen geistige s Kind er ist. Nicht nur
Waffenwerbung wie die se , sondern Waffenwer-
bung generell gehört verb oten !

Verbreitung von MTU-Dieselmotoren
der Tognum AG in Militärschiffen

Die MTU wirbt damit, seit Anfang der fünfziger
Jahre mehr als 1 0 . 0 0 0 Antrieb s- und B ord stromsy-
steme an nahezu alle Marinen der Welt geliefert zu
hab en . Im B ereich konventioneller U-B o ot-Moto-
ren ist das Friedrichshafer Unternehmen »Welt-
marktführer« . Lang ist die Tognum-Lieferliste laut
Studie der Kritischen Aktionäre . Hier eine Aus-
wahl der Verbreitung von MTU-Dieselmotoren
der Tognum AG in Militärschiffen .

MTU-Die selmotoren finden sich in Patrouil-
lenb o oten für die Marine Ägyptens , Korvetten
und Patrouillenb o ote für B ahrain, U-B o ote , Fre-
gatten und Patrouillenb o oten für Indonesien,
Korvetten und Patrouillenb o ote für S audi-Arabi-
en, U-B o ote , Fregatten, Patrouillenb o ote und Zer-
störer für Südkore a, ein Flugzeugträger, Fregatten
und Korvetten für Thailand und Korvetten und
Patrouillenb o ote für die Vereinigten Arabischen
Emirate .

Die Menschenrechtslage in all die sen Ländern
ist de saströ s , die Sicherheitslage vielfach drama-
tisch . Viele dieser Länder liegen in Krisengebie-
ten. Mit j eder kriegerischen Au seinandersetzung,
b ei der MTU-Motoren im Einsatz sind , macht sich
die Geschäftsführung von Tognum mitschuldig
am Morden !

MTU-Die selmotoren wurden geliefert an die
Marine Indiens , Pakistans und Chinas . Sie finden
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sich in Patrouillenb o oten von Taiwan und China −
alle samt verfeindete Staaten . MTU-Die selmotoren
wurden eingeb aut in Kriegsschiffe Griechen-
lands und der Türkei − gleichsam feindlich ge sinn-
te Länder, die sich seit Jahrzehnten in ihrer Ho ch-
rüstung üb erbieten und zwischen denen kriegeri-
sche Au seinandersetzungen nie au sge schlo ssen
werden können . D enno ch lieferte MTU Die selmo-
toren b eispielsweise für U-B o ote des Typ s 2 09
und Fregatten de s Typ s ME KO 2 0 0 HN bzw. ME-
KO 2 0 0 an Griechenland und die Türkei !

Die se profitorientierte Ge schäftspolitik ist zu-
tiefst b eschämend !

MTU-Die selmotoren für U-B o ote und Fregat-
ten in Griechenland ? Was für ab surde Ge schäfte
ange sichts der Finanzkrise und der Not der B evöl-
kerung die se s Lande s !

4)

Allein die se b egrenzte Au swahl b elegt:
Tognum/MTU ist ein Glob al Player kriegerischer
Au seinandersetzungen auf den Weltmeeren. An-
ders als die weithin b ekannten Waffenschmieden
D aimler/EAD S , Krauss-Maffei Wegmann, Rhein-
metall, Diehl, ThyssenKrupp Marine Systems o der
Heckler & Ko ch ist Tognum/MTU ein unterschätz-
ter Rüstungsriese . D enn die MTU-Motoren sind
weithin unsichtb ar − ab er umso wirkungsvoller.
Sie bringen Militärfahrzeuge und Kampfp anzer
zu den Schlachtfeldern und Kriegsschiffe zu den
Orten der See schlachten .

Menschenverachtender und verwerflicher
kann Wirtschaftspolitik nicht sein !

In die sen Tagen sieht sich Günter Grass hef-
tigster Kritik und Diffamierung ausgesetzt. D ab ei
hat der Lüb ecker Literaturnob elpreisträger zu
Recht auf die Gefahr hingewiesen, d ass Israel von
D eutschland mit U-B o oten au s- und ho chgerü stet
wird . Laut einer Studie der Kritischen Aktionäre
finden sich MTU-Die selmotoren in Korvetten, Pat-
rouillenb o oten und U-B o oten der israelischen
Marine . D as vierte und fünfte U-B o ot sind b ei Ho-
waldtswerke-D eutsche Werke (HDW) nahezu
vollendet. D er Vertrag für das sechste U-B o ot des
Typ s D olphin wurde seitens der deutschen und
der israelischen Regierung im März 2 0 1 2 unter-
zeichnet. Dieses und andere U-B o ote wären durch
Umrü stung atomwaffenfähig .

5 )

Günter Grass gebührt D ank für seine mahnen-
den Worte . D as gegen ihn verhängte Einreisever-
b ot ist falsch und unb erechtigt !

MTU-Antriebe für
Militärfahrzeuge und Kampfp anzer

Wie b ei Kriegsschiffen b e sitzt MTU auch b ei mili-
tärischen Landfahrzeugen eine Jahrzehnte wäh-
rende Tradition . Offensiv werden auf der Firmen-
homepage Panzer b eworb en : »B ei militärischen

Konflikten suchen Kampfp anzer den direkten
Kontakt. « Mobilität sei »eine s der wichtigsten Kri-
terien« und »ein au sschlaggeb ender Faktor für
den Erfolg der Missionen« . Gemeint sind auch
Kriegseinsätze . Um äußerst mobile und effizient
gep anzerte Fahrzeuge re alisieren zu können, wür-
den »kraftvolle und zugleich komp akte Antrieb s-
systeme b enötigt« . Anforderungen, die die MTU-
Motoren der B aureihen 8 37, 870 und 8 8 0 − laut Ei-
genwerbung − »in b eeindruckender Weise« erfül-
len . Eingeb aut in Kampfpanzer der Typen Leo-
pard 1 , Leop ard 2 und Leclerc Tropicalise hätten
sich die se MTU-Motoren »einen hervorragenden
Ruf erworb en und setzen weltweit Maßstäb e in
B ezug auf Mobilität, Leistungsdichte und Zuver-
lässigkeit« .

6)

Zweifelsohne ist MTU Friedrichshafen erfolg-
reich b eim B au vom Panzermotoren, zweifelsoh-
ne hat sich MTU Friedrichshafen b ei aggressiv
operierenden Militäreinheiten und kriegsführen-
der Staaten seinen Ruf erworb en . Obwohl zwi-
schen Indien und Pakistan b ereits vier Kriege tob-
ten, wurden 1 2 4 indische ARJUN-Kampfp anzer
mit MTU-8 3 8-Ka-5 0 1 -Motoren aus Friedrichsha-
fen ausgerü stet.

7)

Zudem sollen in US-amerikani-
scher Lizenz gefertigte MTU-MB-873-Motoren in
israelische Merkava-4-Panzer eingeb aut worden
sein . Die se Mk4-Panzer wurden u . a. b ei der Opera-
tion C ast Lead , O CL (Operation gego ssenes Blei)
gegen Palästinenser eingesetzt − mehr als eintau-
send Menschen starb en, Tau sende wurden ver-
wundet, darunter zahlreiche Kinder.

8)

Zwei B eispiele von vielen, b ei denen MTU-Mo-
toren tö dliche Dienste verrichten. D er folgen-
schwerste ab er steht no ch aus : D er vom Bunde ssi-
cherheitsrat im Sommer 2 0 1 1 genehmigte Export
von 2 70 Kampfp anzern Leop ard 2 an das Königs-
haus in S audi-Arabien . Die Lieferungen soll in der
Version A7 + erfolgen: für »urb ane Operationen«
in Städten wie Riad o der Mekka, b estens geeignet
zur Unterdrückung der D emokratieb ewegung im
eigenen Land .

9)

Mit einer Motorleistung von 1 . 5 0 0
PS erreicht der 67, 5 Tonnen schwere Leop ard 2 ei-
ne Ge schwindigkeit von bis zu 72 Stundekilome-
tern . B ei einer Reichweite von immerhin 45 0 Kilo-
metern kann der Flächenstaat S audi-Arabien nicht
nur Staatsgebiet militärisch sichern, sondern
nach B elieb en in Nachb arstaaten intervenieren .
Auch weitergehende Angriffe gegen den Iran
üb er irakische s bzw. gegen Israel üb er j ord ani-
sches Territorium sind keinesfalls au szu schlie-
ßen .

1 0)
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4) »Rü stungsatlas B o densee« , a. a. O . , S . 1 8 ff.

5 ) »D eutschland liefert U-B o ot nach Israel« , in tagesschau . de vom
2 0 . 0 3 . 2 0 1 2

6) http ://www. mtu-online . com/mtu/anwendungen/militaerische-
fahrzeuge/kampfp anzer/index. de .html?no_cache = 1 &sword_

list% 5 B 0 % 5 D = leop ard

7) http ://www.waffenvomb o densee . com/mtu-motoren-fur-chinsi-
sche-p anzer/mtu-und-menschenrechte/p anzer-fur-indien/

8) www.waffenvomb o densee . com/mtu-motoren-fur-p anzer/

9) j anes . com; EURO SATORY 2 0 1 0

1 0) Web site von Krau ss-Maffei Wegmann, www.kmweg . de , LE O-
PARD_PS O
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Die in der Kamp agne »Aktion Aufschrei −
Stoppt den Waffenhandel ! « zu sammengeschlo sse-
nen Organisationen hab en b eschlo ssen, die sen
Panzerexport mit gewaltfreien Aktionen verhin-
dern zu wollen . Gemeinsam mit Peter Grottian
von attac und Martin Singe vom Komitee für
Grundrechte und D emokratie wollen wir zivilen
Ungehorsam praktizieren an den Orten der Ver-
antwortung de s geplanten Panzerge schäfts : b ei-
spielsweise in München, Kassel, Dü sseldorf und
auch in Friedrichshafen, wo die Kampfpanzer
und ihre B estandteile gefertigt werden . Weitere
Aktionen sollen vor dem Bunde skanzleramt und
dem D eutschen Bundestag, dem Bunde swirt-
schaftsministerium und dem Bundesausfuhramt
stattfinden, wo die politischen Entscheidungen
getroffen bzw. der Export genehmigt wird .

No ch sind die Leop ard-2-Panzer nicht ausge-
liefert, no ch kann dieser Rü stungsexport mit ei-
nem breit getragenen Protest ge stoppt werden !

Den Opfern eine Stimme geben −
für Rüstungskonversion

Die Opfer − Tote und Verstümmelte − der MTU-
Rü stungsexportpolitik sind unzählb ar, sie gehen
in die Ab ertau sende . Ihre Stimmen erreichen we-
der die Stadt no ch die Waffenschmiede , ihre
Schreie ersticken ungehört. Wir wollen den Op-
fern der MTU-Ge schäftspolitik eine Stimme ge-
b en, wir wollen zur Umkehr auffordern .

Unsere Forderungen richten sich an die Ge-
schäftsführung: Steigen Sie au s dem Ge schäft mit
dem To d au s ! Unsere Forderungen richten sich an
die christlichen Kirchen : Hab en Sie den Mut, die
Wahrheit au szu sprechen ! Sprechen Sie in den Kir-
chen üb er die MTU-Rü stungsexporte und die ver-
werflichen Folgen dieser Wirtschaftsweise !

Unsere Forderungen richten sich an die IG Me-
tall : Geb en Sie den entscheidenden Impuls , indem
Sie konkrete Mo delle zur Rüstungskonversion −
der Umstellung auf eine nachhaltige zivile Ferti-
gung − b ei MTU erarb eiten . Wir fordern: Brenn-
stoffzellen-Motoren für zivile Schiffe statt Die sel-
motoren für Kriegsschiffe !

In die sem Sinne mu ss sich in Friedrichshafen
ein »Runder Tisch der Rü stungskonversion« zu-
sammenfinden, b ei dem neb en Firmenvertretern
und Gewerkschaftern alle gesellschaftlich b etrof-
fenen Verb ände und Organisationen repräsen-
tiert sind . Au sgehend von Friedrichshafen sollte
der Impuls in die Rü stungsregion B o densee ge-
sandt werden . Rü stungskonversion ist das Geb ot
der Stunde !

Jürgen Grässlin ist Bundessprecher der DFG-VK

und einer der Sprecher der Kampagne »Aktio n

A ufschrei − Stoppt den Waffenhandel!« Der Text

ist das Man uskript seiner Rede am 9. April 2012

vor MTU in Friedrichhafen anlässlich des Frie-

denswegs 2012 am Bodensee.5 0



m »Forum Pazifismus« I/2 0 1 2 hat Dr. Jo-
chen Vollmer in seinen Anmerkungen zu

dem Pro sagedicht von Günter Grass b ehauptet,
der Zentralrat derJuden in D eutschland verrate in
seiner unkritischen Identifizierung mit dem Staat
Israel und seiner Politik die »großen humanisti-
schen und universalen Traditionen de s Juden-
tums« , indem er fortwährend das Einverständnis
der deutschen Bürger und Bürgerinnen mit den
Rechtverletzungen des Staates Israel einfordere .
D as Spiel mit dem Feuer eine s militärischen Erst-
schlags von Seiten Israels gegen den Iran sei poli-
tisch unverantwortlich und widerspreche den
b esten Traditionen des Judentums .

1 )

Die se B e-
hauptungen b egründet Vollmer in seiner Abhand-
lung nicht näher; er hört auch nicht auf die Grund-
erfahrungen jüdischer Menschen selb er. In dem
folgenden B eitrag versuche ich eine Korrektur.

Angst vor der Vernichtung

E s darf nicht verschwiegen werden (Günter Grass
ist in die Nähe dieser Gefahr geraten) , dass die ge-
genwärtige politische Führung der Islamischen
Republik Iran einem eliminatorisch-judenfeindli-
chen Programm folgt, das Vernichtungsdrohun-
gen gegenüb er der israelischen B evölkerung ver-
breitet. Ange sichts der großen Gefahr eine s » ato-
maren Holo cau st« reicht e s nicht hin, das Maulhel-
dentum eine s Präsidenten zu kritisieren . Zugleich
ist, j ede Einseitigkeit zu vermeiden, in freiem Mut
zu kritisieren, dass der Staat Israel sich zur einzi-
gen Atommacht im Nahen O sten erhob en hat und
kollektive Angst, wie der vor dem Terror de s Na-
tionalsozialismu s geflohene Paul O estreicher
schreibt, leicht in Hass , Intoleranz, Rassismus um-
bricht. D er frühere Leiter des Versöhnungszen-
trums der Kathedrale von Coventry erinnert an
die Jahrhunderte lange Verfolgung de s jüdischen
Volkes und widerspricht zugleich der Drohung
der politischen Führung des ho chmilitarisierten
Staate s Israel, den Iran anzugreifen in der Ab sicht,
die Herstellung j ener atomaren Vernichtungsmit-
tel zu verhindern, üb er die der Staat Israel − unb e-
stritten − verfügt. O estreicher verfällt dab ei nicht
in den Fehler, die Politik des Staate s Israel mit »Hit-
lers Wahnsinn« gleichzusetzen . Als Hitler mit dem
Krieg lo sgeschlagen hab e , sei D eutschland nicht
bedroht gewesen − anders als Israel seit Jahrzehn-

ten schon . O estreicher erklärt im Wissen um die
Vernichtungsgewalt der Atomb omb e seine Ho ch-
achtung vor Mordechai Vanunu , der, hart dafür
b estraft, der Welt die Wahrheit üb er Israels Atom-
waffen b ekannt gegeb en hab e . E s ist also der Mut
zur Angst vor einer atomaren Zerstörung und
Selb stzerstörung der Menschheit, der eine
»menschlich-freundlichere Politik Israels«

2 )

for-
dert. Wer eine derartige Politik fordert, mu ss zu-
gleich mit aller Kraft der öffentlich wiederholten
Drohung, Israel zu vernichten, widersprechen .
D emj enigen, der sich j eder p arteilichen Stellung-
nahme verweigert, d arf keine Spur des Antisemi-
tismu s angelastet werden. Die Scham üb er den
Massenmord an jüdischen Menschen während
der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft
d arf nicht ein Schweigen zu dem Unrecht der B e-
satzungspolitik de s Staate s Israel legitimieren .
Gleichzeitig ist j enem Präsidenten heftig zu wi-
dersprechen, der j ene Vernichtungspolitik gera-
de jüdischen Menschen gegenüb er leugnet, für
die d as Geschichtszeichen »Auschwitz« steht. D er
Widerspruch gegen die Leugnung de s Holo cau st
und gegen eine Drohung, Israel von der Weltkarte
zu tilgen, muss verbunden werden mit dem B ruch
de s Schweigens ange sichts der Ankündigung der
politischen Führung des Staate s Israel, notfalls ei-
nen Luftangriff zu richten auf die iranischen
Atomanlagen . Scham und Trauer dürfen kein neu-
e s Unrecht ermöglichen, wie schon in der B erli-
ner Erklärung » Shalom 5 767« , einer Petition von
Jüdinnen und Juden au s D eutschland für eine
friedliche Lö sung de s israelisch-p alästinensi-
schen Konflikts , verlangt worden ist − gerade
nicht in einer Zeit, in der der mit großen menschli-
chen Hoffnungen gegründete Staat Israel erneut
in einer S ackgasse der Gewalt steckt und kein Au s-
weg au s der wechselseitig zugefügten Logik krie-
gerischer Gewalt geöffnet zu sein scheint.

3 )

So ist
in kritischer Solid arität mit den Menschen Israels
nach neuen Wegen der Reduzierung der Gewalt
zu suchen . Die im Jahr 2 0 07 veröffentlichte Erklä-
rung » Shalom 5 767« hat nach einem no ch heute
notwendigen Leitfaden menschlichen und politi-
schen Handelns gesucht. D ab ei hab en die der Er-
klärung Folgenden sich auf j enen Grundgedan-
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Das Lehrgedicht des Günter Grass
Eine Antwort auf Jochen Vollmer »Was gesagt werden muss.
Anmerkungen zum Prosagedicht von Günter Grass und
dem Aufschrei der Empörung« (FP 33)

1 ) Jo chen Vollmer, Was ge sagt werden mu ss , in: Forum Pazifismus
I/2 0 1 2 , S . 4 3

2 ) Paul Oe streicher, »Zeichen der Unfreiheit in einer freien Welt« , in :
Publik-Forum, Nr. 8 , 2 0 1 2 , S . 3 1

3) B erliner Erklärung » Shalom 5 767« . Petition und Jüdinnen und Ju-
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lästinensischen Konflikts (Wortlaut) , in: Blätter für deutsche und
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ken b ezogen, in dem Rabbi Hillel das We sen des
Judentums zu sammengefasst hat: »Was Dir ver-
hasst ist, tu D einem Nächsten nicht an . « D arin ist
gerade kein ab strakter und verantwortungslo ser
Humanismu s verb orgen, sondern eine zentrale
Lehre der Ge schichte der Menschheit aufb e-
wahrt, au sge spro chen von einem b erühmten jüdi-
schen Lehrer der Menschheit, die einen fruchtb a-
ren B o den abgibt für alles politische Handeln . Zu-
gleich stellt sich für die vielen unterschiedlichen
Wege des Islam die Frage , ob die Hingab e (»islam«)
an Gott nicht das ganze Leb en und alle Menschen,
auch die Feinde , umfassen soll . So hat Hans Küng,
gegen die Richtung eines fundamentalistischen
Legalismus sprechend , eine umfassende geistige
Erneuerung angemahnt, derer nicht nur d as
Christentum b edürfe . Küng spricht hier von ei-
nem »Verzicht auf Gegengewalt« , der nicht mit
Schwäche verwechselt werden dürfe , von einer
Ab sage an Gewalt, Hass , Töten und Krieg . Entge-
gen j edem »Heilsexklu sivismu s« mü ssen heute
von dem Islam , der in sich viele unterschiedliche
Wege austrägt, universale Toleranz und Religions-
freiheit gefordert werden, die Respektierung der
Menschenrechte auch in B ezug auf Nichtmu sli-
me .

4)

Hebräischer Humanismus

Micha Brumlik hat in seinem Buch »Kritik des Zio-
nismu s« folgende Ged anken zusammengefasst:
»Die seit Jahren vollzogenen permanenten
Rechtsbrüche , die Schikanen, die außergerichtli-
chen Tötungen, der Hunger, die Arb eitslo sigkeit
und die vom israelischen Militär vollzogenen Tö-
tungen unb e scholtener p alästinensischer Zivilis-
ten stehen nicht nur in eindeutigem Widerspruch
zum international anerkannten Völker- und Men-
schenrecht, sondern sind für einen Staat, dessen
Gründungsurkunde sich auf die biblischen Pro-
pheten b eruft, obj ektiv b eschämend . «

5 )

Zu erinnern ist ange sichts die ser Worte an ei-
nen großen jüdischen Lehrer des Friedens .

Martin Bub er war einer der Gründer der poli-
tischen B ewegung »Jichud« , die früh für eine jü-
disch-arabische Wiederannäherung eintrat. Israel
sei ein Land zweier Völker. Bub er war der Ansicht,
dass die Wunden, die die Sho ah ge schlagen hatte ,
nur heilen könnten, wenn man die geistige Tradi-
tion de s deutschen Humanismu s stärkte , die eb en-
falls ein Opfer des Nationalsozialismu s geworden
sei . In seinem »Hebräischen Humanismu s« geht es
Bub er um eine neue Humanität.

Du sollst den Fremdling lieb en − er ist wie du .
D er Fremdling lehrt die Humanität : D er Arme ist

der Eigentümer der Wohltat. D er Arme soll unsere
Freude auch mit uns teilen und sie dadurch zur
wahren Freude machen . Am Armen, am Fremden,
am Knecht wird Israel an seine Gedrücktheit auf
der Erde erinnert. D as Leid de s Armen ist auch
sein Leid , ihre Würde seine .

Martin Bub er war kein re alpolitisch gehärte-
ter staatsbildender Zionist, der davon durchdrun-
gen war, d ass man einen jüdischen Staat nur durch
wirtschaftlichen Aufb au o der militärische Gewalt
erringen könnte . Vielmehr war sein Zionismu s ei-
ne » spirituelle Haltung« .

6)

Zion war für Bub er der »Grundstein des mes-
sianischen Menschheitsb au s« ; Palästina solle die
»Mitte der Menschheit« werden .

7)

In seiner Rede auf dem XVI . Zionisten-Kon-
gress des Jahres 1 9 2 9 hat Bub er die »Arab erfrage«
mit all ihren harten und grausamen Schwierigkei-
ten in den Blick genommen . In der Mitte der Zio-
nisten mache sich breit eine »nationalistische Assi-
milation« . E s folgen d ann einige warnende Worte
wie die se : »Erinnern wir uns daran − vielmehr, wir
brauchen uns nicht erst zu erinnern, j ede Stunde
unseres Leb ens trägt d as Zeichen davon − wie die
anderen Völker uns ange sehen hab en und alleror-
ten no ch ansehen, als das Fremde , als das Niedri-
gere . Hüten wir uns davor, das , was uns fremd und
nicht genügend b ekannt ist, als das Niedrigere an-
zusehen und so zu handeln ! Hüten wir uns , d as ,
was uns widerfahren ist, nunmehr selb st zu tun ! «

8)

Selb stb ehauptung genügte Bub er nicht. E s gehöre
auch Phantasie dazu , die Fähigkeit, sich die Seele
des Fremden nach der Wirklichkeit der eigenen
vorzu stellen . Bub er hoffte d arauf, dass b eide Völ-
ker d as Land liebten und als ihre Zukunft in ge-
meinsamer Arb eit erkennen könnten . In der Poli-
tik, in der Kultur, in der Ge sellschaft und in den
B eziehungen von Mensch zu Mensch mü sste sich
die praktische Wirklichkeit der Verständigung
zeigen . Die se mahnenden Worte hab en ihren Sinn
keine swegs verloren .

Eine neue Erklärung
der Friedenbewegung

In einer neuen Erklärung au s der Friedensb ewe-
gung und der Friedensforschung in D eutschland
heißt es , der Irankonflikt spitze sich mit der Ver-
schärfung der S anktionen (Ölemb argo , B oykott
der iranischen Zentralb ank) , den Vorb ereitungen
des Staates Israel für einen Luftangriff, der ver-
stärkten Präsenz von Kriegsschiffen der Vereinig-
ten Staaten und den Drohungen der politischen
Führung des Iran zu . Israels Atomarsenal und die

5 2

4) H ans Küng / Jo sef van E ss / Heinrich von Stietencron / Heinz B e-
chert, Christentum und Weltreligionen . Hinführung zum D ialog
mit Islam, Hinduismus und Buddhismus , München 1 9 84 , S . 1 5 0 f. ;
j ede Religion steht in der Frage , ob ihr Gott ein menschenfreundli-
cher, mit-leidender Gott ist, Gott mit den Menschen.

5 ) Micha Brumlik, Kritik de s Zionismus , Hamburg 2 0 07, S . 3 4

6) Micha Brumlik, Jüdische Reformp ädagogik? , in: Thilo Fitzner / Pe-
ter E . Kalb / Erika Risse (Hrsg .) , Reformp ädagogik in der Schulpra-
xis, B ad Heilbrunn 2 0 1 2 , S . 89

7) M artin Bub er, Zion und die Jugend . Eine Ansprache , in: Hermann
Meier-Cronemeyer, Jüdische Jugendb ewegung, Teil 1 und 2 . Ger-
mania Judaica, Köln 1 9 69 , S . 39

8) M artin Bub er, Ein Land und zwei Völker, Frankfurt 1 9 8 3 , S . 1 1 0



militärische Einkreisung Irans durch die Vereinig-
ten Staaten seien wichtige Ursachen für die Rü s-
tungsanstrengungen de s Staate s Iran . Mit der To-
lerierung von Israels Atomwaffenarsenal b ei
gleichzeitiger B ekämpfung de s iranischen Atom-
programms trügen die Vereinigten Staaten und
die Europäische Union die Verantwortung dafür,
dass kaum ein Oppo sitionspolitiker im Iran e s wa-
ge , die Atompolitik der Führung der Islamischen
Republik in Frage zu stellen .

9)

Ange sichts der Ge-
fahr eine s Kriege s mit schwerwiegenden Folgen
auch für den Nahen O sten, für Europ a und die
Welt insge samt wird die B ehauptung, die »Nukle-
armacht Iran« könne nur durch einen Krieg ver-
hindert werden, als irreführend kritisiert. Die
Bunde skanzlerin wird aufgefordert, j ede B eteili-
gung D eutschlands an einem Krieg gegen den
Iran öffentlich au szu schließen und die S anktion-
se skalation zu stoppen. Unterstützt werden solle
die von den Vereinten Nationen b e schlo ssene
Konferenz für eine massenvernichtungswaffen-
freie Zone im Mittleren und Nahen O sten, die in
diesem Jahr b eginnen soll . Üb er den aktuellen
Atomkonflikt hinau s müsse eine ständige Konfe-
renz für Sicherheit und Zu sammenarb eit im Mitt-
leren und Nahen O sten einen neuen friedenspoli-
tischen Rahmen schaffen . Die ser Erklärung man-
gelt e s allerdings an dem Mut, den Vernich-
tungsandrohungen de s »Maulhelden« deutlich zu
widersprechen und ihm abzuverlangen, die B ar-
b arei der Vernichtungspolitik der nationalsozia-
listischen Herrschaft in D eutschland nicht weiter-
hin zu leugnen . E s ist zu b ekräftigen, dass j ede Ein-
seitigkeit der Kritik unb edingt vermieden werden
mu ss − um der Menschen Israels und de s Irans wil-
len .

Die Kritik an der Drohung mit der B ereithal-
tung atomarer Vernichtungsmittel und der au s ih-
rer Pro duktion (und heute der Lieferung von
U-B o oten, die atomar aufgerüstet werden kön-
nen) folgenden Gefahr de s Einsatze s ist freilich
von maßgeblichen Menschen wie z . B . Alb ert
Schweitzer schon vor Jahrzehnten weltweit ange-
spro chen worden . D er b erühmte Arzt, Theologe
und Friedensfreund hat der politischen Praxis zur
Erlangung de s Friedens durch Ab schreckung des
Feindes vermittels atomarer Aufrü stung schon
vor Jahrzehnten widerspro chen .

1 0)

Die israelische
Menschen b eherrschende B edrohungsangst (Is-
rael ist seit seiner Gründung mehrmals angegrif-
fen worden; die Erinnerung an die Sho ah kann
und darf nicht vergehen) muss ernst genommen
werden, de sgleichen die Angst iranischer Men-
schen vor einem Militärschlag de s Staate s Israel
gegen die Nuklearanlagen de s Iran . Die von Gün-
ter Grass aufgerichtete B ehauptung eine s nukle a-
ren Erstschlags durch d as Militär de s Staate s Israel

hat die deutsche Friedensb ewegung als üb erzo-
gen kritisiert, freilich nicht die Drohung mit ei-
nem Militärschlag . Angesichts die ser politischen
Konstellation und der Gefahr einer E skalation
kriegerischer (eingeschlo ssen atomarer) Gewalt
mü ssen das Entsetzen und die Warnung vor den
furchtb aren Folgen j edes Einsatze s atomarer Ver-
nichtungsmittel aufrechterhalten werden .

1 1 )

D en
Staat Israel als »Atomwaffenmacht« in seine
Schranken zu weisen, hat nichts mit Antisemitis-
mu s zu tun . Die Warnung vor der atomaren Ver-
nichtungsgewalt mu ss gleichzeitig b eiden Staaten
gelten, und , die Glaubwürdigkeit der Warnung zu
stärken, b egleitet sein von einer Abrüstung der ei-
gene große atomare Vernichtungsarsenale b e sitz-
enden Weltmächte . Die das Lehrgedicht durchzie-
hende B ehauptung j edenfalls , Israel sei allein
schuldiger »Verursacher der erkennb aren Ge-
fahr« , der Gefahr für den Weltfrieden, üb ersieht,
d ass e ssentieller B estandteil einer antiisraeli-
schen und antisemitischen D enkweise die Leug-
nung des Holo caust ist, dass für den »Maulhelden«
die B efreiung des historischen Palästina durch ei-
nen gewaltsamen D schihad eine heilige Pflicht
ist.

1 2 )

Diese Androhung rechtfertigt ab er nicht die
Risiken eine s »Präventivschlage s« , das Risiko einer
weiteren Verbreitung von Nukle arwaffen im Na-
hen O sten, nicht die Gefahr eine s multipolaren
nuklearen Rü stungswettlaufs . E s ist b ekannt, dass
auch nicht wenige israelische Menschen eine
» Sonderstellung« de s Staate s hinsichtlich der Mas-
senvernichtungsmittel ablehnen. So gehört zu ei-
ner kritischen Solidarität mit Israel, klar und deut-
lich au szu sprechen, dass es für die Exekution des
»Rechts de s Stärkeren« keine völkerrechtliche Le-
gitimation gibt, ein »Recht auf präventive Selb st-
verteidigung« der Charta der Vereinten Nationen
widerspricht.

1 3 )

Wer die Atomwaffenfreiheit des
Staate s Iran fordert, muss auch für die Atomwaf-
fenfreiheit Pakistans , Indiens , schließlich Israels
eintreten . B ei einer »Konferenz für Sicherheit und
Abrü stung im Nahen und Mittleren O sten« mü s-
sen die gemeinsame Sicherheit und eine vollstän-
dige nukleare Abrüstung (aller Staaten) einen
Schwerpunkt bilden .

Die Gefahr
eines kritiklosen Philosemitismus

Die Verpflichtung, j edem religiö sen Antijudäis-
mu s und j edem ethnisch und/o der rassistisch mo-
tivierten Antisemitismus Einhalt zu gebieten, b e-
steht weiterhin − in D eutschland zumal wegen der
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9) Ko operation für den Frieden, Frieden statt Kriegspolitik im Iran-
konflikt, in : FriedensForum 2-3/2 0 1 2 , S . 1 5

1 0) Alb ert Schweitzer, Friede o der Atomkrieg, München 1 9 5 8

1 1 ) Christine Schweitzer b etont die B edrohungsängste der B evölke-
rung Israels und Irans (Iran: Von Angreifern und Angegriffenen,
in : FriedensForum 2 -3/2 0 1 2 , S . 1 7)

1 2 ) Gerd Krell, Grass und die B omb e , in : Blätter für deutsche und in-
ternationale Politik, Heft 5/2 0 1 2 , S . 4 3

1 3) Dieter D eiseroth und B ernd Hahnfeld , Kein Recht zum Präventiv-
krieg, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft
1 /2 0 1 2 , S . 1 02
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ethischen und politischen Aufforderung, dass Au-
schwitz sich nicht wiederholen darf. Diese Ver-
pflichtung ist ab er nicht gleichzu setzen mit einer
Kritiklo sigkeit gegenüb er militärischen (Vergel-
tungs-)Aktionen de s Staates Israel (wie z . B . der
Zerstörung eines großen Teils der Infrastruktur
des Lib anon, der Vertreibung von B evölkerungs-
teilen, der Inkaufnahme ziviler Opfer, der Zerstö-
rung ganzer Stadtviertel) . Die Leiden und die
Ängste israelischer Menschen wahrzunehmen an-
ge sichts der Sho ah und der andauernden Dro-
hung mit der Zerstörung Israels , des B e streitens
des Existenzrechts israelischer Menschen, ver-
langt zugleich, sich zu öffnen für die Leiden der
p alästinensischen B evölkerung . In die sem Sinn
heißt es in dem »Manifest der 2 5 « , es sei der Holo-
caust, der auch das seit Jahrzehnten anhaltende
und zur Unerträglichkeit gesteigerte Leid üb er die
(muslimischen wie christlichen und drusischen)
Palästinenser mit sich gebracht hab e . Zugleich :
Ohne den Holo cau st an jüdischen Menschen wür-
de der Staat Israel sich nicht b erechtigt o der/und
gezwungen sehen, sich hartnäckig üb er die Men-
schenrechte der Palästinenser und anderer Nach-
b arn hinwegzu setzen − zu dem gewaltdurchzoge-
nen Irrtum , nur so seine Existenz sichern zu kön-
nen . Anders formuliert: Die Unversehrtheit der
p alästinensischen Menschen könne nur gewähr-
leistet werden, wenn israelische Menschen nicht
mehr fürchten mü ssen, in das Meer getrieb en zu
werden . So setzt eine Transformation des Kon-
flikts unb edingt vorau s , das Leiden wie das Un-
recht auf b eiden Seiten wahrzunehmen und nicht
gegeneinander zu verrechnen . Gefährlich ist auch
die Annahme , dass , wer am tiefsten gelitten hab e ,
das größte Recht auf die Exekution von Gewalt b e-
sitze . Verzweifelter Sinn der Anstrengung der Er-
innerung ist die für alle Menschen verbindliche
Einsicht, dass zu den B edingungen wahren
Menschseins die Üb erwindung der Grau samkeit
und der Menschenvernichtung gehört und d ass
die Menschlichkeit der Exekution des angebli-
chen Rechts de s Stärkeren nicht unterliegen darf.
Ein »problematischer Philo semitismus« deute − so
ein Hauptgedanke des Manifests − nur die der Ge-
walt nicht entronnene Umkehrung eine s Feind-
bilde s . So stärke ein kritiklo ser Philo semitismus in
D eutschland eher antisemitische Tendenzen, als
dass er sie schwäche .

Zur Erinnerung an den indu striellen Massen-
mord an Juden, Sinti, Roma, anderen Minderhei-
ten ist mutig darauf zu b eharren (Günter Grass
deutet e s zuminde st an) , d ass wir d as Eintreten für
die Menschenrechte , auch wenn sie durch den
Staat Israel verletzt werden, den Opfern der natio-
nalsozialistischen B arb arei schulden .

14)

Gleich-
falls deutlich muss den Leugnern die ser B arb arei
mutig widerspro chen werden .

Hoffnung

In außen- und energiepolitischer Rücksicht ist
von B edeutung, dass Anfang Janu ar 2 0 1 2 eine An-
ordnung der israelischen Militärverwaltung er-
folgt sein soll, in dem p alästinensischen D orf
Thaale , d as zu dem von dem Staat Israel kontrol-
lierten Teil de s Westj ordanlande s gehört, eine
neue Solaranlage abzureißen . Diese Anlage ge-
hört zu einem europ äischen Entwicklungshilfe-
Proj ekt des B au s dezentraler Sonnen- und Wind-
energie anlagen .

1 5 )

An die Stelle der Androhung mit einem Krieg
(und sei e s au s Gründen der Selb stverteidigung
herau s) sollte eine gemeinsame B esinnung darauf
treten, dass der Jordan als Leb ensader völlig ver-
dreckt ist und die Veränderungen des Weltklimas
den Wassermangel verschärfen . D er heilige Strom
von Christen, Juden und Mu slimen verkommt der-
zeit zu einer Klo ake .

1 6)

Die Organisation »Friends
of E arth« konfrontiert israelische , p alästinensi-
sche , alle Menschen mit dem Kampf um das Jor-
danwasser. Eine gerechte Teilung de s Wassers ist
für alle dort leb enden Menschen üb erleb ensnot-
wendig. In einem Proj ekt » Gute Wassernachb arn«
sollen sich Menschen au s D örfern an der Grenze
zwischen Israel und Palästina verbinden und an-
ge sichts der gemeinsamen Not einander näher
kommen . D er Gefahr eines Kriegs um das Wasser
steht die Einsicht entgegen, dass die Menschen in
die ser Region gemeinsam leb en mü ssen und des
Wassers b edürfen . Die gemeinsam erlittene Not
lehrt, d as Existenzrecht israelischer Menschen
nicht in Frage zu stellen, lehrt alle Seiten, der Mit-
menschlichkeit und der Freundlichkeit zu dem
Fremden den Vorrang zu geb en .

Auf der politischen Eb ene gehört dazu , gegen
die politisch Verantwortlichen im Iran, die das
Atomprogramm auch als militärisches Proj ekt for-
cieren, j ene politischen Kräfte zu unterstützen,
die gegen einen Ausb au der Atomenergie sind ,
den Krieg ablehnen und nach einer ökologischen
Reform des Energiesektors suchen . Solch eine Re-
form der Energiepolitik kann einen eigenen B ei-
trag zur Erlangung de s Friedens darstellen .

1 7)

D er Widerstand gegen die Gefahren de s Atom-
zeitalters und das Zu sammenstehen in der ge-
meinsam erlittenen Not können einen Funken der
gemeinsamen Hoffnung aufflammen lassen . Ihrer
b edürfen die Menschen, nicht des Kriegs , nicht
der atomaren B ewaffnung .

Der Rech tsanwalt und Dipl. -Pädagoge Prof. Dr.

A rnold Köpcke-Duttler ist DFG- VK-Mitglied.
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1 4) Freundschaft und Kritik. D as »M anife st der 2 5 « , in : Georg Meggle
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1 5 ) Gernot Erler, Ein unabhängiges und leb ensfähiges Palästina ist
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m 2 3 . Februar 2 0 1 2 fand in B erlin die zent-
rale Gedenkfeier für die Opfer der b ei-

spiello sen Neonazi-Mordserie der Zwickauer Ter-
rorzelle statt, b ei der neun Menschen mit Migrati-
onshintergrund und eine Polizistin getötet wur-
den.

Keine swegs der strukturierten Arb eit der Si-
cherheitsb ehörden der Bunde srepublik D eutsch-
land , sondern eher dem Zufall ge schuldet, wurde
im Novemb er de s vergangenen Jahre s die bislang
quantitativ und qu alitativ umfangreichste Mord-
serie mit rechtsradikalem Hintergrund aufge-
deckt.

Wie immer, wenn die Republik von skandalö-
sen Vorfällen erschüttert wird , gibt es schnelle
Schuldzuweisungen und eb enso schnell ist die Po-
litik b estrebt, Lö sungen zu präsentieren, um
Handlungsfähigkeit zu demonstrieren . Als Re akti-
on auf die lange Zeit verkannte Situation in der
rechtsradikalen Szene soll nach den Vorstellun-
gen von Bundesinnenminister Hans-Peter Fried-
rich (C SU) innerhalb des Bunde samtes für Verfas-
sungsschutz (BfV) wieder eine eigenständige Ab-
teilung Rechtsextremismus entstehen. In der Fol-
ge der Ereignisse de s 1 1 . Septemb er und die damit
zu sammenhängende Konzentration auf den isla-
mistischen Terrorismus waren die Abteilungen
Links- und Rechtsextremismu s im BfV zu sammen-
gelegt worden .

Gemäß dem Gemeinsamen Terrorabwehr-
zentrum soll ein Gemeinsame s Abwehrzentrum
»Rechtsextremismus« entstehen, in dem Informa-
tionen aller Sicherheitsb ehörden insb e sondere
de s Bundeskriminalamte s (B KA) und des BfV zu-
sammenlaufen und ständig au sgewertet werden.

Nach dem Vorbild der Antiterror-D atei soll ei-
ne rechtsextreme Verbunddatei eingerichtet wer-
den. Die neue D atenb ank soll alle Informationen
in Bund und Ländern von Neonazis üb er gewalt-
b ereite Rechtsradikale bis hin zu rechtsgerichte-
ten Ho oligans bündeln .

1 )

Die sechzehn Landesämter für Verfassungs-
schutz (LfV) sollen auf drei bis fünf untergeordne-
te B ehörden reduziert werden, um die problema-
tischen Schnittstellen zu verringern und den
Kommunikationsflu ss zu verb e ssern . B isher un-
terstehen die LfV ihren j eweiligen Landesinnen-
ministerien und entscheiden selb st, was sie dem
BfV weiterleiten und was nicht. D as BfV fungiert

als Zentralstelle der LfV ohne Weisungsb efugnis .
Die fö derale Struktur schützt zwar einerseits vor
zentralistischer Machtkonzentration, wie sie ins-
b esondere die Sicherheitsb ehörden im National-
sozialismu s hatten, andererseits führen komplexe
Kommunikationswege dazu , d ass Informationen
nicht o der zu sp ät weitergeleitet werden. Au s die-
sem Grund eine Bund-Länder-Kommission mit
dem Ziel einzu setzen, die Zu sammenarb eit der Si-
cherheitsb ehörden der Länder mit den Bunde sb e-
hörden insb esondere b ei der B ekämpfung des ge-
waltb ereiten Extremismus zu verb essern, er-
scheint sinnvoll .

Eine umfassende und tiefgreifende Au swer-
tung ist von den Untersuchungsau sschüssen zu
der Mordserie der Zwickauer Terrorzelle um Uwe
Mundlo s , Uwe B öhnhardt und B e ate Zschäpe sei-
tens de s Thüringischen Landtages und de s Bun-
de stages allerdings nur d ann zu erwarten, wenn
sich die parlamentarischen Kontrollgremien
nicht für parteipolitische Anfechtungen miss-
brauchen lassen . Nur wenn es gelingt die Struktu-
ren des Verfassungsschutzes wirklich zu durch-
leuchten und nicht nur personelle o der symb oli-
sche Konsequenzen zu ziehen, b e steht die Chance
strukturelle Veränderungen zu erreichen, dass
sich so etwas wie der Terror des Nationalsozialisti-
schen Untergrunds (NSU) nicht mehr wiederholt.

Hierzu müssten die Sicherheitsb ehörden zum
einen echte B ereitschaft zu Offenheit und Trans-
parenz erkennen lassen . Zwar ist dem BfV »die
transp arente und wissenschaftliche seriö se Aufar-
b eitung der eigenen Ge schichte (. . .) ein wichtiges
Anliegen«

2)

, do ch die Praxis sieht anders au s . D a
werden die b eiden mit dem Forschungsvorhab en
b eauftragten Historiker Constantin Go schler und
Michael Wala von der Ruhr-Universität B o chum
einer erweiterten Sicherheitsüb erprüfung mit Si-
cherheitsermittlungen

3 )

unterzogen . In der glei-
chen Pre ssemitteilung wird zuge sichert, dass » (. . .)
der wissenschaftlichen Forschung we sentliche
Grundlagen für eine quellengestützte zeitge-
schichtliche Untersuchung zur Verfügung (ste-
hen) . « Anspruch und Wirklichkeit klaffen auch

5 5

Manfred Pappenberger

Licht ins Dunkel
Vom (Un-)Wesen des Verfassungsschutz

1 ) Eine große Ansammlung von D aten hat neb en p o sitiven Konse-
quenzen immer auch eine freiheitspolitische und eine daten-
schutzrechtliche D imension.

2 ) Pre ssemitteilung de s BfV zum Forschungsvorhab en » Organisati-
onsge schichte de s BfV 1 9 5 0- 1 975 unter b e sonderer B erücksichti-
gung der NS-B ezüge früherer Mitarb eiter in der Gründungspha-
se« vom 2 8 . 09 . 2 0 1 1 .

3) Gemäß § § 1 0 und 1 2 Sicherheitsüb erwachungsgesetz zählen da-
zu neb en Erkundigungen üb er das Freizeitverhalten und Aus-
landsreisen der Wissenschaftler auch Informationen üb er Famili-
enstand , die finanzielle Situ ation (auch von nahen Angehörigen)
sowie die B efragung von Referenzpersonen durch den Verfas-
sungsschutz .

A
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hier weit au seinander. So wird dem Historiker Pe-
ter Hammerschmidt von der Universität Mainz die
Herau sgab e der im Archiv de s BfV definitiv vor-
handenen Akte üb er den » Schlächter von Lyon,
Klau s B arbie« au s nicht näher erläuterten » Sicher-
heitsgründen« verweigert. Diese Praxis de s Ver-
fassungsschutze s offenb art zweierlei : einmal sei-
ne Haltung gegenüb er der freien Wissenschaft als
Sicherheitsrisiko und zum anderen die Erkennt-
nis , dass e s um ein vielfaches schwieriger sein
wird Transp arenz b ei den aktuellen Ereignissen
zu erhalten, wenn schon b ei Ge schehnissen die
ein halb es Jahrhundert zurückliegen wissen-
schaftliche Forschungsarb eiten mit Gefahren für
die Sicherheit verbunden sind . Solange der Sicher-
heitsapp arat nach der Handlungsmaxime »mau-
ern, vertu schen, schweigen, b e schönigen« ver-
fährt und nur d as zugibt, was durch Nachfor-
schungen b ereits öffentlich ist, stellt sich unwill-
kürlich die Frage , welche Leichen no ch im Keller
der Schützer unserer Verfassung liegen.

Zum anderen b e steht das Problem nicht nur in
einer fehlerhaften Sicherheitsarchitektur, son-
dern vielmehr in einem strukturellen bzw. institu-
tionellen Rassismu s

4)

sowie einer Unsensibilität
gegenüb er rechtsradikalen Tendenzen, die bis
weit in die ge sellschaftliche Mitte reichen. D a der
Antisemitismu s eine der zentralen Kategorien in-
nerhalb der Ideologie de s Rechtsextremismu s −
oftmals sogar das verbindende Element einer im
Hinblick auf Programmatik, Strategie und Organi-
sation keine swegs homogenen rechtsextremen
Szene − d arstellt, können die quantitativen Erhe-
bungen des unabhängigen Expertenkreise s »Anti-
semitismu s« auf den rechtsextremistischen Ver-
breitungsgrad üb ertragen werden. Die ser hatte
b ei der Au swertung demo skopischer Untersu-
chungen eine üb ereinstimmende Größenord-
nung von 2 0 Prozent latentem Antisemitismus
festgestellt.

5 )

»D er Rechtsextremismu s kommt aus
der Mitte der Ge sellschaft und mu ss auch au s der
Mitte herau s b ekämpft werden . «

6)

D as b edeutet,
dass auch die Zivilge sellschaft mit bürgerschaftli-
chem Engagement und zivilcouragiertem H an-
deln gefordert ist.

Au s die ser Perspektive ist e s mehr als nachvoll-
ziehb ar, wenn sich der Bundesausschu ss politi-
sche B ildung (b ap) in einer Erklärung zum
Rechtsextremismu s vehement gegen eine Mittel-
kürzung b ei der Bundeszentrale für politische B il-
dung (bpb) au sspricht und demgegenüb er eine
Stärkung der politischen B ildung fordert. D a de-

mokratisches B ewu sstsein nicht vom Himmel
fällt (Bundestagspräsident Norb ert Lammert) ,
mu ss D emokratie immer wieder neu gelernt wer-
den . Eine politische B ildung mit langfristigen und
dauerhaften Angeb oten gegen Extremismus dient
der Zukunftsvorsorge der D emokratie .

7)

In die-
sem Sinne formulierte b ereits die Vorgänger-
b ehörde der Bunde szentrale für politische B il-
dung (bpb) , die Bundeszentrale für Heimatdienst
b ei ihrer Gründung am 2 5 . Novemb er 1 9 5 2 als
grundlegende s Ziel staatlicher politischer B il-
dung, einen po sitiven Verfassungsschutz zu leis-
ten.

Ein weiterer politischer Reflex b esteht darin,
b ei neonazistischen Gewaltverbrechen einen er-
neuten NPD-Verb otsantrag im politischen Raum
zu implizieren . Auch wenn ein NPD-Verb ot das
Problem de s Rechtsextremismu s und fremden-
feindlicher Einstellungen nicht b e seitigen wird ,
es erscheint sinnvoll . Zum einen hat die NPD Ver-
bindungen zum gewaltb ereiten, militanten,
rechtsterroristischen Spektrum und zum anderen
ist unerträglich, wenn die NPD mit Steuergeldern
insb e sondere von Üb erleb enden de s Holo cau st fi-
nanziert wird und als Partei Wahlen und Parla-
mente als Plattform ihrer rechtsextremen Ideolo-
gie nutzt. Allerdings darf ein NPD-Verb ot nur ein
Element einer umfassenden Gesamtstrategie ge-
gen Neonazismus und Fremdenfeindlichkeit sein,
will e s nicht auf eine Alibifunktion mit bloßem
Symb olcharakter reduziert werden.

8)

Die Geschichte
des Verfassungsschutzes

Kurz nachdem d as Grundgesetz der Bunde sre-
publik D eutschland am 2 4 . 0 5 . 1 9 49 in Kraft getre-
ten war, erging am 2 7. 09 . 1 9 5 0 das Gesetz üb er die
Zu sammenarb eit des Bunde s und der Länder in
Angelegenheiten des Verfassungsschutze s . Nach
§ 3 Ab s . 1 diese s Ge setzes b esteht die Aufgab e der

Verfassungsschutzämter dab ei in der » S ammlung
und Au swertung von Auskünften, Nachrichten
und sonstigen Unterlagen üb er B estrebungen, die
eine Aufhebung, Änderung o der Störung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung im Bund o der in ei-
nem Lande o der eine ungesetzliche B eeinträchti-
gung der Au sführung von Mitgliedern verfas-
sungsmäßiger Organe des Bunde s o der eines Lan-
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4) D er B egriff der institutionellen D iskriminierung sieht die Ursa-
chen von D iskriminierung nicht nur in den Üb erzeugungen und
H andlungen von Individuen o der sozialen Gruppen, sondern da-
rüb er hinaus im organisatorischen Handeln zentraler gesell-
schaftlicher Institutionen (z . B . im B ereich B ildung, Arb eit, Woh-
nung, Ju stiz , Gesundheit und Polizei) .

5 ) Vgl . Bundesministerium de s Inneren (Hrsg .) : Antisemitismus in
D eutschland . Erscheinungsformen, B edingungen, Präventi-
onsansätze . B ericht des unabhängigen Exp ertenkreise s, B erlin
2 0 1 1 , S . 1 7 7.

6) Klaus-Peter Hufer auf der Tagung »Rechtsextremismus − Gefahr
für den demokratischen Verfassungsstaat?« der Universität Nürn-
b erg , in : Akademie-Report Nr. 1 /2 0 1 2 , S . 4 .

7) Zum Wortlaut der Erklärung des b ap zum Rechtsextremismus
vom 2 9 . 1 1 . 2 0 1 1 siehe Journal für p olitische B ildung Nr. 1 /2 0 1 2 , S .
70ff.

8) Zur Pro- und Contra-D iskussion eines NPD-Verb ots vgl . : Narr,
Wolf-D ieter: Politische Drückeb ergerei . Sechs Gründe eines radi-
kalen NPD-Gegners gegen ein Verb ot der Partei, in: Müller-Heidel-
b erg, Till/Finckh, Ulrich/Steven, Elke/Rogalla, B ela (Hrsg.) :
Grundrechte-Rep ort 2 0 0 1 . Zur Lage der Bürger- und Menschen-
rechte in D eutschland , Reinb ek, S . 1 8 2 - 1 8 8 . und Rogalla, B ela: Fa-
schismus ist keine Meinung − sondern ein Verbrechen ! In: Müller-
Heidelb erg, Till u . a. (Hrsg.) , aaO . , S . 1 76- 1 8 2 .



de s zum Ziele hab en . « Hierzu wurde ein Bundes-
amt und in j edem Bundesland ein Landesamt für
Verfassungsschutz eingerichtet.

Als Lehre au s der NS-Vergangenheit ist in dem
von Bunde spräsident Theo dor Heuss , Bundes-
kanzler Konrad Adenauer und dem Bundesinnen-
minister Gu stav Heinemann unterzeichneten Ge-
setz in § 3 Ab s . 2 unmissverständlich formuliert,
dass »polizeiliche B efugnisse o der Kontrollb efug-
nisse (. . .) dem Bundesamt für Verfassungsschutz
nicht zu (stehen) . D as Amt darf einer polizeilichen
Dienststelle nicht angegliedert werden . «

Zunächst einmal ist zu konstatieren, dass es
ein kongenialer Gedanke war, diese B ehörde mit
dem B egriff »Verfassungsschutz« zu etikettieren,
denn wer wollte nicht das hö chste Gut eines frei-
heitlich-demokratischen Rechtsstaats , seine Ver-
fassung schützen . Anders als in der Weimarer Re-
publik wollte sich die no ch junge Bunde srepublik
nach dem Prinzip der wehrhaften D emokratie ge-
gen seine inneren Feinde wehren können .

Zwar hat eine B ehörde , die sowohl personell
als auch materiell so gut au sge stattet ist, wie der
Verfassungsschutz (vgl . Tab . 1 ) auch po sitive Er-
gebnisse zu vermelden,

9)

do ch ein Blick in die Ge-
schichte des Verfassungsschutze s zeigt, dass es
sich in wesentlichen Teilen um eine Skandalge-
schichte handelt. Die Wo chenzeitung »Die Zeit«
spricht gar von einer »Chronique scandaleu se« die
zeigt, dass der Verfassungsschutz nicht nur üb er-
flü ssig ist, sondern abge schafft werden sollte .

1 0)

Tab. 1 : Der Verfassungssch utz in Zahlen (Quelle:

Frankfurter Rundscha u vo m

2 7. 01. 2012, S. 2 f. Eigene Berech-

nungen und Grafik)

Auch der ange sehene Journalist
Herib ert Prantl von der Süddeut-
schen Zeitung dokumentiert das
Versagen des Verfassungsschut-
zes im Laufe seiner Ge schichte
und kommt zu dem Ergebnis ,
dass der Verfassungsschutz ent-
weder üb erflü ssig o der − no ch
schlimmer − gefährlich ist, denn
er war einerseits nicht d azu in der
Lage , wesentliche Gefährdungen
der Verfassung zu erkennen und
zu verhindern : nicht die Presse-
freiheit, als im Rahmen der Spie-
gelaffäre das Nachrichtenmaga-
zin b esetzt und durchsucht wur-
de ; nicht die Gefährdung der Ver-
fassung durch mafiö se Strukturen, während der
Korruptionsaffäre vor 4 0 Jahren in B erlin, in die

Politiker, B anker und Wirtschaftsb o sse involviert
waren; auch konnten die Sicherheitsb ehörden
nicht vermeiden, dass die ehemalige DDR einen
Spion b ei Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) ein-
schleu ste ; d ass Politiker von reichen Industriellen
gekauft werden (Flick-Affäre) konnte er eb enso
wenig verhindern wie massive rassistische Au s-
schreitungen in Ro sto ck, Hoyerswerda, Solingen
und Mölln sowie zuletzt die Mordserie des Zwick-
auer Neonazi-Trio s . »Er (der Verfassungsschutz −
d . Verf.) hat Hunderte V-Leute in der Neonazi-Sze-
ne finanziert, um zu erfahren, was sich in dieser
Szene tut. Erfahren hat er offenb ar wenig . D as ist
schon schlimm genug . No ch schlimmer wäre es ,
wenn er etwas erfahren hätte , ab er nichts dage-
gen getan hätte . D as wäre fast eine Art B eihilfe ,
und man weigert sich, so etwas zu denken. «

1 1 )

Auch die B erliner Zeitung vom 2 3 . 1 2 . 2 0 1 1
kommt in ihrem Leitartikel zu einer ähnlichen Ein-
schätzung . »Er (der Verfassungsschutz d . Verf.) hat
nichts gehört und nichts ge sehen? D ann ist er
üb erflü ssig. Er hat nichts hören und sehen wol-
len? D ann ist er eine Gefahr für die Verfassung . «

Andererseits hat der Verfassungsschutz ab er
auch aktiv gehandelt. Als Kind des Kalten Krieges
wurde dem Verfassungsschutz die Lektion vom
kommunistischen Feinbild b esonders intensiv
eingetrichtert. Zwar wurde mit Otto John

1 2)

ein
Widerstandskämpfer im Nationalsozialismus zum
ersten Präsidenten ernannt, do ch die personalpo-
litische Dimension der B ehörde − viele Mitarb ei-
ter wurden wegen ihrer geheimdienstlichen Fä-
higkeiten, die sie sich im Nationalsozialismus b ei

5 7

B ehörde Jahresetat Anzahl LeiterIn
in Mio. € (2 0 1 0) Mitarb .

BfV (2 0 1 1 ) 1 7 3 , 5 2 . 8 2 3 Heinz Fromm
LfV B aden-Württemberg 1 6 , 3 3 3 8 B eate Bub e
LfV B ayern 2 3 , 3 4 5 4 Burkhard Körner
LfV B erlin 1 0 , 7 1 8 5 Claudia Schmid
LfV B randenburg 1 , 2 1 1 6 Winfriede Schreib er
LfV B remen 2 , 5 4 7 H ans-Jo achim v. Wachter
LfV Hamburg 1 1 , 9 1 5 4 Manfred Murck
LfV Hessen 1 6 , 5 2 5 0 Roland D esch
LfV Mecklenburg- 1 , 1 k.A. Reinhard Müller
Vorpommern
LfV Niedersachsen 1 6 , 8 2 6 2 H ans Wargel
LfV Nordrhein-Westfalen 4 , 3 3 4 0 Mathilde Koller
LfV Rheinland-Pfalz 2 , 2 1 6 5 H ans-Heinrich Preußinger
LfV S aarland 4 , 0 8 3 Helmut Alb ert
LfV S achsen 1 2 , 0 1 9 4 Reinhard B o o s
LfV S achsen-Anhalt 0 , 7 1 1 0 Volker Limburg
LfV Schleswig-Holstein 0 , 9 1 0 0 Horst Eger
LfV Thüringen 6 , 2 9 8 Thomas Sippel

Summen 3 0 4 , 1 5 . 7 1 9

9) So wurden mehrere islamistische Anschläge mit Hilfe des Verfas-
sungsschutzes eb enso verhindert wie ein Anschlag auf die Mün-
chener Synagoge .

1 0) Vgl . Die Zeit Nr. 5 vom 2 6 . 0 1 . 2 0 1 2 , S . 1 5 .

1 1 ) Prantl, Herib ert: Wer schützt die Verfassung vor dem Verfassungs-
schutz? In: SZ vom 07./0 8 . 0 1 . 2 0 1 2 .

1 2 ) Otto John wird 1 9 5 6 wegen Landesverrats verurteilt, nachdem er
im Juli 1 9 5 4 unter mysteriö sen Umständen in O st-B erlin ver-
schwunden war und stets b ehauptete entführt worden zu sein .
Schon sein Nachfolger, Hub ert Schrübb ers , war als Staats anwalt
an Proze ssen gegen p olitisch Verfolgte und damit an der NS-Ter-
rorjustiz b eteiligt.

B ehörde Jahresetat Anzahl LeiterIn
in Mio. € (2 0 1 0) Mitarb .

BfV (2 0 1 1 ) 1 7 3 , 5 2 . 8 2 3 Heinz Fromm
LfV B aden-Württemberg 1 6 , 3 3 3 8 B eate Bub e
LfV B ayern 2 3 , 3 4 5 4 Burkhard Körner
LfV B erlin 1 0 , 7 1 8 5 Claudia Schmid
LfV B randenburg 1 , 2 1 1 6 Winfriede Schreib er
LfV B remen 2 , 5 4 7 H ans-Jo achim v. Wachter
LfV Hamburg 1 1 , 9 1 5 4 Manfred Murck
LfV Hessen 1 6 , 5 2 5 0 Roland D esch
LfV Mecklenburg- 1 , 1 k.A. Reinhard Müller
Vorpommern
LfV Niedersachsen 1 6 , 8 2 6 2 H ans Wargel
LfV Nordrhein-Westfalen 4 , 3 3 4 0 Mathilde Koller
LfV Rheinland-Pfalz 2 , 2 1 6 5 H ans-Heinrich Preußinger
LfV S aarland 4 , 0 8 3 Helmut Alb ert
LfV S achsen 1 2 , 0 1 9 4 Reinhard B o o s
LfV S achsen-Anhalt 0 , 7 1 1 0 Volker Limburg
LfV Schleswig-Holstein 0 , 9 1 0 0 Horst Eger
LfV Thüringen 6 , 2 9 8 Thomas Sippel

Summen 3 0 4 , 1 5 . 7 1 9

I I -I V/ 2 01 2
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der Ge stapo erworb en hatten, üb ernommen −
war von Anfang an geeignet das linke , kommunis-
tische Feindbild b e sonders konsequent zu b e-
kämpfen. Eine s der ersten großen Aufgab en des
Verfassungsschutze s war es demzufolge das Ver-
b ot der Kommunistischen Partei D eutschlands
(KPD) im Jahre 1 9 5 6 durch das Bunde sverfas-
sungsgericht umzu setzen : »KPD-Mitglieder, die
im KZ ge sessen hatten, wurden von Verfassungs-
schützern, die Nazis gewesen waren, zur Strecke
gebracht. «

1 3 )

Ab 1 972 war der Verfassungsschutz damit b e-
schäftigt den so genannten Radikalenerlass der
Bunde sregierung umzu setzen . D ab ei wurden 1 , 4
Millionen B ewerb erInnen für den öffentlichen
Dienst auf ihre Verfassungstreue untersucht, was
ein Klima der Ge sinnungsschnüffelei entstehen
ließ .

D er Verfassungsschutz üb erwachte in den
70er und 8 0er-Jahren auch die Anti-Atomkraftb e-
wegung, die Friedensb ewegung und die Gegner
der Volkszählung 1 9 8 2 .

Um einen V-Mann in der RAF einzu schleu sen
b ombte im Jahre 1 978 der niedersächsische Ver-
fassungsschutz ein Lo ch in die Mauer der Ju stiz-
vollzugsanstalt Celle , mit dem Ziel eine B efreiung
eine s dort inhaftierten RAF-Mitglieds vorzutäu-
schen.

Rolf Gö ssner, Rechtsanwalt und Bürgerrechts-
aktivist (Präsident der internationalen Liga für
Menschenrechte und Mitherau sgeb er de s Grund-
rechte-Reports) , stellvertretender Richter am
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt B remen
wurde , so das Verwaltungsgericht Köln (Az . 2 0 K
2 3 3 1 /0 8) , fast 4 0 Jahre zu Unrecht vom Verfas-
sungsschutz üb erwacht.

Anfang 2 0 1 2 wurde b ekannt, d ass 2 7 Abgeord-
nete der Partei »Die Linke« vom Verfassungsschutz
üb erwacht wurde .

Von daher ist e s wenig verwunderlich, d ass die
Ge schichte de s Verfassungsschutze s auf das engs-
te mit dem Vorwurf, auf dem rechten Auge blind
zu sein, verknüpft ist. Dies zeigt sich auch darin,
dass anti-rassistische Initiativen (z . B . Amadeu-An-
tonio-Stiftung) fast 2 0 0 Menschen zählen, die seit
der Wiedervereinigung au s fremdenfeindlichen,
rassistischen Motiven ermordet wurden, offiziel-
le Stellen demgegenüb er »nur« von 60 To de sop-
fern rechtsextremer Gewalt sprechen . »Eb enso
verheerend wie rechtsextreme Gewalt ist das Ver-
schweigen des Au smaßes der Gewalt. «

14)

Angesichts der mannigfachen Pannen, Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten, der massiven
Kommunikationsprobleme und Schlampigkeiten
im Zu sammenhang mit der Zwickauer Terrorzelle
klingt die Formulierung des Vizepräsidenten des
BfV, Alexander Eisvogel, b ei der 60-Jahr-Feier sei-

ner B ehörde im D ezemb er 2 0 1 0 heutzutage wie
blanker Hohn : D as BfV mü sse weiterhin strate-
gisch und taktisch lernfähig sein, um » auch zu-
künftig in der Lage (zu) sein, (seine) Aufgab e als
»Frühwarnsystem der D emokratie« − als d as (es)
aus historischen, nach wie vor gültigen Gründen
ge schaffen worden (ist) − nachzukommen . «

1 5 )

ZehnJahre konnte die Zwickauer Terrorzelle quer
durch die Republik morden, ohne dass der Verfas-
sungsschutz − immerhin eine B ehörde mit knapp
6 . 0 0 0 Mitarb eiter und einem Etat von üb er 3 0 0
Mio . Euro (vgl . Tab . 1 ) − und seine V-Leute etwas
davon mitb ekamen. D as Zwickauer Trio ist für
minde stens 1 0 Morde , 1 4 B anküb erfälle und zwei
Sprengstoffanschläge verantwortlich . Obwohl
zwischen 2 0 0 0 und 2 0 07 acht türkische und ein
griechischer mittelständischer Unternehmer so-
wie eine Polizistin in verschiedenen deutschen
Städten hingerichtet wurden, ermittelten die B e-
hörden im familiären Umfeld der Opfer. Die Op-
fer wurden von den Sicherheitsb ehörden und den
Medien lange Zeit verdächtigt in kriminelle Ma-
chenschaften wie Drogen und/o der organisierte
Kriminalität verwickelt zu sein . E s wurde nicht in
alle Richtungen ermittelt, sondern fast ausschließ-
lich in die Richtung »Ausländerkriminalität« . Ein
organisierter rechtsradikaler Hintergrund wurde
konsequent ignoriert.

Der Prozess der Radikalisierung

Sowohl politik- als auch sozialwissenschaftliche
Disziplinen hab en schon seit langem darauf hin-
gewie sen, dass viele soziale B ewegungen im Laufe
ihrer Geschichte Radikalisierungsproze ssen un-
terliegen, die trotz ihrer unterschiedlichen politi-
schen Milieu s ganz ähnliche Mu ster aufweisen.
Die Mehrheit die ser sozialen B ewegungen ent-
scheidet sich im Laufe ihrer Ge schichte innerhalb
einer demokratischen Ge sellschaft stets für ein le-
gale s politisches Engagement und tritt den b e-
rühmten Marsch durch die Institutionen an . Le-
diglich eine kleine , oftmals gewaltb ereite Minder-
heit hält kompromisslo s an den Grundüb erzeu-
gungen fe st. Werden die se Grundüb erzeugungen
zu unteilb aren Gütern erklärt ist es zu einem b e-
waffneten Kampf aus dem Untergrund nicht
mehr weit. Schon Alb ert Hirschmann hat auf die
Gefahr für das demokratische System der Willens-
bildung hingewiesen, wenn politische Auseinan-
dersetzungen zu unteilb aren Gütern erklärt wer-
den .

1 6)

D as demokratische System der Willensbil-
dung lebt von der Auffassung, dass es sich b ei poli-
tischen Konflikten um teilb are Güter handelt und
die se auf der B asis von Verhandlungen in einem

5 8

1 3 ) Prantl, Herib ert : Wer schützt die Verfassung vor dem Verfassungs-
schutz? In : SZ vom 07./0 8 . 0 1 . 2 0 1 2 .

1 4) Vgl . Frankfurter Rundschau vom 1 2 ./ 1 3 . 0 5 . 2 0 1 2 , S . 1 1 .

1 5 ) Eisvogel, Alexander, in : Bunde samt für Verfassungsschutz
(Hrsg .) : 60 Jahre im Dienst der D emokratie : Bundesamt für Verfas-
sungsschutz . Reden anlässlich de s Festakte s 60 Jahre Bunde samt
für Verfassungsschutz am 6 . D ezemb er 2 0 1 0 , Köln 2 0 1 0 .

1 6) Hirschmann, Alb ert O . : Wie viel Gemeinsinn braucht die lib erale
Gesellschaft? In : Leviathan 1 9 9 4 , S . 2 9 3-3 0 4 .



freien gesellschaftlichen Diskurs gelö st werden .
Werden sie in politischen Konflikten zu unteilb a-
ren Gütern ho chstilisiert, ist der Schritt zur ge-
waltsamen E skalation gegeb en, indem, unter B e-
rufung auf d as eigene Gewissen, der Widerstand
gegen das allgemeine staatliche Unrecht zwin-
gend erforderlich ist. So wurde b ereits in den
1 9 9 0er Jahren in einschlägigen Neonazizirkeln
üb er terroristische Aktivitäten diskutiert und au s
den USA und GB wurde die Idee der »leaderless re-
sistance« − Anschläge und/o der Attentate von klei-
nen, unabhängigen Zellen − üb er den b ewaffne-
ten Zweig de s internationalen Blo o d&Honour-
Netzwerk (Comb at 1 8) kommuniziert.

D er Nationalsozialistische Untergrund (NSU)
war ein Netzwerk von Neonazis mit dem Grund-
satz »Taten statt Worte« . Ohne massive Hilfe au s
der rechten Unterstützer-Szene hätte die Zwickau-
er Terrorzelle die Mordserie nicht organisieren
und durchführen können . Trotz die ser Erkennt-
nisse b etrachtete der Verfassungsschutz die
Zwickauer Terrorzelle lange Zeit als weitgehend
strukturlo se Gruppierung .

Neb en schnellen Lö sungen gibt es wie ge sagt
auch schnelle und einseitige Schuldzuweisungen .
Und in der Tat offenb aren die eklatanten Versäum-
nisse um die Zwickauer Neonazi-Zelle die offen-
kundige Unfähigkeit de s Verfassungsschutzes
sich außerhalb althergebrachter D enkmu ster zu
b ewegen. Allerdings ist für die se einseitigen
D enk- und Verhaltensmu ster neb en dem Verfas-
sungsschutz selb st auch die Politik verantwort-
lich . Zum einen resultiert das D enken und Han-
deln in schablonenhaften Kategorien teilweise
au s politischen Vorgab en, zum anderen sind die
politischen Kontrollmechanismen bis heute völ-
lig unzureichend .

So war die unabhängige Forschung und die
(politik-) wissenschaftlichen Publikationen in der
Erkennung, B ewertung und D okumentation neu-
er Entwicklungen und Trend s im B ereich Rechts-
extremismu s dem Verfassungsschutz üb erlegen −
trotz wesentlich geringerer ökonomischer Kap a-
zitäten und ganz ohne V-Leute . »In dieser Hinsicht
tragen bis heute einige Journalisten, Antifa-Archi-
ve und einzelne engagierte Politiker mehr zur Auf-
klärung b ei als alle Ministerien, Verfassungsschüt-
zer und Polizeib ehörden zu sammen . «

1 7)

D er Bür-
gerrechtler Rolf Gö ssner fordert in die sem Zusam-
menhang, dass » skandalgeneigte und kaum kon-
trollierb are Geheimorgane , die D emokratie und
Bürgerrechten mehr schaden als nützen, (. . .) per-
spektivisch aufgelö st und durch gut au sge stattete
unabhängige Forschungsinstitutionen ersetzt«

1 8)

werden sollten .

Die V-Mann-Praxis

Üb er 1 3 0 V-Leute sind nach Informationen des
Spiegel gegenwärtig in der NPD aktiv und zwar so-
wohl als Funktionäre auf der Eb ene des Bunde s-
und der Lande svorstände als auch als einfache
Mitglieder.

1 9)

Die V-Mann-Praxis führt offensichtlich dazu ,
den Rechtsextremismu s zu stärken, anstatt ihn zu
schwächen, denn entweder müssen V-Leute
rechtsextreme Handlungen ausführen und/o der
rechtsextreme Politik b etreib en, um einge schleu-
st werden zu können, o der sie werden in ihrer Ei-
genschaft als rechtsextreme Aktivisten vom Ver-
fassungsschutz abgeworb en . Eine weitere intere s-
sante Frage dab ei ist, inwieweit der Verfassungs-
schutz seine V-Leute trotz schwerer Straftaten
schützt. So konnten V-Leute üb er viele Jahre hin-
weg extrem rassistische und antisemitische Pro-
paganda pro duzieren und verbreiten, ohne sich
strafrechtlich verantworten zu mü ssen, weil sie
vom Verfassungsschutz ge schützt wurden . Stereo-
typ rechtfertigt der Verfassungsschutz sein Han-
deln mit der angeblichen Notwendigkeit des
Quellenschutze s , d . h . dem Schutz seiner straffäl-
lig gewordenen V-Leute .

Auch wenn die massive V-Leute-Praxis der Si-
cherheitsb ehörden zur Einstellung des NPD-Ver-
b otsverfahrens durch das Bundesverfassungsge-
richt führte − die Gefährlichkeit der NPD darf
nicht mit Au ssagen o der Handlungen von NPD-
Mitgliedern b elegt werden, die zugleich vom Staat
engagierte V-Leute sind − die NPD ist keine Mario-
nette des Verfassungsschutzes . Allerdings bleibt
die Notwendigkeit einer ernsthaften ge sell-
schaftspolitischen B ewertung des Verfassungs-
schutzes in B ezug auf Aufwand und Ertrag sowie
Chancen und Risiken eb enso b e stehen wie die
Frage , ob die V-Leute-Praxis mit ihren finanziellen
Zuwendungen und ihrer politischen Unterstüt-
zung nicht antidemokratische Prozesse und men-
schenverachtende Entwicklungen gefördert statt
b ekämpft hat.

2 0)

Statt dessen werden dem Verfas-
sungsschutz stets po sitive Leistungen unterstellt
und insb e sondere seit dem 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 ist
der Einsatz geheimdienstlicher Mittel sowie die V-
Mann-Praxis unhinterfragb ar. Im Gegenteil : die
Frage nach der Gefährdung der D emokratie
durch den Verfassungsschutz macht den Fragen-
den selb st verdächtig .

Ausblick

Allerdings − so die Lehre von tiefen Erschütterun-
gen und unfassb aren Skandalen − bietet gerade
dieses systematische Versagen der Sicherheitsb e-

5 9

1 7) Speit, Andre as/Wellsow, Paul : Nazi-Morde unter staatlicher Auf-
sicht. In : Blätter für deutsche und internationale Politik Nr.
1 /2 0 1 2 , S . 5 2 .

1 8) Rolf Gö ssner in taz vom 1 9 ./2 0 . 1 1 . 2 0 1 1 , S . 1 8 .

1 9) Vgl . D er Spiegel Nr. 5 0/2 0 1 1 , S . 1 9 .

2 0) Vgl . hierzu die DIS S-Studie (Duisburger Institut für Sprach- und
Sozialforschung) von Dietzsch, M artin/Schob ert, Alfred : V-Leute
b ei der NPD . Geführte Führende o der Führende Geführte ? Duis-
burg 2 0 0 2 .
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(Red.) In der November-Ausgabe der Zeit-
schrift »graswurzelrevolution« ist unter der
Überschrift »Trick 17 mit Selbstüberlistung −
Warum die Beteiligung an der Schlichtung
zu S2 1 ein Fehler war und wieso die Politi-
sche Mediation keine Alternative ist« einen
Artikel des Autors »Besalino« . Kritisiert wur-
de darin auch eine Fachtagung, die die Werk-
statt für Gewaltfreie Aktion, B aden, unter
dem Titel »Vermittlung in politischen Kon-
flikten. Anforderungsprofil und Erfolgsbe-
dingungen für Dialoge am Runden Tisch« zu-
sammen mit anderen Organisationen und
in Kooperation mit der Heinrich-Böll-Stif-
tung im April in Stuttgart durchgeführt hat.
Die Frage von Schlichtung und Mediation in
gesellschaftlichen Konflikten ist gerade
auch für Menschen in der Friedensbewe-

gung relevant − nicht zuletzt, um sich über
den eigenen Bezugspunkt und die Risiken
einer eventuellen Vereinnahmung klar zu
werden. Wir haben Christoph Besemer von
der Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, B aden,
der die Stuttgarter Tagung mit vorbereitet
und durchgeführt hat, gebeten, sich mit der
Kritik auseinanderzusetzen. Gemeinsam
mit Roland Schüler vom Friedensbildungs-
werk Köln hat er den nachfolgenden Beitrag
verfasst, den wir anschließend an den Ur-
sprungsartikel von Besalino veröffentli-
chen. In der Dezember-Ausgabe der »gras-
wurzelrevolution« wurde der Bese-
mer/Schüler-Text ebenfalls veröffentlicht,
zugleich erschien unter der Überschrift »Me-
diatives Denken auf dem Holzweg« eine Kri-
tik des Besemer/Schüler-Textes .

60

hörden und ihre historische B etrieb sblindheit im
rechtsextremen Milieu die Chance , die Rolle der
Sicherheitsb ehörden in B ezug auf eine Gefähr-
dung der D emokratie grundlegend zu analysieren
und ggf. eine umfassende Neuorganisation des
Verfassungsschutze s einschließlich einer wirksa-
men Kontrolle einzuleiten sowie einen breiten ge-
sellschaftspolitischen Diskurs üb er tieferliegende
Ursachen von Rassismu s , Antisemitismus und
Fremdenfeindlichkeit zu führen.

Äußerst sinnvoll wäre e s ein von p arteipoliti-
schen Taktiken unabhängiges Gremium nach
dem Vorbild der englischen »Macpherson-Kom-
mission« zu installieren

2 1 )

, das nicht nur die Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten in der bundes-
deutschen Sicherheitsarchitektur aufdeckt, son-
dern d arüb er hinau s Empfehlungen aufzeigt, wie
institutioneller und struktureller Rassismu s in
den Sicherheitsb ehörden und letztlich in der Ge-
sellschaft üb erwunden werden kann .

E s darf kein Vergessen geb en, »das wäre die
Fortsetzung von Gleichgültigkeit. «

2 2 )

Und Gleich-

gültigkeit, so Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) auf der zentralen Gedenkfeier, »sie hat eine
schleichende , ab er verheerende Wirkung. Sie
treibt Risse mitten durch unsere Ge sellschaft.
Gleichgültigkeit hinterlässt auch die Opfer ohne
Namen , ohne Ge sicht, ohne Geschichte . D e shalb
setzen wir (. . .) ein Zeichen. «

2 3 )

In einem ersten Schritt könnten an allen Tator-
ten Gedenkorte eingerichtet werden, um der Op-
fer nachhaltig zu gedenken .

Manfred Pappenberger ist Dozen t für politische

Bildung am Bildungszentrum Bad Staffelstein

(vormale Zivildienstsch ule) und vertritt in die-

sem Beitrag lediglich seine persö nliche Meinung.

2 1 ) D ie se s p arteip olitisch unabhängige Gremium wurde nach dem
Mord an dem schwarzen Stephen Lawrence eingerichtet. D ie
Polizei hatte e s abgelehnt den Mord als rassistischen Angriff

einzuordnen und verschleppte die Aufklärung bis zur Einstellung
de s Verfahrens . D er B eharrlichkeit der Eltern des ermordeten

Jugendlichen war es zu verdanken, d ass e s zu zwei internen
Untersuchungen der p olizeilichen Aufklärungsarb eit kam, in
deren Verlauf die gesamte Polizei-Version der Ereignisse
zusammenbrach . Als b edeutendes Ergebnis ist festzuhalten, d ass
die B earb eitung de s Falls durch die Polizei durch eine
Kombination von b eruflicher Inkomp etenz, institutionellem
Rassismus und mangelnder Führung durch leitende B e amte
b eeinträchtigt wurde .

2 2 ) B arb ara John, Ombudsfrau der Bundesregierung für die Opfer
der Zwickauer Terrorzelle . In: taz vom 0 8 . 0 2 . 2 0 1 2 , S . 3 .

2 3) Vgl . Frankfurter Rundschau vom 2 4 . 02 . 2 0 1 2 , S . 4 .

Deb atte über Mediation und Vermittlung
in politischen Konflikten



Warum die Beteiligung an der Schlichtung
zu S2 1 ein Fehler war und wieso die Politi-
sche Mediation keine Alternative ist

Obwohl der Au sgang der sogenannten Streit-
schlichtung zum Stuttgarter B ahnhofsproj ekt S 2 1
ein Fiasko war und die B efürworterInnen ihr Vor-
hab en auf der ganzen Linie durchsetzen konnten,
wird die Teilnahme daran no ch immer nicht
selb stkritisch infrage gestellt. D ab ei wäre es an
der Zeit, die Geschehnisse und insb e sondere die
B eteiligung an der Schlichtungsrunde politisch
aufzu arb eiten, um für die Zukunft darau s zu ler-
nen.

E s scheint, als sitze die Enttäu schung und der
Scho ck üb er die Niederlage immer no ch so tief,
dass ein Nachdenken üb er die Fehler blo ckiert ist.
Offensichtlich will man sich nicht eingestehen,
dass die Teilnahme an der Schlichtung den Anfang
vom Ende einer politisch schlagkräftigen B ewe-
gung markiert.

Alles das , was die Protestb ewegung an politi-
schem Druck und Widerstandskraft gegen S 2 1
aufgeb aut hatte , wurde von der Schlichtung zu-
nichte gemacht. D ab ei war die reale Chance gege-
b en, dass die B ewegung das Großb auproj ekt wür-
de zu Fall bringen können.

Allein der Umstand , dass auf dem Höhepunkt
der Proteste von der Landesregierung auf einmal
eine Kehrtwende vollzogen und eine Schlich-
tungsrunde einb erufen wurde , zeugt davon, dass
sie mit dem Rücken zur Wand stand .

D as Proj ekt S2 1 stand auf der Kippe

Die Repressionsstrategie hatte nach dem »Schwar-
zen D onnerstag« am 3 0 . 9 . , dem Tag des brutalen
Polizeieinsatzes im Schlo ssp ark, au sgedient. Statt,
dass sie zur Eind ämmung de s Prote ste s geführt
hätte , b efeuerte sie den Prote st.

Am 9 . 1 0 . 2 0 1 0 kam es mit mehr als 1 5 0 . 0 0 0
Menschen zur größten D emo , die Stuttgart j e ge se-
hen hat. D er Protest hatte solche Au smaße ange-
nommen, dass sogar die B elegschaft des Stuttgar-
ter The aters sich mit der B ewegung solidarisierte .
Selb st Teile der gutbürgerlichen CDU-Klientel
kündigten ihrer Partei öffentlich die Gefolgschaft
auf. Die Landesregierung hatte sich mit ihrem
rücksichtslo sen Stil diskreditiert.

In dieser Situ ation hatten Mappu s und Co .
nicht mehr die Wahl zwischen mehreren Möglich-
keiten, wollten sie nicht no ch mehr politischen
Schaden in Kauf nehmen. Ihnen blieb nur ein Au s-
weg : Ihr Heil in einer auf direkten Ge sprächen ori-
entierten Strategie zu suchen, b ei der sie wohl
selb st erst Vertrauen finden mu sste , d ass sie auf-
geht. Ab er sie ging auf. Und zwar so vollständig,
dass selb st arrogante CDU-Macht-Strategen, wie
der Fraktionsvorsitzende Peter Hauk, B efürwor-
ter von Bürgerb eteiligungen wurden .

Die politischen Effekte waren :
• Mit der Schlichtung b ekam die Lande sregierung

wieder das Heft des Handelns in die Hand . Sie
konnte fortan den Verlauf der öffentlichen D eb at-
te b e stimmen .
• Die Dynamik des Widerstande s kommt zum Er-
liegen. Was die Repre ssion nicht erreicht hatte ,
b ewirkte die Schlichtung : D as Stillstandsgeb ot
greift, e s kehrt Ruhe ein an der Prote stfront.
• Widerständige Gruppen, die die B eteiligung an
der Schlichtungsrunde ablehnten, wie die Park-
schützer, konnten marginalisiert und als unb e-
deutend hingestellt werden .
• Die Wut üb er die Selb stherrlichkeit und den au-
tokratischen Regierungsstil der CDU-FDP Lande s-
fürsten und ihrer Hofschranzen, die sich wohl am
deutlichsten im tau sendfach skandierten Wort
»Lügenp ack« niederschlug, fand keine Artikulati-
onsmöglichkeit und Angriffsfläche mehr und ver-
siegte .
• Die Differenz verwischte . Die Unversöhnlich-
keit der Standpunkte weicht dem B ild von Kontra-
hentInnen, die b eide nur das B e ste wollen . Au s
GegnerInnen werden KonfliktpartnerInnen .
• Die Schlichtung fuhr den Sp annungsb ogen he-
runter. Die Au ssicht, nun endlich mit seinem An-
liegen gehört und von den Verantwortlichen
ernst genommen zu werden, b eruhigte die Gemü-
ter.
• Die Schlichtung stellte die Akzeptanz für S 2 1
her. Hatte es der Widerstand vermo cht, die politi-
sche Legitimation von S 2 1 in Frage zu stellen, so
eröffnete die Schlichtung den S 2 1 -LobbyistInnen,
die Möglichkeit, die sen Prozess wieder umzukeh-
ren .
• Grundsätzliche Fragen verschwanden von der
Agenda. Die Schlichtung reduzierte den Konflikt
auf technische D etails und auf Fragen der Leis-
tungsfähigkeit der B ahn . Systemfragen blieb en
au sgeklammert.

D ab ei ging e s b ei S 2 1 um weit mehr als um ei-
nen B ahnhof und die damit einhergehende
Flächenzerstörung der Innenstadt.

D er Widerstand brachte die Grundsatzfrage
auf: Wem gehört die Stadt? Wer entscheidet üb er
ihre Ge schicke ?

Die Antwort lautete : wir, die BürgerInnen die-
ser Stadt. Eure Frechheit, gegen unseren Willen
üb er unsere Stadt zu verfügen, lassen wir uns
nicht gefallen ! D amit stellte sie den politischen
Herrschaftsko dex infrage , nämlich, ob es der B e-
völkerung ge stattet sein darf, in wirtschaftspoliti-
sche Proj ekte , die von ob en eingefädelt wurden,
zu intervenieren und sich also in die Entschei-
dungshoheit der politischen Klasse einzumi-
schen .

In die sem Sinne meinte B ahnchef Grub e , am
3 . Oktob er 2 0 1 0 den Protest maßregeln zu mü s-
sen, indem er verkündete , ein Recht auf Wider-
stand gegen den B ahnhofsneub au gäb e e s nicht,
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da in D eutschland die Parlamente Entscheidun-
gen träfen und niemand sonst.

Die B ewegung gegen S 2 1 nahm sich b ekannt-
lich das Recht zum Widerstand ; und damit das ra-
dikaldemokratische Recht, den B au stopp gegen
den Willen der Führungseliten selb st herb eizu-
führen . D as war die realistische Option. An die ser
Machtau seinandersetzung entlang entschied
sich, ob e s gelingen würde , das Wahnsinnsproj ekt
zu Fall zu bringen .

Wer auf den Massendemo s am Vorab end der
Schlichtung die Kraft dieser B ewegung erlebt hat,
war sich sicher, dass sie zu mächtig geworden war,
als dass das Proj ekt S 2 1 durchzu setzen gewe sen
wäre . Die Lande sregierung saß in der Klemme , in
die sie die B ewegung gebracht hatte . Mit der B e-
teiligung an der Schlichtung hat ihr die gleiche B e-
wegung die B rücke verschafft, wieder herau s zu
kommen . Indem sie ihr diesen Gefallen getan hat,
hat sie sich selb st entmachtet.

Politische Mediation als Antwort auf
das Scheitern der Schlichtung?

Als wäre mit der S 2 1 -Schlichtung nicht anschau-
lich genug demonstriert worden, wie Prote stb e-
wegungen üb er den Runden Tisch gezogen wer-
den, fand im April 2 0 1 2 auf Initiative der Werk-
statt für Gewaltfreie Aktion, B aden und dem Frie-
densbildungswerk Köln eine Tagung in Ko opera-
tion mit der Heinrich-B öll-Stiftung statt, die sich
ausgerechnet zum Ziel setzte , Schlichtungsverfah-
ren zu optimieren .

Sie kommt zum Fazit: D en Vermittlungsweg
einzu schlagen war an sich richtig, er wurde nur
fehlerhaft durchgeführt.

Nach der Motto : E s b eim nächsten Mal b e sser
machen ! empfehlen die Initiatoren die Politische
Mediation als Alternative zur Schlichtung à la
Geißler.

Als Ort hatte man und frau sich das Stuttgarter
Rathaus au sge sucht. Rund 4 0 Personen, vornehm-
lich au s der B erufsgruppe der MediatorInnen aus
den drei deutschsprachigen Ländern D/CH/A
nahmen daran teil . D arunter waren ab er auch Ver-
treterInnen von Bürgerinitiativen au s Wien, Köln,
B erlin, der Journalist Franz Schmidt, der ehemali-
ge Richter de s B ayrischen Verwaltungsgerichtsh-
ofe s , Lothar Fießelmann, die Staatsrätin für Zivil-
ge sellschaft und Bürgerb eteiligung, B aden-Würt-
temb erg, Gisela Erler, sowie mit Hanne s Ro cken-
b auch (S Ö S Stuttgart) und Brigitte D ahlb ender
(B UND) u . a. zwei TeilnehmerInnen der Schlich-
tungsrunde .

Motiviert war die Tagung zum einen von der
Au ssicht auf Aufträge . S 2 1 hab e b ewirkt, d ass die
Zeit der B asta-Politik, de s Durchregierens an der
B evölkerung vorb ei, b eendet sei . Folglich eröffne
sich nun die Chance , demokratische B eteiligungs-
verfahren zu verbreiten; zum anderen von der Sor-

ge , der Ruf ihres Metiers könnte durch den unb e-
friedigenden Ausgang der Schlichtung in Misskre-
dit geraten und als untaugliches Mittel von den So-
zialen B ewegungen verworfen werden . D em galt
es entgegenzuwirken, denn »die B ereitschaft, sich
auf solche dee skalierenden Ge spräche einzulas-
sen, droht mit j edem weiteren missglückten Ver-
such zu schwinden. «

Ein we sentliche s Anliegen dieser Tagung b e-
stand de shalb darin, zu schauen, wie B edenken
und Skep sis innerhalb der Sozialen B ewegungen
abgeb aut werden können .

Die se wurde offensichtlich als Problemgrup-
pe au sgemacht und als Hindernis für zukünftige
erfolgreiche Mediationsverfahren ange sehen . So
gelte es , »alle gesellschaftlichen Gruppen für Me-
diation zu intere ssieren und auf ihre Vorb ehalte
und Erwartungen einzugehen . Gehört werden
mü ss(t) en insb esondere die sozialen B ewegun-
gen und die Umweltverb ände , deren Widerstand
in der Regel die Vermittlungsb emühungen aus-
lö st. «

So wie die Tagung konzipiert war, läuft sie auf
das strategische Ziel hinau s , einerseits b ei Politik,
Verwaltung und Wirtschaft das Konzept der Poli-
tischen Mediation prominent zu platzieren und
andererseits seine Akzeptanz in den Sozialen B e-
wegungen herzu stellen .

Um Letzteres zu b efördern, versucht man
Gruppen au s den Sozialen B ewegungen nun ein-
zubinden . Die InitiatorInnen arb eiten daran, »ein
von weiten Teilen der sozialen B ewegungen mit-
getragene s D okument zu erstellen« und bitten die
ange spro chenen Gruppen, eine Rückmeldung zu
geb en, »inwieweit ihr die darin enthaltenen The-
sen euren Vorstellungen und B edürfnissen entge-
gen kommen ! « , so in einer Rundmail von Anfang
Oktob er.

Unterstellen wir der Initiative die gute Ab-
sicht, ein aus ihrer Sicht fortschrittliche s Vermitt-
lungsmo dell in die D eb atte einbringen zu wollen,
damit die se s als Verfahren anerkannt wird und
sich im öffentlichen Diskurs durchsetzt, dann
bleibt die grund sätzliche Frage : Ist d as Instrument
der Politischen Mediation üb erhaupt geeignet,
politische Auseinandersetzung dieser Art zu lö-
sen?

Die se Grundsatzfrage stellen die Initiatoren
nicht, sie setzten sie vorau s . Ob auf Dialog- o der
Schlichtungsangeb ote einzugehen ist, wird nicht
zur Disku ssion gestellt. Stattdessen versucht man,
das Konzept der Politischen Mediation den Sozia-
len B ewegungen von außen einzupflanzen .

Die Grundsatzfrage wird von vielen Gruppen
aus guten Gründen und schlechten Erfahrungen
negativ b e antwortet. Nicht, weil die Politische
Mediation bislang no ch keine re ale B ewährungs-
prob e hatte , wie MediatorInnen gerne anführen,
sondern weil die Ziel- und Strategievorstellungen
auseinandergehen .
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Politische Auseinandersetzungen sind
keine zwischenmenschlichen Konflikte !

Die Politische Mediation ist ein Konzept, welches
das Verfahren und die Haltung der Mediation auf
den politischen B ereich anzuwenden versucht.

D as heißt, hier wird ein Konfliktverständnis
auf politische Proze sse üb ertragen, das b ei der
Vermittlung von zwischenmenschlichen Konflik-
ten angewendet wird . Die se Üb ertragung geht
nicht; schon weil die Prämisse verkehrt ist, politi-
sche Au seinandersetzungen seien wie Konflikte
zwischen Menschen o der Gruppen zu b ehandeln .
Was für die Klärung eines zwischenmenschlichen
Konflikte s wertvoll und heilsam ist, funktioniert
nicht b ei politischen Konflikten, denn die Rah-
menb edingungen sind grundverschieden .

Nichtsdestotrotz wird hartnäckig versucht,
sich mit die sem Konzept im politischen Raum zu
profilieren . Welche Blüten das treibt, zeigt die For-
derung nach »Einb eziehung der Gefühls- und B e-
ziehungseb ene« , wie sie nach Ansicht von Chris-
toph B e semer, einem der Hauptinitiatoren der Ta-
gung, die Schlichtung vermissen ließ : »Ein Kon-
flikt − zumal die se s E skalationsgrades − b e steht
nicht nur aus einem Informationsdefizit und sach-
lichen Kontroversen. Eine große Rolle spielen
auch elementare Gefühle wie Ohnmacht, Wut,
Hass, Verzweiflung etc . , welche den Kontakt zur
Gegenseite b elasten. Die se Emotionen treib en die
E skalation an und bleib en als verbitternde Erfah-
rung zurück. Nicht nur, was nicht ausgespro chen
ist, wird zu Gift, wie Heiner Geißler einmal F.J .
Strauß zitierte , sondern auch nicht verarb eitete
schmerzliche Gefühle und unversöhnte Feind-
schaft. « Abgesehen davon, dass die Anleihe b ei
Strauß via Geißler reichlich b efremdlich stimmt −
was hier gefordert wird , ist eine andere Veranstal-
tung.

Nicht, d ass e s z . B . sinnvoll gewe sen wäre , das
Trauma der Ge schehnisse um den Schwarzen
D onnerstag aufzuarb eiten, ab er die s als goldenen
Weg zur Lö sung einer politischen Auseinander-
setzung au szugeb en, b edeutet, am Thema vorb ei
zu argumentieren . Ein politischer Konflikt b e-
steht nicht au s eskalierten Emotionen, die entste-
hen als (logische) Folge , sondern zu allererst au s
Intere ssengegensätzen, wie z . B . Schutz und Erhalt
de s Parks versu s Realisierung hoher Gewinne
durch Vermarktung der freiwerdenden Flächen
und nachfolgender Immobilienproj ekte . Sein Rat-
schlag nimmt sich geradezu peinlich au s , wenn
man sich ernsthaft vorstellt, die Verantwortli-
chen, wie Mappu s , die Polizeieinsatzleitung, Was-
serwerferb e satzung etc . würden auch nur einen
Moment dazu b ereit sein, sich auf einen solchen
emotionalen Klärungsproze ss einzulassen .

Die hier zugrunde liegende Vorstellung ist,
durch die Aufarb eitung der emotionalen Blo cka-
den würde der Weg frei für Lö sungen auf der S a-

cheb ene . In dieser Logik ist es nur folgerichtig, ei-
nen politischen Konflikt als Problem verhärteter
Fronten anzusehen . Ab er selb st wenn sich am En-
de alle die Hände halten würden, würde d as nichts
an den Po sitionen ändern . Die MediatorInnen
üb ersehen, dass die Au seinandersetzung um S 2 1
ein ge sellschaftlicher Richtungsstreit ist, an dem
mächtige Interessengruppen mitstricken und im
Hintergrund die Fäden ziehen .

Die ProtagonistInnen von S 2 1 sind Repräsen-
tantInnen die ser Intere ssen und von ihnen wird
erwartet, dass sie entsprechend b e stmögliche Er-
gebnisse erzielen.

Wie unverträglich die Konzepte sind , wird b e-
sonders in der Gegenüb erstellung de s Konflikt-
verständnisse s von Gewaltfreier Aktion und Me-
diation deutlich :
• Hat die Gewaltfreie Aktion die Tendenz zur Au s-

weitung des Konfliktes , dadurch, dass möglichst
viele auch bislang Unb eteiligte mobilisiert wer-
den sollen, so geht e s in der Mediation umgekehrt
um die Eingrenzung des Konfliktes und der Lö-
sung auf die unmittelb ar B etroffenen .
• Orientiert die Gewaltfreie Aktion darauf, Druck
zu entfalten und Gegenmacht einzu setzen, um
den politischen Gegner zur Aufgab e seiner Pläne
zu bringen, ist die Mediation b emüht, einen Er-
gebnisoffenen Dialog zu führen, b ei dem eine ein-
vernehmliche Lö sung aller B eteiligten angestrebt
wird .
• B einhaltet die Gewaltfreie Aktion die strukturel-
len Machtverhältnisse zu verändern, so werden
b ei der Mediation Lö sungen innerhalb der struk-
turellen Machtverhältnisse gesucht.
• Ist e s für die Gewaltfreie Aktion programma-
tisch, eine E skalation latenter und struktureller
Konflikte herb eizuführen und damit strukturelle
Gewalt sichtb ar zu machen, so steht für die Media-
tion umgekehrt die D ee skalation und die Lö sung
offener Konflikte auf der Tagesordnung .
• Richtet sich die Gewaltfreie Aktion gegen die
Seite de s Unrechts und klagt sie die politisch Ver-
antwortlichen an, heißt e s b ei der Mediation : Kei-
ne Schuldzuweisungen und B ewertungen !
• B raucht gewaltfreier Widerstand die Üb erzeu-
gung, d as moralisch b essere zu vertreten, wird
man b ei der Mediation darüb er aufgeklärt, dass j e-
de Seite ihre Wahrheit hat und alle s relativ ist.
• Sehen gewaltfreie AktivistInnen die Ursache des
Konflikte s in der Gegenseite , so werden Konflikte
in der Mediation als Verstrickungen angesehen,
an denen alle b eteiligt sind .
• Rufen Gewaltfreie AktivistInnen dazu auf, das
Unrecht/den Missstand zu b ekämpfen, wird von
der Mediation das Ziel erklärt: Wir müssen zum
Frieden mit allen kommen .

Als Erwiderung auf die offensichtliche Tatsa-
che , dass Gewaltfreie Aktion und Mediation in
zwei gegenläufige Richtungen weisen, wird mit-
unter angeführt, dass man sie nicht in Konkurrenz
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zueinander sehen müsse , sondern als Ergänzun-
gen. D er Widerspruch würde sich dann auflö sen,
wenn man gewissermaßen arb eitsteilig vorginge :
Zuerst schafften Protestb ewegungen die Voraus-
setzungen, um die Machtasymmetrie zu nivellie-
ren und den notwendigen Druck zur Einb erufung
von direkten Gesprächen zu erzeugen, dann träte
die Mediation auf den Plan und führe den Vermitt-
lungsprozess in den Zielb ahnhof.

Auch in den Disku ssionen der Mediatorenta-
gung wird an manchen Stellen zuge standen, d ass
die Verhandlungsb ereitschaft von PolitikerInnen
o der Inve storInnen nicht durch gute s Zureden
herge stellt wird , sondern erst von Prote stb ewe-
gungen provoziert wird . Gewaltfreie Aktion als
Vorspiel des eigentlichen Hauptaktes also ? Vorher
harte Linie , danach weiche Linie ? Nein . Mediation
konterkariert den Erfolg von Widerstand .

Schlichtungen entlegitimieren!

Ob Schlichtung, Runde Tische , Dialoge o der Poli-
tische Mediation, wie immer sie b ezeichnet wer-
den, dort, wo e s sich um prestigeträchtige und
milliardenschwere Großproj ekte handelt, darf
man sicher sein, dass sie als Lenkungs- und Steue-
rungsinstrumente eingesetzt werden . Nicht erst
die S 2 1 -Schlichtung hat vorexerziert, wie e s den
Führungseliten gelingt, üb er die sen Heb el politi-
schen Protest aufzufangen und in eine diskursive
B ahn zu ihren Gunsten zu lenken .

Mit der S 2 1 -Schlichtung hat man sich auf d as
Terrain der herrschenden Politik b egeb en, wo
vorprogrammiert war, d ass man verlieren würde .
E s war falsch, sich auf die sen Prozess einzulassen .

E s war eine Üb erschätzung zu glaub en, die
Üb erlegenheit der eigenen Argumente sei so
groß, dass man im Wettstreit ob siegen werde und
weitere Teile der B evölkerung würde üb erzeugen
können . Tatsächlich suggerierte das Setting der
Schlichtung als öffentlicher Faktencheck, hier
würden zwei Lager die Chance auf einen fairen
Wettstreit der Argumente erhalten .

Man üb ersah ab er, dass nicht Argumente den
Au sgang b estimmen, sondern die Machtmittel der
B eeinflu ssung, die auf Seiten der S-2 1 B efürworte-
rInnen waren . Solche , wie die in schöner Regel-
mäßigkeit erhob ene wirksame Drohung, im Falle
des Scheiterns kämen Regre ssansprüche der b e-
teiligten Firmen in Milliardenhöhe auf die Landes-
regierung zu . O der solche , wie die , d ass die B ahn
AG der Auftraggeb er de s Schweizer Instituts war,
das den Stresste st durchführte , der die Leistungs-
fähigkeit de s unterirdischen B ahnhofs im Ver-
gleich zum B estehenden üb erprüfen sollte .

Gar nicht zu reden davon, dass der Schlich-
tungsb e auftragte der Lande sregierung, Heiner
Geißler, die Regie führte , mit dem, davon kann
man au sgehen, schon im Vorfeld abge spro chen
wurde , was dab ei herauskommen sollte .

Die Politische Mediation schafft keine Abhilfe .
Im Gegenteil, sie ist politisch abträglich und irre-
führend . Sie versucht, einem mehrfach ge schei-
terten Ansatz neues Leb en einzuhauchen . Was als
Verfahren » auf der B asis eines herrschaftsfreien
Dialogs« proklamiert wird , trägt dazu b ei, die
Herrschaft der Verhältnisse zu stabilisieren und
den Instrumentenkasten manipulativer Techni-
ken zu verfeinern . D as Konzept der Politischen
Mediation p asst vortrefflich zusammen mit der
sog . »Politik des Gehörtwerdens« die die grün-rote
B aden-Württemb ergische Lande sregierung zu ih-
rem Markenzeichen erklärt hat.

Regieren wird immer mehr zur S ache der » soft
skills« . Durch B eteiligung und Einbindung, durch
»Kommunikation auf Augenhöhe« , durch d as »Hö-
ren« von »elementaren Gefühlen« sollen Sp annun-
gen abgeb aut und Konflikte vermieden werden.
Prote st und Empörung wird so schon an der Haus-
türe abgefangen .

Die Erfahrungen mit Dialogen, Mediationsver-
fahren und Runden Tischen sind üb erall d avon ge-
kennzeichnet, dass sie zur Tolerierung und Akzep-
tanzb eschaffung und damit wesentlich zur
Durchsetzung der ursprünglichen Pläne b eigetra-
gen hab en . Nirgendwo wurde als Ergebnis einer
Mediation ein Proj ekt fallen gelassen . Bürger sol-
len »konstruktiv« mitarb eiten, das heißt, sie dür-
fen b ei der Au sge staltung mithelfen, ab er keines-
wegs ein Proj ekt grundsätzlich in Frage stellen.
Nein D anke !

E s geht darum, die sen Verfahren die Zu stim-
mung zu entziehen . Statt dass B eteiligungsverfah-
ren immer weiter mit schönen Worten aufgeladen
und neue Hoffnungen in au ssichtslo se Wege kulti-
viert werden, sollte auf Seiten der Sozialen B ewe-
gungen eine Disku ssion üb er deren politische Im-
plikationen geführt werden.

E s braucht das herrschaftskritische und kluge
B ewu sstsein einer B I Lüchow D annenb erg, die
sich von keinem Umwelt- o der sonstigen Minis-
tern, egal welcher Couleur, hinters Licht führen
lässt und fadenscheinige Dialogangeb ote konse-
quent au sschlägt.

Wenn e s auch auf ab sehb are Zeit weiter Grup-
pierungen der Sozialen B ewegungen geb en wird ,
die sich auf staatliche Ge sprächsofferten einlas-
sen, darf e s nicht wieder passieren, dass die se zur
Durchsetzung zerstörerischer Proj ekte funktio-
nalisiert werden.

E s bleibt zu hoffen, dass ein immer größer wer-
dender Teil der Sozialen B ewegungen sich dem
Mitspielen verweigert und damit klarmacht: Ihr
handelt nicht in unserem Namen . D ass ihr dort
verhandelt, wird von uns nicht gebilligt − damit
die se staatlich gelenkten »Runden Tische« entlegi-
timiert werden und ins Leere laufen .

A ufden A bdruck der im Original en thaltenen A n-

merkungen wird h ier verzich tet.
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it Vehemenz hat B esalino die erwünschte
Diskussion üb er die Ergebnisse der Fach-

tagung »Vermittlung in politischen Konflikten«
am 1 7. und 1 8 . 0 4 . 2 0 1 2 in Stuttgart eröffnet. Sein
B eitrag ist ein umfassender Verriss de s inhaltli-
chen Anliegens der Tagung und der politischen
Mediation als Chance für eine gewaltfreie Kon-
fliktb e arb eitung und -lö sung . Ab er auch damit
kann er die von den Tagungsinitiatoren ge-
wünschte D eb atte b efruchten .

Besalinos Argumente gegen Politische
Mediation

Die Grundau ssage von B e salino in dem Graswur-
zelrevolution-Artikel kann zu sammengefasst wer-
den in die ser These : Politische Mediation konter-
kariert den Erfolg von Widerstand . E s geht des-
halb darum, solche Verfahren die Zu stimmung zu
entziehen, und nicht, sie verb essern zu wollen !

Die ser Schlu ssfolgerung kann man tatsächlich
zu stimmen, wenn man folgende Hypothe sen und
Einschätzungen teilt, die B e salino für seine Argu-
mentation anführt:
• Alle s , was Protestb ewegungen an politischem
Druck und Widerstand skraft aufgeb aut hab en,
wird durch die Teilnahme an einer Schlichtung,
Mediation o der anderen Dialogverfahren zunich-
te gemacht. (B eispiel : S 2 1 -Schlichtung)
• E s gibt dagegen eine re ale Chance , dass die B e-

wegung das b ekämpfte Großb auproj ekt zu Fall
bringt. (B eispiel : S 2 1 )
• Die Herrschenden hab en nur no ch den Au sweg,
ihr Heil in direkten Ge sprächen zu suchen. (B ei-
spiel : Ministerpräsident Mappu s b ei S 2 1 )
• E s gibt nur schlechte Erfahrungen mit politi-
scher Mediation und ähnlichen Verfahren : Sie tra-
gen wesentlich zur Durchsetzung der ursprüngli-
chen Pläne b ei . Statt ein Proj ekt grundsätzlich in
Frage zu stellen, gibt e s auf die sem Weg nur die
Möglichkeit, an der Au sge staltung »konstruktiv«
mitzuwirken .
• Was für die Klärung zwischenmenschlicher
Konflikte wertvoll und heilsam ist, funktioniert
nicht b ei politischen Konflikten .
• Intere ssenkonflikte zwischen Politik und Wirt-
schaft auf der einen und B evölkerung und sozia-
len B ewegungen auf der anderen Seite sind nicht
vermittelb ar.
• D as Ziel der Protestb ewegung ist e s , strukturelle
Machtverhältnisse zu verändern, und nicht, Lö-
sungen innerhalb die ser Machtverhältnisse zu su-
chen .

• D er Widerstand vertritt das moralisch B e ssere ,
der Gegner ist auf der Seite de s Unrechts .
• E s geht d arum, einen Missstand bzw. ein Un-
recht zu b ekämpfen, und nicht darum, zum Frie-
den mit allen zu kommen .
• Führungseliten gelingt es , üb er Dialogverfahren
politischen Protest aufzufangen und zu ihren
Gunsten zu lenken .
• Nicht Argumente b e stimmen den Ausgang, son-
dern die Machtmittel der B eeinflussung seitens
der Proj ektb etreib er.

Die se Prämissen mögen in manchen Fällen zutref-
fend sein, sind e s ab er in vielen Einzelfällen und
im Grund sätzlichen nicht. D enn nur wenige poli-
tische Konflikte passen in den von B e salino skiz-
zierten B ezugsrahmen . Wenn auch nur einer o der
ein p aar der genannten Argumente gegen politi-
sche Mediation nicht zutreffen, d ann stellt sich
die Frage ganz neu .

Systemveränderung oder Lösung
drängender Probleme
geringerer Reichweite

E s geht nicht immer und üb erall um die Systemfra-
ge . Sie kann zwar immer und üb erall gestellt wer-
den, do ch manchmal ist eine Frage nach einer
sachgerechten Lö sung sinnvoll und au sreichend .
Und selb st b ei Systemfragen können verhand-
lungsb egleitende Üb ergangsstrategien hilfreich
sein wie etwa b ei der Ablö sung des Ap artheid-Re-
gime s in Südafrika o der der Entmachtung des
SED-Staate s in der ehemaligen DDR.

E s wird sicherlich Grundsatzfragen geb en,
wie zum B eispiel die Nutzung der Atomenergie ,
die keinen Verhandlungsspielraum im Sinne von
etwas mehr o der weniger zulassen . E s ist klar: E s
soll keine Atomkraftwerke geb en. D o ch unterhalb
solcher Grundsatzfragen lassen sich viele Runde
Tische für Themen rund um die alternative Ener-
gieversorgung o der um die Frage der b estmögli-
chen Lagerung von Atommüll vorstellen .

B ei den meisten Auseinandersetzungen hab en
die Proj ekte j edo ch eine b egrenztere Reichweite :
die Ge staltung und Nutzung von öffentlichen Plät-
zen, die Entlastung durch Autoverkehr o der B ahn-
trassen, Altlastensanierungen, größere B auvorha-
b en o der die Unterbringung von Flüchtlingen .
Greifen für diese Fälle die Argumente von B e sali-
no no ch? O der ist das »etwas Andere s« ? Wenn j a,
wie so sollten dann die Argumente gegen die An-
wendb arkeit von Mediation in politischen Kon-
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flikten hier nicht gelten? Und wo liegt die Grenze
zum »Anderen?«

B e salino b ehauptet, d ass es b ei S 2 1 um weit
mehr als einen B ahnhof und die d amit einherge-
hende Flächenzerstörung der Innenstadt ging.
Dies trifft unsere s Erachtens nicht auf die gesamte
B ewegung zu , und wie die Anteile zwischen
Grund satzfrage und konkreter Proj ektverhinde-
rung des Tiefb ahnhofs verteilt waren, ist Spekula-
tion .

Eine Frage stellung, die direkt mit der B ahn-
hofsfrage zu sammenhängt, nennt er nicht: »Wel-
chen B ahnverkehr wollen wir in Stuttgart, B aden-
Württemb erg, D eutschland ?« Die s war die Frage-
stellung der Verkehrsfachgruppen und -Initiati-
ven, die ein wesentlicher B e standteil der B ewe-
gung waren . Auch die se Frage wäre mittels politi-
scher Mediation zu b earb eiten gewesen und b öte
die Chance einer einvernehmlichen Lö sung .

D er Widerstand stellte somit sehr unter-
schiedliche (System-) Fragen.

Schlichtung ist nicht gleich Mediation

Viele der genannten Einwendungen gegen Media-
tion werden aus der Erfahrung mit Schlichtung
o der fragwürdigen Runden Tischen gefolgert.
Auch die so genannte Mediation zum Frankfurter
Flughafen ist keine Mediation gewe sen . Dies
macht auch die Mediationsszene in kritischen
Analysen deutlich . Und eine (richtige) Mediation
zu Stuttgart 2 1 wäre nicht mit einem Schlichter-
spruch zu Ende gegangen, sondern nur durch ei-
ne − o der keine − Üb ereinkunft aller B eteiligten.
Die Schlagkraft der B ewegung wäre dadurch
nicht vermindert worden . Zu den Unterschieden
von Mediation und Schlichtung hat sich Chris-
toph B e semer schon an anderer Stelle ge äußert
(Stuttgart 2 1 : Frieden durch Schlichtung? in : per-
spektive mediation, 1 /2 0 1 2 , S . 2 8-3 2 ) .

Zudem ist e s zweifelhaft, eine lineare Verbin-
dung vom Schlichterspruch zum (angeblichen)
Ende der sozialen B ewegung zu Stuttgart 2 1 zu zie-
hen. Ein Bündel von Faktoren hat zur Minderung
der Sichtb arkeit der B ewegung und der Massenak-
tionen geführt. Ein we sentlicher Punkt zum Ab-
flauen des sozialen Widerstande s ist auch im Er-
gebnis der Volksab stimmung zu sehen .

Zum Thema Stuttgart 2 1

Ob b ei den S 2 1 -GegnerInnen ein selb stkritisches
Nachdenken üb er den von ihm so b ezeichneten
Fehler (= Teilnahme an der Schlichtung) blo ckiert
ist, mögen die B etroffenen selb st b e stätigen o der
dementieren. D ass sie den »Faktencheck« insge-
samt als gescheitert ansehen und als falschen Weg
b ewerten, b ezweifeln wir. Die Möglichkeit, einem
Millionenpublikum die Argumente für einen b es-
seren B ahnverkehr und die Schwachpunkte der

Argumente für den geplanten Tiefb ahnhof und
den Streckenneub au aufzuzeigen, schätzen die
B eteiligten durchau s als po sitiv ein . D as ist j eden-
falls b eim Po diumsgespräch mit B rigitte D ahlb en-
der (B UND) und Hanne s Ro ckenb auch (S Ö S)
während der Fachtagung Politische Mediation
(vgl . www. b o ell-bw. de/fileadmin/Heinrich-B o ell-
Stiftung/2 0 1 2/Ko operationen/ Po diumsdisku ssi-
on. pdf) deutlich geworden . Was die Schlichtung
zum D esaster werden ließ , war der unabge spro-
chene Ab schlu ss mit einem Schlichterspruch von
Heiner Geißler, mit dem die Teilnehmenden üb er-
rumpelt wurden. Dies war am Anfang der Schlich-
tung von allen B eteiligten nicht vorgesehen und
bis zum Schlu ss nicht b ekannt.

Genau dies − und andere s − hätte schon am An-
fang geklärt werden müssen . Alle B eteiligten müs-
sen wissen, worauf sie sich b ei einem solchem
Prozess einlassen und welchen Einflu ss auf den
Verfahrensablauf sie hab en . Und wenn ihnen das
verweigert wird o der die se Vorab-Verhandlungen
zu keinem b efriedigenden Ergebnis führen, ist es
tatsächlich b e sser, die ganze Veranstaltung abzu-
sagen !

In einem Punkt irrt B esalino auf j eden Fall :
D ass alle s , was die Prote stb ewegung an politi-
schem Druck und Widerstandskraft gegen S 2 1
aufgeb aut hatte , durch die Schlichtung zunichte
gemacht wurde . D enn es gab − trotz Schlichtung −
Erfolge : den politischen Kurswechsel in dem bis-
her CDU-dominierten Mu sterländle , die Durch-
führung eine s von der Lande s-CDU immer abge-
lehnten Volksentscheids , dessen Ergebnis aller-
dings nicht im Sinne der S 2 1 -GegnerInnen war,
und den neu gewählten Stuttgarter Ob erbürger-
meister von den Grünen. Zudem gibt e s einen im-
mer no ch aktiven und starken S 2 1 -Widerstand ,
der auf unterschiedlichen Eb enen wirkt und
durchau s no ch Ansatzpunkte hat, das B auproj ekt
zu stoppen .

Eine s wurde j edenfalls durch diese Art
Schlichtung, wie sie stattgefunden hat, auf j eden
Fall in den S and ge setzt : eine Lö sung zu finden, die
für alle B eteiligten tragb ar gewe sen wäre .

B e salino setzt zum Erwirken einer Lö sung auf
den gewaltfreien Widerstand . Die s ist ein Weg.
Unser Weg schließt auch die politische Mediation
zum Finden einer für alle akzeptablen Lö sung ein .

Mediation als
bewegungsfeindliches Verfahren?

In seiner Grundsatzkritik b ezieht sich B e salino
auf »d as radikaldemokratische Recht, den B au-
stopp gegen den Willen der Führungseliten selb st
herb eizuführen« . Und er b e antwortet die Frage
»Wem gehört die Stadt? Wer entscheidet ihre Ge-
schicke ?« eindeutig mit »Wir, die Bürgerinnen und
Bürger die ser Stadt« . Diese Argumentation lehnt
sich an die B egründung für d as Recht auf zivilen
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Ungehorsam gegen den Staat an. In die sem Zu-
sammenhang stellt sich die Frage , wer die Bürge-
rInnen sind : Sind es nur die Widerstand leisten-
den BürgerInnen o der alle bzw. alle , die ihre Mei-
nungen abgeb en? O der nur diej enigen, die nicht
von den Führungseliten manipuliert worden
sind ? Diese Frage ist von B edeutung, denn die
Volksab stimmung am 2 6 . 1 1 . 2 0 1 1 hat eine klare
Mehrheit für das S 2 1 -Proj ekt ergeb en. E s gibt viel
zu kritisieren am Weg und Zu standekommen des
Volksentscheids und am Ergebnis , ab er e s einfach
zu üb ergehen, ist nicht möglich . D as »radikalde-
mokratische Recht« nur zugunsten der eigenen
Anhängerschaft gelten zu lassen, geht eb enfalls
nicht. B esalino s Argumentation gerät hier in ein
(b asis) demokratische s Dilemma.

In den meisten politischen Konflikten gibt es
keine einheitliche Meinung in der B evölkerung.
Nicht einmal innerhalb der Prote stb ewegungen .
We ssen Standpunkt soll d ann zu 1 0 0 Prozent
durchge setzt werden, wie es B e salino als Ziel vor-
gibt? Ist es nicht das Geb ot einer herrschaftsfreien
B ewegung, auch die Interessen der anderen zu b e-
rücksichtigen und Lö sungen zu finden, die alle B e-
teiligten mittragen können?

D amit sind wir an der zentralen politisch-ethi-
schen Frage angekommen. Geht e s b ei dem Ein-
satz für eine gewaltfreie und herrschaftslo se Ge-
sellschaft darum, die Menschen mit anderen Mei-
nungen zu unverb esserlichen »Feinden« zu erklä-
ren und gewaltfrei zu b ekämpfen, bis sich die »B e-
wegung« in Reinkultur durchsetzt? O der geht es
um einen ge sellschaftlichen Wandel, der mög-
lichst alle mit einb ezieht und durchau s als gemein-
samer Lernproze ss verstanden werden kann? Ge-
waltfreier Widerstand in der Tradition von Gand-
hi und Martin Luther King b einhaltet j edenfalls

immer auch die B ereitschaft, die Wahrheit des an-
deren zu sehen, sich selb st kritisch in Frage zu stel-
len und den Gegner für sich zu gewinnen .

Insofern ist e s auch au s demokratietheoreti-
schen und strategischen Gründen klüger, sich Po-
sitionen zu erarb eiten, die auch einer Mehrheit
der B evölkerung vermittelb ar sind . Wenn dies
nicht gelingt, braucht man sich nicht zu wundern,
wenn der Traum von der herrschaftslo sen Ge sell-
schaft eb en nur ein Traum bleibt o der zu Gewalt
und zu neuer unterdrückerischer Herrschaft
führt.

In die ser b asisdemokratischen und gewaltfrei-
herrschaftskritischen Sicht kann Politische Me-
diation zu einem hilfreichen, wenn auch manch-
mal etwas unb equemen Mittel werden, eine b e s-
sere Zukunft für alle zu erreichen .

E s geht also nicht darum, kommunikative
Herrschaftsmittel zu optimieren, sondern klare
Kriterien zu entwickeln und durchzu setzen, wie
akzeptable Konfliktvermittlung au ssehen mü sste .
Die s ist das Ziel unserer Initiative . Die sozialen B e-
wegungen sind für uns also keine »Problemgrup-
pe« o der ein »Hindernis für zukünftige erfolgrei-
che Mediationsverfahren« , wie B esalino unter-
stellt, sondern eine Art Prüfstein für die Tauglich-
keit verschiedener Vermittlungskonzepte . Wir
wollen die Konzepte politischer Mediation zu-
sammen mit den sozialen B ewegungen durchden-
ken . Sie könnten zur treib enden Kraft werden für
die Weiterentwicklung von Dialogverfahren auf
Augenhöhe , die ihnen nicht die Wirksamkeit neh-
men, sondern sie stärken !

Christoph Besemer ist aktiv in der Werksta ttfür

Gewaltfreie Aktion, Baden, Roland Sch üler beim

Friedensbildungswerk Köln.
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Situationsanalyse

Glo bale Ko nflikte

D er O st-West-Konflikt scheint üb erwunden . Die
„ Marktwirtschaft“ scheint allgemein anerkannt.
Die europäische Integration in den B ereichen Jus-
tiz, Diplomatie und Militär schreitet fort. Von allen
europ äischen Staaten wurden mit der Europ ä-
ischen Menschenrechtskonvention die gleichen
Grundrechte und Grundfreiheiten als verbind-
lich anerkannt. Mechanismen der friedlichen
Streitb eilegung wie u . a. die Internationalen Ge-
richte in D en Haag, Luxemburg und Straßburg
wurden entwickelt, werden ab er wenig genutzt.

Die Entwicklung der O SZE , dem sinnvollen
Rahmen einer europ äischen D emokratisierung
und Zivilisierung, stagniert j edo ch, weil die Nato-
Staaten Priorität auf die Exp ansion der Nato leg-
ten.

D o ch auf 1 9 89 folgte 2 0 0 1 , auf das Ende des
Kalten Kriegs der B eginn de s „ Kriegs gegen den
Terror “ , auf die bipolare Weltordnung mit den
USA und der UdS SR eine immer stärker multipola-
re .

Auch der O st-West-Konflikt kann als regiona-
ler Hegemonialkonflikt zwischen USA bzw. Nato
und Ru ssland bzw. GUS-Staaten wieder aufbre-
chen . Die militärische Frontstellung zwischen der
Nato und Russland bleibt b e stehen .

Die Mo dernisierung der Kernwaffen geht wei-
ter. Durch die Weiterverbreitung von Atomtech-
nik und Atomwaffen wird weitere atomare Abrüs-
tung komplizierter. Immer neue Staaten erwer-
b en die Mittel zur Herstellung und zum Einsatz
von Atomwaffen . Die alten Atomwaffenstaaten
wollen ab er auf ihren Status nicht verzichten und
wollen keine Verhandlungen üb er allgemeine ato-
mare Abrüstung hab en, die im Atomwaffensperr-
vertrag vorge sehen sind .

Minderheitenkonflikte existieren in vielen eu-
rop äischen Staaten weiter. Die Konflikte in B o sni-
en und um den Ko sovo sind ungeklärt. In den
Nachfolge staaten de s ehemaligen Jugo slawien
gibt e s no ch keine Regelung, die Selb stb e stim-
mung und Gleichb erechtigung aller B evölke-
rungsgruppen sowie Frieden in Gerechtigkeit för-
dert. Gleiches gilt für territoriale und ethnische
Konflikte im Kaukasu s .

Die weltpolitischen Gewichte verschieb en
sich . D ie „ B RIC-Staaten“ (Brasilien, Ru ssland , Indi-

en, China) stellen den weltpolitischen Machtan-
spruch der USA in Frage . Sie b e sitzen bzw. erwer-
b en eine eigenständige Rü stungsindu strie und
Atomwaffenpotenziale .

D as Schanghai-Bündnis zwischen China und
Ru ssland kann als ein neues Gegenbündnis zur
Nato ge sehen werden . Indien versucht, seine Stel-
lung durch Zu sammenarb eit mit allen anderen
Weltmächten zu verb e ssern .

Eine neue multipolare politische Struktur ist
entstanden, die zur Aktualisierung von Konflik-
ten und neuen Rüstungswettläufen führen kann.
Die Konflikte um Ressourcen wie Öl und andere
knapper werdende Rohstoffe werden sich zuspit-
zen. Die USA hab en sich auf dem B alkan, im Irak,
in anderen Staaten am Persischen Golf und in Af-
ghanistan neue strategische Militärstützpunkte
verschafft.

D er Aufb au eines Feindbilde s „ Islamismu s “
und die B e schwörung de s „ Kriegs gegen den Ter-
rorismus “ b ereiten prop agandistisch den B o den
für Interventionen in die ölreichen bzw. für strate-
gisch wichtig gehaltenen Regionen in Nahen und
Mittleren O sten, ab er auch in anderen regionalen
Konflikten .

Im „ Krieg gegen den Terror “ stellt sich die US-
Regierung üb er das Völkerrecht und missachtet
rechtsstaatliche Grundsätze . Die den Interventio-
nen angeblich zugrunde liegenden humanitären
Ziele , d . h . der Schutz der B evölkerung, dienen da-
b ei in der Regel nur als Feigenblatt.

Die Rolle der Na to

Die Nato ist das Bündnis der Industrienationen
Nordamerikas und Europ as , deren Wohlstand auf
kapitalistischen Strukturen der Au sb eutung und
des ökonomischen Au stau schs sowohl zwischen
Norden und Süden als auch innerhalb des Nor-
dens b eruht.

Die Nato will weiter die atomare Ab schre-
ckung b eib ehalten und hat auch konventionelle
militärische Eingreiftruppen au sgeb aut. Die Nato
orientiert ihre Strategie auf die glob ale Sicherung
und Erweiterung von Einflu ssb ereichen und Res-
sourcen. D o ch trotz aller wortreichen B e schlüsse
ist in der Praxis nicht klar, wie sie ihre militärische
und ökonomische Üb erlegenheit angesichts der
glob alen Veränderungen aufrecht erhalten will .

Die O st-Au sweitung der Nato ist vorläufig b e-
endet. D o ch diese Au sweitung hat die Widersprü-
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che innerhalb der Nato verschärft. Die Differen-
zen zeigen sich im Umgang mit Ru ssland , mit dem
Ko sovo und auch mit Libyen.

Ein Teil der alten Mitglieder will keine E skalati-
on des Konflikts mit Russland .

Ein Teil der neuen Mitglieder wie Polen und
Tschechien b etont die Partnerschaft mit den USA
und die Notwendigkeit der Verteidigung gegen
Ru ssland .

Ein Teil der Nato-Staaten wie D eutschland hat
sich dem Führungsanspruch der USA und den
Kriegen gegen den Irak und gegen Libyen weitge-
hend verweigert.

Die USA sind durch die Kriege gegen Irak und
Afghanistan sowie die damit einhergehende Kri-
tik, Rüstung und Verschuldung politisch und öko-
nomisch geschwächt.

Die Rolle und Entwicklung der EU

D er Vertrag von Lissab on hat die Europäische Uni-
on auf eine neue Grundlage ge stellt, er zielt auch
auf den Aufb au einer Militärmacht der EU.

D er Rat kann Militärinterventionen in aller
Welt b eschließen . Die Mitglieder verpflichten
sich zur Unterstützung solcher Interventionen so-
wie zur Aufrü stung . Einige Staaten der EU, insb e-
sondere D eutschland und Frankreich, b etreib en
den Aufb au einer Militärmacht der EU und stellen
dazu eigene Kampftruppen auf.

Die EU wird zu einem Militärbündnis wie die
Nato und damit teils zum Ko operationsp artner,
teils zum Konkurrenten der Nato . Wegen der inne-
ren Widersprüche in der EU sind zwar militäri-
sche Strukturen im Aufb au , ab er die geplanten ge-
meinsamen Streitkräfte no ch nicht im vollen Um-
fang verfügb ar.

Die Eliten in einigen EU-Staaten wollen die EU
zur stärksten Wirtschaftsmacht der Welt machen .
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bzw. auch
Konkurrenzfähigkeit untereinander wurde mit ei-
ner Ab senkung de s Lohnniveaus sowie Senkung
der Steuern und folgender gigantischer Staatsver-
schuldung erkauft. Die üb er Jahre hinweg hohen
Militärausgab en hab en wesentlich zu dieser
Staatsverschuldung b eigetragen .

Die sogenannte Schuldenkrise zeigt, d ass sich
die EU nicht zu einer Staatengemeinschaft mit
gleichem Wohlstandsnive au entwickelt, sondern
Profite und Finanzkapital in die ökonomisch füh-
renden Staaten, v. a. D eutschland und Frankreich,
transferiert werden . Die weniger entwickelten
Staaten im Süden der EU sind b ei B anken, reichen
Staaten und international tätigen Kapitalanlegern
verschuldet.

Die Kreditgeb er erzwingen in den verschulde-
ten und ökonomisch abhängigen Ländern eine
Politik des Sozialabb au s , der Privatisierung und
der Verarmung.

Die Regierungen der EU hab en kein Konzept
für ein Europ a der sozialen Gerechtigkeit und des

nachhaltigen Wirtschaftens .
Antieurop äische B ewegungen gegen die gro-

ßen Mächte D eutschland und Frankreich entste-
hen in einer Reihe von kleineren Staaten.

Gegenüb er den Staaten der 3 . Welt ist eine Fe s-
tung Europ a entstanden. Die Menschen v. a. au s Af-
rika, die vor militärischen und ökonomischen
Konflikten flüchten, die von der EU mit verschul-
det worden sind , sollen als unerwünschte „ Folge-
ko sten“ mit qu asi militärischen Metho den abge-
wehrt werden.

Die Rolle Deutschlands

D eutschlands Eliten wollen seine ökonomische
Vormachtstellung erhalten und seine politische
Machtstellung erweitern . Auch wenn sie sich mili-
tärisch von Fall zu Fall zurückhalten, ist für sie die
Bundeswehr selb stverständliches Mittel zur
Durchsetzung ihrer Intere ssen .

Alle wichtigen B ereiche der europäischen
Rü stungsindustrie − Schiffe , Landfahrzeuge , Luft-
und Raumfahrt − sind in D eutschland angesiedelt
und bilden die industriell-technische B asis dieser
Machtpolitik.

Seit vielen Jahren zielt das „Weißbuch“ für die
Bundeswehr auf die militärische „ Sicherung“ der
freien Handelswege und auf die militärische „Ab-
sicherung“ des Zugriffs auf Rohstoffe . D em ent-
spricht ein „umfassender “ Sicherheitsb egriff, der
ökonomische , politische , polizeiliche und militä-
rische Mittel verbindet, zivile und militärische
Mittel nicht unterscheidet und militärische Mittel
rechtfertigt. Die b ereits erfolgte und no ch im Gan-
ge b efindliche Umrü stung der Bunde swehr zur
Interventionsfähigkeit (Führung von Kriegen im
weiter entfernten Au sland) ist eine Verschleude-
rung von Ressourcen, die b esser für den Aufb au
einer nachhaltigen Energieversorgung und Wirt-
schaftsweise angewendet wären .

D eutschland führt Krieg in Afghanistan ! Mit
der B eteiligung an der Isaf-Truppe zeigt D eutsch-
land , dass e s j etzt zu solchen Einsätzen b ereit und
fähig ist. Die vorgeblichen Ziele der Intervention,
der Aufb au einer demokratisch legitimierten
staatlichen Ordnung und die Sicherheit der B evöl-
kerung, wurden nicht erreicht. Jenseits dieser
Zielsetzung zeigt D eutschland , dass e s als „glob al
player “ das strategische Feld in Afghanistan nicht
den USA und den ehemaligen Kolonialmächten
üb erlassen will .

D eutschland wird wieder eine Großmacht,
die Militär für politische und ökonomische Inte-
ressen einsetzt − gegen Grundgesetz und Völker-
recht.

D eutschland ist in den letzten Jahren zum
weltweiten Rü stungsexporteur Nr. 3 geworden
und trägt damit zur Militarisierung von Konflik-
ten, zur Verschleuderung von Ressourcen in Rü-
stungswettläufen und zur B ewaffnung von Bür-
gerkriegsparteien b ei .
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D eutschland bietet den USA bzw. der Nato Mi-
litärstützpunkte und d amit eine der wichtigsten
europ äischen B asen für deren Interventionskrie-
ge .

Ziele/Forderungen

Eine verantwortungsvolle deutsche Außenpolitik
hat Lehren au s der Vergangenheit zu ziehen . Vor
dem Hintergrund zweier durch D eutschland ver-
ursachter Weltkriege und angesichts der wirt-
schaftlichen Stellung D eutschlands in der Welt
mu ss sie den weltweiten Abrü s- tungsproze ss wie-
derb eleb en sowie zivile Konfliktb e arb eitung ent-
wickeln und unterstützen .

Eine weitere Reduzierung der Waffenb e stän-
de und Mannschaftsstärken der Bunde swehr mit
dem Ziel ihrer vollständigen Ab schaffung würde
ähnliche Entwicklungen in anderen Ländern ver-
stärken .

Eine Entmilitarisierung D eutschlands würde
auch eine Entmilitarisierung der EU und der Nato
b ewirken .

Die DFG-VK fordert von der Bundesregierung
und ihrer Außenpolitik folgende Schritte zur Ab-
rü stung :
• eine weitere Verkleinerung der Bunde swehr so-

wie den Verzicht auf die Präsenz der Bundeswehr
in Schulen und Arb eitsagenturen sowie anderen
öffentlichen Einrichtungen
• den Ausstieg au s der atomaren Teilhab e , den Ab-
zug aller Atomwaffen au s D eutschland , die B e sei-
tigung aller Massenvernichtungswaffen in Euro-
p a sowie die Schaffung von atomwaffenfreien Zo-
nen
• die Kürzung der Rü stungsau sgab en um mindes-
tens fünf Prozent j ährlich
• das Verb ot de s Exports von Kriegswaffen, sons-
tigen Rü stungsgütern und atomarer Großtechno-
logie sowie die Erstellung von Konzepten für Rüs-
tungs- und Militärkonversion
• den Verzicht auf j eglichen Einsatz deutscher Sol-
daten im Au sland sowie den Verzicht auf die Auf-
stellung solchen Zielen dienender Bundeswehr-
Verb ände innerhalb o der außerhalb von Bündnis-
sen
• die Förderung von Friedensforschung und Frie-
denserziehung, die Entwicklung von Strategien
und Mechanismen der zivilen B earb eitung von
Konflikten sowie den Aufb au von gerechten welt-
weiten Wirtschaftsb eziehungen
• die Schließung aller au sländischen Militärstütz-
punkte in D eutschland
• den Au sstieg D eutschlands au s den Militärstruk-
turen der EU und der Nato , die Entmilitarisierung
der Europ äischen Union und die Wiederaufnah-
me der Verhandlungen üb er konventionelle Ab-
rü stung in Europa, die Auflö sung der Nato und die
Schaffung eines Systems der kollektiven Sicher-
heit in Europ a, d as auf Gewaltverzicht, Abrü stung

und Zu sammenarb eit b eruht, sowie die b edin-
gungslo se Unterwerfung unter den Internationa-
len Gerichtshof in D en Haag
• die Erhöhung der Mittel für die O SZE , insb eson-
dere für Konfliktfrüherkennung, Langzeitmissio-
nen und Öffentlichkeitsarb eit, den schnellstmög-
lichen B eitritt zum Schiedsverfahren der O SZE so-
wie den Ab schlu ss eine s völkerrechtlich verbind-
lichen Grundlagenvertrag für die O SZE .
• Die DFG-VK tritt ein für die Ab schaffung der
Bunde swehr und für ein Europ a ohne Armeen !

Die Rolle der Friedensbewegung

Die deutsche Friedensb ewegung der 8 0er und
9 0 er Jahre hat einen B ewu sstseinswandel in Tei-
len der B evölkerung gefördert:
• E s gibt keine Mehrheit in der Ge sellschaft für
Kriege und Militärinterventionen der Bundes-
wehr im Au sland , zur Stationierung von Atomwaf-
fen in D eutschland sowie zum Export von Rüs-
tung in Konfliktregionen.
• Gewaltfreie Prote ste , die auch zivilen Ungehor-
sam einschließen, sind zu einem selb stverständli-
chen Element der politischen Kultur D eutsch-
land s geworden .
• Die glob alisierungskritische B ewegung als eine
führende weltweite B ewegung hat sowohl einige
Ziele als auch einige Mittel der antimilitaristi-
schen und gewaltfreien B ewegung üb ernommen.
• Die Anti-Atomkraft-B ewegung als eine wichtige
soziale B ewegung hat von der Friedensb ewegung
aufgenommen, dass sich die Ziele der Ab schal-
tung von Atomkraftwerken und der Ab schaffung
von Atomwaffen . gegenseitig unterstützen .
• Teile von SPD und Bündnis9 0/Die Grünen tre-
ten immer no ch für Gewaltfreiheit und Entmilita-
risierung ein . Die Linke hat sich auch als neue An-
ti-Kriegs-Partei etabliert.
• Größere Teile der Friedensb ewegung unterstüt-
zen die Forderung nach Ab schaffung der Bundes-
wehr.

Um die Situ ation re alistisch einzu schätzen, ist es
auch nötig, die Schwächen der Friedensb ewe-
gung deutlich zu b enennen:
• E s existieren nur wenige handlungsfähige bun-
desweite Friedensorganisationen; die Ko ordinati-
onsstrukturen der Friedensb ewegung sind
schwach .
• Viele Kamp agnen der Friedensb ewegung gegen
einzelne Rü stungsproj ekte o der Elemente der
Bunde swehr hatten wenig direkten Erfolg, hab en
ab er die Antikriegsstimmung in D eutschland auf-
recht erhalten. E s gelingt j edo ch nicht, die se Teile
der B evölkerung in größerer Zahl zu mobilisieren
o der gar zu organisieren .
• Die Antikriegsb ewegung und die Friedensb e-

wegung sind sich nicht einig in ihren Au ssagen
zur Gewalt.
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Arbeitsfelder der DFG-VK

• Die DFG-VK b etreibt eine aktive antimilitaristi-
sche Politik. D azu gehört der friedliche Wider-
stand gegen alle Versuche , Konflikte militärisch
zu lö sen .
• Die DFG-VK b etreibt und unterstützt eine lang-
fristig angelegte Öffentlichkeitsarb eit für einseiti-
ge Abrü stung D eutschland s , die d as Militär nicht
als Lö sung für re ale Konflikte , sondern als Prob-
lem b ezeichnet sowie seine moralische Legitimi-
tät b estreitet. Sie will damit die Kriegführung poli-
tisch b ehindern, die sogenannte Sicherheits-Poli-
tik verändern und das Friedensb ewusstsein der
Öffentlichkeit b efördern .
• D arum mü ssen ihre Aktivitäten die B reite der
B evölkerung immer aufklären, häufig aufrütteln
und auch manchmal aufschrecken .
• Die DFG-VK versucht, die langfristig angelegte
Arb eit für einseitige Abrüstung zur gemeinsamen
S ache der Friedensb ewegung zu machen, und b e-
treibt eine entsprechende Bündnisarb eit.

• Die DFG-VK unterstützt alle , die Kriegsdienste
verweigern wollen . Dies b etrifft erstens deutsche
Zeit- und B erufssoldaten, die ihren Kriegsdienst
legal o der total verweigern, zweitens ausländi-
sche Sold aten, die de sertiert sind und/o der Asyl
b eantragen, drittens alle , die Zahlung der Kriegs-
steuer o der die Arb eit in der Rü stungswirtschaft
verweigern, Ihnen gilt unsere Solidarität.

Die DFG-VK widersetzt sich der Rekrutie-
rungsarb eit der Bundeswehr in der Öffentlich-
keit, an Schulen und Ho chschulen u sw.
• Die DFG-VK versucht die tö dliche Rolle der poli-
tisch Verantwortlichen und wirtschaftlichen Pro-
fiteure der Rü stungsexporte ins öffentliche B e-
wu sstsein zu bringen und durch langfristige Kam-
pagnen für ein Verb ot von Rüstungsexport zu
werb en .

Das Positionspapier ha t der DFG- VK-Bundesa us-

sch uss am 25. Februar 2012 beschlossen.
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Albert Fuchs

Mit beschränkter Hochachtung
Offener Brief zur Rede von Bundespräsident Jo achim Gauck an
der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg am 1 2 . Juni 2 01 2

ehr geehrter Herr Bundespräsident,
mit außerordentlichem B efremden hab e

ich unlängst Ihre Rede anlässlich Ihre s Antrittsb e-
suchs b ei der Bundeswehr in der Hamburger Füh-
rungsakademie im Wortlaut zur Kenntnis genom-
men. Wer im Hinblick auf manchen bunde spräsi-
dialen Vorgänger-B eitrag zur »Nachrü stung« der
deutschen Volksseele vor und vermehrt und ver-
stärkt nach der Epo chenwende von 1 9 89/9 0 ge-
dacht hab en mag, das die sb ezüglich b ereits » Ge-
leistete« sei kaum no ch zu toppen, weiß nun : Kein
Ende der präsidialen Militärprop agand a in Sicht.

Insge samt und pau schal wirkt Ihre Rede , als
sei es Ihnen vor allem d arum gegangen, Standing
Ovations seitens der Militärführung einzuheim-
sen. Eine solche Anbiederung mag zu Wilhelmini-
schen Zeiten zur Rolle eine s lutherischen Feldpre-
digers gep asst hab en und karriereförderlich ge-
wesen sein; ab er ein Jahrhundert später, nach
zwei von D eutschland vom Zaun gebro chenen
Vernichtungskriegen, au s dem Munde des Ob ers-
ten Repräsentanten der Bunde srepublik D eutsch-
land . . . ?

Einige Strophen Ihrer Eloge auf den bundes-
deutschen Militärb etrieb − z . B . dass wir »unserer
Bunde swehr . . . nicht nur« zutrauen könnten, »in

D eb atten um den >gerechten Krieg < zu b e stehen«
[ was immer das heißen mag ] , sondern auch, dass

wir [ mit Bw-Hilfe ] »einem , gerechten Frieden<
den Weg zu b ahnen« in der Lage seien und dass die
Bundeswehr im Wege der Internationalisierung
ihres B etrieb s »zu einem Friedensmotor gewor-
den« sei − muten so üb erzogen an, als entstamm-
ten sie der Stoffsammlung eines militärkritischen
Kab arettisten . In der Tat ist o der wäre au s meiner
Sicht der Kab arettb o den der wünschb ar frucht-
b arste B o den für solche Militärpropaganda-Blü-
ten .

D agegen gehen Sie mit keinem S atz auf gravie-
rende Fragen ein, die sich insb e sondere im Zu-
sammenhang der laufenden »Neu au srichtung der
Bundeswehr« stellen: Warum und wozu eigent-
lich no ch nationale Streitkräfte − da erklärterma-
ßen kein Verteidigungsb ed arf im völkerrechtli-
chen und grundgesetzlichen Sinn b esteht und an-
dererseits sich militärisches »Friedenschaffen«
seit dem Ende des Kalten Kriege s als hö chst frag-
würdig erwie sen hat? Was soll, was kann mit B e-
zug auf diese Grundfrage der unverkennb are
Rückgriff der »Reformer« auf das vordemokrati-
sche (und grundge setzfremde) Verständnis des
Militärs als Instrument (nationaler) außenpoliti-
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scher Handlungsfähigkeit und Intere ssenverfol-
gung der Exekutive leisten bzw. nicht leisten? Wie
steht es mit der grund- und völkerrechtlichen und
ethischen Vertretb arkeit die ser Wiederb elebung
und »Normalisierung« Clau sewitz' schen D en-
kens ? Was sind o der wären dagegen zeitgemäße
Ansätze zur Üb erwindung der Institutionen Krieg
und Militär − und mögliche Selb stab schaffungs-
B eiträge »unserer Bundeswehr« ?

Nicht genug d amit, dass Sie den neudeutschen
Militärb etrieb penetrant und zugleich recht ein-
fältig glorifizieren, gravierende Probleme die ses
B etrieb s dagegen ausblenden; Sie b etreib en auch
direkte und kaum verdeckte Militär- und Kriegs-
prop aganda, wenn Sie einer Üb erwindung o der
Unterbindung von Gewalt durch die Gewalt unse-
rer »lieb en Sold atinnen und Soldaten« − und zwar
ausdrücklich » auch üb er die Grenzen unseres Lan-
des hinaus« − d as Wort reden . Freilich ist Ihre
Kriegsprop aganda nicht so »undiplomatisch« of-
fen und ehrlich wie seinerzeit die Ihre s Vor-Amts-
vorgängers Horst Köhler, als der den Einsatz der
Bunde swehr in Afghanistan auch mit deutschen
Wirtschaftsintere ssen rechtfertigte (und deswe-
gen umgehend seinen Hut nehmen mu sste) . Ih-
nen geht e s vielmehr um das ganz »große >Wir <« ,
um die Durchsetzung allerhö chster Werte , um
»Frieden, Freiheit und die Achtung der Menschen-
rechte« in einer »tief gespaltenen Welt« . D agegen
riskieren Sie »j esuitisch« gewitzt − was immer Ihr
effektiver weltanschaulicher und ethischer Hin-
tergrund sein mag − , keinen S atz, kein Wort üb er

»unsere wohlverstandenen Interessen« b ei all die-
sem Gutkriegertum . Wahrscheinlich sehen Sie die
fraglichen Eigenintere ssen im Sinne de s »ethi-
schen Imperialismu s« eine s Max von B aden ganz
einfach »üb erall in der Welt Hand in Hand mit den
Menschheitsinteressen« . Wie auch immer, im
Rau sch der Wertaufladung de s Militärischen stört
Sie anscheinend nur wenig, dass j eder Versuch ei-
ner Durchsetzung j ener Werte mit militärischen
Mitteln einen pragmatischen Selb stwiderspruch
darstellt. Eb enso scheinen Sie blind zu sein für die
Unverträglichkeit Ihres Ansinnens mit dem Frie-
densgeb ot unseres Grundge setzes und mit dem
grundge setzlich b egrenzten Auftrag deutscher
Streitkräfte .

D o ch sollen Sie lieb er blind sein und bleib en
für alle einschlägigen Probleme , als dass man an-
nehmen mü sste , Sie sähen sich im Amt de s Bun-
despräsidenten in Militärdingen nicht » an Ge setz
und Recht gebunden« (Art. 2 0 (2 ) GG) ! Uns »Wut-
bürgern« steht j a letztlich an, zu hoffen − und vor
allem nach Kräften dafür zu arb eiten und zu
kämpfen − , dass obrigkeitliche Mobilmachungs-
kampagnen in unserem Gemeinwesen auf unab-
sehb are Zeit keinen anderen breiten Nährb o den
finden als , wie gesagt, militärkritischen Kab arett-
b o den − mögen diese Kampagnen auch von Feld-
predigern im Präsidentenamt angeführt werden .

Mit b e schränkter Ho chachtung
A. Fuchs
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Matthias Engelke

Schon Jesus war anderer Meinung als Sie
Offener Brief zur Rede von Bundespräsident Jo achim Gauck an
der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg am 1 2 . Juni 2 01 2

ehr geehrter Herr Bunde spräsident
Gauck,

mit Entsetzen und Empörung hab en wir Ihre
Rede b ei der Führungsakademie der Bundeswehr
am 1 2 . 6 . 2 0 1 2 vernommen .

Insb esondere sehen wir Ihre Rede sehr kri-
tisch als eine Rechtfertigung und Verharmlo sung
von Kriegseinsätzen an . Wir wollen und können
uns nicht d amit abfinden, dass no ch mehr (deut-
sche) SoldatInnen getötet werden und auch ande-
re Menschen töten, was Sie im übrigen nicht er-
wähnen.

Eine Ge sellschaft in diesem Kontext als
»glückssüchtig« zu b ezeichnen, finden wir sehr zy-
nisch, da e s nicht einfach um »Hedonismu s« geht,

von dem Sie an anderer Stelle sprechen, sondern
um die Würde und das Recht auf Leb en und Un-
versehrtheit, die j eder Mensch − egal ob als Solda-
tIn o der ZivilistIn − b esitzt.

Üb er dieses Recht setzen Sie sich mit Ihrer Re-
de hinweg, d as eb enso für alle Menschen gilt wie
z . B . für die Menschen, die im Septemb er 2 0 09 im
afghanischen Kundu s b ei der vom deutschen
Ob erst Georg Klein b efohlenen B omb ardierung
getötet wurden .

Nach den neuen »Verteidigungspolitischen
Richtlinien« des Verteidigungsministers de Mai-
zière gehört die Rohstoffab sicherung zu den »na-
tionalen Intere ssen« (Quelle s . u .) . E s geht also
nicht um die von Ihnen b eschworene Freiheit,
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o der b edeutet Freiheit nach Ihrem Verständnis ,
dass die Bundesrepublik wie andere Indu strie-
staaten die Freiheit hat, die Zweidrittel-Welt au s-
zuplündern?

Die Bundeswehr praktiziert die staatlich-insti-
tutionalisierte Aufhebung des in unserer Ge sell-
schaft verankerten Tötungstabu s . SoldatInnen er-
lernen dort die Anwendung tötender Gewalt. B e-
reits das Erlernen, wie viel mehr die Androhung
und erst recht die Anwendung tötender Gewalt
stehen im direkten Widerspruch zur Gewaltfrei-
heit.

Unseres Erachtens ist Gewaltfreiheit eine un-
verzichtb are Voraussetzung, wenn nicht der Er-
möglichungsgrund für j ede Art menschlicher
Kommunikation . Ohne Gewaltfreiheit ist die Ach-
tung vor der Würde de s Menschen nicht möglich .
In diesem Sinne können wir es nicht verstehen,
wenn Sie die » Ohne uns«-Haltung gegen eine neue
Erstarkung des Militarismu s in D eutschland kriti-
sieren.

Sie selb st b ezeichnen (militärische) Gewalt als
ein Üb el , rechtfertigen sie ab er als ein − manchmal
notwendiges − Mittel, um andere Gewalt zu üb er-
winden .

Uns geht e s auch nicht nur um » Ohne uns« : Sie
ignorieren, dass e s viele zivile , gewaltfreie Alter-
nativen der Konfliktb e arb eitung gibt, von denen
einige als Ziviler Friedensdienst auch von der Bun-
de sregierung finanziert werden . D ab ei sind auch
die zivilen Interventionen in Konflikte nach dem

»D o no harm«-Ansatz von Mary B . Anderson mit
der notwendigen Konfliktsensibilität durchzu-
führen, die wir b ei militärischen Interventionen
vermissen. Wenn nun Waffengewalt und Kriege
Frieden schaffen würden, sozu sagen als Ihre Leh-
re au s der Ge schichte , dann mü sste j a nach all dem
Töten, den Zerstörungen und den Grau samkeiten,
nach all den zivilen und militärischen Toten der
letzten Jahrhunderte , der Weltfrieden schon
längst au sgebro chen sein . D as ist er ab er nicht.
Auch unser Lehrer und Bruder, der Wanderpredi-
ger au s Nazareth, in de ssen Nachfolge Sie als Pfar-
rer stehen, war an die ser Stelle schon anderer Mei-
nung als Sie .

D er Internationale Versöhnungsbund setzt
sich seit 1 9 1 4 für eine Kultur der Gewaltfreiheit
ein und ist weltweit in üb er 4 0 Ländern vertreten .
Seine Mitglieder hab en in zahlreichen Proj ekten
Erfahrungen damit gesammelt, Gewalt gewaltfrei
zu üb erwinden . B ekannt geworden sind vor allem
die Friedensnob elpreisträger Martin Luther King,
Mairead Corrigan-Maguire und Adolfo Maria Pee-
rez E squivel .

In der Hoffnung auf einen in dieser Hinsicht
alsb ald wirksamen Politikwechsel − für Rückfra-
gen stehen wir gerne zur Verfügung − verbleib en
wir mit freundlichen Grüßen

Dr. Matthias Engelke , Vorsitzender de s Internatio-
nalen Versöhnungsbundes − D eutscher Zweig 73

Ich hab e mich auf meinen Antrittsb e such b ei der
Bunde swehr ganz b esonders gefreut. Sie können
sich wahrscheinlich nur sehr b edingt vorstellen,
warum das so ist und warum ich so gerne zu Ihnen
gekommen bin, hier an die Führungsakademie
der Bundeswehr in Hamburg.

Soldaten und Militär − das war nämlich in mei-
nem früheren Leb en allgegenwärtig, in den Ge-
sellschaften, in denen ich lebte bis zu meinem 5 0 .
Leb ensj ahr. E s sind keine guten Gefühle , die in mir
ho chkommen, wenn ich an die se Zeit denke .
Wenn ich mich erinnere an all diese Aufmärsche ,
an die Militarisierung unserer Schulen, an die Er-
ziehung zum Hass auch im Offizierscorp s und un-
ter den Soldaten, an die Ablehnung eines Zivil-
dienstes durch Partei und Staat, an die militäri-
sche »Ab sicherung« einer unmenschlichen Gren-
ze − und zwar nicht gegen einen Aggre ssor, son-
dern gegen das eigene Volk. Ich hab e also in einem
Land gelebt, in dem die Armee einer Partei ver-
pflichtet war. Eine Armee , die »Volksarmee« hieß ,
ab er es nicht war. Eine Partei , die von sich b ehaup-

tet hat, den Volkswillen zu vertreten und die sich
nicht ge scheut hat, Soldaten unter Umständen
auch gegen d as Volk einzusetzen . Ich hab e d as Mi-
litärische also kennengelernt als eine − nicht nur
physische − B egrenzung von Freiheit.

Und nun stehe ich vor Ihnen hier in Hamburg
als Bunde spräsident des vereinigten D eutsch-
land . Ich stehe vor der Bundeswehr, zu der ich seit
zweiundzwanzig Jahren auch »meine Armee« sa-
gen kann . Und bin froh, weil ich zu dieser Armee
und zu den Menschen, die hier dienen, au s vollem
Herzen sagen kann: Diese Bundeswehr ist keine
B egrenzung der Freiheit, sondern eine Stütze der
Freiheit.

Jetzt ahnen Sie vielleicht, wie wertvoll dieser
B esuch für mich ist und wie wertvoll die B egeg-
nungen mit gebildeten Offizieren, die ich heute
hab en konnte , für mich sind . Welch ein Glück,
d ass e s uns gelungen ist, nach all den Verbrechen
de s nationalsozialistischen D eutschland und
nach den Gräueln des Kriege s , in die sem Land ei-
ne Armee zu schaffen : eine Armee des Volke s , die s-
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mal im b e sten Sinne , kein Staat im Staate in preußi-
scher Tradition, keine Parteienarmee , sondern ei-
ne »Parlamentsarmee« , an demokratische Werte
gebunden, an Grundge setz und Soldatenge setz;
eine Armee unter der B efehlsgewalt eines Zivilis-
ten, rekrutiert au s eigenverantwortlichen Bür-
gern und heute auch Bürgerinnen, die zu kriti-
schen Geistern au sgebildet werden in Institutio-
nen wie dieser; eine Armee , deren Einsätze unter
dem Vorb ehalt und der Zu stimmung durch unse-
re Volksvertreter stehen und − wenn auch nicht
genügend − öffentlich diskutiert werden .

All d as kann einer wie ich, der zwei Drittel sei-
ne s bisherigen Leb ens in Diktaturen verbracht
hat, nicht als selb stverständlich empfinden . In vie-
len Ländern der Welt ist e s leider auch heute keine
Selb stverständlichkeit. Und so ist für mich die
Bunde swehr Teil dessen, was ich kürzlich in mei-
ner Antrittsrede als »D emokratiewunder« in
D eutschland b ezeichnet hab e . Ein D emokratie-
wunder, das sich nach dem Zweiten Weltkrieg im
We sten vollzogen hat − und vor etwas mehr als
zwei Jahrzehnten d ann auch im O sten unseres
Lande s mit einer ganz eigenen Dynamik.

Ich denke daran, wie in den Jahren nach 1 9 9 0
die Bunde swehr eine »Armee der Einheit« wurde −
und wie au s Soldaten, die einst vielleicht aufeinan-
der hätten schießen mü ssen, Kameraden wurden.
D aran hat übrigens auch die engagierte B ildungs-
arb eit der Bunde swehr einen großen Anteil und
ich denke an die verantwortlichen Offiziere und
Politiker, die daran maßgeblich mitgewirkt ha-
b en, mit D ankb arkeit. Und ich mö chte mit mei-
nem Antrittsb esuch an die sem Ort, an diese kom-
plizierte Phase ganz b ewusst erinnern . E s gehört
mit zu den Führungsaufgab en die Sie b egleitet
und gestaltet hab en.

Lieb e Soldatinnen und Sold aten, Sie schützen
und verteidigen das , was uns am wichtigsten ist,
auch üb er die Grenzen unseres Landes hinau s :
Freiheit und Sicherheit, Menschenwürde und d as
Recht j ede s Einzelnen auf Unversehrtheit. Sie han-
deln d ab ei im Auftrag einer freiheitlichen D emo-
kratie . Sie sind als » Staatsbürger in Uniform« Teil
die ser Gesellschaft, Sie stehen mit Ihrem Dienst
für die se Gesellschaft ein .

Die se Gesellschaft hat sich in den letzten Jahr-
zehnten stark gewandelt, und auch Sie in der Bun-
deswehr stehen vor Aufgab en des Wandels . Ich
nenne nur ein p aar Stichworte : zunehmende fi-
nanzielle Zwänge , Reformen, d amit hab en Sie hier
natürlich eine j ahrzehntelange Übung, techni-
sche Neuerungen, Schließung von Standorten;
die vollständige Öffnung der Bundeswehr für
Frauen und , erst kürzlich, der Wegfall der allge-
meinen Wehrpflicht, was viele in D eutschland
no ch bis heute nicht richtig verstanden hab en, da-
zu gemeinsame Auslandseinsätze mit verbünde-
ten Nationen und neue Arten von B edrohungen
und asymmetrischen Kriegen .

Viele s hab en Sie gemeistert, viele s mü ssen Sie
no ch meistern . Sie werden es meistern, da bin ich
mir sicher. D enn Sie stellen sich hier profe ssionell
und mit einem hohen Etho s darauf ein .

Die se Bunde swehr hat nie auf starre Struktu-
ren und Prinzipien ge setzt. Sie hat sich b ewu sst
und b edacht von vielen unguten militärischen
Traditionen abge setzt, auch wenn das in der Ge-
schichte der Bundeswehr sicher manchem alt ge-
dienten Offizier anderer Armeen nicht immer
leicht gefallen ist. Sie hat mit ihrer Kultur der »in-
neren Führung« Disku ssion und Reflexion mög-
lich gemacht und damit auch Veränderungsfähig-
keit. B ei meinem Rundgang hier in der Führungs-
akademie war ich sehr b eeindruckt von dem, was
Sie »Veränderungsmanagement« nennen . Diese
Lernfähigkeit b ei gleichzeitig fe ster Werteb asis ist
das Fundament, auf das die Bundeswehr auch in
Zukunft b auen kann .

Die Welt um uns verändert sich rasant. »Wir
üb ernehmen j etzt Verantwortung für Dinge , üb er
die wir früher nicht einmal nachgedacht hätten« ,
so hat e s kürzlich General C arl-Hub ertu s von But-
ler au sgedrückt, bis vor kurzem B efehlshab er des
Heere sführungskommando s . Vor wenigen Tagen
ging durch die Presse , wie sich die Bundeswehr
für den sogenannten »Cyb erkrieg« rü stet. Und
während wir hier sitzen, stehen Tau sende von Sol-
datinnen und Soldaten der Bundeswehr auf drei
Kontinenten in Einsätzen ihren Mann und ihre
Frau .

Die Bundeswehr auf dem B alkan, am Hindu-
ku sch und vor dem Horn von Afrika, im Einsatz ge-
gen Terror und Piraten − wer hätte so etwas vor
zwanzig Jahren für möglich gehalten? Sie , lieb e
Soldatinnen und Soldaten, werden heute au sgebil-
det mit der klaren Perspektive , in solche Einsätze
ge schickt zu werden − mit allen Gefahren für Leib ,
Seele und Leb en . Sie hab en einen Anspruch da-
rauf, dass wir, die Zivilen, uns b ewusst machen,
was Ihnen abverlangt wird und welche Aufgab en
wir von Ihnen in der Zukunft erwarten. All das
darf nicht allein in Führungsstäb en und auch
nicht allein im Parlament deb attiert werden. E s
mu ss da deb attiert werden, wo unsere Streitkräfte
ihren Ort hab en : in der Mitte unserer Ge sellschaft.

Sie werden j etzt vielleicht − und zu Recht − sa-
gen: bitte , an uns soll ´ s nicht liegen, das kann j a ge-
schehen . Wir hätten gerne mehr als bloß das heute
sprichwörtliche »freundliche D esinteresse« , das
schon der frühere Bunde spräsident Horst Köhler
b edauernd fe stge stellt hat. Die Bundeswehr steht
zwar mehr denn j e unter B eob achtung der Medi-
en . Und do ch ist sie im öffentlichen B ewusstsein
nicht sehr präsent.

E s liegt wohl zum einen an der unvermeidli-
chen räumlichen Distanz : Viele Standorte der
Bunde swehr mu ssten geschlo ssen werden, Sie
sind als Soldatinnen und Soldaten im Alltag unse-
rer Städte und Gemeinden einfach weniger prä-
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sent. Und wer kann sich schon vorstellen, als Zivi-
list in dem so friedlichen D eutschland , wie es sich
lebt in Masar-i-Scharif o der in Prizren, welche Ent-
b ehrungen diej enigen in Kauf nehmen mü ssen,
die außerhalb der Feldlager ihren Auftrag erfül-
len, welchen B elastungen sie tatsächlich tagtäg-
lich au sge setzt sind ?

Zum anderen ist es ab er so , dass b ei vielen ein
Nicht-Wissen-Wollen existiert. D as ist irgendwie
menschlich : Wir wollen nicht b ehelligt werden
mit Gedanken, dass e s langfristig auch uns b etref-
fen kann, wenn anderswo Staaten zerfallen o der
Terror sich ausbreitet, wenn Menschenrechte sys-
tematisch missachtet werden . Wir denken eb en
nicht gerne d aran, dass e s heute in unserer Mitte
wieder Kriegsversehrte gibt. Menschen, die ihren
Einsatz für D eutschland mit ihrer seelischen o der
körperlichen Ge sundheit b ezahlt hab en . Und
no ch viel weniger gerne denken wir d aran, dass es
wieder deutsche Gefallene gibt, das ist für unsere
glückssüchtige Gesellschaft schwer zu ertragen.

Die Ab scheu gegen Gewalt ist d ab ei verständ-
lich . Gewalt, auch militärische Gewalt, wird j a im-
mer ein Üb el bleib en . Ab er sie kann − solange wir
in der Welt leb en, in der wir leb en − eb en nicht in
einer geheilten, sondern in einer tief ge sp altenen
Welt, sie kann in einer solchen Welt notwendig
und sinnvoll sein, um ihrerseits Gewalt zu üb er-
winden o der zu unterbinden . Allerdings mü ssen
wir d ann, wenn wir zu dem letzten Mittel der mili-
tärischen Gewalt greifen, die se gut b egründen .
Wir müssen diskutieren : darüb er, ob wir mit ihr
die gewünschten Ziele erreichen o der ob wir
schlimmstenfalls neue Gewalt erschaffen . Wir
mü ssen auch darüb er diskutieren, ob wir im Ein-
zelfall die Mittel hab en, die für ein sinnvolles Ein-
greifen nötig sind . Alle diese Fragen gehören − mit
den handelnden Personen − gehören sie in die
Mitte unserer Gesellschaft.

D ass Frieden, Freiheit und Achtung der Men-
schenrechte vielfach nicht von alleine entstehen −
wer wü sste das b esser als wir D eutschen? E s wa-
ren ausländische Soldaten, die unserem Land die
Möglichkeit der Freiheit schenkten, als sie selb st
für ihre eigene Freiheit kämpften . D e shalb : » Ohne
uns« als purer Reflex kann keine Haltung sein,
wenn wir unsere Geschichte ernst nehmen. Unse-
re Bunde swehr hat sich von unseligen militäri-
schen Traditionen gelö st, sie ist fest verankert in
einer leb endigen D emokratie . Sie hat de shalb un-
ser Zutrauen verdient, nicht nur in D eb atten um
den »gerechten Krieg« zu b estehen, sondern auch
einem »gerechten Frieden« den Weg zu b ahnen,
indem sie b eiträgt zur Lö sung von Konflikten, in-
dem sie friedliche Ko existenz zu schaffen sucht,
dort wo Hass regiert.

Freiheit, so hab en wir gelernt, ist ohne Verant-
wortung nicht zu hab en . Sie entb ehrt auch ihres
Wertes und ihrer Würde ohne die sen B egriff. Für
Sie , lieb e Sold atinnen und Sold aten, ist die se Hal-

tung schrittweise selb stverständlich geworden .
Ist sie es auch in unserer Gesellschaft? Freiheit
und Wohlergehen sehen viele als Bringschuld der
D emokratie und de s Staate s . Manche verwechseln
d ab ei ab er Freiheit mit Gedankenlo sigkeit,
Gleichgültigkeit o der auch Hedonismus . Andere
sind wiederum sehr gut darin, ihre Rechte wahr-
zunehmen o der gegeb enenfalls sie auch vehe-
ment einzufordern . Und verge ssen dab ei allzu
gern, dass eine funktionierende D emokratie auch
Einsatz fordert, Aufmerksamkeit, Mut, und eb en
manchmal auch d as Äußerste , was ein Mensch ge-
b en kann : d as Leb en, d as eigene Leb en .

Diese B ereitschaft zur Hingab e ist selten ge-
worden in Zeiten, da j eder für sich selb st Verant-
wortung zu üb ernehmen hat − und zu viele mei-
nen, damit schon genug Verantwortung zu tragen .
Hier, in der Bunde swehr, treffe ich üb erall auf
Menschen mit der B ereitschaft, sich für etwas ein-
zu setzen − gewissermaßen treffe ich auf »Mut-Bür-
ger in Uniform« !

Man trifft die se B ereitschaft selb stverständ-
lich auch an anderen Orten, in sehr vielen zivilen
sozialen B erufen etwa o der etwa wenn man die
Orden verleiht, wie e s Bunde spräsidenten regel-
mäßig tun dürfen . Diej enigen, die ich j etzt anspre-
che , sind nicht die einzigen, die Freiheit als Verant-
wortung definieren, sondern es gibt ganze Netz-
werke in unserer Gesellschaft von Menschen, die
e s genau so sehen, ob als Zivilisten o der in Uni-
form . Für solche Menschen hat das Wort »dienen«
keinen altmo dischen Klang . E s ist Teil ihres Le-
b ens o der − wie in Ihrem Fall − auch ihre s B erufes .
D arum ist j a auch die B ezeichnung » Staatsbürger
in Uniform« so gut, wir wollen sie b ewahren : Sie
sind eb en nicht nur Bürger, sondern auch Staats-
bürger, die sem Land verpflichtet.

Ihr Werb espruch »Wir. Dienen . D eutschland . «
trifft e s auf den Punkt − das heißt, mit gleich drei
Punkten nach meinem Ge schmack fast zuviel ,
ab er Sie hab en j a etwas b e ab sichtigt mit dieser
Punktierung. Er trifft, nicht allein, was das »die-
nen« b etrifft. Er lässt eb en auch einen Patriotis-
mu s aufscheinen, der sich − frei nach Johannes
Rau − darin zeigt, dass man sein Heimatland liebt,
die Heimatländer der anderen darum ab er nicht
verachten mu ss .

Und auch dem »Wir« dient die se Bunde swehr
in einem ganz b esonderen Sinn : Keine Institution
hat so umfassend und so früh junge Menschen,
junge Männer aus b eiden Teilen D eutschland s zu-
sammengebracht, unmittelb ar nach der Neu-
vereinigung unseres Landes . Hier arb eiten Men-
schen au s O st und West, au s Nord und Süd , junge
und ältere , solche mit und ohne au sländische
Wurzeln zu sammen . Und durch die Tore dieser
Führungsakademie laufen täglich Militärangehö-
rige aus rund 60 Nationen . Gemeinsame Einsätze
mit b efreundeten Streitkräften und insb e sondere
auch Au sbildungen wie der »Lehrgang General-
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stab s-/Admiralstab sdienst mit internationaler B e-
teiligung« , der heute sein 5 0 . Jubiläum feiert, sind
wichtige Motoren der Verständigung zwischen
ganz unterschiedlichen Völkern . Ich gratuliere Ih-
nen zu die ser guten Tradition . Die Bundeswehr ist
− gerade durch solche Lehrgänge und B egegnun-
gen − zu einem Friedensmotor geworden . Sie b e-
fördert das große »Wir« , ohne das ein dauerhafter
Friede nicht möglich ist.

Wie bildet man Menschen au s , die solch wich-
tige Aufgab en üb ernehmen? An dieser Führungs-
akademie , das hab e ich ge spürt, wird kein geisti-
ger Gleichschritt gelehrt. Hier werden Persönlich-
keiten gebildet und eine Fülle von Fähigkeiten
entwickelt: Entscheidungsvermögen und Üb er-
sicht in fordernden Gefechtssitu ationen, ab er
auch politisches Urteilsvermögen und diplomati-

sche s Fingerspitzengefühl, die Fähigkeit, Wider-
spruch in Rede und Gegenrede zu b egründen, in-
terkulturelle Kompetenz und der Umgang mit Me-
dien. Alle s in allem : die hohe Kunst, Verantwor-
tung zu üb ernehmen .

» Sie stehen nicht nur persönlich vor ihren ei-
genen Soldaten im Rampenlicht, sondern als Ver-
antwortliche der Bunde swehr mitten in den Fra-
ge stellungen unserer ganzen Ge sellschaft. « So hat
es Richard von Weizsäcker vor 2 5 Jahren − und bis
heute zutreffend − formuliert. Für diese wichtige
Aufgab e wünsche ich Ihnen weiterhin viel Glück,
Mut, Selb st- und Gottvertrauen. Ich bin froh, Ih-
nen heute au s vollem Herzen sagen zu können:
Für diese unsere Bunde swehr bin ich dankb ar !
D as sagt der Bürger Jo achim Gauck genauso wie
der Bunde spräsident.
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Albert Fuchs

Raus aus der Militär- und »Kriegs-Falle«
mit unscharfen Analysen und halbherzigen Warnungen?

Auf den ersten Blick −
erhellend und klar

D em Minister wirft der Kritiker vor allem vor, er
rücke − in der Logik der »Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien vom Mai 2 0 1 1 « − die Bundes-
wehr »wie selb stverständlich in die Rolle eines Ge-
neralb evollmächtigten für die Wahrnehmung in-
ternationaler Verantwortung D eutschlands . . . als
Führungsmacht in Europ a« und b egreife zugleich
die Au slandseinsätze als »b eliebig einsetzb ares In-
strument deutscher Außen-, Wirtschafts- und Si-
cherheitspolitik« zur »Wahrung deutscher Interes-
sen, wo auch immer. . . . Inhaltliche , an Gerechtig-
keit und Frieden au sgerichtete Vorgab en für mili-
tärische s Eingreifen« spielten keine Rolle . D amit
signalisiere er »einen Paradigmenwechsel, den
Ab schied D eutschland s vom Leitbild einer zivilen
Friedensmacht und den Einstieg in eine militärge-
stützte Machtpolitik j e nach Interessenlage« . Neu
sei die »ungeschminkte >Normalität <« , mit der die-
ser »Klartext« daherkomme .

D em Bunde spräsidenten b escheinigt Garstec-
ki » starke Worte« der Anerkennung der Bundes-
wehr, stellt ihm dagegen ab er ein »friedenspoliti-
sche s Armutszeugnis« au s : Auch Gauck lasse »kei-
nen Zweifel daran, dass Au sland seinsätze . . . Bun-
deswehralltag und der wahre B ewährungsfall für
die Soldatinnen und Soldaten der Zukunft« seien.
D o ch geb e es »auf dem Sittengemälde Bundes-

indringlich wie kaum j emals zuvor in der
Zeitschrift Publik-Forum wurde in Nr.

1 4/ 1 2 vor der »Kriegs-Falle« , vor der »Falle militäri-
scher >Lö sungen <« gewarnt.

1 )

D ab ei ist der Autor
des b etreffenden B eitrags , der Theologe Jo achim
Garstecki, nicht irgendein zu Alarmismu s neigen-
der Friedensfre ak, sondern war bis zu seinem Ru-
he stand als engagierter, ab er nüchterner profes-
sioneller Akteur und Mo derator in der kirchenna-
hen friedensb ewegten Szene tätig und aner-
kannt.

2 )

Zu seiner Philippika gegen die militärpoli-
tische Entwicklung der B erliner Republik in b e-
sonderer Weise provoziert wurde Garstecki offen-
sichtlich durch die Antrittsrede von Bunde spräsi-
dent Jo achim Gauck vor der Führungsakademie
der Bunde swehr in H amburg am 1 2 . Juni d .J .

3 )

und
durch Interviewäußerungen von Bundesverteidi-
gungsminister Thomas de Maiziere im Hörfunk
des MDR knapp drei Wo chen sp äter, am 1 . Juli .

4)

1 ) Garstecki, J . (2 0 1 2 ) : In der Kriegs-Falle . Die Politik schwört die
Bunde swehr auf Einsätze in der ganzen Welt ein. Eine Warnung .
Publik-Forum Nr. 14 (2 7. 07. 2 0 1 2 ) , S . 1 5- 1 6 . D ie im Folgenden − ab-
gesehen vom letzten Ab satz de s vorliegenden B eitrags − nicht b e-
legten Zitate finden sich in die sem B eitrag.

2 ) Garstecki war u . a. vor der Wende von 1 9 89/9 0 Studienreferent für
Friedensfragen b eim Bund der evangelischen Kirchen in der DDR
und b ald d anach üb er rd . 1 0 Jahre Generalsekretär der deutschen
Sektion von Pax Christi.

3) Gauck, J . (2 0 1 2 ) : Bundespräsident Jo achim Gauck b eim Antritts-
b e such b ei der Bunde swehr am 1 2 . Juni 2 0 1 2 in H amburg .
http ://www. bundespraesident. de

4) D e M aiziere sieht keine Tabus für Au slandseinsätze . MDR Info
0 1 . 07. 2 0 1 2 , http ://www. mdr. de ; Keine Tabu s b ei Auslandseinssät-
zen . FR Online 0 1 . 07. 2 0 1 2 , http ://www. fr-online . de
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wehr, vor dem der Präsident Soldaten und deut-
sche Öffentlichkeit aufs Kriegführen« einschwö-
re , »reichlich blinde Flecken« ; u . a. stelle er wieder
» >Kriegsversehrte < und >deutsche Gefallene <« in
Au ssicht, vermeide ab er geflissentlich »das Wort

>Kriegseinsätze <« und »eb enso die Erwähnung zivi-
ler Kriegstoter« ; er gehe » souverän . . . üb er strittige
Fragen nach Grundge setz-Konformität, völker-
rechtlicher Legitimation und friedensethischer
Verantwortb arkeit hinweg« , nehme »keinen B e-
zug auf das Friedensgeb ot de s Grundge setzes« ,
folge »einem einseitig militärischen Verständnis
von Sicherheit« (ohne die erforderliche B e schrän-
kung solcher Sicherheit auf den Schutz gegen
rechtswidrige physische Gewalt klarzu stellen) , ig-
noriere »die zivilisatorische Einsicht, d ass sich
Konflikte nicht militärisch lö sen lassen« , b enutze
»das ökumenische Leitbild >gerechter Friede <,
ohne e s eindeutig vom Konzept des >gerechten
Kriege s < abzugrenzen« . Bilanzierend konstatiert
der Autor, in Gaucks Rede fehle »j eglicher frie-
denspolitische Rahmen« ; weder finde er ein Wort
zur »vorrangigen Verpflichtung der D eutschen,
für Frieden, Sicherheit, Menschenrechte und
Menschenwürde mit zivilen und politischen Mit-
teln zu sorgen« , no ch vermittle er »etwas von der
B eunruhigung . . . , die einen Friedenspolitiker« b e-
falle , »wenn er entdeckt, dass die Politik dab ei ist,
in die Falle militärischer >Lö sungen < zu laufen . «

Im letzten Teil seines B eitrags kontrastiert Gar-
stecki »gute Ansätze einer Kultur der Gewaltprä-
vention« und der Arb eit »in vielen zivilge sell-
schaftlichen Organisationen . . . d aran, die Mittel
gewaltfreier Konfliktlö sungen stark zu machen« ,
mit der »Untauglichkeit militärischer Mittel, Frie-
den zu schaffen« , wie es insb esondere im Falle des
Afghanistan-Einsatze s »oft die Soldaten selb st, au s
eigener Erfahrung« b estätigten .

Unscharf und ambivalent −
bei genauerem Hinsehen

Bleib en wir b ei der zentralen Kritik. Keine Frage :
Sie hat »Hand und Fuß« , lässt sich anhand der B e-
zugsb eiträge von Gauck und de Maiziere Punkt
für Punkt nachvollziehen und ist unverkennb ar
»mit Herzblut« zu Papier gebracht. Erfrischend
auch, dass der Kritiker sich nicht davor scheut,
Ro ss und Reiter zu nennen . Friedensethisch und
-politisch engagierte Zeitgeno ssen, die von der an-
gespro chenen B eunruhigung üb er die militärpo-
litische Entwicklung (in) der B erliner Republik
b efallen sind , könnten also anerkennend , j a b e-
geistert akklamieren : Spitze ! Wenn schon in kei-
nem »Leitmedium« , so wird do ch wenigstens in
Publik-Forum ge sagt und ge schrieb en, was von
der Linie der Herren Gauck, de Maiziere & Co . zu
halten ist. Auf den ersten Blick mag man die se
Sicht teilen; auf einen zweiten Blick ab er, b ei
no chmaligem Durchgang, sind in Garsteckis Kri-

tik einige Schwachstellen zu finden, die seine Ana-
lyse insge samt wenig tiefenscharf und seine War-
nung halbherzig und ambivalent erscheinen las-
sen, sie damit kontrapro duktiv machen könnten .

So b ehauptet Garstecki in seinem Kommentar
zu den Interview-Äußerungen de s Wehrminis-
ters , »bisher« seien die »Friedensverpflichtung des
Grundgesetze s Au sgangspunkt und bindender
Handlungsrahmen deutscher Politik« gewe sen .
Welche »deutsche Politik« ab er könnte damit ge-
meint sein? Insb e sondere welche »bisherige«
deutsche Militär- und Sicherheitspolitik? Die der
B onner Republik wohl kaum . D enn abge sehen da-
von, dass die fragliche B ehauptung auch die sb e-
züglich ähnlich schönfärb erisch wäre wie Bun-
de spräsident Gaucks » Sittengemälde Bunde s-
wehr« , lag die Militär- und Sicherheitspolitik der
Alt-B RD kaum so im Zentrum der Aufmerksamkeit
de s d amaligen Studienreferenten für Friedensfra-
gen b ei den DDR-Kirchen, dass er nach mehr als
2 0 Jahren seit der Wende mit seiner Einschätzung
no ch ernst genommen werden (wollen) könnte .
Vor allem ab er verweist das »bisher« auf de Mai-
zieres Amtszeit. D as ab er läuft d arauf hinaus , der
»deutschen Politik« für die ersten b eiden Jahr-
zehnte nach der Wende und damit insb e sondere
der neudeutschen Militär- und Sicherheitspolitik
dieser Üb ergangszeit d as fragliche B e stzeugnis
au szu stellen .

Nun vertrat Garstecki in den B ellizismus-Pazi-
fismu s-Au seinandersetzungen der 1 9 9 0er Jahre
b ei Pax Christi, vor dem Hintergrund u . a. der ju-
go slawischen Sezessionskriege , offensiv und mit
einigem p ax christi-internem Zu spruch, den sei-
nerzeit aufkommenden und sich vor allem im rot-
grünen Milieu b ald zum Standard de s politischen
Diskurse s üb er Krieg und Frieden mausernden
»Menschenrechts-B ellizismu s« .

5 )

Insofern kommt
seine Einschätzung nicht von ungefähr und nicht
sonderlich üb erraschend ; sie muss inzwischen
ab er tief b efremden .

B ereits in den von dem damaligen Verteidi-
gungsminister Volker Rühe zu verantwortenden
Verteidigungspolitischen Richtlinien von 1 9 9 2
gehören nationale Machtansprüche und Wirt-
schaftsinteressen explizit zu den »vitalen Sicher-
heitsintere ssen« D eutschlands ; auch kommt b e-
reits hier konkret und unverblümt zum Ausdruck,
woran dab ei zu denken ist: u . a. an die »Aufrechter-
haltung de s freien Welthandels und de s ungehin-
derten Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in al-
ler Welt . . . « .

6)

Alle einschlägigen regierungsamtli-
chen Anschlu ssp apiere , bis hin zu de Maizieres
Richtlinien von 2 0 1 1 , halten an dieser Linie fest,
mo dulieren nur die »Tonart« .
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5 ) Vgl . Publik-Forum ( 1 9 9 5 ) : D okumentation . Pax Christi zur Pazifis-
mus-D eb atte . Notfalls mit Gewalt. Publik-Forum Nr. 1 6
(2 5 . 0 8 . 1 9 9 5 ) , S . 1 0- 1 1 .

6) D er Bundesminister der Verteidigung (Hrsg .) ( 1 9 9 2 ) : Verteidi-
gungspolitische Richtlinien (Ziff. 8) . B onn : Herausgeb er.
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Parallel dazu wird seit der Epo chenwende b ei
j edem konkreten Rückgriff auf militärische Ge-
walt von den Regierenden in Rechtfertigungs-Re-
den und -Interviews das hohe Lied von D eutsch-
land s Verantwortung zum Einsatz de s Leb ens für
»die Grundwerte einer zivilisierten Weltgemein-
schaft: Recht und Frieden« angestimmt

7)

− vielfach
mit reichlich moralistischem Schaum vor dem
Mund , wie insb esondere unter Rot-Grün im Zu-
sammenhang de s Ko sovo-Kriegs . Zu dem Re sultat
b ekannte sich rückblickend mit unverhohlenem
Stolz Bunde skanzler Gerhard Schrö der in einem
Zeit-Interview: »Wir hab en nicht erst heute o der
seit dem 1 1 . Septemb er angefangen zu handeln,
sondern wir hab en in den letzten drei Jahren deut-
sche Außen- und Sicherheitspolitik fund amental
verändert. «

8)

D ass ab er nicht die »Friedensverpflichtung
des Grundge setzes Au sgangspunkt und binden-
der Handlungsrahmen« die ser fundamentalen
Veränderung gewesen sein kann, ist kaum zu b e-
zweifeln, wenn man etwa die zunehmende welt-
weite B efeuerung gewaltträchtiger Konflikte
durch deutsche Rü stungsexporte im gleichen
Zeitab schnitt in B etracht zieht. So ist b spw.
D eutschland nach den Untersuchungen der
Sto ckholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI
seit Mitte des ersten Jahrzehnts de s 2 1 . Jahrhun-
derts zum drittgrößten Waffenhändler b eim Wel-
trü stungshandel mit konventionellen Großwaf-
fensystemen avanciert (mit einem Anteil von
plu s/minus 1 %) − hinter den USA (mit 3 0 %) und
Ru ssland (2 3 %) und vor Frankreich (8 %) und
Großbritannien (4 %) . 9) Zu solchem aus der Per-
spektive der »Friedensverpflichtung de s Grund-
ge setzes« hö chst fragwürdigem Erfolg ein weite-
res aufschlu ssreiche s B eispiel : Gemäß den eige-
nen Angab en der Bunde sregierung stiegen seit
1 9 9 6 die j ährlichen Einzelau sfuhrgenehmigun-
gen für Rü stungsgüter für die Gruppe der Dritt-
länder (wie auch insge samt) kontinuierlich, zwar
mit ausgeprägten Jahresschwankungen, ab er bis
2 0 0 9 deutlich um mehr als 1 0 0 % .

1 0)

Inzwischen
exportiert D eutschland schließlich immer mehr
und immer offener Waffen auch in Konflikt- und
Krisengebiete ; der B o om de s Leop ard-Panzers
scheint diesb ezüglich einen Politikwechsel zu

markieren .
1 1 )

Gleichzeitig weht der rü stungsex-
portpolitische Wind heftig in Richtung weiterer
Herab setzung der normativen B e schränkun-
gen.

1 2 )

Im Lichte die ser Entwicklung drängt sich
die Frage auf, ob der regierungsamtliche Verant-
wortungsj argon, die B e schwörung von D eutsch-
land s Verantwortung für »Freiheit, Recht und Frie-
den« o der die »Menschenrechte in aller Welt«
mehr ist als ein letztlich einfältige s Täuschungs-
manöver b eim Au sbringen diese s Kö ders in die
»Falle militärischer >Lö sungen <« .

Garsteckis Rekurs auf eine vorgebliche B in-
dung der »bisherigen« deutschen Politik an die
»Friedensverpflichtung des Grundgesetze s« ge-
gen den nach seiner D arstellung (erst) von de Mai-
ziere b etrieb enen »Ab schied von dem Leitbild ei-
ner zivilen Friedensmacht« steht ange sichts der
militärpolitischen Kontinuität seit der Epo chen-
wende seiner eigenen Kritik im Weg . Und gravie-
render: Die Kritik, falls sie den Adre ssierten errei-
chen würde , brauchte nicht ernst genommen zu
werden, weil der Kritiker selb st in seinem (vorma-
ligen) Wirkungsb ereich effektiv zu dem inkrimi-
nierten Paradigmenwechsel b eigetragen hat − das
ab er anscheinend bis heute nicht sieht o der nicht
wahrhab en will .

Die Schwachstellen in Garsteckis Auseinan-
dersetzung mit der Hamburger Rede des Bundes-
präsidenten sind weniger offensichtlich und er-
schließen sich eher indirekt: vor allem üb er den
durchgehend affirmativen B ezug de s Kritikers auf
friedensethische Po sitionen der b eiden Großkir-
chen . So ist das im kirchlichen Milieu seit rd . drei
Jahrzehnten ventilierte und inzwischen als »öku-
menische s friedensethisches Leitbild« favorisier-
te Konzept eine s »gerechten Frieden« keine swegs
so klar vom Konzept de s »gerechten Kriege s« ab-
gegrenzt, wie vielfach b ehauptet und auch von
Garstecki unterstellt wird , wenn er Gauck eine
Konfundierung b eider Konzepte vorhält. Zwar ist
Gaucks die sb ezügliche Äußerung au sge spro chen
verquast und mag auch dahingehend verstanden
werden können, d ass er »gerechten Krieg« als Mit-
tel zu »gerechtem Frieden« prop agiert. D agegen
sprechen die Großkirchen zwar kaum no ch von
»gerechtem Krieg« , rechnen ab er gleichfalls auf
unab sehb are Zeit mit » Grenzsitu ationen« , in de-
nen militärische Gewalt (wieder) geeignet und
ethisch vertretb ar o der gar geb oten sein könne ,
um Unrecht und Gewalt Einhalt zu gebieten. Folg-
lich mü ssen sie ethische Kriterien für die Zulässig-
keit die ser dann z . B . »rechtserhaltend« geheißene
Gewalt erstellen und irgendwie mu ss sie in die
Zielperspektive der Üb erwindung des Krieges
durch gerechten Frieden gerückt werden. D ass
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7) So b ei Einspielung der neuen »Militärmusik« im Zusammenhang
de s Zweiten Golfkriegs , von hö chst prominenter Stelle , der dama-
lige Bunde spräsident R. von Weizsäcker ( 1 9 9 1 ) : »Amerikanische
Soldaten setzen ihr Leb en für die Freiheit ein« − Rede vor Angehö-
rigen von US-Soldaten am 2 9 . 0 1 . 1 9 9 1 in Kirch-Göns b ei Gießen.
Frankfurter Rundschau , 3 0 . 0 1 . 1 9 9 1 , S . 4 .

8) Schrö der, G . (2 0 0 1 ) : Eine neue Form der Selb stverteidigung. Bun-
de skanzler Schrö der üb er die B edrohung der we stlichen Zivilisa-
tion und D eutschlands Rolle in der Welt. Die Zeit, 1 8 . 1 0 . 2 0 0 1 ,
http ://www. zeit. de

9) Sto ckholm International Pe ace Research Institute/SIPRI (2 0 1 0) :
Ye arb o ok 2 0 1 0 : Armaments, Disarmament and International Se-
curity. Summary. http ://www. sipri . org

1 0) Bunde sministerium für Wirtschaft und Technologie (Hrsg .)
(2 0 1 1 ) : B ericht der Bundesregierung üb er ihre Exportpolitik für
konventionelle Rü stungsgüter imJ ahre 2 0 0 9 (Rüstungsexp ortb e-
richt 2 0 0 9) , S . 1 9 (Abb . 1 ) , http ://www. bmwi . de

1 1 ) Vgl . Lau , J . (2 0 1 2 ) : Panzerde als − Weg mit der Waffe ! Zeit Online ,
0 2 . 0 8 . 2 0 1 2 , http ://www. zeit. de

1 2 ) Wagner, J . (2 0 1 2 ) : Rü stungsexportoffensive . D as EU-Verteidi-
gungsp aket führt zu einer Ab senkung der Exp ortb e schränkun-
gen . Ausdruck, 1 0 (4) , S . 1 0- 1 2 , http ://www. imi-online . de
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1 3 ) Vgl . Die deutschen Bischöfe (2 0 0 0) : Gerechter Friede (Ziff.
1 5 0ff.) . B onn : Sekretariat der D eutschen Bischofskonferenz ,

http ://www. dbk. de ; Evangelische Kirche in D eutschland/EKD
(2 0 07) : Aus Gottes Frieden leb en − für gerechten Frieden sorgen .
Eine D enkschrift des Rate s der Evangelischen Kirche in D eutsch-
land (Ziff. 1 0 2 ) . Gütersloh : Gütersloher Verlagshaus ,
http ://www. ekd . de

1 4) Vgl . Lakoff, G . ( 1 9 9 1 ) : Clausewitz und das Märchen vom gerech-
ten Krieg . Forum Wissenschaft, 8 ( 1 ) , S . 1 3- 1 7; Schildmann, C .
(2 0 0 2 ) : Die B omb en aus Stahl, d as Patho s au s Hollywo o d . Die Wie-
derentdeckung des »gerechten Kriege s« im Medienzeitalter. Vor-
gänge , 4 1 (3) , S . 7 1 -8 1 .

1 5 ) So z . B . Bro ck, L. (2 0 1 2 ) : Kirche und Zivilgesellschaft − herausge-
fordert vom »gerechten Frieden« . epd-D okumentation Nr. 2 6/ 1 2 ,
S . 2 8-3 1 (hier: S . 3 0) .

1 6) B B C News, 2 5 . 09 . 2 0 1 1 , http ://news . bb c . co .uk/2/hi/ameri-
cas/ 1 5 6 372 2 . stm

dieser Sp agat etwa in dem Bischofswort » Gerech-
ter Friede« o der in der E KD-D enkschrift »Aus Got-
tes Frieden leb en . . . « schlü ssig und widerspruchs-
frei gelungen ist o der üb erhaupt gelingen kann,
ist zu b ezweifeln, zumal die fraglichen Kriterien
wiederum der Lehre vom »gerechten Krieg« ent-
stammen

1 3 )

und Kriegstreib ern und Kriegsprop a-
gandisten wie eh und j e (auch) ein Instrumentari-
um kaum b e schränkter Gewaltrechtfertigung bie-
ten .

14)

Realisiert man zudem, dass wohl allen krie-
gerischen Au seinandersetzungen konkurrieren-

de Gerechtigkeitsansprüche zugrunde liegen,
1 5 )

d ass insb esondere auch »rechtserhaltende Ge-
walt« mit einem Gerechtigkeitsanspruch daher-
kommt, erscheint die Verzahnung schwer auflö s-
b ar. Die EKD dürfte George W. Bu shs »Krieg gegen
den Terror« zwar kaum als B eispiel ihrer »rechtser-
haltenden Gewalt« b etrachten; gleichwohl sollte
die Erinnerung an Bu shs geradezu e schatologisch
grundierte B eschwörung »Unendlicher Gerech-
tigkeit« (Infinite Ju stice) b ei Eröffnung dieses
Kriege s

1 6)

allen Grund bieten, das schwierige Ver-
hältnis von Gerechtigkeitside al(en) und Krieg
aufs sorgfältigste zu b edenken. Jedenfalls kann
man der hier b ereitstehenden Krieg-für-Frieden-
Falle nicht durch schlichte B erufung auf die
(groß-) kirchliche Friedenslehre entgehen; im Ge-

Die Fact-Sheets sind auch als gedruckte
Papier-Versionen erhältlich :
www. dfg-vk. de/shop
DFG-VK-Shop Pazifix, Werastraße 1 0 , 7 1 8 2 Stuttgart
material@ dfg-vk. de
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genteil : Man läuft allzu leicht sehend nichtsehend
hinein.

Ähnlich fragwürdig ist Garsteckis B erufung
darauf, dass die Kirchen »unisono eine zivile Frie-
denspolitik anmahnen und die Grenzen b ewaff-
neter Einsätze einschärfen . « D enn die Rede von
»Grenzen b ewaffneter Einsätze« , die se s Mantra
der kirchlichen Friedenslehre , impliziert, solche
Einsätze als grundsätzlich rechtfertigungsfähig
anzuerkennen . Abge sehen davon, tragen b eide
Großkirchen insb e sondere durch ihre Militärseel-
sorge zur kollektiven Identitätsbildung des Mili-
tärpersonals b ei und nicht zuletzt zur Kontingenz-
und Krisenb ewältigung b ei Verletzung, Traumati-
sierung und To d von »Eigenen« im Zu sammen-
hang de s militärischen Engagements − und das un-
abhängig davon, ob die ethischen rechtlichen und
politischen » Grenzen« eines Einsatzes ignoriert
o der eingehalten werden. Die vielfach zum Aus-
druck kommende Wertschätzung (militär-) politi-
scher Entscheider für diese Institution dürfte we-
sentlich darauf b asieren, d ass man ihr zutraut, d as
»moralische Rüstzeug« der Soldatenseelen (mit)
zu b esorgen . Was andererseits die seit der Epo-
chenwende von (den) we stlichen Staaten vom
Zaun gebro chenen ho ch umstrittenen Militärin-
terventionen und Kriege b etrifft, so hab en sich
die Kirchenleitungen (hierzulande) nur im Fall
des amerikanisch-britischen Angriffskriegs gegen
den Irak von 2 0 0 3 b emerkenswert klar und ein-
heitlich ablehnend po sitioniert − allerdings im
Kielwasser de s publikumswirksam inszenierten
politischen Widerstands gegen die sen Krieg und
im Übrigen ohne das dab ei gespielte D oppelspiel
(der Bunde sregierung) zu durchschauen bzw. zu
problematisieren .

1 7)

Vor dem Hintergrund des
(groß-)kirchlichen »Weder-Fisch-no ch-Fleisch«
gerät Garsteckis Erinnerung an die kirchlicher-
seits angemahnten » Grenzen b ewaffneter Einsät-
ze« fast unweigerlich selb st zu einem »Weder-
Fisch-no ch-Fleisch« .

Man mag sich auch fragen, warum üb erhaupt
Garstecki zur Kritik der Militärpropaganda des
ob ersten Repräsentanten der Republik so au sgie-
big auf Ged ankengut aus dem Umfeld der Kirchen
zurückgreift. Vielleicht − im B ewu sstsein des ir-
gendwie geteilten weltanschaulichen Hinter-
grund s − in der Hoffnung, damit den vormaligen
Kirchenfunktionär im Bunde spräsidialamt am
ehe sten zu erreichen. D as wäre verständlich, hätte
den Kritiker ab er zwei kritische Anspielungen auf
typisch kirchlich-theologische (insb e sondere lu-
therische) Topoi in Gaucks Rede und deren prob-
lematische Implikationen üb ersehen lassen .

1 8)

Die

B e schwörung einer »nicht . . . geheilten, sondern . . .
tief ge sp altenen Welt« , in der »militärische Ge-
walt« , obwohl »j a immer ein Üb el . . . , notwendig
und sinnvoll sein« könne , »um ihrerseits Gewalt zu
üb erwinden o der zu unterbinden« , trägt die Züge
von Theologen-Patho s , der B e schwörung eines
mythischen Urverhängnisses und des »Sünder
und Gerechter zugleich« von Martin Luthers
Rechtfertigungslehre . Und das b esondere » Gott-
vertrauen« , das der Bunde spräsident dem Militär-
personal wünscht für seine »wichtige Aufgab e« ,
das »große >Wir <« zu b efördern, »ohne das ein dau-
erhafter Friede nicht möglich« sei, findet seine
Entsprechung in Luthers »Allein aus dem Glau-
b en« . Jedenfalls mu ss , wer b ei seinem H andeln auf
die allerhö chste Instanz de s »christlichen Ab end-
lande s« setzt, darauf setzen, dass er o der sie im Sin-
ne die ser Instanz agiert und sie auf seiner Seite
hat. Also kurz und schlecht: » Gott will e s ! « und
»Gott mit uns ! « . Die verhängnisvollen Implikatio-
nen diese s christlich-ab endländischen Gutkrie-
gertums sind hinreichend b ekannt.

Resümee und Ausblick

So erhellend und zup ackend Garsteckis Kritik an
der prominente sten Militärprop aganda jüngeren
D atums auf den ersten Blick auch ist, sie erweist
sich b ei genauerem Hinsehen als zu wenig tiefen-
scharf und in politisch-praktischer Hinsicht als
ambivalent und kompromisslerisch . Garstecki
üb ersieht die Kontinuität der militärpolitischen
Entwicklung seit der Epo chenwende . Sie verlief
und verläuft zwar hö chstwahrscheinlich nicht
nach irgendeinem Masterplan für einen »dritten
Griff zur Weltmacht« − j etzt als »Führungsmacht in
Europ a« (Maiziere)

19)

-, ab er »salamitaktisch« si-
cher vielfach gezielt, mit einigen katalytischen
Höhepunkten (i . B . Ko sovo , Nine Eleven und Af-
ghanistan) und insgesamt mit System . Auch prob-
lematisiert Garstecki weder die fatale legitimato-
rische Instrumentalisierung von Nothilfe − Stich-
wort: »humanitäre Intervention« − zur Akzeptanz-
b e schaffung für die »Enttabuisierung des Militäri-
schen« (Schrö der)

2 0)

no ch den religiö s-weltan-
schaulichen »Mutterb o den« , der in Gaucks Rede
als Tendenz zur Re sakralisierung in »lutheri-
schem« Gewand zu erkennen ist.

2 1 )

Die Ambiva-
lenz von Garsteckis Kritik schließlich liegt i .W. in
seiner fraglo sen Orientierung an der (groß-)
kirchlichen Friedenslehre . Die se Lehre will sich
(bisher) nicht auf einen konsequenten Gewaltver-
zicht bzw. einen kompromisslo sen Gewaltrecht-

8 0

1 7) Nauerth, T. (2 0 0 3 ) : In the name of the prince of p eace − Christli-
che Kirchen als friedliche Stimme der Vernunft. Wissenschaft
und Frieden, 2 1 (2 ) , D o ssier Nr. 4 3 ; Fuchs, A. (2 0 1 1 ) : Friedliche
Stimme der Vernunft? Nachtrag zu Stellungnahmen christlicher
Kirchen zum Irak-Konflikt. In A. Fuchs : »Für Recht und Frieden« ?
B eiträge zum p azifistischen Widerspruch (S . 3 07-3 1 7) . B elm-Vehr-
te : Sozio-Publishing .

1 8) S . Anm . 2 .

1 9) S . Anm . 3

2 0) Schrö der, G . (2 0 0 1 ) : Eine neue Form der Selb stverteidigung. Bun-
de skanzler Schrö der üb er die B edrohung der we stlichen Zivilisa-
tion und D eutschlands Rolle in der Welt. Die Zeit, 1 8 . 1 0 . 2 0 0 1 ,
http ://www. zeit. de

2 1 ) Vgl . Galtung, J . ( 1 9 9 0) : Cultural violence . Journal of Pe ace Re se-
arch, 2 7, 2 9 1 -3 0 5 ; Fuchs, A. (2 0 1 0) : Re-S akralisierung des Militäri-
schen. Wissenschaft und Frieden, 2 8 (3) , D o ssier 6 5 , S . 2 -5 .



fertigungsverzicht einlassen und fungiert so
gleichsam als D oppelagent: im Dienst einer Kul-
tur des Friedens wie der herrschenden Kriegskul-
tur.

Zur B egründung dieses Ansatzes wird vielfach
geltend gemacht, das friedenspolitische Engage-
ment der Kirchen und au s ihrem Umfeld mü sse
(friedens-) »politikfähig« sein, »Politikfähigkeit«
gewinnen, b ewahren und erweitern . Diese Moti-
vation ist zweifelsohne so ehrenwert wie wichtig;
schließlich geht es um effektives »Friedenschaf-
fen« . Sie darf ab er kein instrumentelles Verhältnis
zu Wahrheit o der Wahrhaftigkeit zur Grundlage
o der zur Folge hab en . Wie also unter dem Aspekt
der Politikfähigkeit mit der p azifistischen Orien-
tierung umgehen?

Unab dingb ar erscheint mir eine Klärung des
Konzepts bzw. der Maxime »Politikfähigkeit ! « . D a-
b ei kommt es entscheidend auf den friedenspoli-
tischen Maßstab an . Die Friedensagenda der Kir-
chen ist (m .W. zumindest auf der Eb ene de s Glau-
b ens und der Verkündigung) auf nichts Geringe-
res als auf eine Üb erwindung und Ab schaffung
der Institutionen Krieg und Militär und auf den
Aufb au und die Verbreitung einer Kultur eines
(gerechten) Friedens au sgelegt. D emnach kann
system-loyales − wenn auch sogenanntes kritisch-
loyale s − Mitspielen mit den politisch und medial
Mächtigen b ei üb erwiegend selb stintere ssierten
militärischen o der militärgestützten B efriedungs-
unternehmungen und im B ezugs-Rahmen der
herrschenden Kriegskultur − insb esondere im
Rahmen des staatsreligiö sen D ogmas von der
»Friedensnotwendigkeit« militärischer Gewalt −
nicht die intendierte Politikfähigkeit au smachen .
Solche s Mitspielen läuft letztlich d arauf hinaus ,
die fragliche Staatsdoktrin zu stabilisieren und da-
mit die Zielsetzung der eigenen Friedensagenda
zu durchkreuzen .

Anderseits ist mit pazifistischer Fundamental-
oppo sition kein Frieden zu machen − j edenfalls
nicht, wenn die se sich auf persönliche »reine Ge-
sinnung« b e schränkt; aktives und organisiertes
Mit- und Gegenspielen in der politischen Arena ist
unerlässlich . E s kommt darauf an, den Zielhori-
zont der eigenen Friedensagenda nicht zu verste-
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cken o der zu verleugnen, sondern offen, argu-
mentativ und konsistent − d .h . widerspruchsfrei ,
zuverlässig und konsequent − zur Geltung zu brin-
gen . D as schließt Flexibilität gegenüb er anderen
friedensethischen und -politischen Po sitionie-
rungen nicht au s , insb esondere nicht b ei konkre-
ten Engagements − solange solche Engagements
nachvollziehb ar, nicht nur nach Selb sterklärung
und guter Ab sicht, »in die richtige Richtung« wei-
sen, zumindest ab er dem p azifistischen Ansatz
nicht zuwiderlaufen .

Ein B eispiel kann ab schließend verdeutli-
chen, was mit solcher Flexibilität gemeint ist. In
einem nicht zur Veröffentlichung b estimmten
Entwurf für eine Ökumenische Erklärung zum
Gerechten Frieden zum Ab schlu ss der D ekade zur
Üb erwindung der Gewalt ist ein Vorschlag zu fin-
den, der von der Krieg-für-Frieden-Falle wegfüh-
ren könnte . D er Ökumenische Rat der Kirchen, so
der Vorschlag, solle zwar anerkennen, »dass e s Si-
tu ationen gibt, in denen der Einsatz von Gewalt
als letzte s Mittel zum Schutz der Menschen unver-
meidlich erscheinen mag« . Gleichzeitig ab er solle
die Üb erzeugung zum Au sdruck kommen, »dass
die Anwendung von Gewalt in Konfliktsitu atio-
nen ein Hindernis auf dem Weg zum Gerechten
Frieden darstellt« . Künftig sei »j ede theologische
o der andere Rechtfertigung der Anwendung mili-
tärischer Gewalt aufzugeb en und die traditionelle
D oktrin de s >gerechten Kriege s < für veraltet zu er-
klären . «

2 2)

Pazifisten und Pazifistinnen würden
sich wahrscheinlich auch in einer solchen Po sitio-
nierung der Kirchen no ch kaum wiederfinden,
könnten ab er darin einen » Schritt in die richtige
Richtung« sehen und damit konstruktiver umge-
hen als mit den bisher vorliegenden kirchlichen
Po sitionierungen .

Prof. Dr. Albert Fuchs war bis 2002 an versch iede-

nen Un iversitä tenfür Kogn itions- und Sozialpsy-

ch ologie und psych ologische Meth odenlehre zu-

ständig.

2 2 ) Ökumenische Erklärung zum Gerechten Frieden − Zweiter Ent-
wurf (2 0 1 0) : » Ein Friede , der alle s Verstehen üb ersteigt« (Ziff. 1 6) .
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Moritz Pfeiffer: Mein Großva ter im Lrieg 1939 -

1945. Erinnerung und Fakten im Vergleich. Mit

einem Geleitwort von Wolfram Wette und einem

Nach wort vo n Helm ut Do na t. Bremen 2012; 21 6

Seiten; 14, 80 Euro

Die Ausgab e 4/2 0 1 1 der DFG-VK-Zeitschrift »Zivil-
Courage« war mit ihrem Titel dem Wehrmacht-D e-
serteur Ludwig B aumann gewidmet, der im D e-
zemb er 2 0 1 1 seinen 9 0 . Geburtstag feiern konnte .
Üb erschrieb en war der Leb ensrückblick Ludwig
B aumanns mit dem von mir als verantwortlichem
»ZivilCourage«-Redakteur gewählten Titel »D er
Kampf um Würde im Land der Verbrecher« . Im
April rief mich dann eine Frau an und kritisierte
die se Üb erschrift heftig . Ob sie DFG-VK-Mitglied
ist und als solches die Zeitschrift in die H and b e-
kommen hatte , sagte sie nicht. Ich vermute das al-
lerdings eher nicht, denn ihre Argumentation wä-
re für eine Pazifistin ab sonderlich gewe sen:

Auch andere Staaten hätten do ch im Zweiten
Weltkrieg Verbrechen b egangen, man denke nur
an die B omb ardierung Dresdens , ab er in keinem
anderen Land käme man auf die Idee , die se s als
Land der Verbrecher zu b ezeichnen, sondern sei
im Gegenteil stolz auf die eigene Nation; und es sei
do ch gut und richtig, wenn junge D eutsche nun
auch wieder zunehmend Stolz auf ihr Land emp-
fänden.

Eine Disku ssion kam nicht zu stande , da sie
meine Argumente nicht hören wollte . Ihre Su ad a
gipfelte mehrmals in der B ehauptung, »Land der
Verbrecher« sei de shalb falsch, weil ihre Verwand-
ten damals keine Verbrechen b egangen hätten,
die seien do ch keine Verbrecher gewesen .

Abge sehen davon, dass d as in ihrem Einzelfall
stimmen mag, damit ab er no ch nichts an der B e-
rechtigung der allgemeinen Au ssage zu ändern
vermag, fiel der Anruf − p assenderweise − in zeitli-
chen Zusammenhang mit meiner Lektüre des
Buchs »Mein Großvater im Krieg 1 9 39 − bis 1 9 45 « .
D er Autor Moritz Pfeiffer, Jahrgang 1 9 8 2 , hat von
2 0 0 2 bis 2 0 0 8 in Freiburg im B reisgau Ge schichte
studiert und den nun als Buch veröffentlichten
(und dafür leicht erweiterten) Text als Magisterar-
b eit ge schrieb en .

Grundlage der Arb eit waren im Sommer 2 0 0 5
durch Fragen gesteuerte und auf B and aufgenom-
mene lange Ge spräche mit dem 1 9 2 1 geb orenen
Großvater (die Großmutter hatte einen Schlagan-
fall erlitten und konnte deshalb an diesen Gesprä-
chen nicht teilnehmen) . In der weit verzweigten
Familie , in der die Großeltern » so etwas wie den
Mittelpunkt . . . , das Herz der Familie« (S . 2 3 ) dar-
stellten, war b ereits zuvor »immer viel diskutiert,
analysiert, politisiert worden« (S . 2 2 ) . D ab ei war

es kein Geheimnis , d ass der Großvater als Offizier
während des Zweiten Weltkrieges in Polen, der
Sowj etunion und in Frankreich war, dass die
Großmutter eine lokale Führungsrolle b eim
»Bund D eutscher Mädel« hatte und dass der Groß-
onkel und B ruder des Großvaters als Freiwilliger
b ei der Waffen-S S gewe sen war.

Die se »Offenheit« b e schreibt der Autor in der
Rückschau so : »D ass es hier und da Ungereimthei-
ten o der >entschärfte < Varianten der Erzählung
gab , man einige S achen verschwieg o der ge-
schickt umging, störte in der Familie eigentlich
niemanden. Man akzeptierte , dass einige Erlebnis-
se offensichtlich >zu schlimm waren <, um sie zur
Sprache zu bringen . >Manche Dinge wird man nie
erfahren <, lautete die mehr o der weniger aner-
kannte Formel . « (S . 2 3 )

Die im Jahr 2 0 0 5 geführten Erinnerungsinter-
views hat der Autor auf 8 0 Seiten verschriftlicht
b eim folgenden Weihnachtsfe st in der Familie als
Ge schenk präsentiert − und empfand e s als »no ch
unvollendet. An zahlreichen Stellen, so mein Ein-
druck, widersprach mein Großvater sich selb st
o der seine Au sführungen stimmten nicht mit den
mir inzwischen b ekannten Forschungsergebnis-
sen üb erein. « (S . 2 3 ) So wurde in den Folgej ahren
im Rahmen de s geschichtswissenschaftlichen
Studiums au s den »nicht in einem wissenschaft-
lich-professionellen Rahmen« (S . 1 8 6 , Anm . 1 3 )
entstandenen Interviews gewissermaßen ein For-
schungsproj ekt zur eigenen Familiengeschichte .
Pfeiffer hat dab ei die »erzählte Familiengeschich-
te« mit D okumenten, zeitgenö ssischen Quellen
wie b eispielsweise den Kriegstagebüchern der
großväterlichen Wehrmachtseinheit und Er-
kenntnissen der Militärgeschichtsschreibung
und historiografischen Forschung abgeglichen .

In neun Kapiteln, b eginnend mit der »Kind-
heit in der Weimarer Republik« üb er »ImJungvolk:
die Jahre bis 1 9 39 « , denen die direkten Kriegser-
fahrungen folgen mit »In Polen« , »Krieg gegen
Frankreich« , »Üb erfall auf die Sowj etunion« , »Auf
dem Weg nach Stalingrad« , »B omb enkrieg und B e-
satzung in Frankreich« , wird das Leb en des Groß-
vaters und der Familie in der Kriegszeit geschil-
dert, was mit dem Kapitel »Untergang, Gefangen-
schaft, Neuanfang« abge schlo ssen wird ; ein eige-
ne s Kapitel » Siegfried b ei der Waffen-SS« b e schäf-
tigt sich mit dem Großonkel .

Die Kapitel sind so aufgeb aut, dass sie zu-
nächst nach der Erinnerung des Großvaters , wie
er sie in den Interviews geschildert hat, sein Le-
b en und Handeln b e schreib en; die se Angab en
werden j eweils in einem Ab schnitt »Familienquel-
len« üb erprüft und schließlich durch »Analyse
und Forschungsstand« eingeordnet.

Rezensionen
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In seiner » Schlussb etrachtung« re sümiert
Pfeiffer seine Untersuchung und stellt zunächst
fe st, dass sich die Frage stellung »auf die schlichte
Formel bringen« lässt: » >Was hat mein Großvater
im Zweiten Weltkrieg erlebt? < und >Waren meine
Großeltern Nazis ? <« (S . 1 6 3 ) . Die Antwort auf die
zweite Frage fällt eindeutig au s : »Ja, sie waren vom
Nationalsozialismu s üb erzeugt und − was viel-
leicht in seinen Auswirkungen schwerer wiegt −
sie glaubten an ihn . « (S . 1 65 ) Für die Großmutter,
die im Gegensatz zum Großvater auch NSDAP-Mit-
glied war, gilt sogar, d ass sie » als üb erzeugte , nahe-
zu fanatische Nationalsozialistin anzusehen« ist
(S . 1 65 ) .

D er Autor hält die »Geschichte meiner Großel-
tern« für »durchau s exemplarisch . . . für die Erfah-
rungen zahlreicher Zeitzeugen des NS-Regimes
und ihrer D eutung de s Geschehens . « (S . 1 6 3 ) Ty-
pisch dürfte z . B . das sein : »So lange meine Großel-
tern auf der Seite der >Sieger < standen, auf der kei-
ne Unterdrückung, Verfolgung o der Ermordung
drohte , vertraten sie euphorisch die nationalso-
zialistischen Ide ale . Viele s erschien ihnen als ge-
recht und legitim . Von Mitleidsb ekundungen ge-
genüb er b eob achtetem Leid ist weder zur Tatzeit
no ch im Rahmen der Interviews etwas zu spüren,
das Schicksal anderer Völker und Nationen hat sie
nicht intere ssiert o der sie hab en es konsequent
verdrängt. Mit dem Wandel de s Kriegsglückes und
dem Erleb en eigenen Elends sahen sie sich mehr
und mehr selb st als Opfer de s Kriege s . E s machte
sich gar Empörung üb er die Unmenschlichkeit
der gegnerischen Kriegsführung breit. . . . Auch
nach 1 9 45 − vor dem Hintergrund der nun nicht
mehr zu leugnenden >Enthüllungen <, von denen
man angeblich nichts gewu sst hatte − waren mei-
ne Großeltern offensichtlich nicht gewillt, eigene
Mitverantwortung einzugestehen bzw. Scham
o der Reue , j a allein nur Mitgefühl für die Opfer
au szudrücken. « (S . 1 68 f.)

Exemplarisch wohl auch, was er b ezüglich der
ersten Frage üb er seinen Großvater schreibt:
»Zahlreiche Elemente der NS-Weltanschauung
waren von ihm . . . verinnerlicht worden, und er
vertrat sie au s Üb erzeugung und nicht aus Zwang.
D en Krieg trug und führte er fraglo s , eine Meute-
rei hätte er als , gegen sein Ehre ‘ empfunden . Eine
Verurteilung der nationalsozialistischen Politik
o der eine unterschwellige Ablehnung zahlreicher
Maßnahmen, wie er sie sich selb st 2 0 0 5 attestier-
te , hielten dem Vergleich mit zeitgenö ssischen
Quellen nicht stand . Sein Umdenken setzte ver-
mutlich b ereits in der US-amerikanischen Gefan-
genschaft ein . Die starke Hinwendung zur Zu-
kunft und die Tendenz, das Vergangene ruhen zu
lassen, hab en viele Erkenntnisse verzögert bzw.
dazu geführt, dass er sie nie erlangte . « (S . 1 66)

Was macht den b esonderen Wert diese s Buchs
au s ? Möglicherweise d as , was Wolfram Wette in
seinem Geleitwort schreibt, dass es sich »viel-

leicht . . . sogar um den ersten Versuch dieser Art«
handelt, dass ein Ge schichtsstudent seine »Magis-
terarb eit üb er die Rolle seiner eigenen Großel-
tern im Zweiten Weltkrieg schreibt. « E s sei de s-
halb »nicht au szu schließen, dass e s sich um eine
exemplarische intergenerationelle Auseinander-
setzung handelt, die zum Nachdenken anregt. « (S .
7)

Mich hat die Lektüre sehr b erührt und
fasziniert. D as Buch ist eb en nicht nur eine wis-
senschaftliche Arb eit, sondern gleichzeitig auch
eine sehr persönliche D arstellung und Au seinan-
dersetzung . E s ist die Schilderung einer Leb ensge-
schichte , ab er nicht als Roman wie z . B . die vom
Autor erwähnten Bücher von Jörn Ro e s (Freiwil-
lig in den Krieg. Auf den Spuren einer verlorenen
Jugend . B erlin-B randenburg 2 0 0 5 ) o der Uwe
Timm (Am B eispiel meine s Bruders . München
2 0 0 5 ) , sondern eingeb ettet und geprüft in und
mit wissenschaftlicher Metho dik.

Wette b eschreibt es so : »Als Historiker argu-
mentiert Moritz Pfeiffer quellennah, kenntnis-
reich, problemb ewu sst und unprätentiö s . Er ge-
fällt sich nicht in der Po se des Anklägers , sondern
b eschränkt sich auf die Rolle de s sensiblen, ab er
zugleich hartnäckigen und wissb egierigen Re-
chercheurs . So gelingt es ihm, an einem familien-
geschichtlichen B eispiel die Mechanismen von
Erinnern, Verge ssen und Verdrängen einsehb ar
zu machen . « (S . 1 1 )

B ei allem Einsehen, Verstehen und Erkennen
b ekennt ab er auch der Autor: »Eine Frage ab er, die
mich als Enkel emotional am meisten b e schäftig-
te , ist unb e antwortet geblieb en : Warum hat die
Menschlichkeit meiner Großeltern nicht gegen
die Massenmorde reb elliert und mein Großvater
selb st im Interview 2 0 0 5 keine Schuld o der
Scham eingeräumt bzw. kein Mitgefühl für die Op-
fer geäußert?« (S . 1 69)

Er versteht seine Untersuchung als »Versuch
eines Enkels , das Wissen üb er den historisch ein-
zigartigen Genozid an den Juden mit dem B ild der
respektierten und geliebten Großeltern zu ver-
knüpfen und sich ihre hier nachgewiesene B eteili-
gung daran zu erklären . D as ab er hebt keine sfalls
den >Verlust der humanen Orientierung < meiner
Großeltern und ihre Mitschuld auf. « (S . 1 69)

Vielleicht ist es genau die ser »Versuch der
Verknüpfung« , der das Buch so faszinierend
macht − j edenfalls für mich . Ich war häufig in der
KZ-Gedenkstätte Au schwitz und j edes Mal, wenn
ich an den B ahngleisen an der b erüchtigten Ram-
pe in B irkenau stand , an der die S S die aus den
Waggons herau sgekletterten Menschen in diej e-
nigen sortierte , die direkt in die Gaskammern ge-
zwungen wurden, und diej enigen, die langsam
durch Zwangsarb eit ermordet wurden, mu sste
ich an meinen Großvater denken . D er war kleiner
B eamter b ei der D eutschen Reichsb ahn in Schlesi-
en gewesen . Was seine genaue Funktion war, weiß
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ich nicht, ab er dass er nicht gewu sst hat, welcher
Art die vielen Züge waren, in denen Tau sende
Menschen au s dem D eutschen Reich und ganz Eu-
rop a − üb erwiegend Jüdinnen und Juden − in
Viehwaggons eingepfercht waren, und wohin sie
fuhren auf dem Weg durch die B ahnhöfe in
Liegnitz und B re slau , wo er b eschäftigt war, ist
nicht denkb ar. Auch deshalb wohl war für mich
b ei meinen B e suchen in der Jeru salemer Gedenk-
stätte Yad Vashem der stärkste Eindruck j ede s Mal
der auf einer abbrechenden B rücke vor dem
Abgrund stehende Viehwaggon der D eutschen
Reichsb ahn . »Nationalsozialismu s und Holo cau st
sind immer auch Familienge schichte« . . . lautet der
Schlusssatz de s Buche s .

. . . und die Anruferin, die meine Formulierung
»Land der Verbrecher« so heftig kritisiert hatte ?

Gerade durch die Lektüre wurde mir um so klarer,
wie falsch sie mit ihrer darauf gestützten Kritik, ih-
re Verwandten hätten keine Verbrechen b egan-
gen, lag.

Ganz ohne Zweifel war das nationalsozialisti-
sche D eutschland ein verbrecherischer Staat und
der von ihm b egonnene Krieg ein Verbrechen.
B eide konnten nur durch die Unterstützung, B e-
teiligung und Mithilfe von Millionen D eutscher
funktionieren. »Land der Verbrecher« ist also si-
cher insge samt zutreffend .

D er »Kampf um Würde« de s Ludwig B aumann
b ezieht sich ab er auf das westdeutsche Nach-
kriegsdeutschland , d as sich zum Rechtsnachfol-
ger de s D eutschen Reichs erklärt hatte . Die se Bun-
desrepublik, die sich in deutlicher Abkehr vom
verbrecherischen Nazi-Regime eine menschen-

rechtsorientierte demokra-
tische Verfassung gegeb en
hatte , wurde aufgeb aut von
− zwangsläufig − denen, die
in ihrer großen Mehrheit zu-
vor mitgemacht o der eb en
einfach nur ge schwiegen
hatten . Ein p aar wenige Ver-
antwortliche wurden zur
Rechenschaft gezogen, die
meisten konnten mit ihrer
zuvor gezeigten braunen
Gesinnung in den neuen
Strukturen weitermachen
(. . . Globke , Kiesinger, Filbin-
ger . . .) . B is weit in die 1 9 60er
Jahre war die NS-Diktatur
kein Thema, Stichworte da-
zu sind »Die Unfähigkeit zu
trauern« (Mitscherlich) und
»Die zweite Schuld« (Giorda-
no) . O der der Großvater
von Moritz Pfeiffer: Er »ver-
suchte während des Inter-
views 2 0 0 5 wiederholt, die
eigene Verantwortung und
seine Üb erzeugungen aus
der Zeit des Nationalsozia-
lismus zu relativieren und
sich selb st eine innere Ab-
lehnung und Oppo sition zu
attestieren . « (S . 1 70)

Stefan Ph ilipp

Die B ro schüre »Richte unsere Füße auf den Weg des Friedens« ist von
der Arb eitsstelle Frieden der b adischen Lande skirche erstellt worden
und ist dort ko stenlo s erhältlich :
Arb eitsstelle Frieden, Blumenstraße 1 -7, 761 3 3 Karlsruhe
Telefon 072 1 /9 1 7 5 4 7 1 , Mail frieden . ekj b @ ekib a. de



Martin A rnold: Gütekraft. Ein Wirkungsm odell

aktiver Gewaltfreiheit nach Hildegard Goss-

Mayr, Mohandas K. Gandh i und Bart de L igt. Mit

einem Geleitwort vo n Johan Galtung. No mos-

Verlag, Baden-Baden, 201 1; Band 4 der Reihe: Re-

ligion − Ko nflikt − Frieden, hera usgegeben von

Dr. Markus Weingardt, Forsch ungsstä tte der

Evangelischen Studiengemeinschaft FEST e. V.,

Heidelberg

Endlich liegt sie vor: Die vergleichende , Glaub ens-
gemeinschaften üb ergreifende Studie zum Wir-
ken, zum Hintergrund und zur Theorie der Ge-
waltfreiheit, Ergebnis j ahrelanger Arb eit von Mar-
tin Arnold , E ssen − seit vielen Jahren Mitglied des
Internationalen Versöhnungsbunde s/deutscher
Zweig.

D er anzuzeigende B and b einhaltet dab ei nur
den ersten und den letzten Teil der weitau s um-
fangreicheren Arb eit, die als Dissertation der Uni-
versität Siegen angenommen worden ist. D er ers-
te Teil stellt die Metho de der Studie d ar; der letzte
Teil vergleicht die Ergebnisse der Gesamtstudie .
Die se ist − auch das ist b emerkenswert − komplett
im Netz abrufb ar. Die drei mittleren Einzelstudien
− j eweils eine zu den Ansätzen von Hildegard
Go ss-Mayr, Mohandas K. Gandhi und B art de Ligt −
wurden inzwischen in drei auch für d as Auge und
die Hand ansprechenden sep araten B änden veröf-
fentlicht.

Wer sich kurz und bündig üb er das Anliegen
dieser Arb eit informieren will, ist mit die sem
B and des Nomo s-Verlage s gut b edient. Wer ab er
Geschmack daran gefunden hat, üb er die B e-
schreibung von Teller, Tassen und B esteck sowie
dem Gesamtgericht hinau s die se s selb st ko sten zu
wollen, ist auf die drei Einzelveröffentlichungen
angewie sen : Hier ist das Fleisch zum Gerü st, mit
zahllo sen B eispielen und Geschichten, die e s für
sich schon wert wären, in einem b e sonderen
B ändchen veröffentlicht zu werden, vielleicht
auch mit au sgewählten Geschichten als Kinder-
buch, um so früh wie möglich Menschen dafür an-
zu sprechen, welche Kraft in uns schlummert, um
Gewalt zu üb erwinden und Menschlichkeit zu b e-
wahren?

Wie ist e s möglich, Konflikte kre ativ und ohne
Gewalt zu lö sen? D er B egriff » aktive Gewaltfrei-
heit« ist b ereits eine Notlö sung, dient er do ch als
Korrektiv zu dem B egriff » Gewaltverzicht« , der im
deutschsprachigen Raum lange als rein »p assive s«
Geschehen aufgefasst worden ist, auch »passiver
Widerstand« genannt. Angestoßen wurde die se
b egriffliche Arb eit durch den von Gandhi neu ge-
schaffenen B egriff der S atyagraha, zu sammenge-
setzt au s » S atya« und »Agraha« , was in etwa ent-
spricht: »Wahrheit« und »B eharrlichkeit« . Arnold
stellt in seinem Gandhib and au sführlich die Dis-
ku ssion um Verständnis , B edeutungsfeld und
Üb ersetzung dieser B egriffe dar. Gandhi fasst die

B edeutung dieses B egriffes folgendermaßen : »die
Kraft, die au s Wahrheit und Lieb e geb oren wird«
(9 1 ) . Martin Arnold versucht die ses im D eutschen
mit dem von ihm neu geprägten B egriff » Güte-
kraft«

1 )

widerzu spiegeln . Diese Forschungsarb eit
weist nach, d ass Güte eine zwischen den Men-
schen wirkende , Gewalt üb erwindende Kraft ist.
D er Vergleich einer vom christlichen Glaub en ge-
prägten Konzeption − b ei Hildegard Go ss-Mayr -,
einem Ansatz au s einem hinduistischen Kontext −
Mohandas K. Gandhi − und einem atheistischen −
von B art de Ligt, zeigt auf, dass e s sich um ein un-
abhängig vom kulturell-religiö sen Kontext wahr-
nehmb are s und b e schreibb ares Phänomen han-
delt.

D amit liegt die grundlegende Problematik of-
fen, der der einleitende Teil die ser Studie , dem ers-
ten Teil de s Nomo s-B andes gewidmet ist :

a) Wie können die drei sehr verschiedenen
Konzepte miteinander verglichen werden, ohne
deren Eigenart zu leugnen?

b) Wie ist es möglich, Güte als wirkende Kraft
nachzuweisen, ohne den Anspruch der Wissen-
schaftlichkeit aufzugeb en, die im naturwissen-
schaftlichen Sinn, zumal verbunden mit den B e-
griffen »Vorhersagb arkeit« und »Nachprüfb ar-
keit« , im mitmenschlichen B ereich dort versagt,
wo ein Minimalb egriff von Freiheit im menschli-
chen Handeln angenommen wird ?

D er Vergleich wird dadurch ermöglicht, dass
Arnold die drei Konzepte in eine b e schreib ende
Sprache üb erträgt, die für alle drei gleichermaßen
angewendet wird . Die ser »Üb ersetzungsarb eit«
dienen die drei darstellenden B ände der Arb eit zu
Go ss-Mayr, Gandhi und de Ligt.

D em wissenschaftlichen Nachweis der Wir-
kungskraft der Güte dient der B egriff einer »Theo-
rie mittlerer Reichweite« , b egründet vom Soziolo-
gen Rob ert K. Merton. Gemeint ist eine Theorie ,
die mehr ist als eine B e schreibung von Einzelphä-
nomenen und weniger als eine Vorlage für vorau s-
sagb are weil b erechenb are B eob achtungen, die
also einer empirischen Üb erprüfung nahezu voll-
ständig standhält.

Um sich dem möglichen Vorwurf der Zirkel-
haftigkeit zu erwehren, legt Arnold b ereits auf
den ersten Seiten die Frage stellungen und For-
schungshypothe sen seiner Untersuchung dar
und b e schreibt die b ehutsamen Schritte der Üb er-
setzungsarb eit der drei Konzepte um ihrer Ver-
gleichb arkeit willen .

Auf diese Weise gelingt es Arnold − ohne ei-
nem D eterminismu s zu verfallen, der zur Zeit ger-
ne von Biologen und Gehirnforschern prop agiert
wird − denno ch auf wissenschaftlichem Nive au
die Wirkungskraft der Güte aufzuzeigen. So ist −
im Anschlu ss an diese Arb eit − der umgekehrte
Schlu ss b erechtigt: Nur wer in sein Entschei-
dungs- und Handlungskalkül die Wirkungskraft
der Güte mit einb ezieht, handelt rational .

8 5
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D ab ei zielt diese Arb eit auch au sdrücklich da-
rauf ab , der Praxis der aktiven Gewaltfreiheit zu
dienen . Seine Forschungsergebnisse , wie die
Gütekraft wirkt, sind mehr als nur Anregungen,
die se von Vorüb erlegungen angefangen üb er Pla-
nung, Au swertung, Durchführung und B ewer-
tung sowohl von Einzelaktionen als auch b ei lang-
fristig angelegten Kamp agnen zu b eherzigen .

Die im zweiten − also im Gesamtwerk im fünf-
ten und ab schließenden − Teil der vorgelegten
Studie aufgezeigten Ergebnisse sind in mehrfa-
cher Hinsicht für alle in der Friedensarb eit und
Theorie der Gewaltfreiheit Tätigen sehr b edeut-
sam :

• B egriffe klären: So weist Arnold nach, dass im
Sinne der Gütekraft weder das Ziel alle Wege
rechtfertigt no ch umgekehrt gilt »D er Weg ist d as
Ziel« , sondern vielmehr »D as Ziel ist der Weg« : D as
b ezeichnet die Kongruenz von Weg und Ziel, vom
Ziel her b e stimmt. In einer eigenen Tab elle (S .
2 2 6) werden die Ergebnisse dieser gewiss sehr
viel Zeit und Geduld zehrenden Üb erlegungen
üb ersichtlich d argestellt. So sei als weitere s B ei-
spiel auf die Prägung » Streitkunst« verwiesen : sie
zeigt auf, dass e s der Schulung und Vorb ereitung
b edarf, mit Ge schick und Können eine vorfindli-
che B egabung zu entwickeln, Konflikte allen B e-
teiligten gegenüb er »wohlwollend-gerecht« anzu-
gehen, um sie »zur MitWirkung (sic ! ) b eim Abb au
des Missstandes zu gewinnen« (S . 2 2 9) .
• Ansatz : Für eine Au seinandersetzung gegen Un-
gerechtigkeit im Sinne der Güte ist e s unumgäng-
lich, zunächst sich selb st darüb er klar zu werden,
was die eigenen Anteile an dem zu b ekämpfenden
Unrecht sind . D as hat nicht nur den Vorteil , damit
gegenüb er Gegenangriffen b e sser gefeit zu sein,
die in der Regel den »Dreck am eigenen Stecken«
hervorkehren und den »Unrat vor der eigenen
Tür« , bzw. den »B alken vor dem eigenen Auge« un-
üb ersehb ar machen. E s ist d arüb er hinau s der ers-
te Schritt, dem Unrecht entgegenzuwirken, in-
dem die eigenen Anteile , die es mit ermöglichen,
dann unterbleib en können . So anzu setzen schützt
davor, im Konfliktgegner den Feind zu sehen, d a
das Wissen um die eigene Verb andelung mit dem
Unrecht davor b ewahrt, im Anderen das zu skan-
dalisieren, was b ei einem selb st verstörend ist und
wirkt. Die se kritische Selb sterkundung fördert da-
b ei auch zu Tage , wo im eigenen Leb en b ereits d as
wirkt und da ist, was auf dem Weg de s Kampfes
hilft und ermöglicht, die Geduld und B eharrlich-
keit aufzubringen, die nötig ist: Die Güte im eige-
nen Leb en zu entdecken als eine Wirklichkeit, die
längst da ist. D amit wird e s möglich, sich auch in
seiner Wahrnehmung des Konflikts von dem zu
b efreien, was einen Missstand mit ermöglicht: Die
Art der Wahrnehmung und die damit verbundene
Vorau swahl der für möglich gehaltenen Wege . Ar-
nold nennt dieses Phänomen »Reframing« : den

Rahmen verändern bzw. erweitern, in dem der
Konflikt stattfindet.
• Neuland b etreten: Die Studie legt d ar, dass dort,

wo die Wirkungsweise der Güte b e schrieb en und
b edacht wird , die se eine B etrachtungsweise nach
sich zieht, die weder subj ektorientiert ist, no ch al-
lein vom B edingungsgefüge au sgeht. E s wird we-
der neuzeitlich-descartisch das Subj ekt in seiner
allesb estimmenden Mittelpunktstellung der Welt
b edient, no ch von den vorfindlichen Vorausset-
zungen, sprich Strukturen her die Grenzen des
Möglichen abgeleitet. Die Studie weist nach, d ass
die Wirkungsmacht und Wirkungskraft der Güte
etwas erzeugt o der auf etwas hinweist, das sich
zwischen die sen Polen ereignet: d . h . weder ganz
intrinsisch no ch au sschließlich extrinsisch zu
denken ist. Arnold prägt den B egriff »B eziehungs-
zentrische s Selb stbild« (S . 1 79 ff. ; 2 1 0 ff. u . ö .) . D as
scheint ein Paradox zu sein, als eine B eziehung
nicht zentral sein mag . So zu denken, zeigt die
Grenze des vom Subj ekt her geprägten D enkens
auf, die hier gerade b eiseite gelegt werden kann:
Indem die B ezüglichkeit von »ich« und »wir« nicht
nur b ezogen auf mich und meine Mitstreiter son-
dern auch b ezogen auf mich und meine Konflikt-
gegner plu s unsere gemeinsame B ezüglichkeit
zum Rahmengefüge wahrgenommen und thema-
tisiert werden kann, geschieht b ereits das , was am
Ende einer erfolgreichen gewaltfreien Konflikt-
b e arb eitung stehen kann : neue Gemeinschaft, ein
»Leb en in Fülle für alle« (Hildegard Go ss-Mayr) .

D as Literaturverzeichnis lie st sich zugleich als
eine B est-of-Liste der wichtigsten Werke der Frie-
densarb eit der letzten vier Jahrhunderte − von La
B o etie , 1 5 3 0- 1 5 6 3 , angefangen üb er den Klassiker
Thore au , Werke von Jo chheim und Eb ert bis zu
Veröffentlichungen jüngster Gegenwart wie den
S ammelb and » Gewaltfrei aktiv« von 2 0 1 1

2 )

.
Sehr lesenswert ist die kleine B eispielsamm-

lung, S . 2 37 ff. , die die von Arnold aufgezeigte Stu-
fenfolge gütekräftigen Wirkens anschaulich b e-
schreibt. Sie könnte durch die im Gesamtwerk an-
geführten B eispiele leicht um ein Mehrfaches er-
weitert werden o der b ezogen auf wenige ein-
drückliche B eispiele separat geeignet für Kinder
o der b earb eitet für Jugendliche veröffentlicht
werden.

Die Studie regt an, üb er die anthropologi-
schen Vorau ssetzungen der offenb aren Wir-
kungsweise der Güte weiter nachzudenken. Ar-
nold selb st deutet diese Möglichkeit an (b e s . Seite
2 0 1 f. »Menschenbild« und zur Frage : »Ist der Glau-
b e an das Gute im Menschen Voraussetzung für
die Annahme der Gütekraft« , 2 0 2 ) . D er B egriff des
b eziehungszentrischen Selb stbilde s macht solch
ein Nachdenken geradezu notwendig . E s ist die
Frage , ob hier nicht auch ein »Reframing« im Gan-
ge ist, der d as in Au seinandersetzungen immer
wieder hörb are anthropologische Dilemma üb er-
windet, das »den Pazifisten« vorwirft, sie würden



BDS − Boyko tt, Desin vestition, Sanktio nen. Kö-

n igsweg der Befreiung oder Sackgasse der Ge-

sch ich te? A nnäherungen an eine aktuelle Nah-

ostdeba tte m it Beiträgen von Ka thrin Vogler,

Martin Forberg und Peter Ullrich, Aph orismA-

Verlagsbuchhandlung, Berlin 201 1; 42 Seiten; 5. -

Euro (ISBN 9 78-3-865 75-538-4)

D er Herau sgeb er der kleinen, ab er sehr feinen
Reihe »Kleine Texte« der AphorismA-Verlags-
buchhandlung, Rainer Zimmer-Winkel, nennt in
seinem Vorwort die vorliegende Schrift »eine Po-
sitionsb e stimmung des Verlags« (S . 6) . Sie zeich-
net sich dadurch au s , dass sie dazu ermutigt, »legi-
time unterschiedliche Po sitionen . . . auszuhalten« .
Die s sind im Einzelnen die Contra-Po siton von Ka-
thrin Vogel und die Pro-Einstellung von Martin
Forb erg . Peter Ullrich versucht, die Disku ssion
diskursanalytisch zu b ewerten. Wer sich also −
wie e s mir ergangen ist − von die ser Veröffentli-
chung verspro chen hat, gute Argument für o der
gegen B oykott u . a. zu finden, wird einerseits ent-
täu scht, andererseits b ereichert werden durch er-
hellende Blickwinkel .

Kathrin Vogler veröffentlicht ihre Po sition als
Linke-Abgeordnete im D eutschen Bundestag und
b eruft sich zugleich auf von ihr verfasste bzw. he-
rau sgegeb ene Veröffentlichungen als Geschäfts-
führerin des Bunde s für Soziale Verteidigung,
B SV, ein Amt, dass sie von 2 0 02-2 0 09 b ekleidete .
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an das Gute im Menschen glaub en und »die B ellizi-
sten« b ezichtigen, sie trieb en mit der Lehre vom
B ö sen im Menschen, b ekannt als Erb sündenlehre ,
Missbrauch . So spricht Jean Lasserre in seinem
Klassiker »D er Krieg und das Evangelium«

3

) von
der konstantinischen Häre sie . Mir ist es nicht nur
einmal so ergangen, wenn ich B eispiele erfolgrei-
chen gewaltfreien Wirkens vorbrachte , die z . B .
Birgit B erg in ihrer Weltkarte der Hoffnung

4)

ge-
sammelt hat, dass mir entgegnet wurde : das wären
Au snahmen; niemand könne sich darauf verlas-
sen, dass solche Erfahrungen üb ertragb ar seien;
verantwortliche s Handeln lasse sich auf Grund
solcher Einzelb eispiele nicht ableiten.

Die Arb eit von Martin Arnold hält dagegen: E s
ist unvernünftig und auf die D auer für einen selb st
wie für andere schädigend , die Möglichkeit der
gegenwärtigen Wirkungskraft der Güte nicht mit
ins Kalkül zu ziehen : Sie ist offenb ar weder im Ein-
zelmenschen − so das Argument gegen optimisti-
sche Pazifisten − verankert, no ch kann sie von den
Umständen her verhindert werden − so das Argu-
ment gegen pessimistische B ellizisten − sondern
ereignet sich im B eziehungsgeschehen zwischen
Menschen .

5 )

D as , was sich zwischen Menschen er-
eignet nimmt eine eigene Größe an, die nicht sub-
sumierb ar ist unter das , was auch nur zwei b etei-
ligte Menschen für sich allein darstellen, tun o der
lassen. Die se Wahrnehmung de s »Zwischen« , des-
sen, was zwischen Menschen sich ereignet, darauf
das Augenmerk zu legen und e s als eine eigene
Größe zu erkennen, ist das Verdienst der Arb eit
von Martin Arnold , die in diesem Punkt anknüp-
fen kann u . a. an Üb erlegungen von Hanna Arendt,
D enktagebuch 1 9 5 0- 1 97 3 . D er grundlegende An-
satz b ei sich selb st, im eigenen Leb en, wahrzuneh-
men, wo und wie dort Güte sich ereignete und wie
ich selb st mit dem Unrecht verbunden bin, ist die-
sem Ansatz ge schuldet: Die B ezüglichkeit im eige-
nen Leb en erkennen und wahrnehmen . Hier kann
an die Forschung angeknüpft werden, die das
Menschenbild vom homo o economicu s stark in
Frage stellen und auch experimentell nachwei-
sen, wie sehr Menschen auf Zusammenarb eit, Ver-
ständigung und Hilfsb ereitschaft angewie sen
sind .

6)

Am Rande notiert: D ie B emerkung, dass ein
Meinungsstreit nur darum unvoreingenommen
und gewissenhaft geführt werden könne , »da nie-
mand ab solute Wahrheit erkennen kann« ( 1 1 9) , ist
für mich nicht nachvollziehb ar; die se s Argument
kann im Gegenteil sehr schnell gewaltträchtig ge-
genüb er Menschen wirken, die mit solch einem
Ab solutheitsanspruch auftreten . Im Falle , dass j e-
mand genau diesen Anspruch erhebt, kann ein
Dialog gerade nicht aufhören, sondern z . B . üb er
die Differenz von Ab solutheit und Wahrheit anset-
zen . D enn wozu e s keine B ezüge gibt, kann nicht
erkannt werden . So wäre es also intere ssant zu fra-
gen, von welchen B ezügen her die Ab solutheit ei-

1 ) Vgl . Heft 1 2 1 der Viertelsj ahrshefte für Frieden und Gerechtigkeit
»gewaltfreie aktion« , 1 9 9 9 , zugleich als Sonderb and veröffentlicht
von M artin Arnold und Gudrun Kittel, Hrgs . : » Gütekraft erfor-
schen« , Minden 1 9 9 9 . D ort wird der von M artin Arnold neu ge-
prägte B egriff » Gütekraft« von zahlreichen Autoren breit vorge-
stellt und diskutiert.

Ich b evorzuge den B egriff »Wirkungskraft der Güte« − der B egriff
» Gütekraft« b etont für meine Ohren die »Kraft« zu sehr auf Ko sten
der » Güte« , sie ist es ab er, von der m. E . die Kraft au sgeht, deren
verändernde Wirkung Arnold in seiner Arb eit b e schreibt. D ab ei
ist » Gütekraft« wortge schichtlich eine Tautologie , da » Güte« sich
ableiten läßt aus »gut« verbunden mit der E- o der I-Erweiterung,
die im D eutschen den Kau sativ anzeigt: also das, was etwas b e-
wirkt, hervorruft, erzeugt: vgl . »fallen« und »fällen« = »zu Fall brin-
gen« , »tot« und »töten« , »Wahl« und »wählen« , »lang« und »verlän-
gern« , »nah« und » sich nähern« ; » Güte« : das , was etwas/einen gut
sein/werden lässt.

2 ) Reiner Steinweg, Ulrike Laub enthal (Hrsg .) : Gewaltfreie Aktion .
Erfahrungen und Analysen, Frankfurt am Main 2 0 1 1

3) Jean Lasserre : D er Krieg und das Evangelium, S . 7 1 u . ö . Neu he-
rau sgegeb en von Thomas Nauerth in : Handbibliothek Christli-
cher Friedenstheologie , B erlin 2 0 0 4

4) Birgit B erg : Weltkarte der Hoffnung . Werkstattmappe mit 1 5 0 ge-
waltfreien Ereignissen des 2 0 . Jahrhunderts . Freiburg 2 0 0 0 .

5 ) Ob auch zwischen Mensch und Tier und wenn j a, wie , wäre zu un-
tersuchen; einen Nachweis halte ich nicht für ausgeschlo ssen.

6) D ohmen, C asp ar: Fairne ss zahlt sich aus . in : SZ vom 2 2 . 1 2 . 2 0 07, S .
2 1 , sowie zahlreiche Forschungen der Verhaltensökonomie ; die
SZ vom 2 1 . 0 9 . 2 0 0 9 , S . 1 8 verweist in diesem Zusammenhang b e-
sonders auf die Arb eiten von Axel O ckenfels ; vgl. laut SZ
0 8 . 0 8 . 2 0 0 9 , S . 3 2 Johanne s Siegrist: D er Homo o economicu s b e-
kommt Konkurrenz . Die Wiederentdeckung der Emotion in der
Wirtschaft. Identity Edition, B and 3 , Identity Found ation (Hrsg .) ,
Düsseldorf 2 0 0 8 .

ner möglichen Wahrheit b ehauptet wird etc . Vom
Ansatz de s b eziehungszentrischen Selb stbildes
dürfte no ch einige s zu erwarten sein !

Ma tth ias Engelke
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In einem von ihr 2 0 0 3 zu sammenge stellten Info-
blatt zur Wirksamkeit von B oykotten erinnert sie
an fünf Vorau ssetzungen (S . 9) :
1 . E s wird ein ganz konkrete Missstand ange spro-
chen;
2 . es wird ein klare s Ziel definiert;
3 . es b edarf einer verständlichen und eindeutigen
Symb olik;
4 . sind viele Mitstreiterinnen und Mitstreiter und
5 . ein langer Atem nötig .

D er B eitrag stellt im Weiteren eine Untersu-
chung zur zweiten Vorau ssetzung d ar: Sind klare
Ziele definiert worden? Sie b ezieht sich dab ei auf
Formulierungen, die im Aufruf von 1 0 6 p alästi-
nensischen Organisationen und D achverb änden
am 9 . Juli 2 0 0 5 verab schiedet worden sind (S . 9 f.)
sowie auf Zielsetzungen der Co alition of Women
for Peace (S . 1 0) .

B ei b eiden, den ersten mehr als den letzteren
ist ihr Haupteinwand : Die Ziele enthalten »Un-
schärfen« , so d ass sie sich klar gegen die »B D S-
Kamp agne« au sspricht. Ihre Argumente :
• In der Zielsetzung von 2 0 0 5 , »B eendigung der
B e satzung und Kolonisation de s ge samten arabi-
schen Lande s und Niederreißen der Mauer« , ist
die Formulierung »de s gesamten arabischen Lan-
des« von einer von ihr vermuteten b ewu sst ein
Kauf genommenen Unklarheit, die auch »aggres-
siv gedeutet werden« kann gegen eine »Anerken-
nung der staatlichen Existenz Israels« . D as Nieder-
reißen der Mauer ist allein so lange ein legitimes
Ziel , wie e s sich auf Teile der Mauer b ezieht, die
auf p alästinensischem Gebiet errichtet wurden .
• Die zweite Forderung »Anerkennung der
Grundrechte der arabisch-p alästinensischen Bür-
ger Israels auf vollständige Gleichb erechtigung«
lässt nach Kathrin Vogler offen, ob damit eine »An-
erkennung der Existenz Israels« mitgemeint ist, d a
sich diese Forderung » auf die Rechte von Bürge-
rinnen und Bürgern de s israelischen Staates b e-
zieht« .
• Am deutlichsten ist no ch die dritte Forderung:
»Achtung, Wahrung und Unterstützung des
Rechts der palästinensischen Flüchtlinge auf
Rückkehr zu ihren Wohnstätten und ihrem B esitz,
wie in VN-Re solution 1 9 4 vereinb art« . Sie ist aller-
dings »realistischer Weise von Israel nicht zu er-
warten« (S . 1 1 ) und kann allenfalls im Rahmen von
Friedensverhandlungen als Maximalziel verhan-
delt werden .

Die Zielsetzung der Co alition of Women for
Peace erscheint hingegen konkreter, sie b e ab sich-
tige , »die Öffentlichkeit zu mobilisieren und die
Ko sten der B e satzung zu erhören« . (S . 1 2 ) Jedo ch
fährt sie fort: »Au s meiner Sicht ist ab er insge samt
kein eindeutiges , klare s und erreichb ares Ziel der
Kamp agne zu erkennen . « Die von der Co alition
ins Netz ge stellte Liste von b etroffenen Unterneh-
men erweist sich nicht zuletzt auch darum als
»nicht wirklich handhabb ar« (S . 1 2 ) und ermög-

licht darum auch nicht, zu einem klar erkennb a-
ren Symb ol für die Kamp agne zu kommen .

Sie setzt sich stattde ssen für gezielte Sanktio-
nen gegenüb er Israel ein, » solange die Blo ckade
des Gazastreifens sowie die B e satzung und der il-
legale Siedlungsb au im Westj ord anland andau-
ern . « So fordert sie
• Außerkraftsetzung de s EU-Assoziierungsab-
kommens insb esondere » solange Pro dukte aus
den Siedlungen unter dem Lab el »Made in Israel«
zu den vergünstigten B edingen de s Abkommens
eingeführt werden . « (S . 1 3 ) ;
• »Rü stungsexporte in die ge samte Naho stregion
sind zu unterlassen« (S . 1 3 ) ;
• Treffen mit israelischen Politikerinnen und Poli-
tikern sollten nur auf israelischem Gebiet inner-
halb der Grenzen von 1 9 49/ 1 9 67 erfolgen.

Zum Schlu ss formuliert Kathrin Vogler eine
»doppelte Verantwortung« : Einerseits fordert sie ,
dass auf Grund der Scho ah »wir Israel nicht wie j e-
des andere Land b ehandeln« können; andererseits
fühlen sich Palästinenserinnen und Palästinenser
als »diej enigen . . . , die für die Verbrechen der D eut-
schen b e straft werden . D e swegen hab en wir auch
ihnen gegenüb er b e sondere Verantwortung . « Ein
b e sonderer »deutscher B eitrag« könne es dab ei
sein, auf b eiden Seiten die Fixierung auf die aus-
schließliche Opferperspektive zu üb erwinden
und »dazu b eizutragen, gegenseitig die Wahrneh-
mung und Anerkennung der Sorgen, Ängsten und
Interessen der j eweils anderen Seite zu fördern«
(S . 14) .

Hier bleibt mir nun völlig unklar, wer als Sub-
j ekt die ser Vorschläge ange spro chen wird , wer ist
»wir« und warum soll e s einen »spezifisch deut-
schen« B eitrag geb en? Mir ist dab ei weiterhin un-
klar, wie j emand , der eine Verantwortung als
D eutscher auf Grund der Ge schichte der Scho ah
trägt, b e sonders dafür prädestiniert zu sein
scheint, die Fixierung auf die Opferperspektive
b eider Seiten zu üb erwinden − wie kann verhin-
dert werden, d ass mit dem Nennen der verbreche-
rischen Taten der j eweiligen Seite ein B ezug her-
ge stellt wird zu den Verbrechen im Zu sammen-
hang mit den von D eutschen durchgeführten
bzw. zu verantwortenden Verbrechen zur Zeit des
Nationalsozialismu s ? Wer selb st mit einer
Tätertradition in Verbindung gebracht wird − wie
es Kathrin Vogler erinnert − wie kann dort glaub-
würdig die Opferfixierung anderer üb erwunden
werden?

Und warum kann Israel nicht wie j eder andere
Staat b ehandelt werden − o der ist mit »Israel« et-
was andere s gemeint, als das jüdische Volk o der
das Judentum? Mich b eschleicht der Eindruck,
dass die eingeklagte mangelnde Klarheit auch die-
se Stellungnahme erfasst hat.

Zurück bleib en b ei mir die starken Argumente
gegen eine unklare Zielsetzung der B D S-Kamp ag-
ne . D as spricht eher dafür, die Zielsetzung zu üb er-
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arb eiten bzw. , sollte sich der deutsche Zweig des
Internationalen Versöhnungsbund der Kampag-
ne einge schränkt o der umfassend anschließen
wollen, eine eigene , klar definierte und nachvoll-
ziehb are Zielsetzung vorzulegen .

D er B eitrag von Martin Forb erg ist ein von we-
nig Zweifeln b etroffenes Plädoyer für die B oykott-
maßnahmen, Investitionsentzug und S anktionen .
Solche Zweifel erscheinen z . B . an der Stelle , wo
der Vorwurf reflektiert wird , die Kamp agne sei
einseitig gegen Israel gerichtet. Hier wird vorge-
schlagen : »Um zugleich klare Konturen für die po-
litischen Ziele b eizub ehalten, wird es p arallel im-
mer nötig sein, b eispielsweise Israel einerseits
o der S audi-Arabien andererseits au sdrücklich zu
b enennen. « (S . 1 8) .

Die Wirksamkeit der B D S-Strategie b eruhe u . a.
darauf, wie zu stimmend von Ali Abunimah zitiert
wird , dass auch schon wie im Falle der B ekämp-
fung der Ap artheid in Süd afrika »dieses Gefühl
der Isolation und des Pariastatu s . . . dazu b eigetra-
gen« hab e , »die südafrikanischen Machthab er . . . zu
der Erkenntnis zu bringen, d ass ihr Regime un-
haltb ar war« (S . 1 9) .

D as mö chte ich allerdings b ezweifeln . Die Er-
fahrungen speziell mit S anktionen gegenüb er dik-
tatorischen Regime s wie im Irak unter S addam
Hu ssein o der gegenwärtig gegen Nordkore a o der
Iran zeigen, d ass die s restriktive Systeme stabili-
siert, die B evölkerung polarisiert in Freund und
Feind gegenüb er dem Regime und damit die nor-
malerweise stets in Fülle zur Verfügung stehen-
den Handlungsmöglichkeiten auf wenige redu-
ziert (pro und contra) werden und d amit eine Läh-
mung der B evölkerung im eigenen Land b eför-
dert wird .

Als Erfolge der Kamp agne werden die breite
Unterstützung und die Firmenpolitik der D eut-
schen B ahn b ei ihrem Rückzug von einem B au-
proj ekt in Palästina verbucht, wogegen auch der
Versöhnungsbund seinerseits prote stierte . Weite-
res B eispiel ist die franzö sische Firma Veolia, die
sich mit ihrer To chterfirma Connex Israel au s
dem Proj ekt zurückgezogen hab e , die b e setzten
israelischen Gebiete mit Stadtb ahnen untereinan-
der zu verbinden .

B ezüglich der BD S-Disku ssion b ezieht sich
Martin Forb erg auf eine Disku ssion zwischen Mi-
cha B rumlik und Rolf Verleger, die immerhin da-
rin üb ereinkamen, zuminde st den Willen zum En-
gagement » stets zu re spektieren« , » sofern er sich
für die Verwirklichung von Menschenrechten
einsetzt« . B eide entwickelten d araufhin »die Per-
spektive eines B oykotts au sschließlich von Sied-
lungspro dukten« (S . 2 1 ) . Ihr wird widerspro chen :
D a für die Siedlungspolitik der israelische Staat
verantwortlich sei, der exakte Nachweis für Pro-
dukte aus den b e setzten Gebieten kaum zu führen
sei und zuletzt damit ein »deutscher Sonderweg«
eingeschlagen werde , »dem eine moralische B e-

gründung fehlt« − letztere s bleibt unb egründet.
Allerdings wird argumentiert, dass eine interna-
tionale B ewegung dadurch nicht gestärkt würde .
Soll damit als Argument gelten: Was die Solidarität
nicht fördert, sei unmoralisch? D as würde die Dis-
ku ssion vollständig auf ein inhaltsfreies Terrain
verschieb en und e s denen üb erlassen, die darü-
b er zu definieren sich anmaßten, was unter » Soli-
d arität« zu verstehen sei − was dem Missbrauch
Tor und Tür öffnen würde . Andererseits − so
schlägt Martin Forb erg vor − konzentriert sich die
BD S-Kamp agne auf Firmen, die dafür b ekannt
sind , vornehmlich in den b esetzten Gebieten zu
pro duzieren, wie etwa Agrexco , Ahave , So da-
Club , Violeia und als deutsche Firmen Siemens ,
Heidelb erg-Cement, D eutsche B ahn und Adidas
(S . 2 2 ) .

D er ab schließende B eitrag von Peter Ullrich
versucht, die unüb ersichtliche Disku ssionslage
zu analysieren . D ie Zuordnungskriterien »rechts-
links« versagen in die ser D eb atte , wie eine Unter-
suchung u . a. auch des Autors zu allein einem Er-
eignis im Nahen O sten (Israels Rückzug au s dem
Gaza-Streifen 2 0 0 5 ) gezeigt hab e . Er führt statt-
de ssen den B egriff »D eutungsmu ster« ein (S . 2 4) .
D eutungsmu ster steuern unabhängig von ideolo-
gischen Po sitionierungen, wie Po sitionen in ei-
nem Konflikt eingenommen und vor allem auch
gegen z .T. offensichtliche Widersprüche und Wi-
derlegungen aufrecht erhalten werden . Leider
analysiert Peter Ullrich nun nicht die b eiden z .T.
widersprüchlichen vorangegangenen B eiträge ,
was e s den Lesenden wohl in den Augen des Verla-
ges etwas zu einfach machen würde .

Als zentrale Hypothe se vermutet der Autor als
b estimmende s D eutungsmuster in der BD S-Dis-
ku ssion die spezifisch deutschen »B edürfnisse ,
B efindlichkeit und B ewältigungsversuche in der
Folge de s Nationalsozialismu s« (S . 2 8) . Dies D eu-
tungsmu ster würde vor allem durch folgenden
Widerspruch stets neu erzeugt: »D er fortdauern-
de Widerspruch zwischen Au schwitz und deut-
schen Nationalstolz ist der ge sellschaftliche
Grundkonflikt, der j ede Po sitionierung im Nah-
o stkonflikt mitb e stimmt« , auch wenn die s für die
im Diskurs b eteiligten Einzelnen nicht im j eden
Fall ein Konflikt sein mu ss (S . 3 1 ) . Peter Ullrich un-
terscheidet d ab ei einen primären Antisemitismu s
− der zu dem geführt hat, was vom Autor mit der
Chiffre »Au schwitz« gekennzeichnet wird − und
einem » sekundären Antisemitismu s« (S . 3 0) : Ein
»Antisemitismu s nach und wegen Au schwitz« : Jü-
dinnen und Juden werden als Proj ektionsfläche
b enutzt, »um mit ihrer Hilfe die D eutschen zu ent-
schulden und die Vergangenheit zu entsorgen. «
Die se Schematismen zeichnet der Autor an ver-
schiedenen Stellen nach, z . B . wo die Verhinde-
rung eine s neuen Au schwitz zu einem Argument
für neue Kriege wird (Ko sovo) . D er Philo semitis-
mu s etwa der B ild-Zeitung erscheint in dieser Per-
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spektive gleichfalls als Spielart die se s sekund ären
Antisemitismu s ´ . Peter Ullrich b eob achtet, d ass
den auftretenden Widersprüchen oft durch ritua-
lisierte »B ekenntnisflo skeln« b egegnet werde . Als
Ritu s verlangen sie Unterwerfung und B efolgung,
statt Distanz und Reflektion zu fördern (S . 3 2 ) . So-
b ald ein anerkannter Rahmen verlassen wird ,
kommt es dadurch b esonders leicht zu Verunsi-
cherungen und stark emotionalisierten Reaktio-
nen (S . 3 2 ) , weil eigene Unsicherheiten üb erdeckt
werden sollen .

D o ch gerade auf Grund z .T. reflexhafter Reak-
tionen kommt e s dazu , dass Po sitionen reflektier-
ter und differenzierter dargestellt werden, weil
der erwarteten Re aktion schon im Vorhinein ent-
gegnet werden soll .

E s gilt dab ei, b e sonders darauf zu achten, ob in
die sem Diskurs »die entsprechenden Dinge an-
schlu ssfähig an den Antisemitismus sind« (S . 3 5 ) .
D er B egriff der »Anschlu ssfähigkeit« verweist da-
b ei ab sichtlich auf ein weite s Feld der möglichen
Ambivalenzen und Mehrdeutigkeiten . »D as wich-
tigste Einfallstor« , so Peter Ullrich, »für antisemiti-
sche Anschlüsse in der Naho stdeb atte ist eine in
der Palästinasolidarität gründende Israelkritik,
die in einer zuge spitzten Freund-Feind-Logik Au-
genmaß, Distanz und damit letztlich auch den
menschenrechtsuniversalistischen Anspruch der
allgemeinen Emanzip ation aufgibt. « (S . 3 6 f.)

So sich »Palästinasolidarische Menschen« als
solche ange spro chen fühlen, wird ihnen insb e-
sondere eine Reihe von Fragen ge stellt, die sie
»möglichst mit Ja b eantworten« sollten . Die Fra-
gen lauten :
• »Werden an Israel die gleichen Kriterien wie an
andere Länder/Konflikte angelegt?
• Werden die legitimen Intere ssen aller b eteilig-
ten Menschen, auch der Israelis , mit b ed acht?
• Wird eine Gleichsetzung Israels mit dem Natio-
nalsozialismus vermieden?
• Wird die b e sondere B edeutung der Scho ah und
des Antisemitismus als ein Grund (unter ande-
ren !) der Entstehung Israels anerkannt?
• Ist man in der Lage , die Konfliktp arteien nicht
nur als homogene Blö cke zu sehen, sondern auch
ihre innere Widersprüchlichkeit wahrzunehmen
und auch die unterstütze Konfliktp artei in ver-
schiedenen Punkten zu kritisieren?
• Werden Bündnisse mit rassistischen und antise-
mitischen Kräften au sgeschlo ssen?
• Werden keine antisemitischen Stereotype ver-

wendet?
• Werden nicht fälschlich Jüdinnen und Juden für
die israelische Politik verantwortlich gemacht
o der Antisemitismus mit der israelischen Politik
rationalisiert?«

Solch ein Fragenkatalog wird im Anschlu ss
auch für die israelsolidarische Sicht« eingefordert,
ab er leider nicht vorgelegt. Hier wäre es interes-
sant zu sehen, wie der Autor b esonders b ezüglich

der Fassung der letzten drei Fragen formuliert hät-
te .

Mir fällt auf, dass diese Fragen ohne die Forde-
rung au skommen, es sei d as Existenzrecht Israels
anzuerkennen . D amit unterscheiden sie sich von
der Antisemitismu s-D efinition, für die Aktion
Sühnezeichen/Friedensdienste eintritt.

B ezogen auf die B oykottforderung heißt e s ab-
schließend , dass sie »nicht an sich antisemitisch«
sei, da sie , so die B egründung, »keinen kontext-
freien We senskern« hab e . Insb esondere »wenn sie
sich gegen Waren au s den komplett illegalen und
illegitimen Siedlungen richtet« , gehöre sie zu dem
zu »erwägenden strategischen Repertoire einer
B ewegung gegen die B esatzung« (S . 37) . »D o ch« −
so heißt e s weiter − » solange es ein weit verbreite-
te s Verständnis dafür gibt, d ass man wegen der is-
raelischen Politik Jüdinnen und Juden >unsymp a-
thisch < findet« , wie eine Erhebung nachweist,
»muss diese Forderung sich kritisch b efragen las-
sen . « (S . 37) D er Autor warnt vor einer die »Feind-
bilder verfe stigende [ n ] D ämonisierungsdynamik
einer wirklich erfolgreichen B oykottkapamp agne
. . . , [ die ] zur Vorsicht gegenüb er B oykotten gemah-
nen sollte« und warnt: »Diej enigen, die glaub en,
sich angesichts des schrecklichen p alästinensi-
schen Leids , das in keiner Weise relativiert wer-
den darf, einfach üb er jüdische , B efindlichkei-
ten< hinsetzen zu können und unb e schwert b oy-
kottieren o der sich mit offen antisemitischen
Kräften verbrüdern zu können, sind in der Grau-
zone unterwegs nach rechts . «

E s gibt eine ganze Reihe von B eob achtungen,
die die Verdrängungshypothe se de s Autors stüt-
zen. Ich halte es für sinnvoll , ihr gezielt nachzuge-
hen und zu fragen : Wie kann eine Po sition gegen-
üb er der nahö stlichen Problematik insb esondere
zu B oykott, Inve stitionsentzug und S anktionen
b ezogen werden, die
a) sich deutlich von dem die nationalsozialistische
Vergangenheit verdrängenden D eutungsmuster
abhebt,
b) auf der Seite der Opfer steht ohne in den Täter-
Opfer-Dualismu s zu verfallen und
c) der Kraft des Dialoges , der Lieb e und der Wahr-
heit, also der Gegenwart der Güte vertraut?

Solange die se Fragen no ch nicht klar b eant-
wortet werden können, ziehe ich es vor, von Kauf-
verzicht zu sprechen und nicht als Verb and zu
B oykott u . a. aufzurufen .

Vielleicht sind Gespräche unter Au sschlu ss
der Öffentlichkeit − wie e s z . B . u . a. Qu äker in sol-
chen und anderen Konfliktregionen praktizieren
− auch als Mittel in Erwägung zu ziehen?

Die Liste der Handlungsmöglichkeiten, im An-
schlu ss an die vom Versöhnungsbund veröffent-
lichtem Kairo s-Palästina-Papieres enthält no ch
immer Optionen, die nicht au sge schöpft worden
sind .

Ma tth ias Engelke
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Nachdem der Bunde stag 2 0 09 auch die letzten
Opfer der NS-Militärju stiz, nämlich die Kriegsver-
räter, rehabilitierte , scheint d as Kapitel D e serti-
on, Wehrkraftzersetzung und Kriegsverrat abge-
schlo ssen . D em ist nicht so . Neb en einer weiterge-
henden Forschung zu den Opfern kommt eine
weitere Gruppe stärker in den Blick: Die Täter. Die
Richter, die Ankläger, diej enigen, die mit ihren
Handlungen das System der NS-Militärju stiz erst
ermöglichten . Mit dem vorliegenden S ammel-
b and »Mit reinem Gewissen − Wehrmachtrichter
in der Bunde srepublik und ihre Opfer« , herau sge-
geb en von Jo achim Perels und Wolfram Wette ,
liegt ein erster fundierter B ericht vor, welcher
den Stand der D eb atte wiedergibt. Auffällig am
vorliegenden B and ist die Heterogenität der B ei-
träge . Diese spiegeln die ganze Breite der D eb atte
und der handelnden Personen wider. Ausgehend
von der nicht stattgefunden Verfolgung und Ver-
urteilung ehemaliger Richter werden an B eispie-
len die Netzwerke aufgezeigt, die nach 1 9 45 zur
gegenseitigen Selb streinwaschung und Karriere-
förderung insb e sondere in der B RD geführt ha-
b en . Im vorliegenden Buch ist eb enso die Rede
von Nachkriegskarrieren, der offensiven Verhin-
derung de s Entschädigungsanspruche s der Op-
fer, ab er auch von Versuchen, eine neue Militärju s-
tiz aufzub auen . Die Rede ist ab er auch davon, dass
zu den Aufgab en der Militärju stiz nicht nur die
Verfolgung von Gehorsamsverweigerern gehör-
te . Durch die aktive Verhinderung von Verfolgung
von Kriegsverbrechen durch die Wehrmacht
wirkte sie aktiv an dem verbrecherischen Krieg
mit, sie stützte und ermöglichte ihn .

Die einzelnen B eiträge liefern hervorragende
Ansätze , um eine systematische Aufarb eitung der
Militär- und Täterstrukturen voranzutreib en . D a-
mit leistet der B and einen wichtigen B eitrag für
die immer no ch zwingend notwendige D eb atte
und bietet zahlreiche Anregungen für weiterge-
hende Forschungsproj ekte , die zu einer Aufarb ei-
tung der Militärjustiz b eitragen können . Die s ist
nicht nur au s historischem Interesse wichtig. Ge-
rade die aktuell laufenden (Nicht-) D eb atten um
die Wiedereinführung einer Militärju stiz in der
Bunde srepublik D eutschland machen die Not-
wendigkeit der Aufarb eitung auch 66 Jahre nach
Ende de s Zweiten Weltkriege s deutlich . Mit B e-
schlu ss der Bunde sregierung vom April 2 0 1 2 wur-
de die Staatsanwaltschaft Kempten für Bundes-
wehrangehörige im Ausland zur Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft. Was wie die einfache Konzent-
ration von Kompetenzen wirkt, ist als erster
Schritt auf dem Weg zu einer eigenen militäri-
schen Ju stizstruktur zu sehen . Helmut Kramer

macht dies mit seinem B eitrag »Kriegsju stiz durch
die Hintertür« im vorliegendem B and sehr gut
deutlich . Ziele dieser Sonderstaatsanwaltschaft
sind , so Kramer, den Soldaten Rechtssicherheit
für ihr Tun zu geb en (sie also auch vor einer zivil-
rechtlichen Strafverfolgung zu b ewahren) und sie
nicht langwierigen mehrinstanzlichen Proze ssen
au szu setzen . Durch die direkte Weisungsgebun-
denheit der Staatsanwaltschaften (im Gegensatz
zu Richtern) werde das Prinzip der Unabhängig-
keit der Ju stiz im Staatsinteresse au sgeheb elt. E s
entstehe so ein Einfluss auf die Ju stiz durch die
Hintertür. Gegen Verfahrenseinstellungen der
Staatsanwaltschaften sind , sofern sie von der
üb ergeordneten B ehörde mitgetragen werden, −
ganz im Gegensatz zu gerichtlichen Entscheidun-
gen − praktisch keine Anfechtungsmöglichkeiten
vorhanden . Diese Sonderstaatsanwaltschaft soll ,
so Kramer, nicht nur für den ungehinderten Au s-
landseinsatz sorgen, sondern auch ungehorsame
Soldaten disziplinieren helfen . Weitere Schritte ,
wie eine »emb edded ju stice« o der Sondergerichts-
b arkeiten seien derzeit no ch nicht durchzu setzen .
Üb erlegungen dazu gibt e s derzeit j edo ch schon .
E s ist zu hoffen, dass die ser B eitrag Pflichtlektüre
in der D eb atte wird . Ergänzt wird die ser sehr aktu-
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elle B eitrag durch die historische Disku ssion der
Versuche zur Wiedereinführung einer neuen Mili-
tärju stiz in der Bundesrepublik im B eitrag von
Rolf Surmann .

Weitere wichtige B eiträge im Buch b e schäfti-
gen sich mit einzelnen Biographien wie die des
Generalfeldmarschalls Ferdinand Schörner (von
Peter Steinkamp) , de s Generalfeldmarschalls
Erich von Manstein (von Oliver von Wro chem) ,
des Feldmarschalls Alb ert Ke sselring (von Kerstin
von Lingen) , de s Amtgerichtsdirektors Werner
Massengeil (Geord D . Falk) , de s B GH-Richters
Ernst Mantel (von Claudia Fröhlich) o der Prof.
Erich Schwinge (von D etlef Garb e) . Sie machen
plastisch deutlich, wie alte Netzwerke weiter
funktionierten und einen »reibungslo sen Üb er-
gang« nach 1 9 45 ermöglichten . Sie zeigen auch,
dass e s sich b ei den fortge setzten Karrieren nicht
um Einzelfälle , sondern die Regel handelte . Unter-
legt wird dies durch Untersuchungen von Kriegs-
erfahrungen und Nachkriegskarrieren von Divisi-
onsrichtern der Wehrmacht im B eitrag von Chris-
toph Rass und Peter M . Qu adflieg sowie den B ei-
trag von Norb ert Haase , der sich mit den Karrie-
ren von Richtern des Reichskriegsgerichtes aus-
einandersetzt. Einen ganz eigenen Punkt setzt Ja-

queline Roussety. Ihr gelingt es , in einem hervor-
ragend geschrieb enen E ssay, die vielfach disku-
tierte B iographie Hans Filbingers und de s Solda-
ten Walter Grögers und die Au seinandersetzung
darum au s heutiger Sicht zu reflektieren und er-
möglicht so neue Sichtweisen.

Bisher kaum b eleuchtet ist der Umgang mit
der NS-Militärju stiz in der SBZ und der DDR. Mit
die sem weißen Fleck b e schäftigt sich Annette
Weinke in einem weiteren B eitrag . Sie arb eitet he-
rau s , dass we sentlich striktere Prüfungen b ei der
Neub e setzung von Richterstellen stattfanden und
frühere NS-Richter strikter als in der B RD geprüft
wurden . D eutlich wird ab er auch, das die bisheri-
ge wissenschaftliche Aufarb eitung (ganz im Ge-
gensatz zu fast allen Leb ensb ereichen in der DDR)
mangelhaft ist, sowohl was die Üb ernahme von
NS-Juristen in den Staatsdienst b etrifft − auch zur
Verurteilung von Wehrmachtrichtern in der DDR
wurde bisher wenig geforscht. B isher lässt sich, so
Weinke , j edo ch feststellen, dass in den Waldhei-
mer Proze ssen minde stens 1 0 Wehrmachtsrichter
verurteilt wurden, davon 6 zum To de . 4 davon
wurden vollstreckt. Sie weist darauf hin, dass die-
se Urteile b ereits 1 9 9 2 im Rahmen de s SED-Un-
rechtsb ereinigungsgesetze s revidiert wurden,
lange b evor den Opfern der NS-Militärjustiz Reha-
bilitation zukam .

Einen Blick auf die Opfer und ihren langj ähri-
gen Kampf um Anerkennung richten die B eiträge
von Manfred Messerschmidt, Günther S aathoff
und Ludwig B aumann . Neb en einer Zu sammen-
fassung der ge schichtlichen Entwicklung des
Streitens , der Erfolge und Rückschläge im B eitrag
von Me sserschmidt, b eeindruckt vor allem die
persönliche Sicht B aumanns und die Reminiszenz
Messerschmidts an Otto Gritschneder, welcher
bis zu seinem To d versuchte die juristischen Auf-
arb eitung der NS-Militärju stiz voranzutreib en.

Aufgrund der vielen sehr guten und anregen-
den B eiträge ist der S ammelb and sehr zu empfeh-
len . E s bleibt zu hoffen, d ass er mithelfen kann,
neue Anstöße in der wissenschaftlichen Aufarb ei-
tung und politischen D eb atte zu liefern .

RalfBuch terkirchen


